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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 6 Minuten 
Präsidentin Anna E lisabeth Haselbach: Ich 

e r ö f f n e die 543 .  Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 542. S itzung des 
Bundesrates vom 1 3 . Juni 1 99 1  ist aufgelegen ,  
unbeanstandet geblieben und gilt daher als geneh­
migt. 

K r  a n k gemeldet haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Ingeborg Bacher, Hedda Kainz  
und Schwab . 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Dr. Gusenbauer, Pichier und Dr.  
Strimitzer. 

Ich begrüße sehr herzlich den im Hause er­
schienenen Herrn Bundesminister für Unterricht 
und Kunst Dr. Scholten. (Allgemeiner BeifalU 

Fragestunde 

Präsidentin: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bevor wir mit der Fragestunde beginnen, ma­
che ich - vor allem im Hinblick auf die seit der 
letzten Fragestunde in den Bundesrat neu einge­
tretenen Mitglieder - darauf aufmerksam, daß 
jede Zusatzfrage in unmittelbarem Zusammen­
hang mit der Hauptfrage beziehungsweise der ge­
gebenen Antwort stehen muß. Die Zusatzfrage 
darf nur eine konkrete Frage enthalten und darf 
nicht in mehrere Unterfragen getei lt sein .  

Um die  Beantwortung aller zum Aufruf vorge­
sehenen Anfragen zu ermöglichen, erstrecke ich 
die Fragestunde - soferne mit 60 Minuten das 
Auslangen nicht gefunden wird - im Einverneh­
men mit den beiden Vizepräsidenten erforderli­
chenfalls auf bis zu 1 20 Minuten. 

Ich beginne jetzt - um 9 Uhr 7 Minuten -
mit dem Aufruf. 

Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

Präsidentin: Wir kommen zur 1.  Anfrage an 
den Herrn Bundesminister für  Unterricht und 
Kunst. 

Ich b itte den Anfragesteller, Herrn Bundesrat 
Stefan Prähauser (SPO, Salzburg), um die Verle­
sung der Anfrage. 

Bundesrat Stefan Prähauser: Herr Bundesmi ­
n ister!  Meine Frage lautet: 

242/M-BR/91 

Werden Sie verstärkte Aktivitäten im Bereich der 
Erwachsenenbi ldung setzen? 

Präsidentin: Herr Bundesminister, b itte. 

Bundesminister für U nterricht und Kunst Dr. 
Rudolf Scholten: Sehr geehrter Herr Bundesrat! 
Die Erwachsenenbildung war i m  diesjährigen 
Budget, also im Budget für das Kalender­
jahr 199 1 ,  d e r  Budgetschwerp unkt schlechthin. 
Wir haben eine Steigerung von über 60 Prozent 
erzielen können. E inerseits wurden diese Mittel 
im Rahmen der Trägerorganisationen für Ent­
wicklungsarbeit eingesetzt. Andererseits werden 
wir im September beginnen, eine spezielle Pro­
jektreihe zum Thema "Multikultural ität" auszu­
schreiben, sodaß wir auch direkt Veranstaltungen 
aus Budgetmitteln finanzieren können und somit 
auch einen inhaltlichen Akzent zu einem aktuel­
len Thema setzen .  

Präsidentin: Danke. 

Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrat Stefan Prähauser: Herr Bundesmi­
nister!  Werden Sie das so gestalten ,  daß solche 
Veranstaltungen auch für berufstätige Frauen 
leicht zugänglich sein werden? 

Präsidentin: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Selbst­
verständlich. Wir haben ein reichhaltiges Ange­
bot an zeitlich so disponierten Veranstaltungen, 
sodaß d iese berufstätigen Frauen zugänglich sind. 
Das Thema "berufstätige Frau" - insbesondere 
auf dem Land, wo sozusagen die Sozialstruktur 
den Besuch von derartigen Veranstaltungen noch 
etwas schwieriger macht - ist auch im wissen­
schaftlichen Bereich ein zentrales Anliegen der 
Erwachsenenbildung. 

Präsidentin: Danke. 

Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Bitte . 

Bundesrat Stefan Prähauser: Herr Bundesmi­
nister! Gibt es seitens Ihres Ministeriums auch 
Überlegungen in  Richtung eines anerkannten 
Fachabschlusses nach einem absolvierten Bil­
dungsangebot? 

Präsidentin: Herr Bundesminister ,  bitte . 

B undesmi nister Dr. Rudolf Scholten: Überle­
gungen gibt es dazu. Wir sind derzeit gemeinsam 
mit Kol legen aus der Bundesrepublik Deutsch­
land dabei,  die Möglichkeiten zu eruieren, die der 
österreichischen Erwachsenenbildung zur Verfü­
gung stehen. Ich persönlich  bin davon überzeugt, 
daß wir da auch zu einem Weg kommen werden, 
wenngle ich das rein rechtl ich eine eher schwierige 
Materie ist. Wir sind aber derzeit noch nicht an 
dem Punkt, einen konkreten Zeitplan vorlegen zu 
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Bundesminister Dr. Rudolf Scholten 

können, aber wir werden d ies mit Sicherheit i m  
Herbst tun.  

Präsidentin: Danke, Herr Bundesminister. 

Wir kom men zur 2. Anfrage: Herr Bundesrat 
Er ich Putz (Ö VP, Wien) an den Herrn Minister. 

Ich bitte um Verlesung der Anfrage. 

Bundesrat Erich Putz: Herr Bundesminister !  
Meine F rage lautet: 

236/M-BR/91 

Wann werden endlich die Schulversuche .,Tages­
heimsc h u le und Ganztagsschule". die seit  1974 lau­
fen, in die Regelschule übergeführt werden? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesmin ister Dr. Rudolf Scholten: Herr 
Bundesrat ! Um eine etwas polemische Antwort -
ich beantworte es dann sofort korrekt - zu ge­
ben: Dann ,  wenn uns jemand ungefähr 15 Milli­
arden Schi l l ing gibt. E rst dann wü rde es nämlich 
möglich sein,  in jeder Schule ,  an jedem Ort diese 
Modelle parallel  anzubieten ,  so wie wir uns das 
eigentlich wünschen würden.  

Da sich diejenigen, die uns 15 Mil liarden Schi l­
l ing geben würden, nicht anstellen, ist es so, daß 
wir für d ie nächste Schulorganisationsgesetz-No­
velle um eine Verdoppelung der Zahl der derzeit 
angebotenen ganztägigen Schulplätze verhandeln. 
Die beginnenden Verhandlungen lassen uns zu­
versichtl ich sein, daß wir dieses Ergebnis erzielen 
können. Der Kostenrahmen beträgt rund 1 ,2 Mil­
l iarden Schil,ling, und zwar innerhalb des disposi­
tionellen Rahmens, der auch einer Entschließung 
des Nationalrates entspricht, nämlich die Eltern­
entscheidung zur bestimmenden Entscheidung 
werden zu lassen, welche Form der ganztägigen 
Betreuung eingesetzt wird. 

Präsidentin: Danke, Herr Bundesminister. 

Wird e ine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrat Erich Putz: I m  Arbeitsübereinkom­
men der B undesregierung ist aber vorgesehen, 
daß ein flächendeckendes Angebot ganztägiger 
Schulformen auf Grundlage e ines Initiativantra­
ges in der XVII .  GP im Regelschulwesen einge­
richtet wird. Obwohl somit d ieses Modell im Ar­
beitsübereinkommen festgeschrieben ist, haben 
Sie, Herr Bundesminister, n ach einer halbjähri­
gen Schonfrist bis heute noch keine SchOG-No­
velle vorgelegt. 

Daher meine konkrete F rage: Haben Sie über­
haupt bereits Finanzierungsgespräche mit dem 
Finanzmin ister beziehungsweise auch mit den 
Schulerhaltern - Städtebund und Gemeinde­
bund - geführt, und wen n  ja, welche E rgebnisse 
brachten diese Gespräche? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Herr 
Bundesrat! E ine Durchsicht des Posteinlaufs des 
Parlaments hätte Ihnen gezeigt, daß wir eine 
Schulorganisationsgesetz-Novelle nicht nur be­
reits vorgelegt haben, sondern diese gestern i m  
diesbezüglichen Ausschuß auch schon behandelt 
wurde. 

Was die ganztägigen Schulformen betrifft, ist es 
so, wie ich es soeben beschrieben habe, nämlich 
daß wir Finanzierungsgespräche begonnen ha­
ben, die ein flächendeckendes Angebot - was ja 
nicht zugleich he ißt, daß das an jeder Schule zu 
sein hat - insofern sicherstellen, daß wir bei ei­
ner Verdoppelung der Plätze davon ausgehen 
können, daß der größte Teil der EJternwünsche 
abgedeckt ist, dies insbesondere dann ,  wenn man 
berücksichtigt, daß in manchen Bundesländern 
nicht einmal die derzeit zur Verfügung stehende 
Quote ausgeschöpft wird. 

Präsidentin: Danke. 

Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Bitte. 

Bundesrat Erich Putz: Herr Bundesminister !  
Sie sprechen davon, daß die Schule ein Dienstlei­
stungsbetrieb ist. Damit kann ich mich vollinhalt­
lich identifizieren .  Das heißt aber auch, daß sie 
voll den "Konsumenten" zu dienen hat, also vor­
rangig den Schülern und den Eltern. 

Meine konkrete Frage: Wie begründen Sie es 
gegenüber den betroffenen Schülern und Eltern, 
wenn im Schuljahr 1 99 1 / 1992 erneut kein be­
darfsgerechtes Angebot von ganztägigen Schul­
formen zur Verfügung steht? 

Präsidentin: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Erstens 
- um bei der Formulierung, Herr Bundesrat, zu 
bleiben - ist für mich die Schule ein Dienstlei­
stungsbetrieb mit ausschließlicher "Kundschaft" 
Schüler. 

Zum zweiten ist es so, wie ich jetzt schon zwei­
mal gesagt habe , daß die derzeitigen Angebote in  
manchen Bundesländern gar nicht ausgeschöpft 
werden ,  also offensichtlich die Nachfrage dort 
nicht einmal so hoch ist, wie es den derzeit mögli ­
chen Formen entspricht. Eine Verdoppelung der 
Zahl scheint mir - bis auf ganz wenige Teile  i n  
Ballungszentren - eine befriedigende Abdek­
kung dieser Nachfrage zu sein, wobei ich darauf 
aufmerksam mache, daß man in diesem Zusam­
menhang ja andere Formen der ganztägigen Be­
treuung von Kindern, die mannigfaltig vorhanden 
sind, n icht vergessen darf. 

Präsidentin: Danke. 
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Präsidentin 

Wir kommen zum Aufruf der 3. Anfrage: Herr 
Bundesrat Mag. Gilbert Trattner (FPÖ, Tirol) an 
den Herrn M i nister. 

Ich bitte u m  Verlesung der Anfrage. 

Bundesrat Mag. Gilbert Trattner: Sehr geehr­
ter Herr Bundesminister! Meine Frage lautet: 

248/M-BR/91 

Welche Überlegu nge n  bestehen im Bu ndesmini­
sterium für Unterric h t  und Kunst zu ei ner Konzen­
tration der Le hramtsausbi ldung an zukünftigen 
Pädagogischen Hochsc hu len? 

Präsidentin:  Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Herr 
Bundesrat! Ich bin davon überzeugt, daß wir die 
Lehrerausbildung, insbesondere jene von Pflicht­
schullehrern und Bundeslehrern, insofern anglei ­
chen müssen ,  als d ie  Bedeutung dieser Schulen 
eigentlich eine abgestufte Ausbildung nicht mehr 
rechtfertigt. Ich bin mir dessen bewu ßt, d ies ge­
sagt habend, daß das e inen immensen finanziel len 
Aufwand bedeuten würde , weil  es woh l  nicht 
ohne strukturelle Veränderung des gesamten Ent­
lohnungssystems ginge. 

Ein wesentlicher Sch ritt in diesem Zusammen­
hang sind die von Ihnen erwähnten Fachhoch­
schulen. Wir haben e ine grundsätzliche Arbeit bei 
der OECD i n  Auftrag gegeben, die aus externer 
Sicht die Auswirkungen möglicher Fachhoch­
schulen auf den österreich ischen Arbeitsmarkt 
untersuchen wird, insbesondere hinsichtlich der 
Berufschancen,  die e in österreichiseher Absolvent 
hätte. Ich persönlich bin davon überzeugt, daß 
wir das Thema "Fachhochschule" nicht sozusa­
gen dem aktuellen Modetrend überlassen dürfen, 
weil  das halt jetzt so europäisch klingt, sondern 
uns darum zu kümmern haben, daß die mögli­
chen Absolventen auch wohlvorbereitete Arbeits­
möglichkeiten vorfinden. Dazu gibt es bis dato 
keine gesicherten Aussagen, kann es auch keine 
geben, wei l  eben die dementsprechenden Arbei­
ten noch nicht geleistet wurden. Die OECD wird 
das tun, und zwar gemeinsam mit Vertretern 
Österreichs. 

Dieser Auftrag ist von Wissenschaftsministeri­
um und U nterrichtsmin isterium erteilt worden ,  
und wir  erwarten das Ergebnis für E nde 1 992. 
Wir werden in der Zwischenzeit organisatorische 
Sch ritte setzen,  u m  angesichts des Ergebnisses 
dann auch relativ rasch - sprich innerhalb des 
nächsten halben Jahres - die Voraussetzungen 
schaffen zu können, Fachhochschulen aktuell 
einzurichten.  

Präsidentin: Danke. 

Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - B itte. 

Bundesrat Mag. Gi lbert Trattner: Sehr geehr­
ter Herr Bundesminister! Welche zusätzl ichen 
Kosten entstehen durch  eine Zusammenlegung 
der Lehrerausbildung in Form einer e igenen Päd­
agogischen Hochschule? 

Präsidentin: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Von der 
reinen Organisationsstruktur her werden wahr­
scheinlich kaum Kosten entstehen, aber es wird 
zum Zeitpunkt einer quasi akademischen Ausbi l­
dung sämtlicher Lehrer eine Gehaltsstruktur, die 
über eine Unsumme von unterschiedlichen De­
tails verfügt, nicht mehr aufrechtzuerhalten sein .  
Ich vermag jetzt nicht abzuschätzen ,  wie hoch die 
Kosten wären ,  wei l  das letztendlich Ergebnis von 
Verhandlungen mit den entsprechenden Perso­
nalvertretungen wäre. 

Die Kosten der E inrichtung der Fachhochschu­
len selbst schätzen wir gegenwärtig, wenn es uns 
gelänge, sämtliche vorhandene Infrastrukturen 
dafür zu nutzen, auf einen m ittleren bis höheren 
zweistell igen Millionenbetrag - wir rechnen mit 
zwischen 60 und 80 Mil lionen Schill ing - ,  unter 
der Voraussetzung wohlgemerkt, daß wir überall 
dort, wo wir Einrichtungen von Universitäten 
oder von Schulen brauchen, diese auch 1 : 1 nüt­
zen können, was eine organisatorisch anspruchs­
volle Lösung wäre. 

Präsidentin: Danke. 

Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Bitte. 

Bundesrat Mag. Gilbert Trattner: Herr Bun­
desminister !  Ist in diesem Zusammenhang die 
Gesamtschule so erstrebenswert, daß eine ge­
meinsame Ausbildung erfolgen soll? 

Präsidentin: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Entschul­
digen Sie, was ist so erstrebenswert? Ich habe das 
nicht verstanden. (Bundesrat Mag. T r a t  t n e r: 
Die Gesamtschule!) 

Für mich ist das Thema "Gesamtschule" ein 
Mittelstufenthema. Ich habe es noch nie als Leh­
rerausbildungsthema gehört. Bei  einer Lehrerge-

. samtschule ist die Frage, ob wir uns eine Priorität 
leisten können im Sinne von :  D ie k leinen Kinder 
brauchen wenig Ausbildung, die großen �inder 
brauchen viel Ausbildung. (Ruf bei der SPO: Bra­
vo!) 

Präsidentin: Danke, Herr Bundesminister. 

Wir kommen zur 4. Anfrage: Frau Bundesrätin 
I rene Crepaz (SPÖ, Tirol) an den Herrn Minister. 

Ich b itte um Verlesung der Anfrage. 
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Irene Crepaz 

Bundesräti n  I rene Crepaz: Herr Bundesmini­
ster !  Meine F rage lautet: 

243/M-BR/91 

In welchen Bereichen des Schulwesens werden 
Sie Regelunge n  betreffend weiterreichende autono­
me Entscheid ungsbefugnisse für Schulen vorschla­
gen? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister .  

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Sehr ge­
ehrte Frau B u ndesrätin !  Wir haben bereits damit 
begonnen, i m  Bereich der materiellen Selbstän­
digkeit den Bundesschulen die Möglichkeit zu ge­
ben,  bis zu e i nem best immten Betragslimit selbst 
über Anschaffu ngskredite zu verfügen.  

Der nächste Schritt ist, daß wir noch vor dem 
Sommer für den Herbst etwa 1 00 Bundesschulen 
davon informieren werden, daß sie im Bere ich 
der Unterrichtsmaterialien für die U nterrichts­
prinzipien e in  autonomes Budget bekommen und 
gleichsam im Gegenzug von der Zentralbeliefe­
rung Bundesministerium abgehängt werden. Wir 
werden dies e in  halbes Jahr lang tun, werden uns 
dan n  von den Schulen berichten lassen, wie mit 
diesem Geld d isponiert wurde, um zu sehen, ob 
da kreativere Lösungen zustande kamen, als der­
zeit unserem I nformationswesen entspringen. 

Der nächste und entscheidende Schritt wird es 
dann sein,  auch im pädagogischen Bereich Ante i­
le der Stundentafeln der autonomen Disposition 
der Schule zu überlassen, um eine möglichst gro­
ße Stärkung alt jener an der Schule zu erreichen, 
die dort mit gro ßem Engagement tätig sind. 

Präsidentin: Danke, Herr Bundesminister. 

Wird eine Z usatzfrage gewünscht? - Bitte . 

Bundesräti n  I rene Crepaz: Herr Minister !  Sind 
autonome E ntscheidungsbefugnisse auch hin­
sichtlich von a uslandsbezogenen Schulveranstal­
tungen vorgesehen? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesmi nister Dr. Rudolf Scholten: Ja, wir 
haben derzeit in Vorbereitung - das wird in we­
n igen Tagen auch dementsprechend mitzuteilen 
sein  - eine grö ßtmögliche Freigabe dessen, was 
auslandsbezogene Schulveranstaltungen betrifft. 
Es b leiben dann noch Reisegebühren, Themati­
ken für mehrwöchige Schulveranstaltungen 
übrig. Diese werden wir  weiterhin sozusagen 
durch eine gewisse zentrale Kom munikation be­
werkstelligen müssen. Aber meiner Schätzung 
nach werden mehr als zwei Drittel dessen,  was an 
auslandsbezogenen Veranstaltungen real isiert 
wird, in  Hink u nft dann von der Schule frei dispo­
n iert werden können. In Hinkunft heißt: ab Be­
ginn des nächsten Schu ljahres. 

Präsidentin: Danke vielmals, Herr Bundesmi­
nister. 

Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Bitte. 

Bundesrätin Irene Crepaz: Herr Bundesmini­
ster! Glauben Sie, daß infolge zügigerer Personal­
entscheidungen etwa auch die Beste l lung der 
Landessch ulratsvizepräsidenten von Vorarlberg 
und Tirol möglich sein wird? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Ich 
fürchte, nein ,  da der Landesschulrat oder der 
Landeshauptmann keine Freude mit  e inem Vor­
schlag unsererseits hätte, der heißt, die Schulen 
bestimme n  die Landesschulratsp räsidenten. 
Wenn dem so wäre , könnten wir das zweifelso hne 
beschleunigen. 

Präsidentin: Danke, Herr Bundesminister .  Wir 
kommen zur 5. Anfrage. 

Ich bitte Herrn Bundesrat Eberhard ( Ö VP, 
Kärnten). seine Anfrage zu verlesen. 

Bundesrat Ing. August Eberhard: Herr Bundes­
minister!  Meine Frage lautet : 

237/M-BR/91 

Welche konkreten Schritte zur Regionalisierung 
des Sc h ulwesens in administrativer. p ädagogischer 
und fi nanziel ler Hinsicht planen Sie? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Schoiten: Sehr ge­
ehrter Herr Bundesrat! Wie ich eben ausgefüh rt 
habe, gibt es einen Vorhabensplan zur Autonomi­
sierung der  Schulen, was zweifelsohne auch Re­
gionalisierung bedeutet, h insichtlich ökonomi­
scher, also verwaltungstechnischer Fragestellung, 
h insichtlich der Unterrichtsmaterial ien und als 
entscheidenden dritten Schritt hinsichtlich der 
pädagogischen Elemente. Wir planen eine vorläu­
fige, auf Tei lbereiche bezogene Realisierung auch 
der pädagogischen Autonomie für das Schu l­
jahr 1992/93 und werden bis zu diesem Zeitpunkt 
auch einige andere Bereiche, wie zum Beispiel 
auch schul interne Personalentscheidungen, tei l­
weise verselbständigt haben. 

Die ausdrucksmäßige Diskrepanz zwischen Ih­
rer Fragestellung und meiner Antwort rührt da­
her, daß es eine Tendenz gibt, unter Autonomie 
zu verstehen, daß B undesbürokratie an Landes­
bürokratie abgibt. Meine Vorstellung ist: Büro­
kratie gibt an Schule ab. Insofern ist das Ziel un­
serer Vorstellungen im Moment, dem e inzelnen 
Schulstandort einen möglichst großen Spielraum 
zu ermöglichen, wobei ich  nicht verschweigen 
möchte, daß gewisse sozusagen Ausgleichsvarian­
ten auch für die Landesschulräte vorgesehen sein  
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Bundesminister Dr. Rudolf Scholten 

sollten, um einen internen Ausgleich möglichst 
unbürokratisch herbeizuführen. - Ich spreche 
jetzt über den Ausgleich von Wochenstunden. 

Präsidentin: Wird eine weitere Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Ing. August Eberhard: Herr Mini ­
ster!  Wie sieht Ihr konkreter Zeitplan h insichtlich 
Real isierung des Regionalisierungsvorhabens 
aus? 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Die F ra­
ge der wirtschaftlichen Autonomie ist mit April 
dieses Jahres in Angriff genommen worden . Die 
Schulen erstellen jetzt je nach Schultyp zwei- be­
ziehungsweise vierjährige Budgets und können 
damit über die autonomen Mittel verfügen. 

Die Frage der Autonomie der Unterrichtsmate­
rialien ist vom Ministerium aus ebenfalls abge­
sc hlossen: Die Schulen bekom men jetzt noch vor 
dem Sommer - oder haben sie in den letzten 
Tagen bereits bekommen, das weiß  ich nicht -
d ie entsprechenden Unterlagen , sodaß sie ab Sep­
tember über diese Mittel autonom verfügen kön­
nen. Wir werden die pädagogische Autonomie so 
vorbereiten, daß sie zumindest in einem beträcht­
l ichen Ausmaß schulversuchsmäßig, wenn nicht 
in weiteren Sch ritten im Schuljahr 1992/93 reali­
siert sein kann. 

Präsidentin: Ich danke. 

Eine zweite Zusatzfrage? - Bitte. 

Bundesrat Ing. August Eberhard: Herr Mini­
ster! Welche Kompetenzen wird der Bund im 
Zuge der Regionalisierung der Schulen im einzel­
nen an die Länder abgeben? 

Präsidentin: Bitte, Herr B undesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Zuerst 
ersuche ich die Länder, das bei den Pfl ichtschulen 
zu tun, was der Bund bei den Bundesschulen ge­
tan hat. nämlich im wirtschaftlichen Bereich den 
Schulen ein höheres Maß an Selbständigkeit zu 
geben.  Alles, was ich hier bisher gesagt habe, hat 
sich ausschließl ich auf Bundesschulen bezogen. 
Volks- und Hauptschulen müssen nach wie vor in 
den meisten Bereichen, auch bei minimalsten 
Dingen, diesen bürokratischen Weg gehen und 
daher Verzögerungen hinnehmen. 

Der zweite Punkt, der für Regionalisierung zur 
Verfügung steht, ist die Stundentafel .  Dabei han­
delt es sich ausschließlich um eine Frage des 
Schulorganisationsgesetzes, wonach die Landes­
schulräte Bundesbehörden sind und daher e ine 
Verschiebung zwischen Bundesbehörden nicht 
sehr viel Sinn macht. Wie ich bereits gesagt habe: 
Ich bin der Überzeugung, daß Landesschulräte 
direkt über Stundenanteile d isponieren können 

sollten, um e inen internen Ausgleich möglichst 
effizient durchzuführen. Zwei Stunden, die zum 
Beispiel von einer Schule an die andere gehen,  
so llten nicht e inen mehrstufigen Instanzenweg 
notwendig machen. Aufgrund der direkten Beob­
achtung, die der Landesschulrat standortmäßig 
vornehmen kann ,  ist diese Entscheidungsbefugnis 
wahrscheinlich dort auch richtiger angesiedelt. 
Aber nochmals gesagt: Das eigentl iche Ziel der 
Autonomie ist e indeutig die Schule und kein bü­
rokratieinternes Hin und Her. 

Präsidentin: Danke, Herr Bundesminister. 

Wir kommen zur 6. Anfrage. 

Ich bitte Herrn Bundesrat Schlögl (SPÖ. Nie­
derösterreich) , seine Anfrage zu verlesen. 

Bundesrat Karl Schlögl: Herr Bundesminister! 
Meine Frage lautet: 

244/M-BR/91 

Welche Ziele verfolgen Sie mit der Bestel lung 
der beiden neuen Kuratoren für Kunstförderung. 
die letzte Woche vorgestellt  wurden'? 

Präsidentin: Bitte. Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Sehr ge­
ehrter Herr Bundesrat! Wir haben vergangene 
Woche diese beiden Kuratoren der Öffentlichkeit 
vorgestellt, mit dem Ziel, eine E inrichtung zu 
schaffen, die abseits dessen liegt, was traditionelle 
öffentliche Kunstfinanzierung bedeutet. Abseits 
heißt, daß wir damit die traditionellen Formen 
nicht ersetzen, sondern ihnen diese neue Einrich­
tung gleichsam zur Seite stellen. 

Das, was d ie beiden Einrichtungen ganz we­
sentlich unterscheidet, ist, daß nach dem Haus­
haltsrecht die etwa 95 Prozent der Kunstfinanzie­
rung Ermessensausgaben ,  Subventionen sind und 
daher im Antragswege Künstler ihre eigene "Un­
fähigkeit" - u nter sehr viele Anführungszeichen 
gesetzt - schriftlich dokumentieren müssen, da­
mit der Staat ihnen dann gnädig Mittel zukom­
men läßt. Ich halte das für ein System, das nicht 
dem richtigen Verhältnis Kunst - Staat ent­
spricht. 

Die beiden Kuratoren sol len daher die Mög­
lichkeit haben, wieder Subventionen zu vergeben, 
weil wir das haushaltsrechtlich n icht anders ge­
stalten können, aber von sich aus aktiv zu werden 
und nicht als Subventionsanlaufstelle zu fungie­
ren und dadurch gerade im Bereich der Struktur­
maßnahmen, wo zu Recht gewisse Mängel - wir 
reden jetzt ausschließlich über bildende Kunst -
reklamiert werden ,  initiativ zu werden und somit 
aus diesem ausschließl ich reagierenden Subven­
tionsbereich herauszukommen. 

Präsidentin: Danke. 
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Präsidentin 

Wird eine Zusatzfrage gewü nscht? - Bitte. 

B undesrat Karl Schlögl: Herr Bundesminister! 
Frau P ichler, die eine Kuratorin, ist Philosophin,  
Herr Robert Fleck ist Historiker und Kunstkriti­
ker von Beruf. Wird es zwischen d iesen beiden 
Kuratoren eine Aufgabenteilung, eine Aufgaben­
trennung geben ,  und in  welchen Sparten werde n  
die beiden Kuratoren tätig sein? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Beide 
Kuratoren werden im Bereich der bildenden 
Kunst tätig sein .  Es wird keine bürokratisch vor­
geschriebene Kompetenzteilung geben, aber bei ­
de  haben miteinander - vor mir - vere inbart, 
daß sie koordiniert vorgehen wollen, wobei man 
die Koordination darauf beschränken muß, daß 
sie nicht zum gleichen Zeitpunkt am gleichen 
Projekt arbeiten .  E in koordiniertes Vorgehen im 
Sinne e iner Kompetenzaufteilung, etwa Inland ,  
Ausland, würde der Grundidee widersprechen ,  
wenn sich zwei mit dem Bereich bildende Kunst 
sehr verwobene Persönlichke iten neuerlich in ein 
Korsett zwängen müßten ,  das diese freie Arbeit 
mit den eingeschränkten Budgetmitteln, die den 
beiden zur Verfügung stehen, neuerlich behin­
dern würde. 

Präsidentin: Danke. 

Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Bitte. 

Bundesrat Karl Schlögl: Es gibt international 
erfolgreiche Beispiele, wo in ähnlicher Art und 
Weise bereits Kuratoren bestellt worden sind, bei­
spielsweise in Frankreich. Herr Bundesminister, 
haben Sie vor, wenn sich d iese Einrichtung be­
währt, was ich erwarte, diese Einrichtung auszu­
bauen? 

Präsidentin: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Sc holten: Grund­
sätzlich ja, wobei ich darauf aufmerksam machen 
muß, daß in der Form, wie wir es konzipiert ha­
ben, verschiedene Bereiche der Anwendung des 
Kuratorenmodells widersprechen. 

Um ein Beispiel zu geben: Der Theaterbereich, 
der im wesentlichen eine Kommunikation des 
Beirates beziehungsweise der Beamten des Unter­
richtsministeriums mit Organisationen darstellt 
und im seltensten Fall mit individuellen Künst­
lern ,  ist wesentlich wen iger für die Anwendung 
des Kuratoren modells geeignet als beispielsweise 
die bildende Kunst, wo wir das jetzt eingeführt 
haben,  wo genau umgekehrt der überwiegendste 
Teil Kommunikation mit individuellen Künstlern 
ist. 

Ich glaube, daß der Bereich neue Musik einer 
wäre, der für ein Kuratorenmodell geeignet wäre, 
auch bestimmte Bereiche der Literatur dafür ge­
eignet wären ,  habe aber mehrmals schon - auch 
bei der Vorstellung letzte Woche - gesagt, daß 
ich diesem Modell jetzt Zeit geben möchte, sich 
zu bewähren - ich wähle die Formulierung: was 
ich hoffe - ,  und die nächsten Schritte sind dann 
zu setzen .  

D ies stellt e in  Experiment öffentlicher Kunstfi­
nanzierung dar. Wie es Experimente so an sich 
haben ,  sind diejenigen , die an der E rfindung be­
tei ligt waren ,  überzeugt, daß es funktioniert, aber 
es hat einen Risikoanteil ,  den man fairerweise 
durchaus zugeben muß. 

Präsidentin: Ich danke, Herr Bundesminister .  

Wir kommen zur 7. Anfrage. 

Ich bitte Herrn Bundesrat Weiss ( Ö VP, Vorarl­
berg), seine Frage zu verlesen. 

Bundesrat Jürgen Weiss: Herr Bundesminister! 
Meine Frage lautet: 

238/M-BR/91 

Wann wird das vom Land aufgebaute Technikum 
Vorarlberg in eine Fach hochschule mit akademi­
schem Abschlußdip lom umgewandelt? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesmin ister Dr. Rudolf Scholten: Sehr ge­
ehrter Herr Bundesrat! Erstens dann ,  wenn wir 
Fachhochschulen haben - ich schildere gleich 
den Zeitplan - ,  zweitens dann ,  wen n  die Prüfun­
gen finanzieller Natur. die derzeit im Technikum 
stattfinden, e in  Ergebnis erzielen,  das eine har­
monische Relation zwischen den Aufsichtsbehör­
den und dem Technikum wiederherstellt, wobei 
die Gespräche, die derzeit laufen,  mir persönlich 
die Überzeugung vermitteln ,  daß d iese Gespräche 
sehr positiv abgeschlossen werden können. 

Ich habe auch in Vorarlberg erklärt, daß die 
Fachhochschulen dann, wenn es uns gelingt -
was derzeit Absicht aller, auch des Wissenschafts­
ministers ist - ,  sowohl schulische als auch uni­
versitäre Einrichtungen dazu zu ben ützen, auf je­
den Fall Standorte in allen Bundesländern haben 
sollen , weil wir ja dann nicht mehr an die rein 
universitären Standorte gebunden sind; daher 
selbstverständlich auch in Vorarlberg. 

Der Zeitplan heißt - OECD-Studie - bis 
Ende 1 992, in der Zwischenzeit Vorbereitung der 
organisatorischen Voraussetzungen,  Lösung sehr 
zäher Dienstrechtsmaterien, weil wir zu einem 
Mittelding zwischen universitärem und schuli­
schem Personal kommen müssen, und U mset­
zung nach der OECD-Studie, das heißt Schul­
jahr 1 993/94. 
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Präsidentin 

Präsidentin :  Danke .  

Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Bundesrat Jürgen Weiss: Herr Bundesminister! 
Welche Aufschlüsse erwarten Sie von der zitier­
ten OECD-Studie, d ie  heute den Start eines Pilot­
projektes noch nicht möglich erscheinen lassen? 

Präsidentin :  Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr .  Rudolf Scholten: Daß es 
keine einzige gesicherte Aussage i rgendeinem 
Aspi ranten auf den Abschluß einer Fachhoch­
schule gegenüber über die Qual ität des Arbeits­
marktes gibt, auf die er nachher stö ßt. Das, was 
gegenwärtig unter dem Medialbegriff "Fachhoch­
schule" läuft, sind Lehrgänge, die m it keinerlei 
Abschlüssen verbunden sind, die sozusagen eine 
strukturelle Wirkung haben. Die Fachhochschule 
kann ein Instrument sein ,  das in unserem Schul­
system sehr viel Durchlässigkeit erzeugt, in einer 
Form, wie wir sie u ns alle wünschen würden. 
Wenn sie schlecht konzipiert ist, kann sie aber 
endgültig ein Monument der Undurchlässigkeit 
werden. 

Ich meine, daß die Fachhochschule von allen 
Schultypen her zugänglich sein müßte, unter wei­
chen Bedin.gungen auch immer, ob jetzt mit Auf­
bau- und Ubergangslehrgängen oder nicht. Au­
ßerdem ist festzustellen, daß die Fachhochschule, 
die als "EG-Einrichtung" gilt, dies nicht ist. 

Es gibt innerhalb der EG meiner Schätzung 
nach ungefähr 25 verschiedene Typen von Fach­
hochschulen, deren Einrichtung sehr unter­
sch iedlich ist, auch mit sehr unterschiedlichen 
Funktionen. Allein in der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es in nahezu jedem Bundesland 
unterschiedliche Konstruktionen dazu. Und es 
gibt einige EG-Länder ,  die solche Einrichtungen 
nicht haben ,  wobei ich aber gleich dazusagen 
möchte, daß sich Österreich in d ieser Hinsicht an 
pragmatischen Arbeitsmarktfragen zu orientieren 
hätte. Die für uns relevanten EG-Länder verfü­
gen über fachhochschulähnliche Einrichtungen 
oder eben überhaupt über Fachhochschulen, aber 
dann sehr unterschiedl icher Struktur mit sehr un­
terschiedlichen Erfahrungen und mit sehr unter­
schiedlichen Vergleichswerten in bezug auf das 
höhere berufsbildende Schulwesen in Österreich. 

Für mich ist Schule zwar ein Feld, das ständig 
Erneuerung u nd Entwicklung braucht, aber nicht 
ein "Labor" auf dem Rücken von Menschen, de­
nen man nicht sagen kann, wie das Experiment 
ausgeht. 

Präsidentin: Danke. 

Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Bitte. 

Bundesrat Jürgen Weiss: Herr Bundesminister !  
Werden S ie  sich zu gegebener Zeit be i  der Ausar­
beitung eines Fachhochschulgesetzes dafür ein­
setzen, daß den betroffenen Bundesländern durch 
d ie Beschränkung auf ein Rahmengesetz ein mög­
lichst gro ßer Gestaltungsspielraum überlassen 
bleibt? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Herr 
Bundesrat! Die derzeit laufende OECD-Studie 
und mein fester Vorsatz, diese ernst zu nehmen, 
und die Vereinbarung mit dem Wissenschaftsmi­
nister, d ie organisatorischen Voraussetzungen  an 
den Ergebnissen dieser Studie zu orientieren, er­
lauben es mir derzeit nicht, konkrete Punkte zu 
einem noch nicht konzipierten Fachhochschulge­
setz zu nennen. Die Studie wird zum Beispiel 
Aufschlu ß darüber geben müssen, ob Fachhoch­
schulabsolventen vom Arbeitsmarkt im wesentli­
chen beim berufsbildenden höheren Schulwesen 
angesiedelt werden oder als Quasi-Akademiker. 

Damit stellt sich eine Frage, die nicht mehr in 
die Kompetenz des Unterrichtsministeriums fällt ,  
aber das Wissenschaftsministerium, wie ich weiß ,  
sehr beschäftigt, nämlich: Was geschieht m it Uni­
versitäten ,  die gleichsam vor Ort einen Praxis­
zweig haben, der diejenigen, die eine praktische 
Berufsausbi ldung suchen, in kürzerer Zeit mit 
Abschlüssen versieht, wenn das von der Wirt­
schaft als quasi-akademisch e ingestuft wird, und 
somit das eigentliche Universitätsstudium nur 
mehr jenen, die wissenschaftlich weiterarbeiten 
wollen, sinnvoll  erscheinen würde, so hätte das 
e ine Strukturwirkung, die immens ist, die im 
übrigen all das, was gegenwärtig an  Einr ichtun­
gen diskutiert wird, sprengen würde. 

Das sind aber wesentliche P unkte, die zum Bei­
spiel EG-intern sehr  unterschiedlich, wen n  über­
haupt geklärt sind. Wir haben eine Arbeit mit der 
Bundesrepublik Deutschland, mit Baden-Würt­
temberg gemacht, wo festgestellt wurde, sowoh l  
von den Kollegen aus der Bundesrepublik 
Deutschland als auch von unseren Beamten, daß 
deren Fachhochschulen in technischer Hinsicht 
hinter unseren HTLs liegen, in  wirtschaftlicher 
Hinsicht wiederum weit vorne, was nur zeigt, daß 
es da keine journalistisch vereinfachten Lösungen 
geben kann. 

Für mich  ist es einzig Ziel, daß wir eine Berufs­
ausbildung und Abschlüsse anbieten können, die 
für die Betroffenen Relevanz haben, und zwar 
auch mit e iner möglichst hohen Prognose am Be­
ginn über die Qualität von Abschlüssen am Ende. 

Präsidentin: Wir kommen zur 8. Anfrage. 

Ich bitte Herrn Bundesrat Lakner (FPÖ, Salz­
burg), die Frage zu verlesen. 
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Mag. Georg Lakner 

Bundesrat Mag. Georg Lakner: Herr Minister! 
Meine Frage lautet: 

249/M-BR/91 

Welc he gesetzlichen Maßnahmen sind vom Bun­
desministerium für Unterric ht und Kunst im Laufe 
dieser Legislaturperiode vorgesehen, um die Bil­
dungsziele der Hauptschulen gegenüber denen der 
AHS neu zu definieren? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister .  

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Sehr ge­
ehrter Herr B undesrat! E ine kurze Antwort wäre 
keine, da wir nicht beabsichtigen, die gemeinsa­
men Bildungsziele im Mittelstufenbereich ausein­
anderzunehmen.  Die Autonomie wird dazu füh­
ren ,  daß die einzelnen Standorte für sich nicht 
grundsätzliche Neuadj ustieru ngen der Bi ldungs­
ziele, aber durchaus Schwerpunkte bilden kön­
nen, die auch im pädagogisch-inhaltlichen liegen. 

Präsidentin: Wird eine Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Mag. Georg Lakner: Herr Minister !  
Ich habe Sie gestern im Fernsehen gesehen, als 
Sie gesagt haben, da ß die Hauptschulen einen 
größeren Spielraum und mehr Eigenständigkeit 
bekommen werden. Wird das möglich sein ,  wenn 
man die wortidentischen Lehrpläne beibehält? 

Präsidentin:  Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Herr 
Bundesrat! Es ist derzeit schon so, daß d ie Rah­
menlehrpläne eine wesentlich grö ßere Gestal­
tungsfreiheit für die Lehrerinnen und Lehrer 
möglich machen, als d ies oft tatsächlich genutzt 
wird. Ich bin überzeugt davon, daß die Erstellung 
der Lehrpläne zwar durchaus auch Arbeit erfor­
dert, daß da einiges zu tun ist, daß aber eine ver­
mehrte Selbständigkeit sicher nicht von den Lehr­
plänen abhängt. 

Es gibt derzeit, wie schon gesagt, eine beachtli­
che Zahl an angebotenen Lehrplaninhalten, die 
im Rahmen von Rahmenlehrplänen gar nicht in 
der geschlossenen Form gebracht werden müssen, 
und es gibt immer wieder die Klagen, daß sie den­
noch gebracht werden. Das als Antwort sozusa­
gen im spiegelverkehrten Sinn an hand der Fälle, 
wo Lehrerinnen oder Lehrer Rahmenlehrplan 
u nd Schwerpunktsetzung ernst nehmen und tat­
sächlich Schwerpunkte setzen, dann aber von den 
Eltern buchstäbl ich im Vergleich mit den Schul­
büchern reklamiert wird, welches Kapitel nicht 
vorgetragen wurde. 

Präsidentin: Wird e ine 2. Zusatzfrage ge­
wünscht? - B itte sehr. 

Bundesrat Mag. Georg Lakner: Herr M inister !  
Ich darf in meiner Zusatzfrage jetzt direkt losge­
hen auf das, was ich e igentlich wissen will :  Wel-

ehen Stel lenwert messen Sie der Langform der 
al lgemeinbildenden höheren Schule in unserem 
Schulwesen zu? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr.  Rudolf Scholten: Einen 
sehr  hohen, Herr Bundesrat, einen, zu dem ich 
allerdings sagen m u ß  - so wie ich das gestern 
auch im "Club 2" gesagt habe - ,  daß die Kon­
zentration der Bildungspolitik auf einen Schultyp 
- ich übertreibe jetzt bewußt, weil  sozusagen 
keine exklusive Konzentration stattgefunden hat 
- ,  schon die Frage aufwirft bezügl ich berufsbi l ­
dender Teile. 85 Prozent der derzeit in  d ie Schule 
Gehenden besuchen n i c h  t die AHS. 

Der berufsbildende Teil bedarf meiner Ansicht 
nach ganz besonderer Aufmerksamkeit, insbeson­
dere in einer Zeit, in  der es auch im internationa­
len Bereich sehr große Umwälzungen gibt. Ich 
erinnere beispielsweise nur daran, daß in Frank­
reich und in  Schweden derzeit ungeheuer emotio­
nell geführte Diskussionen über eine Neugestal­
tung der jewei ligen berufsbildenden Bereiche ab­
laufen.  

Ich halte die AHS für einen besonders wichti­
gen Schultyp, der die Berechtigung zum Besuch 
einer Universität vermittelt. Das ist entscheidend, 
ist jedoch nichts Exklusives, wie das in  Diskussio­
nen scheinen mag. 

Präsidentin: Danke, Herr Bundesminister. 

Wir kommen zur 9. Anfrage. Ich b itte Herrn 
Bundesrat Bösch (SPÖ, VorarLberg) um die Ver­
lesung seiner Anfrage. 

Bundesrat Mag. Herbert Böseh: Herr Bundes­
minister !  Meine Frage lautet: 

245/M-BR/91 

Werden Sie Maßnahmen setzen. die e ine Bestel­
lung von Sc huldirektoren auf Zeit ermögliche n? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Herr 
Bundesrat! Es l iegt derzeit im Bundeskanzleramt 
bereits ein Gesetzentwurf vor,  der eine Schuldi­
rektorenwahl auf Probe, also sprich auf eine Pe­
riode u nd dann für definitiv vorsieht. Wir haben 
bereits mit dem Bundeskanzleramt besprochen -
und das auch sch riftlich deponiert - ,  daß man 
ein Auf-Zeit-Model l  m itdiskutieren sollte. 

Ich persönl ich bin der Überzeugung, daß, je 
flexibler diese Regelung ausschaut, desto glaub­
hafter auch die Aussage wird, daß wir uns an 
Qualität orientieren .  Ich meine allerdings auch, 
daß - angesichts einer öffentlichen Stimmung -
nicht alles,  was auf Zeit ist, gut ist, und alles, was 
auf defin itiv ausgerichtet ist, schlecht ist. Wir sol l ­
ten dabei in  keine Übertreibung fallen, d ie dazu 
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führen könnte, daß Schuldirektoren,  ab dem er­
sten Tag ihrer Bestellung, lebenslang schulinter­
nen "Wahlkampf" betreiben und um die Verlän­
gerung des Auftrags zittern m üssen. 

Präsidentin: Wird eine Zusatzfrage ge­
wünscht? - Das ist nicht der Fall .  

Wir kommen damit zu 1 0. Anfrage. Ich bitte 
Frau B undesrätin Lukasser (Ö VP, Tirol) um die 
Verlesung ihrer Frage . 

Bundesrätin Therese Lukasser: Herr Bundes­
minister !  Die bekannte Studie des Linzer Pädago­
gischen Instituts hat ein Thema aktualisiert, das 
den Nac.!1tei l  hat, daß bei den Eltern ungerecht­
fertigte Angste ausgelöst werden. 

Meine Frage lautet daher:  

239/M-BR/91 

Was unternehmen Sie. damit die Pflichtschu le 
den Leistungsanforderungen h insichtlich der Be­
herrsch u ng der Kulturtechniken gerecht werden 
kann? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr .  Rudolf Scholten: Frau 
Bundesrätin !  Ersten bin ich froh darüber, daß Sie 
gesagt haben, daß "ungerechtfertigte Ängste" 
ausgelöst werden. Ohne daß ich das E rgebnis die­
ser Studie herunterspielen möchte : Aber diese 
wurde wahrlich "flexibel" angewandt, bei der es 
jede Form der Interpretation gibt, wer da überall 
und in welchem Ausmaß nicht schreiben und le­
sen kann .  

Ich meine, daß a )  diese Studie wissenschaftli­
chen Ansprüchen nicht gerecht wird, und daß es 
b) eine Reihe von Erklärungen gibt, was bedeutet, 
daß dieses Ergebnis ganz anders ausschauen wür­
de, wenn seriös untersucht worden wäre. Ich mei­
ne aber auch, daß selbst ein wesentlich geringeres 
Ausmaß u ns diese Frage ste l le n  würde. 

Ich b in der Überzeugung, daß wir erstens im 
Rahmen der Lehrerfortbildung Schritte zu setzen 
haben.  Es gibt e ine gemeinsam mit den Pädagogi­
schen Akademien gebildete Gruppe, die diesbe­
zügliche Vorschläge ausarbeiten wird. Wir haben 
bereits in der 1 3 .  Schulorganisationsge­
setz-Novelle eine Verdoppelung der Zahl jener 
Plätze vorgesehen, bei denen die Leistungsgrup­
pen flexibel ,  also in einer inneren Differenz ie­
rung angewandt werden können, was dazu führt, 
daß es wesentlich mehr Spielraum geben wird .  -
Das sind, Frau B undesrätin ,  selbstverständlich al­
les nur Teilantworten .  

Wir  werden i m  Bereich der Autonomie den 
Hauptschulen die Möglichkeit geben, nicht nur 
die schon beschriebenen Schwerpunkte zu setzen, 
sondern auch aktuell und akut auf pädagogische 

Defizite, die auftauchen, zu reagieren. Es soll 
eben n icht, eingebettet in einem starren System, 
gleichsam sehenden Auges, das N iveau sinken, 
sondern in einem autonomen System gibt es eben 
eine Stundenanzahl, d ie der Schule zur freien 
Disposition steht, und die kann eingesetzt werden 
entweder für Schwerpunktbildungen oder zur Re­
aktion auf aktuelle Defizite, p lus den schon be­
kannten Formen von Förderunterricht et cetera. 

Präsidentin: Danke. - Wird eine Zusatzfrage 
gewünscht? - Bitte sehr. 

Bundesrätin Therese Lukasser: Herr Bundes­
minister !  Gibt es Erhebungen I hres Ressorts, die 
darauf hinweisen, daß es angezeigt wäre, d ie Be­
tonung der Leistung in der Volksschule wieder 
stärker hervorzuheben? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Sehr ge­
ehrte Frau Bundesrätin! Ich glaube, daß die 
Volksschule ein Bereich ist , der in vieler Hinsicht 
unter einem falschen Aspekt diskutiert wird. Die 
Konzentration auf das, was wir gerne von den Ju­
gendlichen haben, nämlich mitdiskutierenden, 
demokratiebewußten Menschen ,  d ie gut ausgebil­
det in e inen Arbeitsmarkt gehen ,  erfolgt ja immer 
mit Schülern der Abschlußklassen höherer Schu­
len. Das, was man dabei nicht beachtet, ist, daß 
die entscheidenden Vorbereitungen dafür buch­
stäblich in den ersten Tagen der Volksschulzeit 
eines jeden einzelnen gesetzt werden. 

Solange wir ein System haben, das noch immer 
darauf beruht, daß Volksschüler am Ausmaß des 
Still -sitzen-Könnens gemessen werden, nicht aber 
an der Qualität des Auf-sich-aufmerksam-Ma­
chens, solange können wir nicht erwarten ,  eine 
besonders intensive schul interne Demokratie­
form zu erreichen. - Ausnahmen bestätigen die­
ses Argument. Wir haben ja im Hohen Haus an­
läßlich des Schülerparlaments d iese Ausnahme 
Gott sei Dank erleben können. 

Ich glaube, daß die Volksschule ein Bereich ist, 
der in wesentlich höherem Maße zur Kenntnis 
nehmen muß, und zwar überall dort, wo das noch 
nicht geschieht, daß e igentlich Persönlichkeitsbil­
dung und - zugegebenermaßen - Vermittlung 
der Kulturtechniken der wesentliche Kern des 
Vorhabens ist . 

Über Leistungsansprüche insbesondere i n  be­
zug auf Lehrer an Volksschulen ,  mache ich mir 
die wenigsten Sorgen. Ich möchte ihnen die Mög­
l ichkeit geben, ihr E ngagement i n  ihrer Arbeit 
auch tatsächlich umsetzen zu können und nicht 
an irgendwelchen Barrieren zu scheitern, was 
dann dazu führt, daß viele Jahre engagiert arbei­
tende Lehrer irgendwann dann aufgeben und sich 
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an ein System anpassen, das sich n icht an den 
Kindern orientiert. 

Präsidentin: Ich danke. 

Wir kommen zur 1 1 . Anfrage: Ich bitte Frau 
Bundesrätin Dr. Hödl (SPÖ, Steiermark) ,  ihre 
Frage zu verlesen. 

Bundesrätin Dr. Eleonore Hödl: Sehr  geehrter 
Herr Bundesminister! Ich begrüße das von Ihnen 
vorgestellte Modell zur Schulautonomie in finan­
zieller Hinsicht. Ich glaube auch, daß es wichtig 
ist, daß die Schulen im Rahmen eines gewissen 
Budgets über Anschaffungen selbst entscheiden 
können, die sie für ihren Unterricht brauchen. 

Meine Frage lautet: 

246/M-BR/91 

Wie würde sich die Schulautonomie in pädagogi­
scher Hinsic ht auswirken? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Seholten: Sehr ge­
ehrte Frau Bundesrätin! Wenn ich kurz Ihre Fra­
ge sozusagen widersprüchlich beantworten darf: 
Der Nachteil läge darin ,  daß wir die Durchlässig­
keit des Systems verschlechtern würden, nämlich 
dann, wenn es uns nicht gelingt, den Vorteil zu 
erreichen, daß Schulen mit dieser freien Disposi­
tionsmenge an Zeit und Geld so umgehen kön­
nen, daß sie aktuell auf die konkrete Situation in 
der jeweil igen Klasse reagieren können. - Das 
betrifft das al lgemeine Schulwesen genauso wie 
das berufl iche. 

Die Durchlässigkeit scheint mir absolute Bar­
riere zu sein, und zwar insofern, als wir nicht e in  
System erreichen ,  ja nicht einmal anstreben dür­
fen, in dem eine verringerte Durchlässigkeit dazu 
führt, daß es noch schwieriger wird, von einem 
Schultyp in einen anderen zu wechseln ,  und wir 
daher in noch verstärkterem und definitiverem 
Maße Schülerinnen und Schülern Entscheidun­
gen abverlangen, die sie nicht rückgängig machen 
können. Während wir ständig von einer flexib ler 
werdenden Welt reden, verlangen wir von Kin­
dern Entscheidungen, wobei wir keinerlei Flexibi­
l ität zugestehen würden. 

Daher meine ich ,  daß Flexibil ität für Schüler 
heißen muß,  Irrtümer korrigieren zu können; 
und das ermöglicht keine reduzierte Durch lässig­
keit. Das heißt, mehr F lexib i lität darf nicht hei­
ßen weniger Durchlässigkeit, sondern es muß 
mehr Realisierungschancen für Lehrerengage­
ment bedeuten .  

Präsidentin: Eine Zusatzfrage? - Frau Bun­
desrätin, bitte. 

Bundesrätin Dr. Eleonore Hödl: Herr Bundes­
minister !  Wen n  ich Ihren Ausführungen folge, so 

heißt das, daß der Spielraum hinsichtlich der päd­
agogischen Autonomie sehr klein sei n  wird, damit 
die Übergangsmöglichkeit von eine m  zum ande­
ren Schultyp, daß sozusagen der Schulwechsel 
nicht gefährdet wird. 

Worin liegt dann die E igenständigkeit in päd­
agogischer Hinsicht, was die Auf tei lung der Wo­
chenstundenzahl  in einem bestimmten Fach an­
belangt? Worin liegt dann ganz konkret die päd­
agogische Eigenständigkeit, die Sie anstreben? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Seholten: Frau 
Bundesrätin!  "Klein" ist ein relativer Begriff. 
1 0  Prozent der Stunden tafel ist für a lle, die sich 
intern damit beschäftigen,  sehr viel und nicht sehr 
wenig. Zehn P rozent ist ein Zehntel; das kann 
aber natürlich auch sehr wenig sein .  Angesichts 
der gegenwärtigen Situation in bezug auf Stun­
dentafeln ist das ungeheuer viel ,  und es erfordert 
sehr viel an Drängen aller Beteiligten, damit diese 
Spielräume nicht sofort wieder eingeschränkt 
werden. 

Die frei gewordene Zeit so ll verwendet werden 
erstens zur Bi ldung von Schwerpunkten, 

zweitens zur Disposition von durch finanziel le 
Bedingungen eng gewordenen Freigegenständen,  

drittens zum Ausgleich von aktuell auftauchen­
den Defiziten und 

viertens dafür, daß in Schulen e ndlich wieder 
mehr Zeit dafür vorhanden sein muß, ad hoc Pro­
jekte zu real isieren, ad hoc auch eine Diskussion 
zu aktuellen Themen abzuhalten, und daß die 
Schule nicht sozusagen buchstäblich auf einem 
Rad der letzten Schulminute aufs Neue diese Kur­
ve nimmt und man sich dann wundert, wen n  sie 
zu wenig aktuell auf Ereignisse, die Schüler be­
schäftigen, reagiert. 

Ich glaube , da ß die Autonomie dazu führen 
wird, daß es auch eine wesentlich stärkere Kom­
munikation innerhalb der Schule gibt, weil nicht 
das M inisterium, nicht der Landesschulrat über 
die Disposition der freien Zeit entscheiden wird, 
sondern die Schule selbst. Es werden daher die 
schulinternen Organe den Schülern gegenüber 
dafür gradestehen müssen,  wie sie diese Zeit dis­
poniert haben,  oder, was mir ohnedies besser ge­
fallen würde, wir kommen zum Ergebnis, daß der 
Schulgemeinschaftsausschuß zumindest in 
Grundzügen die Disposition der gewonnenen 
Zeit vornim mt und daß von der Lehrerkonferenz 
dann noch Details geregelt werden können. 

Präsidentin: Danke. - Wird eine zweite Zu­
satzfrage gewünscht? - Bitte sehr. 
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Bundesrätin Dr. E leonore Höd}: Herr Bundes­
minister! Ist d ieses Modell  Schulautono mie n ur 
für den AHS-Bereich gedacht oder auch für die 
Hauptschulen? 

Präsidentin: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Frau 
Bundesrätin !  Die derzeitigen Vorbereitungen lau­
fen - und eine Alternative dazu gibt es n icht -
für Hauptschule und AHS-Unterstufe. Es wäre 
ganz gegen jede Form der Schulkonzeption,  wenn 
wir  auf ein und derselben Schulstufe zwei ver­
schiedene Model le der Realisierung vornehmen 
würden . 

Die Qualität dieser Arbeit wird auch daran zu 
messen sein ,  inwieweit es gelingt, zwischen diesen 
beiden Sch ultypen eine gleiche Chance zur Auto­
nomie-Realisierung zu geben . - Wir arbeiten im 
Moment an identischen Systemen für AHS-Un­
terstufe und Hauptschule. 

Präsidentin: Danke. 

Wir kommen zur 1 2 . Anfrage. Ich bitte Herrn 
Bundesrat Tusek (Ö VP. Oberösterreich), seine 
Anfrage vorzutragen. 

Bundesrat Mag. Gerhard Tusek: Herr Bundes­
minister! Meine Frage lautet: 

240/M-BR/91 

Wie unterstützen S ie die Förderung besonders 
begabter und interessierter Schüler an den Schu­
len? 

Präsident�n: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Sehr ge­
ehrter Herr Bundesrat! Es hat die Oberstufenre­
form, die zu den wesentlichsten Reformschritten 
i nnerhalb des AHS-Bereichs gezählt hat , dazu ge­
führt, daß im Rahmen des Fächerkatalogs die 
Schüler eine wesentlich breitere Möglichkeit ha­
ben, eigene Interessen zu real isieren, daher auch 
eigenen Begabungen nachzukommen. 

Es wird zum zweiten Projektunterricht das In­
strument immer von den Schulen her schon in­
tensiver angewandt und auch von uns dement­
sprechend unterstützt. Ich halte auch das für ein 
Instrument, durch das besonders interessierte 
Schüler ihre Interessen in besonderer Weise reali­
sieren können .  

Erst gestern nachmittag haben wir  im Techni­
schen Museum eine Reihe von Ergebnissen von 
technischen Projekten der Öffentlichkeit vorstel­
len können. Der dort anwesende Professor Pasch­
ke hat auch im kleinen Kreis bestätigt, daß tech­
nisch durchaus spannende Realisierungen gefun­
den wurden ,  die auch ihn als jemandem, der in 
diesem Bereich sehr profi l iert tätig ist, höchst be­
eindruckt haben. 

Zugleich spürt man bei all d iesen Veranstaltun­
gen die hohe Identifikation ,  die Schüler bei derar­
tigen Projekten für sich realisieren können. Ich 
meine, daß das ohnedies ein Instrument ist, das 
sehr viel schulinternen Ehrgeiz real isierbar ma­
chen würde; ganz sicherlich für diejenigen, die 
sich ganz besonders für ein Fach interessieren 
oder gar für ein besonderes Spektrum eines Fa­
ches. 

Präsidentin: Danke. - Wird eine Zusatzfrage 
gewünscht? - Bitte sehr. 

Bundesrat Mag. Gerhard Tusek: Herr Bundes­
minister! Die von I hnen angeregten Themen be­
währen sich sehr im Schulalltag. Allerdings gibt es 
darüber h inaus seit der 1 1 . SchOG-Novelle auch 
die theoretische Möglichkeit, Freigegenstände für 
besonders begabte Schüler zu führen. Eine theo­
retische Möglichkeit ist das deshalb, wei l  die Bü­
rokratie das entsprechende Kontingent der Frei­
gegenstände nicht zur Verfügung stellt. 

Daher meine konk rete Frage: Wann werden Sie 
d ie notwendigen Schritte setzen ,  damit auch diese 
Möglichkeit Realität werden kann? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Sehr ge­
ehrter Herr Bundesrat ! Es ist nicht so, daß die 
Bürokratie die Freigegenstände nicht "hergibt" , 
sondern es ist so, daß wir einen finanziellen Rah­
men haben, der eine Ausweitung der Zahl der 
Freigegenstände derze it n icht möglich macht. 

Dazu zwei Bemerkungen :  Ich möchte diese Ge­
legenheit n ützen, die Landesschulräte dazu auf­
zufordern, wieder einmal die Freigegenstände im 
eigenen Bereich zu analysieren, und  zwar hin­
sichtlich ihrer Wertigkeit. 

Ich erfahre in praktischen Fällen immer wieder 
von angewandten Freigegenständen, die nicht von 
ungeheuer drängender Bedeutung zu sein schei­
nen. Wenn sich eine Schu le neue F ußballregeln 
geben muß,  wei l  man nicht mehr elf  gegen elf, 
sondern nur mehr acht gegen acht spielen, kann ,  
damit man für zwei Klassen den Freigegenstand 
Fußballspielen unterbringen kann ,  so meine ich, 
daß wir damit die Kontingente nicht richtig aus­
nützen. 

Zugleich muß ich dazu sagen: Selbst würden 
wir alle diese anekdotischen Freigegenstände be­
seitigen können, ist es noch immer ein finanziell 
enger Raum, in dem wir uns bewegen. Angesichts 
der notwendigen P rioritätensetzung, zum Bei­
spiel was im Moment wichtig ist, nämlich die In­
tegration behinderter Kinder umzusetzen, die 
etwa 200 Dienstposten benötigen wird, oder an­
dere Vorhaben, muß man sich aber dazu beken­
nen, daß man auch Themen nicht an die erste 
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Stelle setzt, was politisch nicht dankbar, aber not­
wendig ist. 

Derzeit sollten wir uns bemühen , all das, was 
derzeit im internen Rahmen möglich ist, locker 
zu machen, zu mobilisieren und dadurch freien 
Raum zu schaffen. Ich verhehle aber n icht, daß 
darüber eine Dauerdiskussion mit dem Finanzmi­
nisterium besteht, eine grö ßere Flexibil ität zuzu­
lassen. 

Präsidentin: Danke, Herr Bundesminister. -
Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? - Bitte 
sehr. 

Bundesrat Mag. Gerhard Tusek: Es freut mich, 
daß ich diese zweite Zusatzfrage gerade in Anwe­
senheit des Bundesministers für auswärtige Ange­
legenheiten stellen darf. 

Herr Bundesminister! Gibt es in Hinblick auf 
die bevorstehende Internationalisierung und EG­
Annäherung Initiativen seitens Ihres Ressorts zur 
Förderung besonders sprachbegabter Schüler? 

Präsidentin: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Herr 
Bundesrat! Es ist so, daß wir die Regeln, die dazu 
dienen, Auslandsschulveranstaltungen und Aus­
landsaustausch zu realisieren, wesentl ich erleich­
tert haben, indem die interne Reglementierung 
im wesentlichen aufgehoben wurde und auch Be­
schränkungen aufgehoben werden, die Austausch 
nur in buchstäblichem Sinn verstehen, also daß 
das zu jedem Zeitpunkt statistisch nachmeßbar 
eine 1 : l -R�lation sein muß. 

Es wird die Möglichkeit - das schließt sich an 
die Frage zu den Freigegenständen an - sprach­
lich bezogener Freigegenstände sehr stark ge­
nützt. Wen n  ich mir das richtig gemerkt habe, 
dann sind unter den Hauptschulen die Sprach­
schwerpunktschulen nach den Musikschulen am 
zweitstärksten vertreten. Das heißt, die Nachfrage 
nach Sprachen ist sehr groß .  

Wenn wir im Rahmen der schon besprochenen 
Autonomie zu einer grö ßeren F lexibilität und zu 
vermehrten Schwerpunkten kommen, so kann ich 
mir vorste llen, daß gerade sprachliche Schwer­
punkte Ziel vieler Schulen verschiedener Schul­
standorte sein werden. Das ist schon al lein auf­
grund der gegenwärtigen Schwerpunktbildungen 
ablesbar. 

Präsidentin: Ich begrüße den im Hause er­
schienenen Herrn Bundesminister für auswärtige 
Angelegenheiten, Herrn Dr. Mock, und den 
Herrn Staatssekretär Dr. Jankowitsch. (Allgemei­
ner Beifall .) 

Ich bitte nun Herrn Bundesrat Meier (SPÖ, 
Steiermark), die 1 3 . Anfrage zu stellen. 

Bundesrat Erhard Meier: Sehr geehrter Herr 
Minister !  Vorwiegend an Pflichtschulen im städti­
schen Bereich - aber nicht nur an Pflichtschu­
len! - gibt es immer häufiger und vermehrt Pro­
bleme mit verhaltensgestörten Schülerinnen und 
Schülern. Durch einen Grazer Lehrer wurde d ie­
ses Problem - im Fernsehen wurden zur Unter­
mauerung n�r Berichte aus Wiener Schulen ge­
zeigt - der Offentlichkeit stärker ins Bewußtsein  
gerufen. 

Daraus ergibt sich meine Frage: 

247/M·BR/91 

Welche Maßnahmen werden von I h rem Ressort 
vorbereitet, um die Problematik verh al tensauffäl l i­
ger Kinder in den Schulen zu bewältigen?  

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Sehr ge­
ehrter Herr Bundesrat! Ich bin eigentlich nicht 
dazu berufen, die Disposition des ORF zu kom­
mentieren .  Ich würde sende logistische Gründe 
dafür einbringen, warum das so war. In der Stei­
ermark wird sogar eine Folgesendung dazu reali­
siert werden .  - Im übrigen ist das natürlich kein 
steirisches, sondern ein gesamtösterreichisches 
Thema. Es ist nur journalistisch in der Steiermark 
aufbereitet worden. 

Es gibt im Rahmen der Schulverwaltung der­
ze it bereits eine Reihe von Einrichtungen, die so­
wohl den Schülern als auch den Leh rern als psy­
chologische Instanz und als Beratungsinstanz zur 
Verfügung stehen. Meines Erachtens sollten wir 
uns derzeit darauf konzentrieren, im Bereich der 
Supervision ein verbreitetes Angebot zu bereiten, 
sodaß sich Lehrer diesem Programm unterziehen 
können. Das werden wir auch tun. 

Wir bere iten derzeit Kurse vor, die ab Herbst 
beginnen sollen. Da innerhalb dieser Kurse Aus­
bildner ausgebildet werden, kann man innerhalb 
von wenigen Jahren auch mit einem dementspre­
chenden Multiplikatoreffekt rechnen, da jeder 
dort ausgebildete Lehrer dann neuerlich Gruppen 
ausbilden kann. Das kann dann auch regional 
standortbezogen erfolgen ,  und daher ist es in der 
Realisierung einfacher. 

Ein zweiter Punkt ist, daß die Lösung  der Frage 
bezüglich Begleitlehrer überall dort h ilft, wo wel­
che eingesetzt sind. Die F rage bezüglich besserer 
Zuwendu ng der Lehrer zu Schülern wird dadurch 
naturgemäß erleichtert. Dazu haben wir für das 
heurige Jahr insgesamt 1 000 Begleitlehrer errei­
chen können, das heißt  also, es gibt im gegenwär­
tigen System 1 000 Begleitlehrer, die einen Ko­
stenaufwand in der Höhe von rund einer halben 
Mill iarde Schilling ausmachen. Über diese Lö­
sung war ich froh. Ich m u ß  aber auch dazusagen, 
daß wir damit noch nicht am Ende u nserer Wün­
sche angelangt sind. 
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Präsidentin: Danke, Herr Bundesmin ister. 

Wird eine Zusatzfrage gewünscht? - Bitte 
sehr. 

Bundesrat Erhard Meier: Sehr geehrter Herr 
Minister! Sie haben eigentlich meine zweite Frage 
schon vorweg beantwortet, die gelautet hätte: 

Welche Überlegungen werden angestellt, die 
Ausbildung der Lehrer in Richtung mehr Praxis­
nähe zu ändern, um der pädagogischen und psy­
chologischen Eignung für d iese schwierige Aufga­
be mehr Gewicht beizumessen. Ich glaube, diese 
brauche ich nicht mehr zu stellen; ich darf daher 
zur nächsten Frage übergehen: 

Könnte nicht auch erwogen werden ,  die Zu­
sammenarbeit mit den Eltern - gerade mit den­
jenigen, die es betrifft - bei d iesen Problemfällen 
zu stärken? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Sehr ge­
ehrter Herr Bundesrat! Ich würde Ihre Frage in 
eine Bestätigung verwandeln:  Das muß gesche­
hen! Die entscheidende Frage dabei wird sein, in­
wieweit es gelingt - damit hat sich gestern Nach­
mittag eine Gruppe im Ministerium befaßt - ,  
unter all  den Einrichtungen,  die auf Landes- und 
Gemeindeebene vorhanden sind, die sich mit so­
zialen Fragen beschäftigen,  eine Koordination 
herzustellen, sodaß gemeinsam vefsucht wird, ge­
rade in diesen Fällen zu agieren. 

Ich habe von einer Reihe von Fällen gehört, die 
doppelt und dre ifach betreut wurden, und genau­
so auch von vielen anderen Fällen,  die gar nicht 
betreut wurden .  Das ist eine Angelegenheit, der 
sich die Schule stellt. Die Schule muß sich aber 
auch wehren, ein Monopol der Zuteilung zu wer­
den. Die Gesellschaft tendiert nämlich dazu, zu 
delegieren, und die Schule ist ein dankbares Feld 
für Delegationsversuche. Die Schule muß sich 
aber dazu bekennen, sehr aktiv zu sein .  

Präsidentin: Danke. 

Wir kommen zur 1 4. Anfrage. Ich bitte Herrn 
Bundesrat Dr. Linzer (Ö VP, Burgenland), diese 
Anfrage zu stellen. 

Bundesrat Dr. Milan Linzer: Herr Bundesmini­
ster! Meine Frage lautet: 

2411M-BR/91 

Wieweit sind Ihre Arbei ten im Zusammenhang 
mit der Errichtung eines von den burgenländischen 
Volksgruppen jahrzeh nte lang geforderten Volks­
grup pengymnasiums gediehen? 

Präsidentin: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesmi nister Dr. Rudolf Scholten: Eine Rei­
he von Gesprächen mit den Vertretern der Volks­
gruppe haben dazu geführt, daß noch vor dem 
Sommer eine Erhebung der zu erwartenden An­
meldungen erfolgt ist, deren Ergebnis ausgewer­
tet wird. Wir s ind mit den Volksgruppenvertre­
tern - sowohl mit den kroatischen als auch mit 
den ungarischen - mehr oder weniger e in ig über 
die Organisationsform der Schulen, die wir einzu­
richten beabsichtigen.  Keine Einigkeit gibt es 
noch über den Standort. Das ist ein wesentlicher 
Sinn dieser E rhebung gewesen. In  dem Moment, 
in dem uns das Ergebn is vorliegt - so haben wir 
es vereinbart - ,  nehmen wir gemeinsam mit den 
Volksgruppenvertretern dessen Analyse vor. 

Präsidentin: Danke. - Wird eine Zusatzfrage 
gewünscht? - Bitte, Herr Bundesrat. 

Bundesrat Dr. Milan Linzer: Herr Bundesmini­
ster! Sind Sie der Meinung, daß die mehrsprachi­
ge Ausbildung an einem solchen Volksgruppen­
gymnasium auch verbunden sein sollte mit einer 
Berufsausbildung, etwa auch mit e iner kaufmän­
nischen Spezialqualifikation? Ich nenne die Stich­
worte Osthandel ,  Marketing, Fremdenverkehr. 

Präsidentin: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Herr 
Bundesrat! Die Frage der Zweisprachigkeit kann 
man durchaus mit jedem Schultyp verknüpfen. 
Wenn man d ieses Thema ernst nimmt - das tue 
ich ja - ,  ist die Fragestellung e igentl ich, welcher 
Schultyp angesichts der lokalen Situation am not­
wendigsten ist . Dabei können berufsbildende 
Schulen durc haus eine Rolle spielen.  Ich möchte 
das gar nicht ausschließen. Ich meine nur,  daß 
von der grundsätzlichen organisatorischen Forde­
rung die Zweisprachigkeit und der Schultyp von 
seiner Ausrichtung her zwei - unter Anfüh­
rungszeichen - "x-bel iebig koppelbare" Dinge 
sind. Es gibt keine Sch ultypen, die für Zweispra­
ch igkeit geeignet sind, und andere, die nicht dafür 
geeignet sind. 

Daher geht es erstens darum, den Wunsch der 
Volksgruppen zu erfül len, und zweitens darum ,  
eine in der schul ischen Organisation vernünftige 
Disposition zu treffen.  Ich gehe jetzt in meiner 
Beantwortung fälschlicherweise nur von einem 

. einzigen Sta ndort aus. Das aber ist eine E ntwick­
lung - das haben wir auch sonst schon gesehen 
-, die sich d urchaus auf mehrere Standorte aus­
dehnen sollte. 

Präsidentin: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Dr .  Milan Linzer: Ich knüpfe an Ih­
ren letzten Satz an, Herr  Bundesminister. Ich  bin 
der Mei nung, daß die Intention des Staatsvertra­
ges 1 955,  in dem es heißt,  daß ein Gymnasium für 
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die Volksgruppen zu install ieren ist, mehr oder 
minder dahin geht, daß ein zentraler Ort, e in  
bestgeeigneter Standort gefunden werden sollte 
und daß die Systemisierung mit e i n  e m  Gym­
nasium erfolgen sollte. 

Sind Sie auch dieser Meinung, und wieweit sind 
jetzt im konkreten - ich darf noch ein mal darauf 
zurückkommen - Ihre Bemühungen,  Ihre Er­
mittlungen bezüglich einer Standortfestlegung 
gediehen? 

Präsidentin: B itte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Rudolf Scholten: Herr 
Bundesrat ! Wenn ich Sie richtig verstanden habe, 
war die Frage , ob wir auch im berufsbildenden 
Schulwesen derartige Schulen einrichten können. 
Die Antwort war: ja. Das ändert aber n ichts dar­
an, daß wir jetzt - wie Sie richtig gesagt haben -
über den Standort eines Gymnasiums sprechen. 
Solange das Ergebnis dieser Erhebung mit den 
Volksgruppenvertretern noch nicht ausgewertet 
ist, kann ich über den Standort nichts Näheres 
sagen. D ie Erhebung wurde durchgefüh rt und die 
Gespräche disponiert. Ich meine, daß man den 
unmitte lbaren Zugang der Volksgruppenvertre­
ter, die an der Konzeption dieser Erhebung m it­
gewirkt haben, zu respektieren hat. Daher sol lte 
man in dieser Gruppe einmal erörtern und dann 
selbstverständlich auch erklären und begründen,  
warum man zu der einen oder zu der  anderen 
Entscheidung gekommen ist. 

Präsidentin: Danke, Herr Bundesminister. 

Wir sind damit am Ende der Fragestunde. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsidentin: Eingelangt ist ein Schreiben des 
Bundeskanzleramtes betreffend Ministervertre­
tung. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle­
sung dieses Schreibens. 

Schriftführerin Grete Pirchegger: 

"An die 

Präsidentin des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 1 8. Juni  
1 99 1 ,  Zl .  1 006-05/6, folgende Entschließung ge­
faßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Arbeit und Soziales Josef H esoun vom 
26. bis 28.  Juni 1 99 1  den Bundesminister für Ge­
sundheit, Sport und Konsumentenschutz Ing. Ha­
raid Ettl mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme M itteilung zu machen .  

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmül ler" 

Präsidentin: Ich danke. 

E ingelangt sind ferner 20 Anfragebeantwortun­
gen ,  die den Anfragestellern übermittelt wurden. 

D ie Anfragebeantwortungen wurden vervielfäl­
tigt und auch an alle übrigen Mitglieder des Bun­
desrates verteilt. 

Eingelangt sind jene Beschlüsse des Nationalra­
tes, d ie Gegenstand der heutigen Tagesordnung 
sind. 

Ich habe d iese Beschlüsse sowie die zwei Be­
richte der Bundesregierung über das Jahr 1990 
und über den Stand der österreich ischen Integra­
tionspolitik sowie Interparlamentarische Berichte 
1987  bis 1 989 den in Betracht kommenden Aus­
schüssen zur Vorberatung zugewiesen. Die Aus­
schüsse haben ihre Vorberatungen abgeschlossen 
und schriftliche Ausschußberichte erstattet. 

Absehen von der 24stündigen Aufliegefrist 

Präsidentin:  Im Hinblick darauf sowie mit 
Rücksicht auf einen mir zugekommenen Vor­
schlag, von der 24stündigen Aufliegefrist Abstand 
zu nehmen, habe ich all diese Vorlagen sowie die 
Wahl der beiden Vizepräsidenten des Bundesra­
tes sowie von zwei Schriftführern und drei Ord­
nern für das 2. Halbjahr 1 99 1  auf die Tagesord­
nung der heutigen Sitzung gestellt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
mit der Abstandnahme von der 24stündigen Auf­
liegefrist der Ausschußberichte einverstanden 
sind, um ein Handzeichen. - Dies ist S t i m  -
m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Vorschlag ist m it der nach § 44 Abs. 3 der 
Geschäftsordnung des Bundesrates erforderli­
chen Zweidrittelmehrheit a n g e n  0 m m e n .  

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? 
- Dies ist nicht der Fal l .  

Behandlung der Tagesordnung 

Präsidentin: Aufgrund eines mir  zugekomme­
nen Vorschlages beabsichtige ich, die Debatte 
über d ie Punkte 1 bis 3, 5 bis 7, 8 und 9 sowie 1 5  
bis 1 8  der Tagesordnung unter einem abzufüh­
ren .  

D ie Punkte 1 bis  3 sind I nterparlamentarische 
Berichte 1 98 7  b is 1 989 und Berichte der Bundes­
regierung über den Stand der österreichischen In­
tegrationspol it ik und über das Jahr 1 990. 
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Die Punkte 5 bis 7 sind eine Marktordnungsge­
setz-Novelle 1 99 1 ,  eine Viehwirtschaftsgesetz­
Novelle 1 99 1  und eine Änderung des Qualitäts­
k lassengesetzes. 

Die Punkte 8 und 9 sind eine Personen­
standsgesetz-Novelle 1 99 1  und ein 
Übereinkommen über den internationalen Aus­
tausch von Auskünften in Personenstandsangele­
genheiten. 

Die Punkte 1 5  bis 1 8  sind Novellen zu Dienst­
und Besoldungsrechtsgesetzen sowie zum Bun­
des-Personalvertretungsgesetz. 

Erhebt sich gegen die Zusammenziehung der 
Debatten ein E inwand? - Dies ist nicht der Fal l .  
Wir werden daher in diesem Sinne vorgehen. 

1. Punkt: Berichte der Delegation zur Parlamen­
tarischen Versammlung des Europarates, der zu 
Veranstaltungen der Interparlamentarischen 
Union entsendeten Mitglieder des Nationalrates 
und des Bundesrates, der Delegation zum EFT A­
Parlamentarierkomitee sowie der Kontaktgrup­
pe für die Beziehungen zum Europäischen Par­
lament (Interparlamentarische Berichte 1987 
bis 1989) (111-95 und 4072/BR der Beilagen) 

2. Punkt: Dritter Bericht der Bundesregierung 
über den Stand der österreichischen Integra­
tionspolitik (111- 102 und 4073/BR der Beilagen) 

3. Punkt: Außenpolitischer Bericht der Bundes­
regierung über das Jahr 1990 (111 - 103 und 
4074/BR der Beilagen) 

Präsidentin: Wir gehen nunmehr in die Tages­
ordnung ein und gelangen zu den Punkten 1 bis 
3,  über die die Debatte unter e inem abgeführt 
wird. 

Es sind dies: Interparlamentarische Berichte 
1 987 bis 1 989, Dritter Bericht der Bundesregie­
rung über den Stand der österreichischen Integra­
tionspolitik und Außenpolitischer Bericht der 
Bundesregierung über das Jahr 1 990. 

Die Berichterstattung über die Punkte 1 bis 3 
hat Herr Bundesrat Dr .  Milan Linzer übernom­
men. Ich bitte ihn um d ie Berichte. 

Berichterstatter Dr. Milan Linzer: Frau Präsi­
dent! Herr Bundesminister !  Herr Staatssekretär ! 
Hoher Bundesrat ! Ich bringe zunächst den Be­
richt des Außenpolitischen Ausschusses betref­
fend die Berichte der Delegation zur Parlamenta­
r ischen Versammlung des Europarates, der zu 
Veranstaltungen der Interparlamentarischen Uni­
on entsendeten Mitgl ieder des Nationalrates und 
des Bundesrates, der Delegation zum EFTA-Par­
lamentarierkomitee sowie der Kontaktgruppe für 
die Beziehungen zum Europäischen Parlament 

( Interparlamentarische Berichte 1 987 bis 1 989) 
( I II-95/BR der Beilagen) .  

Die Vorlage umfaßt folgende Berichte: 

Berichte der österreichischen Delegation zur 
Parlamentarischen Versammlung des Europara­
tes über die österreichische M itarbeit bei den Ta­
gungen des Europarates in den Jahren 1 987, 1 988 
und 1 989, 

weiters einen Bericht der österreichischen 
Gruppe in der Interparlamentarischen Union 
über deren Veranstaltungen von 1987 bis 1 989. 

In diesem Zeitraum fanden folgende interpar­
lamentarische Konferenzen statt: 

77 .  Interparlamentarische Konferenz, Mana­
gua, 27. April bis 2. Mai 1 987 

78. Interparlamentarische Konfe renz, Bang­
kok, 1 2 . b is 1 7 . Oktober 1 987 

79. Interparlamentarische Konferenz, Guate­
mala-Stadt, 1 1 . bis 1 6 . April 1 988 

80. Interparlamentarische Konferenz, Sofia, 1 9 . 
bis 24. September 1 988 

81 . Interparlamentarische Konferenz, Buda­
pest, 13 .  bis 18. März 1989 

82. Interparlamentarische Konferenz, London, 
4. bis 9. September 1989 

Interparlamentarische Tourismuskonferenz 
vom 1 0. bis 1 4. April 1989 in Den Haag 

Interparlamentarisches Symposi um über die 
Teilnahme von Frauen am politischen und parla­
mentarischen Entscheidungsprozeß vom 20. bis 
24. November 1 989 in Genf 

Weiters werden die bilateralen Kontakte im Be­
richtszeitraum ( 1 987 bis 1 989) dargestel lt. Daraus 
ergibt sich, daß Delegationen der Vol kskammer 
der Deutschen Demokratischen Rep ublik,  des 
Obersten Sowjets der UdSSR, des Deutschen 
Bundestage� und der Schweizerischen .�undesver­
sam mlung Osterreich besucht haben. Osterreichi­
sche Besuche fanden in Frankreich, Luxemburg, 
Jugoslawien, Spanien, Belgien und Albanien statt. 

In einer Anlage werden die Statuten der öster­
reichischen Gruppe der I nterparlamentarischen 
Union wiedergegeben .  Die Vorlage enthält auch 
e ine Zusammenstellung über die von der österrei­
chischen Gruppe mit anderen Gruppen der I nter­
parlamentarischen Union gebildeten Freund­
schaftsgru ppen. 

Schließl ich enthält die Vorlage einen Bericht 
der Delegation zum E FTA-Parlamentarierko­
mitee für die Jahre 1 987 bis 1 989 und schließl ich 
einen Bericht der österreichischen Kontaktgrup-
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pe für die Beziehungen zum E uropäischen Parla­
ment im Berichtszeitraum.  

Der Außenpolitische Ausschuß hat d ie  gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 25. Juni  
1 991  in Verhandlung genommen und e instim mig 
beschlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, 
den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Au ßen­
politische Ausschuß somit den A n  t r a g, der 
B undesrat wolle beschließen: 

Die Berichte der Delegation zur Parlamentari­
schen Versammlung des Europarates, der zu Ver­
anstaltungen der I nterparlamentarischen Union 
entsendeten Mitglieder des Nationalrates und des 
Bundesrates, der Delegation zum EFTA-Par la­
mentarierkomitee sowie der Kontaktgruppe für 
die Beziehungen zum Europäischen Parlament 
(Interparlamentarische Beric hte 1987  b is 1 989) 
( I II-95/BR der Beilagen) werden zur Kenntnis ge­
no mmen. 

Ich bringe weiters den Beric ht des Außenpoliti­
schen Ausschusses betreffend den Dritten Bericht 
der Bundesregierung über den Stand der österrei­
chischen Integrationspolitik ( I I I- 102/BR der Bei­
lagen).  

Der gegenständliche Bericht behandelt zu­
nächst die mit dem österreichischen Antrag auf 
Beitritt zur EG im Zusammenhang stehenden po­
litischen Entwicklungen bis Jänner 1 99 1  und 
weist darauf hin, daß zur politischen Unterstüt­
zung und Beschleunigung des Beitrittsverfahrens 
eine Vielzahl von Gesprächen - auch auf hoher 
politischer Ebene - stattgefunden hat. Erwähnt 
werden insbesondere ein Besuch des EG-Kom­
missionspräsidenten Jacques Delors in  Österreich 
im Oktober 1 990, ferner die Konsultationen des 
B undesministers für auswärtige Angelegenheiten 
und des für Außenbeziehunge n  zuständigen EG­
Vizepräsidenten Frans Andriessen im November 
1 990. Weiters wird darauf hingewiesen ,  daß im 
letzten Vierteljahr 1 990 eine Reihe von Gesprä­
chen mit Vertretern der EG-Mitgliedsstaaten 
stattgefunden hat. Auch wurde versucht, die Be­
ziehungen zum Europäischen Parlament auf eine 
breitere Basis zu stellen. Dies insbesondere im 
Wege der österreich ischen M ission bei den Eu­
ropäischen Gemeinschaften mit dem Ziel, die Ab­
geordneten des Europäischen Parlaments mit der 
österreichischen Integrationspolitik besser ver­
traut zu machen. 

Da Italien, das in der Berichtsperiode die EG­
P räsidentschaft innegehabt hat, an einem öster­
reichischen Beitritt sehr interessiert ist, hat der 
italienische Außenminister auf eine beschleunigte 
Behandlung des österreichischen Beitrittsantrages 
gedrängt. 

Weiters wird darauf verwiesen, daß im EG-Rat 
nunmehr die Auffassung vertreten wird, daß vor 
Ratifiz ierung der Verträge zur Politischen Union 
beziehungsweise zur Wirtschafts- und Währungs­
union keine Beitritte erfolgen sollen. Zielsetzung 
sei, diese neuen Verträge spätestens mit Verwirk­
lichung des Binnenmarktes zu ratifizieren. E ine 
Änderung des Zeitpunktes eines österreichischen 
Beitrittes ergäbe sich dadurch nicht. 

Ferner erläutert der Bericht das Ziel der Ver­
handlungen für die Politische Union im Rahmen 
der EG. Er  weist insbesondere darauf hin ,  daß 
deutlich zwischen Sicherheits- und Verteidi­
gungspol it ik unterschieden werde. 

Weitere Ziele in der EG sind die Erweiterung 
der Zuständigkeiten  der Gemeinschaft im Sozial­
bereieh sowie auf den Gebieten des Umwelt­
schutzes, des Gesundheitswesens und der Ener­
giepolitik sowie die Stärkung der Rolle des Eu­
ropäischen Parlaments. 

Abschließend wird in diesem Teil des Berichtes 
darauf hingewiesen ,  daß durch die Entwick lun­
gen in Schweden bezüglich eines Beitritts zur EG 
sowie durch die in  dieser Frage in Gang gekom­
mene Diskussion in der Schweiz und in Finnland 
der österreich ischen Integrationskurs bestätigt 
wird. 

In e inem weiteren Abschnitt des Berichtes wer­
den die Verhandlungen im Rahmen des soge­
nannten "Avis" -Verfahrens dargestellt .  

In e inem dritten Abschnitt wird sodann der 
Stand der Verhandlungen über die Schaffung ei­
nes Europäischen Wirtschaftsraumes - EWR -
zwischen der EG und den EFTA-Staaten darge­
stel lt. Zusammenfassend wird ausgeführt, daß die 
Absicht bestünde, den EWR-Vertrag bis zum 
Sommer 1 99 1  abzuschließen, hiezu aber noch 
eine Reihe von schwierigen Verhandlungen erfor­
derlich ist. 

In seinem letzten Abschnitt behandelt der Be­
rieht schließl ich den EG-Binnenmarkt und ste l lt 
unter anderem fest, daß mehr als zwei Drittel der 
im EG-Binnenmarktprogramm vorgesehenen 
Maßnahmen durch den EG-Ministerrat geneh­
migt worden seien .  Die EG-Kommission vertritt 
die Meinung, daß es den EG-Mitgliedsstaaten 
fristgerecht bis Anfang 1 993 gelingen werde, alle 
Rechtsakte in das innerstaatliche Recht  umzuset­
zen. 

Als Anhang ist dem Bericht die gemeinsame 
Erklärung vom 1 9. Dezember 1 990 angeschlos­
sen, die an läßlich des Ministertreffens der E uro­
päischen Gemeinschaft und ihrer Mitgliedsstaa­
ten mit den Ländern der E uropäischen Freihan­
delsassoziation verabschiedet wurde. 
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Der Außenpolitische Ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung  vom 25. Juni 
199 1  in  Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Außen­
pol itische Ausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Der Bericht über den Stand der österreich i­
sehen Integrationspolitik (III- t 02/BR der Be ila­
gen) wird zur Kenntnis genommen. 

Ich erstatte nunmehr den Bericht des Außen­
politischen Ausschusses betreffend den Außenpo­
litischen Bericht der Bundesregierung über das 
Jahr 1 990 (III- 103/BR der Beilagen).  

Eingangs enthält der Bericht Ausführungen 
über die neuen politischen Entwick lungen in den 
zentral- und osteuropäischen Staaten und d ie sich 
daraus ergebenden Folgen. In einem ersten Ab­
schnitt behandelt er die politische Lage im östl i­
chen Zentraleuropa sowie in Ost- und Südosteu­
ropa und die Frage des Beitrags Österreichs zur 
koordin ierten westlichen Wirtschaftshilfe für die­
se Staaten. In der Folge behandelt er d ie Entwick­
lung in Weste uropa, die EG und deren Verhältnis 
zu Österreich sowie die EWR-Verhandlungen 
und die sich daraus für Österreich ergebenden 
Konsequenzen. Ein weiteres Thema sind der 
KSZE-Prozeß und die Verhandlungen im Rah­
men der KSZE. Ferner geht er auf d ie Aktivitäten 
des Europarates ein, behandelt die Frage der Ob­
soleszenz  einzelner Besti mmungen des österrei­
chischen Staatsvertrages, die deutsche Einigung 
und die Tätigkeit der Wirtschaftskommission der 
Vereinten Nationen für Europa. 

Im Abschnitt Nachbarschaftspolitik wird insbe­
sondere auf Südtirol, die Pentagonale, die regio­
nale U mweltpolitik, den Schwerlasttransitverkehr 
und die Donaukommission eingegangen.  

Weitere Themen sind die internationale Zu­
sammenarbeit auf Länder- und Gemeindeebene, 
das Verhältnis Europa-USA-Japan und der Welt­
wirtschaftsgipfel; ferner unter anderem die Bewe­
gung der Blockfreien, die Zusammenarbeit im 
Rah men der Vereinten Nationen, die Frage der 
Rüstungskontrolle und Abrüstung, das Verhältnis 
Österreichs zur Internationalen Atomener­
gie-Organisation .  Wirtschaftsfragen behandelt 
ein Abschnitt über die Entwicklung der Weltwirt­
schaft, den Welthandel und den österreichischen 
Außenhandel. In diesem Abschnitt wird auch die 
Nord-Süd-Problematik behandelt, die Organisa­
tionen zur wirtschaftlichen Förderung der Ent­
wicklungsländer und die österreich ische Entwick­
lungszusammenarbeit. T hemen des Berichtes sind 
auch die Weltenergiesituation und der globale 
Umweltschutz . 

Schließl ich wird auf Fragen der österreichi­
schen Außenpol itik und der Medienpolitik einge­
gangen. Gegenstand des Berichtes sind außerdem 
eine Darstellung der Aktivitäten des Rates für 
auswärtige Angelegenheiten sowie des österrei­
chischen auswärtigen Dienstes und ferner Tätig­
keitsberichte bezüglich der Vereinten Nationen 
und des Europarates. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die gegen­
ständl iche Vorlage in seiner Sitzung vom 25. Juni 
1 99 1  in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Außen­
pol itische Ausschuß somit den A n t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Der Außenpolitische Bericht der Bundesregie­
rung über das Jahr 1 990 (III- 1 03/BR der Beila­
gen) wird zur Kenntnis genommen. 

Präsidentin: Ich danke für die Berichte. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte über die 
zusamm�ngezogenen Punkte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Gu­
denus. Ich ertei le ihm d ieses. 

/0.30 
Bundesrat Mag. John Gudenus (FPÖ, Wien): 

Frau Präsidentin !  Herr Bundesminister !  Herr 
Staatssekretär! Meine lieben Bundesräte und 
Bundesrätinnen !  Ich freue mich ganz besonders, 
daß der Herr Bundesminister für auswärtige An­
gelegenheiten diesem Hohen Haus so oft seine 
besondere Aufmerksamkeit widmet. Meinen 
herzlichen Dank dafür !  (Allgemeiner Beifall.) 

Zuerst in eigener Sache: Bei der letzten Sitzung 
schienen einige Mitglieder des Bundesrates -
vermutlich der Großteil - irritiert über eine Mel­
dung in einer Parteizeitung, welche ausdrückte, 
daß wir uns hier in einer " Länderschlafkammer" 
befänden. Ich möchte ausdrücklich dementieren,  
daß dies unsere Meinung ist. Vielmehr bin ich der 
Überzeugung, daß, wen n  in dieser Kam mer die 
Hygiene des Wortes und die H ygiene des Hörens 
besonders hochgehaIten wird, dies nicht zum 
Fehlschluß verleiten darf, daß diese Kam mer eine 
Schlafkammer wäre. - Das zum ersten. 

Zweitens möchte ich sagen: Selbstverständlich 
fühlen wir uns nicht von den Ausschüssen ausge­
schlossen. Wir sind e ifrige M itarbeiter dieser Aus­
schüsse, sofern es möglich ist. Ich gebe als Ein­
schränkung durchaus zu,  daß die Möglichkeit, in 
den Ausschüssen zu arbeiten, durch zweierlei ein­
geschränkt wird: Das erste ist - unter dem wir 
vermutlich alle gleicherweise " leiden" - ,  daß wir 
in einem Zeitablauf die Ausschüsse durcheilen 
müssen,  wofür "Schlafkammer" wirklich nicht 

543. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 21 von 126

www.parlament.gv.at



25098 B undesrat - 543.  S itzung - 26. Juni 1 991 

Mag. John Gudenus 

der richtige Ausdruck ist; wir sind Schnellzüge in 
Ausschußbewältigung - was auch nicht gut für 
die Ausschüsse ist. 

Weiters - und das ist der Punkt unserer auf­
richtigen Kritik - :  Es wird uns die nach dem 
d' Hondt'schen System zustehende Funktionstä­
tigkeit noch i mmer nicht zugestanden. Es fehlt 
uns - und es wird uns das nicht zugebil ligt - ein 
Ausschußobmann. Es wird uns nicht zugebil l igt 
ein zweiter . . .  

Präsidentin: Ich würde bitten,  zum Them a  zu 
sprechen und Dinge, die i n  der Präsidiale verhan­
delt werden, auc h  in der Präsidiale zu verhandeln. 
(Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 

Bundesrat Mag. John Gudenus (fortsetzend): 
Frau Vorsitzende, ich habe gro ßes Verständnis 
dafür, aber wenn Herr Professor Schambeck das 
eine oder andere Mal kurz vom Thema abschwei­
fen darf, bitte das auch einer anderen Fraktion 
zuzugestehen . (Bundesrätin Dr. K a r  I s s 0 n: Der 
wird auch gerügt, wenn er vom Thema ab­
schweiftn 

Ich stel le nur noch kurz dazu fest, daß uns be­
züglich der Ausschüsse die Zuordnung von Tätig­
keiten nicht befriedigt. Ich hoffe aber, daß Sie mit 
meiner Erklärung betreffend den Artikel in der 
"Neuen Freien Zeitung" zufrieden sind. 

Wenn wir heute hier den Außenpol itischen Be­
richt 1 990 behandeln ,  kann man nicht darüber 
hinweggehen, daß wir am heutigen Tage ein fast 
historisches Ereignis eigentlich gleichzeitig feiern 
müßten ,  zumindest - wenn schon nicht feiern -
würdigen müßten. Ich möchte daher heute die 
Abwesenheit des Landeshauptmanns von Wien 
hier nicht kritisch anmerken (Bundesrat P o  m -
p e r: Doch nicht schon wieder, Herr Kollege.') , 
sondern positiv herausstreichen, daß der Landes­
hauptmann von Wien sowie jener von Kärnten, 
Zernatto, und Krainer von der Steiermark bei den 
Unabhängigkeitsfeiern in  Slowenien sind. Wir  
müssen das mit  Wohlmeinung zur Kenntnis neh­
men und den Mut dieser beiden Staaten, Slowe­
nien und Kroatien ,  würdigen, daß sie entgegen 
dem Oktroi von EG und Vereinigten Staaten ih­
ren synthetischen Staat auflösen und unabhängig 
sein wollen. 

Es ist ja nicht so, daß S lowenien und Kroatien 
die Verfassung gebrochen haben. Vielmehr hat 
Serbien die Verfassung gebrochen, indem es die 
Autonomie der Vojvodina und Kosovos aufgeho­
ben hat. Wir müssen daher alles daransetzen ,  ei­
nen mutigen Schritt zu  tun, um den beiden Staa­
ten das Selbstverständnis einer Selbständigkeit zu 
geben . U nd ich ersuche h iermit den Herrn B un­
desminister für auswärtige Angelegenheiten, von 
dem ich weiß ,  daß er viel persönliches Engage­
ment und viel Mut in persönlichen Kontakten zu 

Repräsentanten beider Staaten an den Tag legt, 
auch den letzten Schritt zu setzen, der diesen 
Ländern die Akzeptanz in der Völkergemein­
schaft ermöglicht. (Vizepräsident 5 t r u t z  e n -
b e  r g e r  übernimmt den Vorsitz.) 

Ich komme jetzt - ich danke, daß ich nicht 
unterbrochen worden bin - zum Außenpoliti­
schen Bericht. 

Der Bericht fällt in eine Zeit, in welcher außen­
politisch relevante Ereignisse sowohl weltweit an 
Intensität gewannen, als auch regional schwerge­
wichtig in Gebieten auftreten und auftraten ,  die 
für Österreich aus geographischen und histori­
schen Gründen besonders wichtig sind: zunächst 
am Golf, dann in Osteuropa und sch ließlich in 
Südeuropa. Es ist zu bedauern, daß im Hinblick 
auf diese gewachsene Bedeutung der Außenpoli­
ti k für Österreich und für die Österreicher der 
Außenpolitische Bericht weder materiell noch 
formal diesen Ansprüchen genügt, sondern weder 
als Fisch noch als Fleisch zu bezeichnen ist. 

Inhaltlich ist der Text weder ein Bericht über 
die österreichische Außenpolitik i m  engeren Sin­
ne noch eine saubere Darstellung außenpolitisch 
relevanter Informationen und Daten der Weltla­
ge , sondern ein oft inkonsequentes Gemisch aus 
beiden. 

Dadurch leidet der Text an spezifischer Aussa­
gekraft. - Ein Manko, das man dadurch beheben 
könnte, daß in Hinkunft der Bericht als eine Art 
Almanach gestaltet wird, der neben einer jährli­
chen Darstellung der österreich ischen Außenpo­
litik in bezug auf die wichtigsten weltpolitischen 
Ereignisse einen detai l liert gestalteten Anhang 
enthält, wo neben statischen Daten auch Be­
schreibungen von Ereignissen, Maßnahmen, In­
stitutionen und so weiter Platz finden, die für die 
österreichische Außenpolitik nicht von direkter 
Relevanz sind. 

Der Text stellt zu einem guten Tei l  eine wenig 
gestraffte Aneinanderreihung der jährlichen Tä­
tigkeitsberichte und Positionen der einzelnen Au­
ßenamtsfachabteilungen beziehungsweise der 
österreichischen Auslandsvertretungen dar. Ob­
wohl auf eine größtenteils logische Inhaltsstruk­
tur bezogen,  führt diese Darstellungsmethode zu 
Unübersichtlichkeit - Komma - ,  Unlesbarkeit, 
vor allem aber zu zah lreichen - sachlich nur sel­
ten zu rechtfertigenden - Wiederholungen, 
Überschneidungen und Ungleichgewichten. 

Über die KSZE lesen wir im Vorwort auf Seite 
1 3  bis 1 5 , dann lesen wir darüber im Teil "Euro­
pa" von Seite 82 bis 1 03 und dann gleich in 1 2  
weiteren Bezügen, z u m  Teil seh r  ausführlich, i n  
verschiedensten Kapiteln.  

543. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)22 von 126

www.parlament.gv.at



B undesrat - 543. S i tzung - 26. Juni  1 99 1  25099 

Mag. John Gudenus 

Die deutsche Einigung findet sich ausführlich 
von Seite 1 1 1  b is 1 1 3 und dann gleich fünfmal an 
anderen Ste l len, die "Pentagonale" im Detail von 
Seite 1 25 b is 1 3 1  plus in weiteren 10 Bezugsdar­
ste llungen. 

Derartige Vervielfachungen verwirren den 
nicht spezial isierten Leser beziehungsweise täu­
schen eine größere relative Bedeutung vor,  als sie 
diesem Sachgebiet eigentlich zukommt. Auch aus 
formalen Gründen wäre daher eine Neustruktu­
rierung des Berichtes angebracht, und zwar in ei­
nen straff geschürzten Haupttei l  mit den für jedes 
Kapitel relevanten wichtigsten Fakten weltpoliti­
schen Gewichts als Einleitung und den spezifisch 
für die österreichische Außenpolitik bedeutsa­
men Informationen und Daten und in e inen er­
weiterten Anhang, wo dann, kombiniert mit den 
im gegenwärtigen Bericht bereits dort befindli­
chen Einzelheiten zu Ländern, Institutionen oder 
Fachbereichen, noch ein Großteil  der für Öster­
reich nicht oder nur sehr marginal bedeutsamen 
außenpolitischen Fakten eine ausführlichere Dar­
stellung finden könnte. 

Auf diese Weise könnte zum Beispiel ein Groß­
tei l  der Länderberichte , wie s ie  aus der Sicht der 
Außenamtszentrale textiert werden, mit jenen der 
jeweiligen österreichischen Auslandsvertretungen 
und den Tätigkeitsberichten der österreich ischen 
Vertretungen bei den versch iedenen internationa­
len Behörden viel leicht sogar kontrapunktisch 
kombiniert werden . 

Auch Kapitel wie "Entwick lung der Weltwirt­
schaft, des Welthandels und des österreichischen 
Außenhandels" , " Die Weltenergiesituation" , 
"Globaler Umweltschutz" könnten aus den glei­
chen Gründen im Hauptteil auf einen B ruchtei l  
ihrer bisherigen Länge reduziert, dafür aber im 
Anhang, wenn erforderlich, bezüglich Fakten und 
Daten sogar noch angereichert werden .  

Aus Gründen der Transparenz schl ießl ich sol l­
te - zumindest im Haupttei l  - sorgfältiger als 
bisher zwischen Ereignissen, Entwicklungen. 
Maßnahmen et cetera untersch ieden werden, für 
welche das Bundesministerium für auswärtige 
Angelegenheiten materiell und formal primär 
verantwortlich ist, und jenen, d ie primär in den 
Zuständigkeitsbereich anderer Ressorts oder In­
stitutionen fal len und für die österreich ische Au­
ßenpolitik beziehungsweise für das Bundesmini­
sterium für auswärtige Angelegenheiten als flan­
kierende E lemente von Bedeutung sind, wobei 
Federführung an sich nicht der einzige Maßstab 
für die Zuordnung und Gewichtung der Verant­
wortlichkeit sein dürfte. 

Eine bessere Gewichtung und veränderte 
Strukturierung des Berichts in diese Richtung 
würden auch den Vorwurf entkräften,  das Au­
ßenamt schmücke sich in seiner Darstel lung m it 

fremden Federn . E ine derartige Kritik scheint 
zum Beispiel angesichts der im vorliegenden Be­
richt vorgenommenen Darstel lung der österrei­
chischen Osthilfe ,  einer Reihe von Kultur- und 
Wissenschaftsaktivitäten - vor al lem innerhalb 
de r europäischen Forschungszusammenarbeit - ,  
der Entwicklungszusammenarbeit und der öster­
reichischen Beiträge zu den Organisationen zur 
wirtschaftlichen Förderung der Entwicklungslän­
der durchaus gerechtfertigt. 

Auch in diesem Fall könnten die meisten der 
bisher im Haupttei l  wiedergegebenen Informatio­
nen einen besseren P latz im Anhang finden. Der 
Sti l des Berichtes ist passabel ,  bezüglich Termini 
wäre zu sagen ,  daß der Ausdruck "Zentraleuro­
pa" bis auf einen einzigen Fall "Mitteleuropa" er­
setzt hat, wohl eine anglizistische Konzession mo­
dernen Diplomatendeutschs. 

Nach realistischer Einschätzung der Lage folgt 
im Anhang eine Überschätzung der österreich i­
sehen Mitgestaltungsmäglichkeiten im Orient. 
Wie in vielen anderen Berichten macht man es 
sich auch hier - so glaube ich - zu leicht. wenn 
man d ie Gleichung Demokratie ist gleich Frieden 
aufstel lt. 

Die p�sitive E ntwicklung in Polen, in Ungarn 
und der CSFR wurde überschätzt. 

Ende der osteuropäischen Integration: Es fehlt 
eine k ritische Stel lungnahme zu den bereits zur 
Zeit der Berichterstattung absehbaren nachteil i­
gen wirtschaftlichen Folgen einer Auflösung des 
RGW. Nicht alle Probleme der Oststaaten kön­
nen auf den Marxismus-Leninismus, auf die so­
wjetische Bevormundung oder auf die früheren 
osteuropäischen Wirtschaftskooperationsstruktu­
ren zurückgeführt werden, sondern sind - wie 
der Fall Polen zeigt - endemisch, also regionaler, 
historisch bedingter beziehungsweise nationaler 
Natur. 

Außerdem werden die Schwierigkeiten eines 
plötzl ichen U mwandeins d ieser Planwirtschaften 
in solche einer teilweise sicher bereits hypertrop h  
gewordenen westlichen Marktwirtschaft unter­
schätzt beziehungsweise überdeckt. 

Die Ost-West-Wanderbewegung sollte h ier ent­
weder ausführlicher geschildert werden oder ein 
Unterkapitel der viel leicht dann in den Anhang 
verlegten Darstellung zu "Flüchtl ingsangelegen­
heiten" bi lden. 

In Bulgarien wird das Türken-Minderheiten­
problem nicht in seiner latenten Explosivität vis­
a-vis der Türkei - im Fall Türkei wird es über­
haupt nicht erwähnt - gesehen. 

Die äu ßerst differenzierte Haltung der ver­
schiedenen Staaten, aber auch der EG, gegenüber 
den Auflösungserscheinungen Jugoslawiens wird 
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nicht analysiert, wird kaum erwähnt. Heute ste­
hen wir vor diesen Ruinen einer solchen Betrach­
tung: Jugoslawien hat sich aufgelöst. 

Die E uropäische Bank für Entwicklung, die 
Osthilfe a llgemein wird bezüglich ihrer Struktur 
und Tätigkeit allzu hoffnungsfroh beurtei lt. Be­
züglich der G 24-Hi lfe ist zu hinterfragen ,  warum 
40 Prozent und 27 Prozent beziehungsweise 
38 Prozent und 23 P rozent der Osthilfe sowohl 
der EG als auch der internationalen Organisatio­
nen an Polen und Ungarn ergangen sind. 

Die Errichtung von Außenstellen des österrei­
chischen Ost- und Südosteuropa-Instituts ist zu 
befürworten .  Warum sind jedoch keine in Agram, 
Sofia und Tirana gep lant? 

Die Tabellen sind konfus. Im übrigen fehlen 
eine klare Empfängerländerzuordnung der öster­
reichischen Osthilfe und ebenso eine inneröster­
reichische Geber-Ressortzuordn ung. 

Die Darstellung der l iberal-demokratischen 
Marktwirtschaft scheint allzu euphorisch .  Insbe­
sondere findet sich kein Hinweis auf d ie ungelö­
sten Verschuldungsprobleme - Gebietskörper­
schaften, Unternehmen, Private - ,  die nahezu in  
allen westeuropäischen Sfaaten ,  zum Großtei l  
steigend. anzutreffen sind. 

Auch d ie Arbeitslosigkeit wird nicht erwähnt, 
und schlie ßlich wird kein Bezug zwischen der de­
mokratischen Entwicklung in Westeuropa und 
der Ost-West-Wanderung hergestellt. 

Die nur zum Teil durch die Osteuropa-Ent­
wick lung bewirkten Reibungen zwischen USA­
dominierter NATO e inerseits und europadomi­
nierter EG und KSZE andererseits werden nur 
am Rande berührt ; eine Analyse erfolgt über­
haupt nicht. 

Die E ntwicklung des EWR ist im Bericht -
zumindest aus heutiger Sicht - zu optimistisch 
dargestellt .  Die Schlu ßfolgerungen aus der öster­
reichischen Europa- und Integrationspolitik -
insbesondere der österreichischen E G-Beitritts­
entscheidung - entsprechen überholten  Vorstel­
lungen. 

Mir scheint im Text die KSZE - aus der Sicht 
Österreichs - massiv überschätzt zu werden. 
Vorläufig ist doch nur wenig mehr als ein Koope­
rationseintopf für Promulgationen, Deklaratio­
nen ,  Expertentreffen und Versuche einer neuen 
Demokratie - "Institutionalisierung" - zu ent­
wickeln. 

Insbesondere hat das letzte KSZE-Gipfeltref­
fen - die Charta von Paris - nichts Konkretes 
gebracht. Auch in bezug auf Minderheitenschutz 
bleibt es bei Worten .  Offensichtlich gibt man sich 
besonders österreichischerseits i l lusionären Plä-

nen hin, das KSZE-Instrumentarium auf andere 
Räume, zum Beispiel auf die Mittelmeeranrainer , 
ja sogar auf den pazifischen Raum, umzulegen.  
Allerdings bestehen in der KSZE bestimmte E nt­
wicklungsmöglichkeiten in Richtung einer ge­
samteuropäischen Sicherheitspolitik, die beson­
ders von den aus der KSZE ausgeschlossenen 
USA gefürchtet werden. Deshalb sind diese auch 
gegen eine Institutionalisierung der KSZE. 

Eine generelle Überbewertung, wenn auch in 
einem geringeren Maße, g i l t  auch für die Darstel­
lungen der Verhandlungen über vertrauens- und 
sicherheitsbildende Maßnahmen, der Verhand­
lungen über die konventionellen Streitkräfte in 
Europa, welche die Sowjetunion bereits im Jah­
re 1 990 durch Verlegung des Großtei ls ihrer mo­
dernsten beweglichen Streitkräfte hinter den Ural 
zu unterlaufen begann. 

Es fehlt eine kritische Analyse, warum man 
nicht auch andere Artikel des österreichischen 
Staatsvertrags - insbesondere den Anschlußarti­
kel - gekündigt hat, da ja durch dieses Versäum­
nis das Interpretationsrecht der vier Alliierten ,  
zumindest für die noch bestehenden Vertragsbe­
stimmungen, aufrecht bleibt. 

Die Nachbarschaftspolitik enthält eigentlich 
nur eine Wiederholung von Fakten,  d ie bereits 
für die einzelnen Länder im Abschnitt "Westeu­
ropa" dargelegt wurden .  Bei der CSFR fehlt ein 
Hinweis auf die noch immer strittige Formulie­
rung betreffend Rückgabe österreichischen Ver­
mögens. 

Das Kapitel "Pentagonale" zeigt eine deutliche 
Überbewertung dieser Einrichtung. Kein Hin­
weis, warum sie sich überhaupt und gerade in die­
ser Konstellation entwickelt hat . Der italienische 
Sozialist de Michelis versuchte noch vor dem Fall 
der Berliner Mauer, mit H ilfe Österreichs eine 
eigenständige, gegen die BRD gerichtete Ost-Mit­
teleuropa-Politik in die Wege zu leiten . 

Die für Österreich entstehenden politischen 
Probleme - zum Beispiel Zwang zur Koopera­
tion mit den Zentralregierungen in Belgrad und 
Prag und nicht mit den Regierungen der jugosla­
wischen Republiken beziehungsweise der slowa­
kischen Republik - werden nicht einmal ge­
streift. 

Was die einzelnen Arbeitsgruppen der "Penta­
gonale" betrifft, so sind diese zum Großteil  unnö­
tig, weil ihre Aufgaben bereits durch 
Arbeitsgruppen, Kom missionen, Komitees et ce­
tera anderer internationaler Behörden und öster­
reichischer Ressorts - Bundesministerium für 
I nneres für die Wanderbewegungen - und Ge­
sellschaften - Verbund für Energieprobleme -
wahrgenommen wurden. 
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Die Donaukommissio n  wird die im Hinblick 
auf die bevorstehende Eröffnung des Rhein­
Main-Donau-Kanals wohl unvermeidliche Auf­
nahme der BRD durchführen müssen .  In diesem 
Abschnitt fehlt weiters e in Hinweis, inwieweit die 
insbesondere von der CSFR betriebene Baupla­
nung des Oder-Elbe-Donau-Kanals von Öster­
reich unterstützt wird. 

In der staatsrechtlichen Darstel lung fehlt ein 
Hinweis auf die möglichen Gefahren eines über­
wuchernden Regionalismus für die übergeordnete 
Außenpolitik souveräner Staaten. 

Eine ausführliche Darstellung der Struktur und 
Tätigkeit der für die multilaterale, grenzüber­
schreitende Zusammenarbeit der österreichischen 
Bundesländer besonders wichtigen ARGE-Alp ,  
Alpen-Adria und ARG E-Donauländer im An­
hang wäre wünschenswert. 

Die bilaterale grenzüberschreitende Zusam­
menarbeit der österreich ischen Bundesländer 
zeigt eInige groteske Auswüchse. Salzburg 
schließt ein Partnerschaftsabkommen mit litau­
en, Niederösterreich eines mit dem südwestunga­
rischen Komitat Zala,  mit der weißrussischen Re­
publik,  mit dem USA-B undesstaat Ohio und so­
gar mit der chinesischen Provinz He bei .  

Die völlig u nkritische Darstellung der EXPO 
läßt insbesondere Hinweise auf die bereits damals 
feststehenden Kosten und die Einstellung des 
österreichischen Parteienspektrums, zum Beispiel 
die aus heutiger Sicht gerechtfertigte Ablehnung 
der EXPO d.urch die FPÖ, vermissen. 

Das Kapitel Europa- USA-Japan, die Triade, 
beschäftigt sich kaum mit Japan , dies vielleicht 
zufäll ig rechtens, da der Triade-Faktor Japan 
weltpolitisch nicht in dem Maß zur Geltung kam 
wie weltwirtschaftspolitisch. 

Auch hier - wie vorher in den Kapiteln EG 
und KSZE - sind aus dem Text die sich schon 
1 990 anbahnenden Interessengegensätze USA 
und Europa n icht erkennbar, obwohl sie gerade 
in diesem Kapitel eine zusammenfassende Erwäh­
nung hätten finden m üssen,  zum Beispiel Ausbau 
der NATO zur politischen Organisation und ihre 
Ausweitung auf Osteuropa, Vermeidung einer 
einheitl ichen sicherheitspolitischen Rol le der 
Westeuropäischen Union, Hintanhaltung einer 
Institutionalisierung der KSZE als wichtigste De­
siderata der USA. 

Die Einschätzung der primär plakativen politi­
schen und wirtschaftl ichen Erklärungen des 
16. Weltwirtschaftsgipfels in Houston ist reali­
stisch. Allerdi ngs ging ein Hauptwunsch dieses 
Gipfeltreffens, Erfolg der GATT-Uruguay-Run­
de, bis heute nicht in Erfül lung. 

Das Kap itel " Nordamerika" bringt eine unnöti­
ge Wiederholung der wachsenden Interessenge­
gensätze USA-Europa, die bereits auf den Seiten 
1 68 bis 1 78 festgestellt wurden, ohne diese jedoch 
zu analysieren.  

Das Kapitel "Asien und der pazifische Raum" 
wird ungleich gewichtet und allzusehr aus ameri­
kanischer und eurozentrischer Sicht betrachtet. 
Die meisten Länderaussagen, da für Österreich 
unbedeutend, gehören in den Anhang. China 
werden im Text ebenso viele Zeilen gewidmet wie 
Kambodscha, und die Frage der wegen Men­
schenrechtsverletzungen über China verhängten 
Sanktionen, insbesondere ihre völkerrechtliche 
Legitimation,  wird nicht analysiert. Ebenso fehlt 
e in Hinweis auf die außenpolitischen Hintergrün­
de der Bhutto-Ablöse in Pakistan. 

Der Golfkonflikt u nd die parallele Entwicklung 
der einzelnen an ihm betei ligten beziehungsweise 
von ihm betroffenen Länder werden ausführlich 
und ausgewogen geschildert. Völ l ig fehlt jedoch 
eine Analyse der wirkl ichen Ursachen u nd Fol­
gen :  USA-Militär am Golf, UdSSR nur mehr mit­
entscheidender Faktor ebenfalls am Golf, Syrien 
im Libanon, Iran wieder hoffähig, Solidarisierung 
der arabischen Massen und Stärkung des islami­
schen Fundamentalismus - beides gegen den 
Westen gerichtet -, Aufrüstung und Aufwertung 
der Türkei ,  Aufhebung der Sanktionen gegen 
China und so weiter. 

Es fehlt ein Hinweis auf die einschneidende 
Dauerwirtschaftsmisere Ägyptens und auf die da­
durch bedingte, für die Weltorientpolitik ent­
scheidende totale Abhängigkeit des Staates von 
den USA. 

Die nicht golfkriegbezogenen Länderberichte, 
weil völlig österreichunspezifisch, gehören in den 
Anhang. 

Die Länderberichte betreffend Afrika, vor al­
lem die südliche Sahara, sind unsystematisch, 
zum Tei l  verworren angebracht und gehören in 
den Anhang. Der Text des Kapitels ist unumwun­
den von einem ideologisch gewollten, blauäugi­
gen Linksil lusionismus geprägt. So werden große 
Fortschritte in Richtung Demokratie festgestellt. 
Das heißt, man nimmt - unreflektiert - die 
Übernahme gewisser formaler Kriterien demo­
kratischer Staatswesen - Mehrparteiensystem, 
Plural ismus, Menschenrechtskatalog als 
Grundlage für das materielle Eintreten demokra­
tischer Verhältnisse. Sehen wir uns Mo�ambique, 
Zaire, Cöte d' Ivoire an. 

Für die seit Jahren andauernden schrecklichen 
U mstände in Äthiopien werden in erster Linie 
nicht das menschenverachtende Mengistu-Regi­
me, sondern Dürre und unspezifische Kriegser­
eignisse verantwortlich gemacht. 
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Für Südafrika, einem Land, dem nur doppelt 
soviel Text wie Zaire zugebil l igt wird, fehlen Hin­
weise zur Ursache der immer weiter um sich grei­
fenden innerschwarzen Konflikte - ANC gegen 
I nkatha. 

Ähnlich wie im Falle Schwarzafrika besteht der 
Text bezügl ich Lateinamerika aus einem Kunter­
bunt ungleichgewichtiger Länderinformationen, 
deren Beurteilung einer linkssozialistischen, 
l inkskatholischen Tünche unterl iegt und daher 
meistens Fakten enthält, die für die österreichi­
sche Außenpolitik irrelevant sind. 

Nach wie vor geht aus den Texten zum Beispiel 
nicht hervor, warum Mittelamerika im al lgemei­
nen, Nicaragua und neuerdings Costa Rica für 
Österreich von größerer Bedeutung sein sollten 
als zum Beispiel der Rest dieses Kontinents oder 
Brasi lien oder Argentinien oder Mexiko oder 
Chile. 

Die Bewegung der Blockfreien stellt im Text 
eine ebenfalls primär ideologisch l inksmotivierte 
Pflichtübung dar, die heute mehr oder weniger 
gegenstandslos geworden ist und nur eine Anmer­
kung im Anhang verdienen würde. 

Der gesamte Text über die universelle Zusam­
menarbeit ist eigentlich unnötig. Bestenfalls ge­
hört er in den Anhang, i rgendwie kombiniert mit 
dem U NO-Tätigkeitsbericht. In diesem Zusam­
menhang fehlen eine Darstellung der Rolle der 
UNO im Golfkrieg und eine kritische Analyse vor 
allem des Einsatzes des U NO-Sicherheitsrates im 
Interesse der Supermächte. 

Rüstungskontrolle und Atomfragen .  Die Texte 
samt sämtlichen Vertragsverhandlungen, von 
START bis hin über Chemiewaffen ,  und zur In­
ternationalen Atombehörde gehören samt und 
sonders in den Anhang. 

Das Kapitel "Weltwirtschaft und Welthandel 
und österreichischer Außenhandel" beinhaltet 
fast ausschließlich flankierende Informationen 
zum eigentlichen Außenpolitischen Bericht be­
ziehungsweise Informationen von und über Insti ­
tutionen, die n icht federführend vom Bundesmi­
nisterium für auswärtige Angelegenheiten betreut 
werden .  

E in  weiteres Beispiel für Schmuck mit fremden 
Federn - und damit besonders fehl am Platze -
ist das Kapitel "Die österreichische  Wirtschaft" , 
das einen Mischmasch von makro-ökonomischen 
Gemeinplätzen bis hin zu Tabellen über interna­
tionalen Reiseverkehr beinhaltet. (Bundesrat Dr. 
S c  h a m b e c k: Das ist wichtig für den Fremden­
verkehr!) Ja, aber die M ischung ist vielleicht nicht 
richtig, das habe ich ja angedeutet. 

Mit Ausnahme einer noch stärker auf Öster­
reich bezogenen Analyse der Nord-Süd-Proble-

me, und zwar insbesondere der Schuldenfrage, 
gehört das ganze Kap itel als ergänzende Informa­
tion in den Anhang. (Bundesrat K 0 n e C n y: Wie 
viele Kapitel "Anhang" machen Sie?) 

Im vorliegenden Berichtstext ist von einem 
Österreichbezug - Wanderung, Schuldenvertei­
lung, Sch uldentyp - nichts zu merken. Das glei­
che gilt auch für die im Bericht enthaltenen Tä­
tigkeitsberichte verschiedener UNO-Wirtschafts­
hi lfekonferenzen und -Behörden, von UNCTAD 
bis !FAD. 

Da die Federführung für die Programme der 
österreichischen Entwicklungszusammenarbeit 
an das Bundeskanzleramt übergeht, müssen nur 
die Hauptpunkte der bisherigen Kritik wiederholt 
werden. 

Was sind die Kriterien für die Verteilung der 
österreichischen Entwicklungshilfe auf bestimm­
te Schwerpunktländer, zum Beispiel N icaragua, 
Costa Rica, Guatemala, Indonesien und Ghana? 

Gibt es einen und, wenn ja, welchen Bezug der 
Entwicklungszusammenarbeit zur österreichi­
schen Außen- und Außenwirtschaftspolitik? Wie 
denkt das Bundesministerium darüber? (Zwi­
schenruf der Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n. ) Sie 
können sich später zu Wort melden, jetzt bin ich 
dran ! (Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Ich wollte 
Sie nur darauf aufmerksam machen, daß es einen 
eigenen Bericht dazu gibt!) Sehr richtig. Wie 
denkt das Bundesministerium für auswärtige An­
gelegenheiten nach Übertragung . . . (Bundesrat 
Dr. S c  h a m b e c k: Gemeinsam leilen, das Erleb­
nis des Erstgehörten!) Sie haben recht. F reuen Sie 
sich darüber, Herr Professor !  Das ist wie bei einer 
Dissertation, wenn man sie das erste Mal l iest, 
nicht wahr? 

Wie gedenkt das Bundesministerium für aus­
wärtige Angelegenheiten nach Übertragung der 
gegenständlichen Kompetenzen an das Bundes­
kanzleramt, den außenpolitischen Bezug der Ent­
wicklungshilfe zu erhalten beziehungsweise wie­
derherzustellen ? 

Was sagt das Bundesministerium für auswärtige 
Angelegenheiten zur Kritik des Rechnungshofs 
an der Struktur und dem Management vor allem 
der nichtstaatlichen, aber dennoch großtei ls öf­
fentlich finanzierten österreichischen Entwick­
lungshilfe? 

Warum wird nicht zumindest ein Tei l  der Ost­
hi lfe, zum Beispiel die humanitäre, aber auch die 
wirtschaftl iche , an De-facto-Schwellenländer wie 
Polen, die UdSSR und Rumänien wenigstens kal­
kulatorisch der Entwicklungshilfe zugeschlagen, 
um so ein gerechteres Bild der österreich ischen 
Auslandshi lfeleistung zu geben? 
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Die Berichtsabschnitte über die Weltenergiesi ­
tuation und den globalen Umweltschutz sind 
ideologisch bedingte Modekapitel, welche in die­
ser Form in einem außenpolitischen Bericht we­
nig zu suchen haben. Sie beinhalten au ßerdem 
Informationen, die grö ßtenteils in den Anhang 
gehören und dort einem übergeordneten Kom­
plex, zum Beisp iel den UNO-Institutionen bezie­
hungsweise den UNO-Maßnahmen, zugeordnet 
werden sol lten .  Der Bezug der Darstellungen zur 
österreichischen Außenpolitik, wen n  man von 
der Mitwirkung des von österreichischen Vertre­
tern bei den verschiedenen Institutionen und 
Konferenzen,  zum guten Teil nicht e inmal unter 
der Federführung des Bundesm inister iums für 
auswärtige Angelegenheiten, absieht, ist weder 
allgemein noch im einzelnen gegeben. 

Das Kapitel " Kultur und Wissenschaft" ist ein 
sehr ausführliches, das jedoch einerseits über wei­
te Passagen,  vor allem in den Abschnitten Bil­
dung und Forschung, Sport, Europäische For­
schungskooperation, Aktivitäten beschreibt, für 
die primär andere Ressorts, vor allem das Bun­
desministerium für Wissenschaft und Forschung 
und das Bundesministerium für Unterricht und 
Kunst zuständig sind. (Bundesrat Dr. S c  h a m  -
b e c k: Das Außenministerium hat viel gemacht.' 
Was die geleistet haben, muß man anerkennen!) 
Die Leistungen dieser Insitutionen werden nicht 
in Abrede gestellt. Ich kritisiere nur die Erstel­
lung des Berichtes. (Bundesrat Dr. 
S c  h a m  b e c k: Nennen Sie auch die Leisw.ngen.' 
Man soll auch über das reden, was 'drinsteht, nicht 
nur über das, was nicht drinsteht!) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr 
Bundesrat G udenus ist am Wort, bitte ! 

Bundesrat Mag. lohn Gudenus (fortsetzend):  
I nsbesondere gi lt  das für die EG-Forschungs- und 
Technologieprogramme COST, CE RN u nd ESA. 
Andererseits ist das Kapitel mit der Aufzählung 
von Veranstaltungen, Publikationen et cetera be­
frachtet, d ie inhaltl ich auf keine Prioritätenset­
zung und Auswahlkriterien schließen lassen sowie 
formal überdies in den Anhang dieses Berichtes 
gehören. 

Im einzelnen ist zu bemerken. Es wäre zu fra­
gen, inwieweit geplant ist, das bestehende Netz 
der Kulturinstitute der neuen politischen Situa­
tion, vor allem in Ost- und Südosteuropa, anzu­
passen, das hei ßt, solche Institutionen auch für 
Moskau, Prag, B ukarest, Sofia, Belgrad, Laibach,  
Preßburg, e inschließlich Tirana und Kiew vorzu­
sehen. 

In  einem ersten Stadium könnte dieser Endaus­
bau durch die Förderung der Errichtung und 
dann durch laufende finanzielle U nterstützung 
sogenannter Österreich-Zentren, wie sie zum Bei­
spiel in den USA an der Stanford University und 

an der Universität von Minnesota existieren sowie 
durch institutionelle Beteil igungen an Einrich­
tungen wie dem Mitteleuropainstitut in Görz ge­
schehen. 

Als Zusatzmaßnahme könnte auch an eine 
schwerpunktmäßige Ausweitung des Netzes der 
Österreich-Bibliotheken gedacht werden. Neben 
den bereits existierenden und geplanten bieten 
sich als Standorte zum Beispiel  Tirana, Budweis, 
Troppau, Kaschau, Temesvar, Hermannstadt 
oder Kronstadt sowie Pola oder Rijeka oder Split 
an. (Bundesrat Dr. S c  h a m  b e  c k: Auch Kiew!) 
Kiew habe ich schon vorher erwähnt, aber ich 
meine, e in Zwischenruf sol l  den Bericht auflok­
kern, und dafür danke ich Ihnen , Herr Professor! 
(Bundesrat Dr. S c  h a m  b e c k: Da sind wir einer 
Meinung.') 

In diesem Zusammenhang wäre auch daran zu 
denken, ob nicht zumindest mittelfristig die rela­
tiv kostsp ielige Aufrechterhaltung der österrei­
chischen Schule in Guatemala überdacht werden 
sollte .  

Der Vortragskonferenz- und Forschungstouris­
mus von Universitäts lehrern, Intel lektuellen, 
Künstlern und sonstigen Berufenen ist beein­
druckend. Wurde die Effizienz dieser Reisen aber 
jemals hinterfragt? Und wie hoch liegen die Ge­
samtkosten für diese vom Bundesministerium für 
auswärtige Angelegenheiten,  vom Bundesministe­
rium für Wissenschaft und Forschung und vom 
Bundesministerium für Unterricht und Kunst fi­
nanzierten Aktivitäten, zu denen eigentlich auch 
noch die gleichgerichteten Programme der Län­
der, vor allem im Rahmen der Regionalkoopera­
tion, und der Gemeinden, vor allem im Rahmen 
der Städtepartnerschaften ,  gerech net werden 
müßten? 

Die rechtlichen und menschlichen Dimensio­
nen der Außenpolitik reichen in die Konsularfra­
gen hinein.  Es fehlt eine kritische Analyse hin­
sichtlich des bestehenden und nun angesichts der 
Ereignisse in 05t- und Südosteuropa wünschens­
werten Netzes der österreichischen Generalkon­
sulate und Honorarkonsulate. Gibt es Pläne des 
Bundesministeriums für auswärtige Angelegen­
heiten,  dieses Netz den neuen Realitäten entspre-

. chend anzupassen? Was wurde 1 990 zwecks all­
fäll iger Rückgabe von seinerzeit enteignetem 
österreich ischen Vermögen inßen Oststaaten un­
ternommen, vor allem in der CSFR, in Slowenien  
und in U ngarn? 

Es fehlt im Text eine das Wahlrecht der Aus­
landsösterreicher betreffende kritische Analyse, 
warum eine nur so geringe Wahlbeteiligung der 
Auslandsösterreicher vorhanden war. Die Schwä­
che des derzeit bestehenden Wahlrechts der Aus­
landsösterreicher gehört aufgezeigt. Wie viele der 
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340 000 Auslandspaßösterreicher waren über­
haupt wahlberechtigt? 

Einer realistischen Darstel lung des Umfeldes 
der FlüchtLings- und Wanderbewegungen in 
Österreich steht eine viel zu kursorische Analyse 
der komplexen Ausländerproblematik in Öster­
reich selbst gegenüber: Gl iederung der Ausländer 
in Gastarbeiter, Flüchtlinge, Pensionisten und so 
weiter. Außerdem fehlen auch nur einigermaßen 
konkrete Vorschläge zur Steuerung der Einwan­
derungsbewegung a us außenpolitischer Sicht. 

Im Text fehlt das Eingeständnis, daß der öster­
reichische Vorschlag, Volksgruppen das Recht 
zuzubilligen, als solche anerkannt zu werden, 
auch bei der Konferenz über die menschliche Di­
mension der KSZE nur teilweise angenommen 
wurde. Auch die geplante UNO-Deklaration be­
zieht sich ja nur auf I nd ividualrechte von Ange­
hörigen von Minderheiten. 

Neun Zeilen werden unkritisch der von "am ne­
sty international" beanstandeten "PolizeiwiLlkür" 
in Österreich eingeräumt. Das ist in diesem Zu­
sammenhang ebensoviel ,  wie F lüchtl inge, doppelt 
so viel, wie der Transit erhielten. Es verwundert, 
daß die Irak-Reise des Bundespräsidenten zur 
Rückholung der Österreicher unter Anführungs­
zeichen gesetzt wird .  

Das wachsende I nteresse der österreichischen 
Bevölkerung an außenpolitischen Fragen dürfte 
wohl mit grö ßerer regionaler Be.troffenheit zu­
sammenhängen,  mit Unruhe und Gewalt in un­
mittelbarer Nachbarschaft, und nicht mit dem Er­
kennen von eher abstrakten Aspekten wie Frie­
denssicherung, Rüstungskontrolle und internatio­
nalem Umweltschutz. Auch dürfte der mangelnde 
Informationsstand der österreichischen Bevölke­
rung über außenpolitische F ragen nicht zuletzt 
auf eine unzureichende e inschlägige Bildungs­
u nd Medienpolitik zurückzuführen sein .  

D ie lamentable Budgetentwicklung für das 
Bundesministerium für auswärtige Angelegenhei­
ten in den letzten zehn Jahren wäre wegen der 
aufgrund der komplexer gewordenen internatio­
nalen Lage , besonders in den letzten drei Jahren, 
deutlich gestiegenen Bedürfnissen anzuprangern. 
Die tabellarischen Darstel lungen sollen in den 
Anhang verlegt werden ,  dort jedoch viel detail­
lierter erfolgen .  

Insbesondere fehlt eine Darstellung der  perso­
nellen Entwicklung und Lage in den einzelnen 
österreichischen dip lomatischen Vertretungen 
u nd Konsulaten im Ausland. 

Wie steht es mit Spezial- ,  Aus- und Weiterbil­
dung des Personals entsprechend den der öster­
reichischen Außenpolitik durch die internationa­
le Entwicklung in Ost- und Südosteuropa und im 

Orient aufgezwungenen Prioritäten? Wie  steht es 
mit dem Einsatz so ausgebildeter Leute? F indet 
eine angemessene Spezialisierung junger Diplo­
maten auf zukünftige Dienste in bestimmten 
Großregionen Lateinamerika, Orient, 
Schwarzafrika, Fernost - statt? 

Wie steht es mit einer Reform des Präalabels in  
Richtung einer angemessenen Reduzierung des 
Gewichts der juristischen Fächer und der Franzö­
sischkenntnisse zugunsten eines allgemein kultu­
rell-wirtschaftlich-historisch-geographischen 
Wissens und von Kenntnissen anderer Weltspra­
chen, wie etwa Spanisch, Russisch, Arabisch, Chi­
nesisch? 

Die Diplomatische Akademie wäre der Struk­
tur der Tätigkeit nach im Anhang detaillierter 
darzustellen. Insbesondere sollte dort zum Aus­
druck kommen, wie viele der an der Diplomati ­
schen Akademie Lehrenden österreichische U ni­
versitätslehrer, ausländische Universitätslehrer, 
österreichische Praktiker aus dem diplomatischen 
Dienst, der Wirtschaft und des Kulturlebens und 
ausländische Praktiker gewesen sind. 

Meine Damen und Herren!  Verehrte Kollegen 
aller Parteien ! Hochverehrter Herr Minister! Mit 
dieser eher sehr detail lierten Auflistung - ich 
habe Ihre Geduld sicherlich strapaziert - war ich 
bemüht, eine Anregung zur Gestaltung des näch­
sten Außenpolitischen Berichts zu geben.  Ich war 
dabei auch bemüht, diese inhaltl iche Betrachtung 
für andere Berichte als abstrahierte Vorlage auf­
zufassen .  Ich werde mich hüten, weitere Berichte, 
die wir alljährlich haben, ebenso detai l l iert zu be­
trachten ,  aber ich glaube, die Anregungen sollten 
und müßten eingebaut werden,  und einzelne 
Freunde im Außenamt haben mich bestärkt, daß 
eine andere Gestaltung des Außenpolitischen Be­
richtes auch von ihnen als zweckmäßig angesehen 
wird. 

Wir lehnen aus diesem Grund - und rei n  aus 
diesen Gründen - den Bericht ab. Das soll  aber 
kei ne Kritik an der Arbeit des Außenamtes, noch 
weniger eine Kritik an Ihnen, Herr Minister, u nd 
an Ihnen, Herr Staatssekretär, der Sie n icht anwe­
send sind, sein .  Wir würdigen insbesondere die 
schwere und aufopferungsvolle Tätigkeit Ihrer . Herren im Ministerium,  der Herren und Damen 
im Staatssekretariat und der Damen und Herren,  
die weitab von Österreich dessen Fahne im Aus­
land hochhalten. Ich bitte daher, diese Kritik und 
die Ablehnung des Außenpolitischen Berichts 
durch uns konstru ktiv auffassen zu wollen . - Ich 
danke Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.) / 1 .13 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat Ko­
necny das Wort. 
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Bundesrat Albrecht Konecny (SPÖ, Wien): 
Herr Präsident !  Herr Bundesminister! Hoher 
Bundesrat! Leidgeprüfte Kolleginnen und Kol le­
gen !  Ich gebe zu, da ß dem Kol legen Gudenus et­
was gelungen ist, was ich ihm nie zugetraut hätte: 
Er hat mich restlos verwirrt. 

Das begin nt schon bei seinem Schlußsatz, in 
dem er uns angekündigt hat, daß seine Fraktion 
diesen Bericht ablehnen wird .  Der Bericht aus 
dem Ausschuß ist verlesen worden, ich war auch 
selbst dort, diese Vorlage ist im Ausschuß ein­
stimmig angenommen worden .  (Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n: Vielleicht ist er schizophren!) Ich 
frage mich jetzt, ob Kollege Gudenus seit gestern 
abend diese akribische Arbeit des Durchforstens 
des Außenpolitischen Berichtes geleistet hat, um 
einen solchen Sinneswandel begründen zu kön­
nen .  

Es gibt natürl ich eine zweite Möglichkeit. (Zwi­
schenruf des Bundesrates Mag. G u d e n u s.) Gut, 
gut, gut. Ich habe eine zweite Vermutung - und 
Sie bestätigen sie mir - ,  die mich sehr betrüblich 
stim mt. Wir haben in den letzten Wochen fest­
stel len müssen ,  daß FPÖ-Mandatare nicht immer 
die Kontrolle über ihr Mundwerk haben. Wenn 
jetzt F PÖ-Mandatare aber auch noch die Kon­
tro lle über ihre rechte Hand verlieren, dann 
stimmt mich das sehr, sehr betrüblich .  (Beifall bei 
SPÖ wut Ö VP. - Zwischenruf des Bundesrates 
Mag. G II d e n u s.) 

Ich werde dem Hohen Haus nicht zumuten, 
eine Detaildiskussion über all jene vielen redak­
tionellen Bemerkungen zum Außenpolitischen 
Bericht zu führen . Wir haben aus guten Gründen 
in d iesem Haus, aber auch im Nationalrat, die 
Vorlage des Au ßenpolitischen Berichtes und der 
anderen heute zur Debatte stehenden Berichte 
stets zum Anlaß genommen, nicht über Kommas, 
sondern über die Grundfragen der österreichi­
schen Außenpolitik zu d iskutieren. 

Ich wil l  damit gar nicht in Abrede stel len, daß 
es sinnvoll ist ,  sich auch mit Gliederungselemen­
ten u nd mit der Frage, was in den Anhang gehört, 
zu beschäftigen ,  aber ich glaube, daß das nicht 
ganz Gegenstand parlamentarischer Debatten ist. 

Ich möchte dennoch, ganz  kurz - ich verspre­
che es Ihnen - zu zwei oder drei der Anmerkun­
gen ,  die Kol lege Gudenus gemacht hat, Stellung 
nehmen, wobei ich es dem Herrn Bundesminister 
überlasse, sich selbst von dem Vorwurf, er sei ein 
Linksil lusionist und Linkssozialist, zu distanzie­
ren. Ich würde Ihnen das, Herr Bundesmin ister, 
nicht annähernd unterstel len. Sie, Kollege Gude­
nus, können das doch n icht ernst gemeint haben, 
aber das war wohl eher der kabarettistische Teil .  

Ich bitte Sie,  Herr Kollege, über ein paar Din­
ge , die Sie hier gesagt haben - ich will Ihnen jetzt 
aber keinen Lapsus linguae unterstellen - ,  in al­
ler Ruhe und ohne jede Polemik nachzudenken, 
ob Sie das wirklich meinen. Vor al lem dieses Miß­
trauen gegenüber den demokratischen Prozessen 
in Oste uropa erschreckt mich. 

Kein Mensch nimmt an, daß mit dem Abhalten 
freier Wahlen alle Probleme gelöst sind. Aber ich 
glaube, daß wir allen Grund haben - und wir 
haben das erst vor kurzem in unserer letzten Sit­
zung in einer Debatte, die wir hier heute nicht 
neu aufrollen sollten, getan - ,  den Völ kern Ost­
europas zu ihrer Entwicklung der letzten zwei, 
drei Jahre zu gratulieren . Ich glaube, daß wir ih­
nen bei dieser Entwicklung helfen sollen. Und 
daß es keinen Grund gibt, jene Probleme, die 
heute dort bestehen und deren Lösung immens 
schwierig ist, gewissermaßen aufzurechnen gegen 
die neue demokratische Freiheit. Wenn Sie im­
mer sagen - Sie haben das mindestens fünfmal 
gesagt -, die positive Entwicklung in Osteuropa, 
der Einfluß der demokratischen Prozesse in Ost­
europa, wird überschätzt, dann kann ich nicht an­
nehmen, daß Sie das meinen , was Sie gesagt ha­
ben, denn die Bedeutung dieser Prozesse - ich 
glaube, darüber sind wir uns einig - kann gar 
nicht überschätzt werden, wei l  damit einfach das 
Gesicht dieses Kontinents neu gezeichnet wird. 

Es hat eine zweite Bemerkung gegeben, d ie 
mich verwirrt hat . (Bundesrat Mag. G u d e n  u s: 
Sie Lassen sich aber schnell verwirren!) Das ist die 
Bemerkung, daß gewisse Probleme in diesen Län­
dern - Sie haben Polen als Beispiel genannt -
endemisch sind. Nun weiß ich semantisch, was 
das Wort "endemisch" bedeutet, es ist mir nur 
nicht ganz klar, in welchem Sinn Sie es verwendet 
haben. Ist es deshalb dort so, wei l  die Leute 
"mehr breit als hoch" sind, ist es deshalb so, wei l  
sie nichts "hackeln" wollen , was, wie ich höre, 
verbreitet wird, ist es, verzeihen Sie mir diesen 
Gedankenschluß, rassisch bedingt? Was hei ßt 
hier endemisch? Daß die noch nie etwas zusam­
mengebracht haben, daß es die "polnische Wirt­
schaft" ist, oder was? Ich glaube, das ist einfach 
nicht die Einstellung, die wir einem Volk  entge­
genbringen sol len, das unter Opfern seine Frei­
heit bekommen hat, das einen Weg geht, der im­
mens schwierig ist, das jedenfalls Anspruch auf 
unsere Sympathie und n icht auf unseren Hohn 
hat. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 

Ich will es damit genug sein lassen und wil l  nun 
übergehen zu jener Debatte, die wir eigentlich 
führen sol lten und führen wollen. 

Die Berichte, die die Grundlage dieser Debatte 
sind, zeigen auf, wie stark, wie eindrucksvoll  sich 
die Rahmenbedingungen für die österreichische 
Politik verändert haben, wei l  sich der weltpoliti-
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sche Rahmen, aber auch der europäische Rahmen 
in den letzten Jahren grundlegend verändert hat. 

Es ist k lar - es ist das von vielen Kommentato­
ren und von vielen Politikern betont worden - ,  
daß wir an der Schwel le einer neuen Weltord­
nung stehen, die sich zunächst einmal dadurch 
auszeichnet, daß es die traditionelle und uns allen 
vertraute Dichotomie n icht mehr gibt, daß es die­
ses System nicht gibt, daß meines Feindes Feind 
notwendigerweise mei n  Freund ist, oder anders 
ausgedrückt, daß sich jede der beiden Super­
mächte mit hoher Wahrscheinlichkeit jeweils ei­
nem Konfl iktpartner, wenn es irgendwo einen 
Konfli kt gegeben hat, angeschlossen hat. 

Wir wissen, wie viele D iktaturen,  wie viele blu­
tige Regime davon gelebt haben, daß sie im Be­
drohungsfall d ie Solidarität der jeweils anderen 
Großmacht in Anspruch nehmen konnten,  und 
wir haben miterlebt, wie an den Seitenlinien der 
Weltpol itik - möchte ich sagen - Regime, die 
ihre ganze Legitimität und Macht auf diesen Ge­
gensatz aufgebaut haben, im letzten Jahr zusam­
mengebrochen sind, zu letzt das Regime in Äthio­
pien. 

Aber es ist schon klar, daß diese neue Weltord­
nung nicht von vorneherein die Erklärung der 
Welt zum Paradies ist, denn we nn die Dichotomie 
wegfäl lt - und ich sagte das schon einmal von 
diesem Pult - ,  wenn sich n icht zwei Supermäch­
te blockierend und auch die Rolle der Weltorga­
nisation UNO aufhebend gegenüberstehen,  so ist 
diese Veränderung nicht aus Einsicht passiert, 
sondern deshalb ,  weil es eine Kräfteverschiebung 
gegeben hat, weil eine d ieser Supermächte diese 
globale Anstrengung nicht mehr bewerkstell igen 
kann. 

Ich sage sehr  offen: E i ne neue Weltordnung, 
die etwa aufbauen würde auf dem Diktat und dem 
Kommando eines Zentrums der Kräfte, wäre kein 
Fortschritt gegenüber d iesem jahrzehntelangen 
Kalten Krieg. 

E ine neue Weltordnung müßte - das gerade 
aus der Sicht e ines neutralen Landes - sehr viel 
eher auf einem gewissermaßen demokratischen 
Entscheidungsprozeß aufbauen , an dem die Staa­
ten einigermaßen gleichberechtigt beteiligt sind. 
Ich glaube , wir sollten auch in unserem ganz urei­
gensten Interesse alles dazu beitragen, daß dieser 
Gedanke in der internationalen Debatte über eine 
neue Weltordnung nicht zu kurz kommt. 

Wir können darauf verweisen, daß bei Prozes­
sen in Europa, die zum Tei l  dem letzten Jahr an­
gehören,  eine solche demokratischere, gleichbe­
rechtigtere Struktur gefunden werden konnte. 
Die KSZE, die unter der Patronage der beiden 
Supermächte begonnen hat, hat sehr viel an Ei­
genständigkeit gewonnen, und die jüngsten Be-

schlüsse, die deutlich machen,  daß es sich nicht 
um ein unverbindliches Blatt Papier handelt, son­
dern daß sozusagen mit einem Quorum - um in 
der parlamentarischen Sprache zu bleiben - sehr 
wohl auch die Rüge und notfalls Anklage von 
Fehlverhalten von Mitgl iedsstaaten möglich ist, 
sind ein klarer Beweis in dieser Richtung. 

Wir sol lten nun aus einem gewissen Abstand 
heraus diese neue Weltordnung auch e in  b ißchen 
unter dem Gesichtspunkt betrachten, was denn 
dort, wo sie sich zum erstenmal so deutl ich ge­
zeigt hat, geschehen ist. 

Es ist gar keine Frage, da ß wir einmütig vor 
e inigen Monaten begrüßt haben, daß die Weltor­
ganisation die Aggression des I rak gegen einen 
Nachbarn zurückgewiesen und letztlich - unter 
Rahmenbedingungen, die durchaus diskussions­
wert sind - auch niedergerungen hat. 

Aber ich gebe freimütig zu, daß es mich be­
trübt, daß es diese Völkergemeinschaft, die für 
die Freiheit eines kleinen Staates, nämlich Ku­
wait, mit Beschlüssen und bei manchen ihrer Mit­
glieder auch mit mil itärischen Akten eingetreten 
ist, offensichtlich - au ßer bescheidener d iploma­
tischer Intervention - widerspruchslos hin­
nimmt, wenn in diesem nun angeblich befreiten 
Land eine blutige, mörderische und allen Bestim­
mungen der Menschl ichkeit und der Rechtsstaat­
l ichkeit hohnsprechende Verfolgung angeblicher 
und wirkl icher Kollaborateure stattfindet. (Beifall 
bei SPÖ und Ö VP.) Danke, ich weiß  das zu schät­
zen. 

Ich glaube, daß Österreich mit aller Zurückhal­
tung, in aller notwendigen diplomatischen Spra­
che, im Interesse auch der Demonstration unserer 
Neutralität, zeigen soll ,  daß wir nicht e inäugig 
sind, sondern sehr wohl auch das Unrecht auf die­
ser Seite sehen. Wir sollten unsere internationa­
len Mögl ichkeiten nützen, um darauf aufmerk­
sam zu machen .  

Es ist hinzuzufügen,  daß es für viele eine Ent­
täuschung ist, wie wenig in jenem Land auch für 
die Schaffung demokratischer Strukturen für die 
e igene Bevölkerung, wie immer man d iese defi­
niert, geschehen ist, daß es diesbezüglich bei lee­
ren Ankündigungen gebl ieben ist und daß die De­
mokratie, für die ebenfalls zu Feld gezogen wur­
de, vorläufig weder im Irak, aber genausowenig in 
Kuwait hergestellt ist. 

Lassen Sie mich ein zweites anfügen: Es hat -
und ich habe auch das in einer anderen Debatte 
ausgedrückt - nach dem Ende der mi litärischen 
Auseinandersetzungen am Golf Hoffnungen ge­
geben, daß in die festgefügten politischen Fron­
ten im Nahen Osten Bewegung hineinkommen 
würde . 
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Einige Monate später m üssen wir feststellen, 
daß trotz aller Bem ühungen, die den USA hier 
sicherlich zu konzedieren sind, diese Bewegung 
nicht stattgefunden hat. Es ist auch das kein Ele­
ment einer neuen Weltordnung, wenn es einem 
Staat - in diesem Fall dem Staat Israel - mög­
l ich ist, durch beharrliches Ignorieren aller Be­
schlüsse der Weltorganisation UNO und durch 
beharrliches Festhalten an eigenen Positionen ,  
ohne die geringste Verhandlungsbereitschaft zu 
ze igen, einen Status quo aufrechtzuerhalten. 

Ich glaube, das ist auch etwas, was die Weltge­
meinschaft nicht h innehmen kann, nämlich das 
sture Neinsagen, das Zurückweisen von Verstän­
digungsbereitschaft, das Zurückweisen von Ver­
handlungsangeboten.  Das kann keine Haltung 
sein, die wir akzeptieren. Die österreichische 
Nahostpolitik hat seit rund 20 Jahren eine gute , 
einheitl iche und konsistente Tradition, und ich 
möchte ausdrücklich anerkennen, daß Außenmi­
nister Mock diese Tradition,  die er in ihrer Ent­
stehungsphase parlamentarisch durchaus hart kri­
tisiert hat, konsequent fortgesetzt hat. Dieser 
Standpunkt baut auf der Überzeugung auf, daß 
eine friedliche und gerechte Lösung im Nahen 
Osten nur dann gefunden werden kann, wenn alle 
Völker, d ie in dieser Region leben, in sicheren 
Grenzen und eigenen Staaten leben können, und 
daß dieses Recht selbstverständl icherweise nicht 
nur für Israel gilt, sondern in genau dem gleichen 
U mfang für das palästinensische Volk .  (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP. ) 

Ich darf hinzufügen - weil  es vor einigen Ta­
gen neue Informationen gegeben hat, die er­
schreckend sind -, daß der demokratische, wenn 
auch heute unter Schwierigkeiten leidende 
Kampf der Palästinenser - von ihnen selbst als 
" Intifada" bezeichnet - von der Besatzungs­
macht Israel, d ie für ihre Haltung in den besetz­
ten Gebieten so oft k ritisiert wurde, unterlaufen 
und bekämpft wird, und zwar dadurch, daß Ange­
hörige der israelischen Sicherheitsstreitkräfte un­
ter der Camouflage arabischer Bekle idung in die­
sen Kam pf eingreifen. (Bundesrat Mag. G u d  e -
n u  s: Zur Sache bitte!) Die Sache ist die Außen­
politik, Herr Kollege, und nicht die 
Beistrichsetzung. (Bundesrat Mag. G u d e n  u s: 
Es geht um das Jahr 1990 und nicht um das 
Jahr 1 993!) Die "Intifada" dauert im übrigen 
schon zwei Jahre, Herr Kollege! Ich möchte Sie 
ersuchen, "lebendige" Zwischenrufe zu machen, 
wie Sie es dem Herrn Professor Schambeck atte­
stiert haben , mit Ihren unlebendigen kann man in 
dieser Debatte wirkl ich nichts anfangen. 

Lassen Sie mich aber zurückkommen zu den 
außenpol itischen F ragen und noch e inmal fest­
halten, daß es betrüblich ist, wenn ein Staat, der 
demokratisch verfaßt ist - das will niemand in  
Zweifel ziehen - ,  der sich theoretisch an rechts-

staatliche Einrichtungen hält, zu Kampfformen 
dieser Art greift. 

Es muß in diesem Zusammenhang die F rage 
gestattet sein, wie viele von jenen Morden und 
Todesfällen, die innerpalästinensischen Ausein­
andersetzungen zugeschrieben werden, in Wirk­
lichkeit auf das Konto solcher Einsatzgruppen ge­
hen. Mir scheint, daß auch h iefür die Völkerge­
meinschaft eine Verantwortung hat, denn wer 
sonst als die internationale Staatengemeinschaft 
sollte die Bewohner besetzten Territoriums gegen 
Übergriffe einer Besatzungsmacht schützen? 
(Bundesrat Mag. G u d e n  u s: Da stimme ich Ih­
nen zu, Herr KoLLege! - Bundesrälin Dr. K a r  L s -
s o  n: Das ist nett!) Herr Kollege, seien Sie vor­
sichtig! Ich glaube, daß die Kritik an der Politik 
Israels e ine unendlich sensible Frage ist. Israel ist 
seiner Nahostpolitik wegen zu kritisieren. Aber 
ich würde vorschlagen, daß diese Kritik solche 
Mitbürger aussprechen, die durch ihre Haltung 
im eigenen Land k largestellt haben - nicht durch 
ein paar Worte, sondern durch politische P raxis 
-, daß es ihnen um die Sache geht und daß es 
sich hier nicht um maskierten Antisemitismus 
handelt. '( Beifall bei der SPÖ und bei Bundesräten 
der Ö VP. - Bundesrat Mag. G u d e n  u s: Im 
Grtlnde ist Ihre Aussage eine Unterstellung und 
eine Ausgrenzung! Man könnte sie aber auch als 
Frechheit bezeichnen, wenn man will.') 

Zum Wort "Frechheit" wäre gegebenenfalls 
vom Vorsitzenden etwas zu sagen. Ich glaube, daß 
die FPÖ - das gilt nur begrenzt für Sie persön­
l ich - da einen eindeutigen Nachholbedarf hat. 
Sich irgendwo in Worten einmal von etwas zu 
distanzieren, ist so unendlich leicht. Politische 
Praxis zur Bekämpfung des vorhandenen Antise­
mitismus in diesem Land zu leisten ,  ist, wie ich 
aus Erfahrung sagen kann, etwas sehr, sehr 
Sc hwieriges, und da ist die Maturitätsprüfung Ih­
rer Par��i noch eindeutig ausständig. (Beifall bei 
der SPO und bei Bundesräten der O VP. - B un­
desrat Mag. G u d e n  u s: Wissen Sie, ich verab­
scheue, was Sie sagen! Ich werde aber für mein 
Leben darum kämpfen, daß Sie es sagen dürfen.') 
Rosa Luxemburg - Klammer zu, Zitatende. 
(Bundesrat Mag. Gudenus fallen einige Blatt Pa­
pier zu Boden. ) Herr Kollege! Verstreuen Sie 
nicht Ihre Unterlagen! Darauf ist vermutlich der 
nächste Zwischenruf. 

Lassen Sie mich zum Thema fortsetzen. Ich 
möchte zu einer Reihe von Fragen, die in den dre i  
Berichten angeschnitten sind, sehr bewußt n ichts 
erklären.  Wir haben vor kurzem eine große Ost­
euro pa-Debatte gehabt, und es werden andere 
Sprecher auf Integrationsfragen eingehen. Aber 
ich möchte aus aktuellem Anlaß doch festhalten,  
daß Österreich gut beraten sein wird, sich i n  der 
schwierigen Situation, die an unserer Südostgren­
ze entstanden ist, und zwar durch die Selbständig-
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keitserklärungen Sloweniens und Kroatiens, i m  
Gleichklang mit den anderen europäischen Staa­
ten zu bewegen. 

Es ist keine Frage, daß das Selbstbestimmungs­
recht der Völker - und notabene ein Selbstbe­
stimmungsrecht, das sich in demokratischen 
Strukturen äußern kann - etwas ist, was bei uns 
allen sehr hoch im Kurs steht. Es ist aber auch 
keine Frage, daß es angesichts der schwierigen 
Siedlungsverhältnisse der Völker Jugoslawiens, 
daß es angesichts der Verwobenheit der Probleme 
und Strukturen in diesem Land ein bi ßchen zu 
einfach ist, zu sagen: Ich verabschiede mich da! 

Wir m üssen - ohne den Völkern Jugoslawiens 
etwas aufzwingen zu wol len - einen Beitrag dazu 
leisten, daß dort kein europäischer Konfliktherd 
entsteht, in dem dann auch bald fremde Interes­
sen eine Rolle spielen könnten. Es scheint richtig, 
diesen Völkern unsere persönliche Sympathie zu 
versichern. Ob man dazu unbedingt zu staats­
rechtl ichen Akten als Besucher fahren muß, ist 
eine andere Frage; ich sage das, wissend, daß das 
auch für meinen Landeshauptmann gilt. Die 
Sympathie für diese Völker und vor allem für das, 
was sie in ihrem Gemeinwesen - als was immer 
man es staatsrechtlich betrachtet - zuwege brin­
gen, ist eine klare Sache. Aber zu sagen, wir  
schreiben damit Jugoslawien ab .  wir  beteil igen 
uns aus lauter Begeisterung über diesen vollzoge­
nen Schritt nicht weiter an der Suche nach einer 
Lösung, d ie alle Interessen, die es in d iesem gro­
ßen Land gibt, berücksichtigt, wäre vorschnell .  
U nd ich möchte warnen vor einer Neuauflage je­
ner biertischartigen Balkanstrategie, die in der 
Zeit der Ersten Republik bei westeuropäischen 
Politikern und Journalisten so populär war. Viele 
Fehler, die damals gemacht wurden, haben sich 
wirklich langfristig ausgewirkt. 

Ziel muß es sein ,  daß es in dieser Region demo­
kratische Verhältnisse gibt, Verhältnisse, welche 
die Menschen dort selbst mittragen,  und daß sie 
eine Zone auch des ökonomischen Wohlstandes 
wird. Und dazu ist das Zusammenwirken aller 
Völker Jugoslawiens notwendig, wie immer sie 
ihre staatsrechtlichen Beziehungen untereinander 
letztlich ordnen. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich ,  
damit dieses Thema in der heutigen Debatte nicht 
ganz untergeht - ich fürchte, da besteht durch­
aus Gefahr -, zum Bericht über die parlamenta­
rischen I nitiativen, die in den letzten Jahren statt­
gefunden haben, Stellung nehmen. Es ist - wen n  
man vom Europarat absieht - eine in  den letzten 
Jahren relativ neue Entwicklung, daß internatio­
nale Prozesse, internationale Zusammenschlüsse 
in vermehrtem Maße von einer parlamentari­
schen D imension begleitet werden, egal ,  ob es 
sich um die KSZE handelt, ob es sich um die 
EFT A handelt, die ein solches Gremium bis vor 

relativ kurzer Zeit nicht so gehabt hat. Das ist die 
notwendige parlamentarische Ergänzung zu 
Strukturen, die in  zunehmendem Maße in das Le­
ben der Staaten eingreifen,  Strukturen,  die natür­
lich zunächst einmal Staatenbündnisse - und das 
hei ßt Regierungsbündnisse - sind. 

Aber ich möchte, so begrüßenswert diese Ten­
denz ist, gleich dazusagen ,  daß es beim parlamen­
tarischen Feigenblatt nicht bleiben darf. Auf all  
diesen internationalen Ebenen müssen wir uns 
die Frage stellen, welche echten Kompetenzen 
und welche echten Kontrollmöglichkeiten d iese 
parlamentarischen Gruppierungen erhalten, wel­
che Mögl ichkeit zur Initiative und welche Mög­
lichkeit einer fruchtbaren Wechselbeziehung mit 
den jeweiligen Ministerkomitees oder wie immer 
das heißt. 

Der Europarat hat in einer langen Geschichte 
dieses Problem nicht gerade gelöst, aber doch so 
viele Fortschritte gemacht, daß eine eigenständige 
parlamentarische Dimension, ausgedrückt auch 
in der Umbenennung der seinerzeitigen " Bera­
tenden Versammlung" in " Parlamentarische Ver­
sammluog des Europarates" , entstanden ist, d ie 
durchaus mit Initiativen das Ministerkomitee 
auch zum Handeln veranlassen kann. 

Wir alle, nehme ich an, verfolgen mit großem 
Interesse die in  den E G  laufenden Diskussio nen 
und Vorentscheidungen darüber, daß das Euro­
päische Parlament über seine bisherige Möglich­
keit hinaus, sich zu äußern, auch das Recht erhal­
ten so l l ,  eigenständig oder zumindest im Zusam­
menwirken mit der Kommission verbindl iche 
Rechtsakte in Form von E G-Gesetzen zu setzen . 
Und wir sol lten uns als Betroffene, als Parlamen­
tarier eines Mitgliedslandes fragen, wie das mit 
dem E FTA-Parlamentarierkomitee, mit der par­
lamentarischen Dimension der KSZE sein kann .  
Als reine Redeparlamente, als reine Veranstalter 
von Festakten haben diese Gremien sicherlich 
keine Rolle. Ihnen eine reale Rolle zu geben ,  ist 
von größter Wichtigkeit, weil es nicht in unserem 
Interesse liegen kann, daß die parlamentarische 
Demokratie an den Grenzen u nseren Landes auf­
hört. 

Lassen Sie mich zum Schluß  noch folgendes sa­
gen: Wenn wir auf dem Weg zu einer neuen Welt­
ordnung sind, wenn Österreich seine Rolle in die­
ser neuen Weltordnung und in dieser neuen eu­
ropäischen Ordnung bestimmen muß ,  dann gibt 
es Sicheres und Unsicheres. Es gibt Dinge, auf 
denen wir zu bestehen haben, und es gibt D inge, 
die wir in Frage stellen sollten. Es ist klar, daß 
Österreich als Tei l  einer solchen neuen europäi­
schen Ordnung u nd neuen Weltordnung ein neu­
trales Element bleiben will und muß, gerade 
dann, wenn sich da und dort Gefahren zeigen, 
daß d iese neue Weltordnung eine schiefe Ebene 
wird. 
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Wir müssen aber gleichzeitig - ich sage das 
auch selbstkr i tisch - von der Vorstellung Ab­
schied nehmen, irgendwo im Völkerrecht sei fest­
geschrieben, daß die ganze Welt Österreich zu 
lieben hat. Wir leben in  diesem Land ein bißchen 
in der wodurch auch immer erzeugten Vorstel­
lung, Mozart, Beethoven ,  Bruno Kreisky und wer 
auch immer seien Grund genug, daß die ganze 
Welt uns mögen muß. Das ist - ich glaube, ich 
muß die meisten Mitglieder dieses Hauses nicht 
davon überzeugen - ein Trugschluß.  (Zwischen­
ruf bei der Ö VP. ) 

Wir müssen uns die Achtung dieser Welt stän­
dig neu verdienen, durch entsprechende politi­
sche Initiativen, durch das in itiative Mitwirken an 
der weltweiten Problemlösung. Wir müssen uns 
diese Achtung verdienen durch unsere eigenen 
innerstaatlichen politischen Leistungen. Und wir 
müssen sie verdienen und erringen durch das ge­
bende, und das hei ßt auch finanziell gebende, 
Mitwirken am Bewältigen von Prozessen, wie wir 
sie gerade in Osteuropa haben, oder von gro ßen, 
fast unlösbaren Problemen, wie es sie in der Drit­
ten Welt gibt. Diese Dimension m üssen wir unse­
ren Mitbürgern mit großer Deutlichkeit immer 
wieder vor Augen führen, wei l  wir alle die Dis­
kussionen kennen und den politischen Miß­
brauch, der mit diesen Diskussionen getrieben 
wird , wenn Mittel aus diesem Land in bestimmte 
Projekte im Ausland fließen, wenn Unterstützun­
gen gegeben werden. 

Es gehört noch etwas dazu: Es gehört dazu, daß 
wir in der pol itischen Repräsentanz dieses Landes 
dem hohen internationalen Standard entspre­
chen. Ich stehe gar n icht an, in diesem Zusam­
menhang tiefen Respekt vor der Entscheidung 
des Bundespräsidenten zum Ausdruck zu brin­
gen, der - und ich will keine der Fragen aufrüh­
ren, die d iskutiert wurden - aus für ihn sicher 
leidvollen E rfahrung eingesehen hat, daß die Rol­
le, die ein B undespräsident für dieses Land spie­
len soll ,  von ihm nicht gespielt werden kann. Und 
dem ist tiefe Anerkennung und tiefer Respekt zu 
zollen. Daß andere, die mit vorlautem M undwerk 
dem Ansehen und dem Standing Österreichs in 
der Welt Schaden zugefügt haben, diese Größe 
nicht haben, ist nicht nur eine Frage des Unter­
schiedes von 30 Jahren Lebenserfahrung, son­
dern offenbar auch eine des Charakters und der 
Moral. Das kann man nicht lernen,  das muß man 
haben.  

Aber es steht diesem Land und den Menschen 
dieses Landes zu, dafür zu sorgen, daß nur jene 
unser Land vertreten und nur jene in verantwor­
tungsvolle F un ktionen berufen werden, die auch 
wirkl ich geeignet sind, Österreich, so wie wir uns 
dieses Land vorstel len, nach außen zu vertreten. 
- Danke. (Be ifall bei SPÖ und Ö VP.) 1 1 .44 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr 
Bundesrat Gudenus hat sich zu einer Feststellung 
zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

/ 1 .·/4 
Bundesrat Mag. John Gudenus (FPÖ, Wien): 

Herr Präsident! Herr Minister !  Meine Damen und 
Herren ! Ich habe anscheinend Herrn Kollegen 
Konecny mit meinen Worten, das sei eine "Frech­
heit" , in seiner Ehre getroffen. Es l iegt mir fern, 
dies zu tun . Ich nehme daher dieses Wort m it dem 
Ausdruck des Bedauerns zurück und versuche, es 
durch ein leichteres zu ersetzen ,  indem ich mei­
nen will, er  hat mich getroffen, und nicht, ich 
hätte ihn getroffen. 

Ich nehme diese Sache umso l ieber zurück, als 
ich noch einmal sagen möchte : Halten wir bei al­
lem die Hygiene der Sprache, der Zunge ein, aber 
üben wir auch die Hygiene des Hörens ! Versu­
chen wir, nicht immer, wenn der eine oder andere 
etwas sagt, darin gleich das sehen zu wollen, was 
viel leicht wirklich diesem Haus beziehungsweise 
diesem Raum nicht angepaßt ist. - Danke sehr .  
(Beifall bei der FPÖ. - Bundesrätin e r  e p a z:  
Da können Sie gleich anfangen damit!) 1 1 .46 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wo rtmeldung: Herr Bundesrat Dr. Mautner 
Markhof. Ich ertei le ihm das Wort. 

1 / .46 
Bundesrat Dr. h. c. Manfred Mautner Markhof 

(ÖVP, Wien): Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster !  Hoher Bundesrat! Auch ich möchte ein ige 
Überlegungen zum vorliegenden Außenpoliti­
schen Bericht anstellen, der ja wie schon der vor­
angegangene in ganz besonderem Maß durch die 
dynamischen Prozesse im veränderten Europa 
gekennzeichnet ist. Wenngleich die Ereign isse auf 
unserem Kontinent naturgemäß von höchstrangi­
gem Interesse für unser Land sind, so bedeutet 
dies aber keineswegs, daß die österreichische Au­
ßenpolitik deshalb anderen Aspe kten der Weltpo­
l it ik weniger Beachtung beimißt. Das wird mit 
dem vorliegenden umfangre ichen Bericht, der 
sich durch eine Vielfalt an behandelten Themen 
auszeichnet, eindrucksvoll dokumentiert. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren!  Ge­
statten Sie mir dennoch,  daß ich den Schwer­
punkt meiner Ausführungen ,  die sich aus Zeit­
gründen ja nur auf einen Bruchtei l  der außenpoli­
tischen Arbeit im Jahr 1 990 beschränken können, 
auf den Bereich Europa setze. War das Jahr 1 989 
in erster Linie von den Revolutionen oder Evolu­
tionen im zentral- und osteuropäischen Raum ge­
prägt, so stand das Vorjahr ganz im Zeichen der 
praktischen Umsetzung der in diesen Staaten 
vol lzogenen Bekenntnisse zu Demokratie, 
Rechtsstaat, Menschenrechten und Marktwirt­
schaft. Man kann durchaus sagen,  daß sich im 
Vorjahr die Konturen einer neuen europäischen 
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Architektur abzuzeichne n  begonnen haben. Eine 
Schlüsselrolle dabei spielt insbesondere die Eu­
ropäische Gemeinschaft. Die EG entwickelt sich 
immer mehr zum Gravitationszentrum des künf­
tigen Europas, und zunehmend wird die politi­
sche und friedensstiftende Bedeutung der Inte­
gration offenbar. 

Auch das vergangene Jahr hat wieder ein­
drucksvoll gezeigt, wie wichtig und wie richtig un­
sere Entscheidung, der EG als Vollmitglied 
angehören zu wollen, war und ist. Dies bestätigen 
n icht zuletzt die Beitrittsbestrebungen anderer 
europäischer Staaten,  wie beispielsweise jene 
Schwedens. Oder denken Sie an die zunehmen­
den Beitrittsdiskussionen in der norwegischen ,  
der finnischen u n d  auch der Schweizer Öffent­
l ichkeit. 

Während sich die genannten Staaten jedoch 
noch ganz am Anfang �prer Integrationsbemü­
hungen befinden, steht Osterreich ,  das den An­
trag ja noch vor den revolutionären Veränderun­
gen in Europa gestellt hat, schon vor dem Ab­
schluß der ersten Phase der Beitrittsverhandlun­
gen ,  denn in  Kürze wird die EG-Kommission ihre 
Stellungnahme zu unserem Beitrittsantrag, dem 
sogenannten Avis, abgeben. 

Gerade in Anbetracht des Zusammenwachsens 
Europas .�cheint mir ein möglichst rascher EG­
Beitritt Osterreichs von au ßerordentlicher Be­
deutung zu sein.  Denn, meine Damen und Her­
ren, Europa befindet sich in der Phase der Neuge­
staltung. Die EG ist e in ,  wenn nicht d e r  Haupt­
akteur bei der Schaffung dieser neuen 
europäischen Architektur. Umso wichtiger ist es, 
daß wir sobald wie möglich mit Sitz und Stimme 
zu den Mitgestaltern der Zukunft Europas zählen 
und nicht länger Gestalter sind. 

Zu gestalten wird es in den kommenden Jahren 
noch sehr vieles geben. Denn wer glaubt, daß 
nach dem Zerfall der alten Zwangsherrschaften 
in Zentral-, Ost- und Südoste uropa wieder sozu­
sagen zur normalen Tagespolitik übergegangen 
werden kann, der befindet sich sicherlich im Irr­
tum. 

Hinsichtlich Demokratisierungsprozesse in den 
Reformländern wurden im Vorjahr zwar große 
Fortschritte erzielt, das Ausmaß der erreichten 
politischen, gesellschaftl ichen und wirtschaftli­
chen Veränderungen ist aber in den einzelnen 
Staaten höchst unterschiedlich ausgeprägt. Die al­
ten kommunistischen Diktaturen sind zwar gefal­
len, angesichts der anstehenden P robleme in den 
ehemaligen Ostblockstaaten kann jedoch von Sta­
bil ität und neuer Ordnung noch nicht wirklich die 
Rede sein.  

Im Gegenteil: Erst jetzt tritt das ganze Ausmaß 
der Probleme voll zutage, sei es im wirtschaftli-

chen oder im gesellschafts politischen Bereich. Als 
besonders beunruhigend sehe ich in diesem Zu­
sammenhang die emotionsgeladenen Konflikte 
zwischen den versch iedenen Nationalitäten. 

Auch die ernste wirtschaftliche Situation in den 
sich im U mbruch befindlichen Staaten muß uns 
zu gewisser Sorge Anlaß geben. Es besteht kein 
Zweifel darüber, daß dort in jeder Hinsicht unse­
re aktive Hi lfe und wirtschaftliche Unterstützung 
notwendig ist. Denn die Verbesserung der ökono­
mischen Bedingungen ist die Grundvorausset­
zung zur Festigung beziehungsweise E ntwicklung 
der jungen Demokratien. (Die P r ä  s i d e n  t i n  
übernimmt den Vorsitz.) 

Mei ne sehr  geehrten Damen und Herren! U n­
sere tatkräftige wirtschaftliche Unterstützung ist 
nicht allein ein moralisches Gebot, sondern es 
liegt i n  u nserem Selbstinteresse, zu verhindern, 
daß ökonomische Krisensituationen in den Re­
formstaaten zum Ausgangspu nkt für Ersch ütte­
rungen werden können,  die ganz Europa bedro­
hen würden .  

Österreichs Beitrag a n  entsprechenden Hilfs­
maßnahmen war, wie aus dem Außenpolitischen 
Bericht hervorgeht, n icht unerheblich .  So wu rden 
1 990 etwa Nahrungsmittelhilfen im Umfang von 
rund 420 Mil l ionen Schill ing bereitgeste llt, Aus­
bildungshilfe im Ausmaß von 2 1 0 Mill ionen, Fi­
nanzhilfe von 220 Mil lionen Schi l l ing et cetera et 
cetera. 

Erwähnen möchte ich außerdem Österreichs 
Unterstützung beim Aufbau von Infrastruktur­
und U mweltschutzeinrichtungen. Andere euro­
päische Staaten haben vergleichbare P rogramme 
eingerichtet. Die Koordination dieser Aktivitäten 
erfolgt in der sogenannten G 24, d ie alle OECD­
Staaten u mfaßt und administrativ von der EG­
Kommission betreut wird. - Hinsichtlich hu­
manitärer und wirtschaftlicher HiJfsprogramme 
tut sich also e iniges. 

Aber,  meine sehr geehrten Damen und Herren,  
das ist  bei  weitem noch nicht ausreichend: Es 
müßte bald zu  einer weitaus großzügigeren und 
planvol len H ilfe kommen. Die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten in Zentral- und Osteuropa wer­
den nämlich auch noch in  der nächsten Zukunft 
andauern; d iesbezüglich dürfen wir uns keinen Il­
lusionen h ingeben. P robleme - sinkende Pro­
duktion, Inflation und auch Arbeitslosigkeit - ,  
die zunächst leider der Preis für d ie U mstellung 
von der Plan- auf die Marktwirtschaft sind, lassen 
sich nicht von heute auf morgen lösen.  Das wissen 
auch die Menschen in den betroffenen Ländern. 
Wir m üssen aber alles daransetzen ,  diesen Men­
schen e ine  m ittel- b is langfristige Perspektive des 
wirtschaftlichen Aufschwungs zu eröffnen, schon 
allein deshalb , um den Wanderungsdruck nac h  
Westeuropa zu mildern. 
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Wenn nun jemand fragt: Ja können wir uns 
denn das überhaupt leisten?, dann freut es mich, 
feststellen zu können, daß das vergangene Jahr 
für Österreichs Wirtschaft ein besonders erfolg­
reiches war. Das Bruttoinlandsprodukt, das schon 
1 988 und 1 989 um jeweils 4 Prozent gestiegen 
war, erzielte im Vorjahr sogar ein Wachstum von 
4,5 Prozent. Den größten Beitrag zum Wirt­
schaftswachstum leistete - wie schon 1 989 - der 
österreich ische Export,  der 1 990 real um 8 Pro­
zent gestiegen ist. Insbesondere die deutsche Eini­
gung, die in Westdeutschland einen Nachfrage­
boom ausgelöst hat, gab dem österreichischen Ex­
port ebenfalls kräftige Impulse. 

Auch in der Außenhandelsstatistik kommt die 
außerordentliche Bedeutung des EG-Raumes für 
Österreich voll  zum Ausdruck. 1990 sind die Ex­
porte in die Europäische Gemeinschaft um 
9 Prozent gestiegen,  womit der EG-Antei l  an den 
österreichischen Ausfuhren nun bei knapp 
65 Prozent l iegt. Bei den Einfuhren betrug der 
Anteil der 12 EG-Staaten im Vorjahr sogar etwas 
mehr als 68 Prozent. 

Meine Damen und Herren !  Ich meine, allein 
diese Zahlen sprechen eine deutliche Sprache. 
Für ein Land, das wirtschaftlich derart eng mit 
dem EG-Raum verbunden ist wie Österreich, ist 
die gleichberechtigte Teilnahme am zukünftigen 
europäischen Binnenmarkt einfach ein Muß -
von den politischen Gründen, die ich eingangs er­
wähnt habe, einmal ganz abgesehen .  

Gestatten Sie mir  in diesem Zusammenhang je­
doch den H inweis, daß der EG-Beitritt noch kei­
neswegs sozusagen über die Bühne gegangen ist, 
wenn ich das so formulieren darf. Was die Vorar­
beiten und die Beitrittsverhandlungen anlangt, so 
haben die damit befaßten Personen bisher wirk­
l ich Großartiges geleistet. Ich möchte in diesem 
Zusammenhang besonders die unter der Feder­
führung des Außenministeriums stehende Ar­
beitsgruppe für europäischen Integration hervor­
heben, die EG-Fachleute aus allen Bereichen der 
Bundesverwaltung, der Länder und Interessen­
vertretungen vereint. 

Aber vergessen wir nicht, unsere Bevölkerung 
rechtzeitig - ich betone: rechtzeitig - über alle 
m it dem EG-Beitritt verbundenen Rechte und 
Pfl ichten zu informieren. Die österreichische Be­
völkerung muß profund darüber aufgeklärt wer­
den, warum ein EG-Beitritt für unser Land so 
wichtig und notwendig ist. Jedem einzelnen Bür­
ger muß vermittelt werden, daß auch er persön­
l ich von einer M itgliedschaft bei der Europäi­
schen Gemeinschaft profitiert. Denn,  meine Da­
men und Herren, wir haben erst kürzlich erlebt, 
wohin eine unzureichende Informationskampag­
ne führt. Die Frage der EG-Mitgliedschaft ist ein­
fach zu wichtig, um das Feld der Öffentlichkeits­
arbeit Beitrittsgegnern zu überlassen ,  d ie teilwei-

se mit unverantwortlicher Angstmacherei arbei­
ten. 

Eines dürfen wir nämlich n icht außer acht 
lassen: Die letzte Entscheidung, ob EG-Beitritt 
oder nicht, trifft die österreichische Bevölkerung. 
In diesem Zusammenhang wird derzeit auch die 
Frage des EWR ebenfal ls in der Öffentlichkeit 
diskutiert, während die Verhandlungen eigentl ich 
noch vol l  im Gange sind und wi r über deren Aus­
gang noch nichts Bestimmtes sagen können. Dazu 
möchte ich mit allem Nachdruck feststel len, daß 
es sich hierbei nur um eine Zwischenstation auf 
dem Weg zum Vol lbeitritt handeln kann. Und es 
ist der Vollbeitritt zur EG, den wir anstreben. 

Beim Thema Demokratie angelangt, freut es 
mich,  festste llen zu können, daß im Vorjahr end­
lich das Wahlrecht für Auslandsösterreicher ein­
geführt worden ist. Damit  konnte einem langjäh­
rigen Anliegen der rund 400 000 im Ausland le­
benden österreichischen Staatsbürger entspro­
chen werden. Von der Möglichkeit, mittels 
Wahlkarte aus dem Ausland an einer Wahl tei lzu­
nehmen - das gilt für Nationalrats- und Bundes­
präsidentenwahlen sowie für Volksabstimmungen 
- ,  konnte erstmals bei den Nationalratswahlen 
im Oktober 1 990 Gebrauch gemacht werden. 

Trotz der kurzen Vorbereitungszeit und der re­
lativ umständl ichen Wahlprozedur wurden bei 
der letzten Nationalratswahl rund 38 500 Stim­
men aus dem Ausland abgegeben .  Diese Wahlbe­
teil igung von etwa 8 Prozent entspricht im inter­
nationalen Vergleich dem Durchschnitt. 

Das Außenministerium ist auch bemüht, an­
hand der praktischen Erfahrungen Vorschläge 
für eine Verbesserung des Gesetzes und eine Ver­
einfachung des Wahlverfahrens zu erarbeiten,  so­
daß bei den nächsten b undesweiten Wahlen e ine 
erheblich grö ßere Zahl von Auslandsösterrei­
chern von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen 
wird können. 

Zum Abschluß möchte ich noch auf Öster­
reichs Beitrag bei der internationalen Zusammen­
arbeit im Rahmen der Vereinten Nationen einge­
hen. Die neue Qualität der zwischenstaatlichen 
Zusammenarbeit im Rahmen der U N  drückt sich 
insbesondere in der Tätigkeit des Sicherheitsrats 
aus. Hatte der Kalte Krieg die Tätigkeit des Si­
cherheitsrats beinahe vier Jahrzehnte hinweg ge­
lähmt, so waren die Vereinten Nationen im Vor­
jahr so intensiv wie noch nie zuvor in operationel­
le Maßnahmen zur Sicherung des internationalen 
Friedens eingeschaltet. Das gilt natürlich vor al­
lem für die Golfkrise, in der das Hauptorgan der 
Vereinten Nationen seine neu erlangte Hand­
lungsfähigkeit unter Beweis stellte. 

Fortgesetzt hat sich 1 990 die Tendenz einer 
quantitativen und qualitativen Ausweitung frie-
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denserhaltender Operationen. Immer mehr Staa­
ten nehmen daran mit Truppen, Mil itärbeobach­
tern, Polizeikontingenten oder Zivilpersonal tei l .  
Österreich beteiligte sich an diesen Operationen 
im Vorjahr m it etwa 980 Personen und steht so­
mit unter den truppenstel lenden Staaten an drit­
ter Stelle. 

Ganz besonders kam Österreichs internationa­
les Ansehen bei der 45. UNO-Generalversamm­
lung zum Ausdruck. Dort wurde unser Land für 
die Zweijahresperiode 1 991/92 zum nichtständi­
gen Mitgl ied des Sicherheitsrates sowie für den 
Zeitraum 1 99 1  bis 1 993 in den Wirtschafts- und 
Sozial rat gewählt. In beiden Fällen erzielte Öster­
reich im Vergleich zu den anderen gewählten 
Staaten das beste Abstimmungsergebnis .  

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Dank 
gebührt unserem Bundesminister für auswärtige 
Angelegenheiten Dr. Alois Mock, seinen außeror­
dentlich kompetenten Mitarbeitern und allen Re­
präsentanten Österreichs, die unser Land in aller 
Welt so vorb i ldlich vertreten. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Der vorliegende Bericht legt ein eindrucksvol­
les Zeugnis davon ab .  Daher wird meine Fraktion 
diesem gerne ihre Zustim mung geben. - Danke. 
(Allgemeiner Beifall, ) 12 .00 

Präsidentin: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist Herr Bundesrat Mag. Trattner. Ich erteile ihm 
dieses. 

12 .00 
Bundesrat Mag. Gilbert Trattner (FPÖ, Tirol) :  

Verehrte Frau Präsidentin !  Sehr geehrter Herr 
Minister !  Sehr geehrte Damen und Herren ! In 
Österreich stand in den letzten Tagen und Wo­
chen nicht mehr der EG-Beitritt, sondern ein 
neues Kürzel, eben EWR, zur Diskussion und im 
Mittelpunkt der Integrationsverhandlungen. Vie­
le Staatsbürger wissen jedoch noch immer nichts 
mit diesem Kürzel anzufangen, und es herrscht 
allerorts gro ße Verunsicherung. 

Ich habe den Eindruck ,  daß die österreichische 
Bundesregierung, insbesondere der österreichi ­
sche Wirtschaftsminister, das Projekt EW� aus 
folgendem Grund massiv betrieben haben: Oster­
reich hat i m  ersten Halbjahr 1 99 1  den Vorsitz i n  
der Europäischen Freihandelszone, in der EFTA. 
Wenn dieser Vertrag im ersten Halbjahr 1991 
über die Bühne geht, dann wird dieser Vertrag im 
Namen der E FT A von Österreich unterfertigt 
werden. 

Zudem sol lte der Vertrag unter großem Tam­
tam in Salzburg unterfertigt werden. M ittlerweile 
ist ja bekannt, daß aus dieser überhudelten Ak­
tion nichts geworden ist. Wir Freiheitlichen ha­
ben vor allem geltend gemacht, daß der EWR-

Beitritt Pflichten bringt, denen keinerlei Rechte 
gegenüberstehen. 

Für Österreich ergeben sich folg.e nde Mehrbe­
lastungen (Zwischenruf bei der SPO) - hören Sie 
zu, dann können Sie nachher darüber diskutieren 
- : 290 Mi ll ionen Schil l ing für die Erhaltung zu­
sätzlicher EWR-Institutionen, die gegründet wer­
den, so zum Beispiel der neue EWR-Gerichtshof, 
der neben dem Europäischen Gerichtshof ge­
gründet werden muß, weiters 200 Mill ionen 
Schi l l ing an Verwaltungskosten , die der Republik 
Österreich aus dem Abschluß des EWR-Vertra­
ges entstehen, weiters zirka 1 ,5 Mil l iarden Schil­
l ing jährlich für den sogenannten Kohäsions­
fonds, das ist jener Fonds, in den das reiche 
Österreich einzahlen sol l ,  damit ärmere EG-Län­
der subventioniert werden können. 

Weitere Mehrleistungen für Österreich: 
800 Mi ll ionen Schilling pro Jahr für diverse EG­
Programme, die jährlich zur Durchführung ge­
langen.  Andererseits aber schrumpfen die Wirt­
schaftsförderung und d ie Industrieförderung um 
800 M i llionen Schilling jährlich, und es nimmt 
die Förderung der Transportwirtschaft um 
600 Mi l l ionen Schilling ab. Ungefähr berechnet 
bringt uns der EWR Vorteile von 1 ,5 Mill iarden 
Schil l ing und Nachteile im Ausmaß von 2,5 Mil­
l iarden Schil l ing. 

Für diesen zusätzl ichen Aufwand ist im Budget 
keine Vorsorge getroffen worden. Wir kennen ja 
dieses "Spiel" schon von den sogenannten schla­
gend gewordenen Ost-Krediten her; auch für die­
se wurde keine Vorsorge i m  Budget getroffen. 

Die Bundesländer verlangen ein entsprechen­
des Mitsprache- und M itwirkungsrecht bei den 
EWR-Abschlußverhandlungen. Die wesentlichen 
Forderungen betreffen d ie Verkehrspolitik ,  die 
Landwirtschaftspolitik und Fragen des Grundver­
kehrs. Außerdem verlangen die Länder eine ent­
sprechende Stärkung ihrer Länderrechte. 

Meine Damen und Herren! Betrachten wir nun 
einmal  d ie  Verkehrspolit ik,  wie absurd Österreich 
den Transitvertrag aushandeln wollte: Man ver­
handelte nur für eine Strecke, die als Transit­
strecke direkt entschärft werden sol l ;  der Brenner 
soll entlastet werden. Die EG sagt: Dazu sind wir 
bereit; ob Ö ko-Punkte oder Mautkarte, das ist 
uns egal , wenn nur die B renner Autobahn be­
schrän kt, aber die übrigen Transitrouten aufrecht 
bleiben . 

Die Länder sind in d iese Verhandlungen gar 
nicht m iteingebunden, obwohl das ihre Interessen 
betrifft. Sie haben ja die Verantwortung für die 
Luftreinhaltung, sie haben die Verantwortung für 
d ie unmittelbare Umweltpolitik, und sie haben 
die Verantwortung für die Volksgesundheit, aber 
gleichzeitig kann der Verkehrsminister sozusagen 
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einen Vertrag aushandeln,  der so ausschaut: Ein 
bißehen weniger LKW auf der Brenner-Strecke, 
aber über die Tauern Autobahn und über die 
Pyhrn Autobahn werden dann jene fahren ,  die 
über den Brenner nicht mehr drüber dürfen.  

Die EG haben ja gesagt: Wenn wir die anderen 
Transitrouten ausfüllen dürfen, dann sind wir be­
reit, die Zahl der LKW an der Brenner-Strecke zu 
reduzieren. 

Wie sich vor nicht allzu langer Zeit herausstell­
te, daß die EG sagte: Jawohl ,  sind wir bereit, auf 
allen Transitstrecken zu binden, aber im Gegen­
zug müßt ihr uns dann dafür die Durchfuhr von 
1 8  500 neuen Transportkontingenten für Grie­
chenland versprechen .  - Bitte, was ist das für e in 
"Geschäft"? l  

Wie ernst die E G  die EWR-Verhandlungen 
führen, hat man ja diese Woche in Salzburg gese­
hen :  Plötzl ich gab es Nachforderungen der EG, so 
etwa nach höheren Fischfangquoten in Norwegen 
und nach einer Aufstockung des Fonds für ärme­
re EG-Länder. Norwegen hatte 30 000 Tonnen 
Fangquoten für einen vollen Zugang zum Markt 
für se ine Fischprodukte in die EG angeboten. 

D ie EFTA ist ferner bereit, 1 4,5 Mil l iarden in  
den Hi lfsfonds - teils als Darlehen, teils als Zu­
schüsse - einzuzahlen. Spanien und Portugal 
fordern nun eine höhere Fangquote, und Madrid 
will zusätzlich für den Fonds 43,5 Mill iarden 
Schill i ng. 

Die Veranstaltung in Salzburg war vom Ergeb­
nis her ein Ereignis, dessen es eigentlich gar nicht 
bedurft hättel 

Aber für Österreich hat dieser Fehlschlag hof­
fentlich auch etwas Positives gehabt, nämlich ein 
"Aufwärmen" für die Verhandlungen mit Brüssel 
um die Voll mitgl iedschaft Österreichs zur EG. 

Wenn der EWR-Beitritt nicht einen längeren 
Aufenthalt im "Wartezimmer" zur EG bedeutet, 
sondern einen Schritt zum rascheren Beitritt zur 
Europäischen Gemeinschaft, dann stimmen wir 
Freiheitlichen diesem Bericht zu. - Danke. (Bei­
fall bei Bundesräten der FPÖ.) 12.04 

Präsidentin: Als nächste zum Wort gemeldet 
ist Frau Bundesrätin Karlsson.  Ich ertei le ihr die­
ses. 

1 2 .05 

Bundesrätin Dr. I rmtraut Karlsson (SPÖ, 
Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr ge­
ehrter Herr Minister! Hoher Bundesrat! Ich bin 
jetzt durch die Wortmeldung des Kollegen Tratt­
ner wieder verwirrt. Lehnen Sie jetzt ab , stimmen 
Sie zu, oder was tun Sie? Oder ist einer für Ableh­
nung und einer für Zustimmung, das kann ja 
auch sein? (Bundesrat Mag. L a  k n e r: Kann sich 

noch ändern!) Aha, also Kollege Trattner stim mt 
zu, und Kollege G udenus stimmt im Ausschu ß  
zu,  aber i m  Plenum nicht zu , oder wie? Kollege 
Lakner wei ß  n icht, was geschieht? - G ut. 

Ich möchte aber zu der ganzen Debatte doch 
etwas Ernsthaftes sagen. Wiewohl, wie Kollege 
Konecny gesagt hat, Ihre Wortmeldung kabaretti­
stischer Höhepunkte nicht entbehrt hat, Kollege 
Gudenus, aber . . . (Bundesrat Mag. T r a t  t n e r: 
Sie müssen auch unterscheiden zwischen EWR und 
EG.') Ich glaube, daß das unserer demokratischen 
Einrichtungen unwürdig ist. Ich weiß schon, man 
kann gegen diese demokratischen E inrichtungen 
sein - auch das ist Demokratie -, aber wen n  
man sich nie vorbereitet, teils nicht anwesend ist 
und dann von einer "Schlafkammer" spricht, 
muß ich sagen:  So kann man mit demokratischen 
Einrichtungen n icht umgehen.  (Beifall bei SPÖ 
llnd ÖVP.) 

Ebenfalls empört hat es mich, daß Sie einfach 
falsche Behauptungen vorlesen, ich kann ja n icht 
einmal sagen: Reden, sondern vorlesen .  (Zwi­
schenruf des Bundesrates Mag. G u d e n  u s.) 

Sie haben kritisiert, daß zum Beispiel über die 
Schwierigkeiten mit dem Wahlrecht für Aus­
landsösterreicher, das ja nunmehr erstmalig 
durchgeführt wurde, nichts im Außenpolitischen 
Bericht steht. 

Hätten Sie sich wirk lich den Au ßenpolitischen 
Bericht angesehen,  dann wäre Ihnen aufgefallen,  
daß sehr wohl und sehr penibel aufgezählt ist, was 
geschehen ist, wie das abgelaufen ist , wie viele ge­
wählt haben und auch, daß es zu einer Reihe von 
praktischen Problemen gekommen ist und daß es 
Schwierigkeiten gegeben hat. - Das ist halt so, 
wenn man etwas Neues macht. Aber sich einfach 
hierherzustel len und zu sagen :  kein Wort davon,  
das geht nicht. 

Genauso bezüglich der Vermögensrückgabe: 
Se ite 4 1 6  des Außenpol itischen Berichtes. Sie 
sagten: Überhaupt nichts steht darüber im Be­
richt. - Es ist dort ein eigenes Kapitel "Siche­
rung des österreichischen Vermögens" , in dem 
die Aktivitäten ,  die d iesbezüglich gesetzt wurden, 
aufgezählt werden. 

Ich habe jetzt nur zwei Beispiele herausgenom­
men, um zu zeigen, daß das eben auch kein de­
mokratisches Verhalten ist. 

Ich möchte zu den Berichten, vor allem denen 
über parlamentarische Tätigkeit - Kollege Ko­
necny hat ja das meiste schon dazu gesagt -, nur 
ein Wort zur Interparlamentarischen U nion sa­
gen. Ich glaube , daß diese Organisation eine gro­
ße Aufgabe hat und vielleicht etwas ernster ge­
nommen werden sollte. Denn nur im Austausch 
mit unseren Kol leginnen und Kollegen aus den 
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anderen Ländern, die in verschiedenen Formen 
von Demokratien, in verschiedenen Formen par­
lamentarischer Beteil igung leben, können wir 
auch unsere Institutionen objektiver sehen und 
vielleicht verbessern. Wir müssen ja nicht alles 
immer selbst erfinden. 

Ich kann nur sagen,  daß gerade die Unterlagen 
bezüglich politischer · Beteiligung der F rauen in 
den verschiedenen Parlamenten sehr wertvolle 
Hinweise und sehr wertvolle Hilfen auch für un­
sere innerösterreichische Argumentation waren. 

Wir haben drei Tagesordnungspunkte mit einer 
ganz umfassenden Materie zusammengefaßt. Da­
her kann man immer nur einige Aspekte heraus­
greifen,  die einem selbst besonders am Herzen 
l iegen .  Ich möchte mich daher auf zwei konzen­
trieren. 

Auch wenn das bemängelt wurde von Spre­
chern der FPÖ-Fraktion: Ich sehe jenen Demo­
kratisierungsprozeß, der wahrscheinlich vom 
Ausmaß der Betroffenheit her eine viel grö ßere 
Zahl von Menschen umfaßt, wie das in Osteuropa 
der Fall ist, nämlich den Demokratisierungspro­
zeß in Afrika als etwas Positives an - bei allen 
Mängeln, bei allen Rückschlägen ,  bei allen Pro­
blemen. 

Ich bin sehr dankbar dafür, daß sich der Au­
ßenpolitische Bericht in einem eigenen Kapitel 
genau dieser Problematik angenommen hat und 
feststel lt - ich möchte das hundertprozentig un­
terschreiben und es hier Ihnen näch einmal zur 
Kenntnis bringen -, "daß Österreich besonderen 
Respekt zollt jenen Fortschritten in Richtung De­
mokratie in Afr ika, weil  diese zume ist gegen den 
Hintergrund bitterer Armut, fortbestehender 
schädlicher Überreste eines Erbes kolonialer Ab­
hängigkeit, gegen den Hintergrund ethnischer 
Spannungen und im Lichte der Tatsachen zu wer­
ten sind, daß fast alle Staaten im Sub-Sahara­
Afrika sehr jung sind" . 

Ich zitiere weiter: 

"Österreich ist zwar davon überzeugt, daß all 
diese Schwierigkeiten langfristig nicht anders als 
demokratisch überwunden werden können, aner­
kennt aber, daß unter diesen Umständen der Weg 
zur Demokratie kein leichter ist, und daß jene, 
die ihn beschreiten, sich der Solidarität der eta­
bl ierten Demokratien gewiß sein müssen." Ich 
glaube, das drückt sehr gut aus, was unsere Stel­
lung zu diesen Prozessen darstellt. 

Am 2 1 .  März 1990 hat Namibia seine U nab­
hängigkeit erhalten und wurde im April  als 
1 60. Mitglied in die UNO aufgenommen. 

In  Südafrika - ich möchte das extra betonen, 
wei l  ich jemand bin, der seit Jahren Boykottmaß­
nahmen, Sanktionen gegenüber diesem Land und 

gegenü1?,er dem Apartheid-Regime unterstützt 
und in Osterreich e ingeleitet hat - hat ein innen­
politischer Demokratisierungsprozeß begonnen, 
und ich hoffe, daß dieser in der vollständigen 
E manzipation aller Bewohner dieser Republik 
m ünden wird, mit freien Wahlen und mit: "One 
man, one vote" ; m it einer Stimme für jeden 
Staatsbürger. 

In Angola konnte mit Hilfe der UNO ein grau­
samer Bürgerkrieg beendet werden ,  was also 
wahrscheinlich auch auf diesen Entwicklungspro­
zeß in Südafrika zurückzuführen ist, genauso wie 
die Befreiung Namibias. 

Auch aus Mo<;ambique gibt es neueste Berichte, 
die erkennen lassen ,  daß sich die von Südafrika 
finanzierte Rebellenorganisation "RENAMO" in 
der politischen Aktion jetzt engagiert, Kontakte 
zur Bevölkerung - nach grausamen Überfällen 
und Entvölkerung ganzer Landstriche - sucht. 
Erstmalig sind Anstrengungen zu erkennen, daß 
diese in einen politischen Prozeß einzutreten ver­
sucht. 

All dies darf aber nicht hinwegtäuschen - so 
naiv sind wi r nicht; es wurde auch im Außenpoli­
tischen Bericht immer wieder darauf hingewiesen 
- über die katastrophale ökonomische Situation 
vieler afrikanischer Länder. Dort wird es noch 
umfangreiche Prozesse der Entwicklung, der 
Umschuldung, aber auch der Konfl iktrege lung, 
des Friedens und der Abrüstung geben müssen. 

In Europa sind wir  ja diesem Ziel: Frieden und 
Abrüstung - auch wenn das bekrittelt wird von 
der FPÖ-Fraktion, aber das darf uns nicht beein­
drucken - einen Schritt weitergekommen, und 
zwar im Prozeß der KSZE. Wenn wir über den 
Außenpolitischen Bericht 1990 diskutieren, soll­
ten wir nicht unerwähnt lassen ,  daß Albanien als 
letztes europäisches Land nunmehr in diesen Pro­
zeß der KSZ E  miteinbezogen ist und daß ein 
Konfliktregelungsmechanismus, dessen Wirkung 
man sich noch genauer ansehen muß, beschlossen 
wurde. Wir können auch ein b ißehen stolz darauf 
sein,  daß Wien die Drehscheibe dieses Mechanis­
m us werden kann. 

Aufgrund der E rgebnisliste dieses Treffens in 
Berl in,  an einem symbolischen Ort, ist auch nicht 

. die Verantwortung europäischer Staaten zu ver­
kennen: Im Punkt 1 7  wird die Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen angeführt und gefor­
dert, daß hinsichtlich der Verbreitung und der 
Verlagerung konventioneller Waffen und Waf­
fentechnologien in Spannungsgebiete "mehr Zu­
rückhaltung" zu üben sei - das ist nobel ausge­
drückt - und daß s ich die KSZE- Regierungen 
mehr dem Problem internationaler Waffenhandel 
widmen sollten .  - Auch Österreich hat hier Sün­
den der Vergangenheit und hat einen Beitrag für 
d ie Zukunft zu erbringen. 
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Ich möchte meine Bemerkungen schließen mit 
einer Geschichte und i hren Folgerungen. Am 
1 5. Mai 1 9 1 9  stand in London eine Frau vor Ge­
richt, gegen die die Anklage auf "Gefährdung der 
nationalen Sicherheit" lautete. Was war ihr Ver­
brechen"? - Eglantyne Jebb hatte eine Brd�chü­
re veröffentlicht, auf der ein verhungertes Baby 
auf dem Titelblatt zu sehen war; dieses Baby war 
aus Wien. Sie hat in dieser Broschüre Hilfslei­
stungen (�r die Kinder des damaligen "Feindes" , 
nämlich Osterreich, gefordert. Sie wurde zu fünf 
Pfund Strafe verurteilt, und vier Tage nach dieser 
Verurteilung hatte sie die Organisation, die es 
noch heute gibt, "Save the Children" , gegründet. 
Es wurde ihr prophezeit, daß für die Feindeskin­
der kein Engländer, kein wahrer patriotischer 
Engländer auch nur einen Penny spenden würde. 
- Dem war n icht so: I nnerhalb weniger Tage 
wurden 1 0 000 Pfund gespendet! 

Eglantyne Jebb ist auch die Verfasserin der er­
sten "Deklaration der Rechte der Kinder" . Ich 
meine, daß wir uns heute wieder an diese Ge­
schichte in Österreich erinnern sol lten, denn auch 
heute leiden Kinder unter jenen Problemen, die 
die Erwachsenen geschaffen haben. 

Und ich möc hte h ier eine ganz spezielle Grup­
pe von "Feindeskindern" herausgreifen, nämlich 
die Kinder im Irak. Ich glaube nicht, daß wir nach 
diesem Krieg, der mit unvorstellbarem techni­
schem Aufwand die Infrastruktur des Irak total 
zerstört hat, worunter am meisten die Kinder lei­
den ,  in einer Primitivlogik verharren können, so 
nach dem Motto: Es gesch ieht euch schon recht, 
wenn der Saddam Hussein ein Bösewicht ist! 

Meiner Meinung nach war schon die "Lösung" 
des Konfliktes in d ieser mi litärtechnischen Lo­
gik" ein Fehler, denn Krieg löst kein Probiem, 
löst keinen Konflikt; und der Krieg im Golf hat 
kein Problem in dieser Region gelöst. - Aber es 
wurden Tausende U nschuldige zu Opfern! U nd 
dazu gehören in erster Linie die Kinder. Die In­
frastruktur, reines Wasser, E lektriz ität, Lebens­
mittelversorgung, all das brauchen diese Kinder, 
und ich möchte daher von dieser Stelle aus auf­
fordern, alles zu tun, damit die Sanktionen, die 
der Wiederherstel lung der Infrastruktur im Wege 
stehen, im Sinne der Kinder im Irak aufgehoben 
werden. 

George Bernard Shaw sagte anläßlich der Ver­
urtei lung von Eglantyne Jebb: ,,1 have no enemy 
under seven !" - Ich habe keinen Feind, der jün­
ger als sieben Jahre alt ist. - Diese Maxime soll­
ten wir alle annehmen! 

Wenn nur ein Bruchteil der Mittel ,  die in die 
Rüstung gehen, in die Unterstützung dieses Prin­
zips gingen, hätten wir eine friedlichere, eine 
glücklichere und eine schönere Welt. - Danke. 
(Allgemeiner Beifall.) 12.20 

Präsidentin: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist Herr Bundesrat Holzinger. Ich erteile ihm die­
ses. 

12.20 

Bundesrat E rich Holzinger (ÖVP, Oberöster­
reich) : Sehr geehrte Frau Präsidentin ! Sehr ge­
ehrter Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich möchte mich mit dem 
2 .  Punkt der Tagesordnung, nämlich mit dem Be­
richt der Bundesregierung über den Stand der 
österreichischen Integrationspolitik befassen. 

Europa hat sich verändert, und es wird sich 
wah rscheinl ich noch weiter verändern. Die Ent­
wicklung in den Oststaa��n hat uns in eine ganz 
neue Position gebracht: Osterreich ist nicht mehr 
am Rande der EG, vor einem E isernen Vorhang, 
der die Qststaaten von Westeuropa abkapselte, 
sondern Osterreich ist ein Land i m  Herzen eines 
neuen Europa, das ganz andere Dimensionen und 
damit auch andere wirtschaftliche Möglichkeiten 
bietet. 

Wir begrüßen die Veränderungen in den Staa­
ten Osteuropas, dennoch war es für viele eine 
herbe Enttäuschung, als der Eiserne Vorhang 
hochging und sie feststellen mu ßten, daß sich die­
se Oststaaten in einem wirtschaftlich ruinösen 
Zustand befinden, und zwar viel ärger, als man 
befürchtet hatte. Es muß nun eine ganz intensive 
Aufbauarbeit geleistet werden, damit der wirt­
schaft l iche Anschluß an Westeuropa erreicht 
werden kann .  Von einem Markt, wie man ihn er­
hoffte, der aufnahmefähig ist und ungeahnte Lie­
fermöglichkeiten bieten würde, ist aufgrund der 
wirtschaftlichen Situation dieser Länder zurzeit 
weit und breit nichts zu sehen. 

Es muß daher unsere Pflicht sein, am Wieder­
aufbau der Wirtschaft der Ostländer mitzuarbei­
ten ,  damit dieser Markt für uns eines Tages auch 
jene Bedeutung erreichen kann,  die wir uns er­
hofften. All jenen aber,  die sei nerzeit meinten, 
unsere Möglichkeiten l iegen in  Osteuropa und 
weniger in einem EG-Beitritt, und daher sei die­
ser Beitritt nicht so vordringlich,  muß spätestens 
heute klarwerden, daß der EG-Markt für uns 
noch nach wie vor von ganz großer Bedeutung 
und Wichtigkeit ist. Zwei Drittel unserer Exporte 
gehen in die EG-Länder; andererseits kommen 
unsere wichtigsten Importe ebenfalls aus diesem 
Bereich .  

Je  grö ßer der Wirtschaftsraum ist, in den wir 
h ineinarbeiten können, um so besser sind unsere 
Möglichkeiten, die Produktivität in unseren Be­
trieben,  und zwar nicht nur in den großen Unter­
nehmungen, sondern auch in den k leineren und 
mittleren Unternehmungen zu steigern, um jene 
Wettbewerbsfähigkeit zu erreichen, die notwen­
dig ist, um dem Wettbewerbsdruck aus den EG­
Ländern standhalten zu können. 
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Die Österreichische Volkspartei hat das recht­
zeitig erkannt und ist daher von Anfang an voll 
für einen EG-Beitritt e ingetreten; das zu einem 
Zeitpunkt, als Sie, meine Damen und Herren von 
der Sozial istischen Partei, noch gezögert haben, 
in welche Richtung Sie sich entscheiden sollen. 
Dennoch kam es dann zu einem gemeinsamen 
Antrag. Österreich war damit das erste EFTA­
Land, das um den Beitritt zur Europäischen Ge­
meinschaft angesucht hat. (Bundesrälin Dr. 
K a r  l s s 0 n: Stimmt nicht! Portugal war das!) 
Bitte. 

Wenngleich die vielschichtigen Verhandlungen 
zwischen Österreich und der EG sehr weit fortge­
schritten sind, kann man nicht erwarten - das 
wurde ja seitens der Vertreter der EG deutlich 
zum Ausdruck gebracht -,  daß vor Bestehen des 
Binnenmarktes Anfang 1 993 eine Aufnahme 
Österreichs stattfinden wird ; dennoch m üssen wir 
uns bemühen, die Verhandlungen zügig weiterzu­
führen, damit offene Fragen bis zu einem mögli­
chen Beitritt tatsächlich geklärt sind. 

Es war daher die Entscheidung der EFTA-Staa­
ten, einen EWR-Vertrag mit der EG anzustreben ,  
der bessere Wirtschaftsbedingungen zwischen 
den EFTA-Ländern und der EG ermöglichen und 
Handelshemmnisse, soweit sie zurzeit gegeben 
sind, ausräumen könnte, richtig. 

Hohe Repräsentanten der Europäischen Ge­
meinschaft stehen einer Aufnahme Österreichs 
positiv gegenüber. Genau d ieselben haben aber 
auch erklärt, daß der EWR ein richtiger Zwi­
schenschritt zu diesem Ziel ist. 

Es ist für mich daher die Haltung der Freiheit­
lichen Partei Österreichs in dieser Frage unver­
ständlich. 

Es ist für uns keine Frage, daß der EG-Beitritt 
vorrangiges Ziel ist. Zurzeit gehören wir aber der 
EFTA an, und wir haben daher die Vertragstreue,  
die Ziele der EFT A solange mitzuvol lziehen, als 
wir deren Mitglied sind. 

Aber gerade den österreich ischen Betrieben 
bietet ein EWR-Vertrag die Möglichkeit, sich 
schon jetzt auf den zukünftigen Markt und auf 
den damit verbundenen harten Wettbewerb ein­
zustellen und entsprechende Vorkehrungen zu 
treffen, damit wir dann am Tage des Beitritts 
nicht schlagartig von den Ereignissen überrannt 
werden. 

Ich bewundere Herrn Bundesrat Trattner, daß 
er schon so genau voraussagen kann, daß Öster­
reich die Tei lnahme am Binnenmarkt i m  Rahmen 
e ines EWR-Vertrages wirtschaftlich 1 ,5 Milliar­
den Schil l ing bringen und 2,5 Mil l iarden Schil l ing 
kosten wird. Wenn ich das bei den Kosten noch 
verstehen kann, wie er es aufgeschlüsselt hat, so 

muß ich aber doch sagen, daß er hellseherische 
Fähigkeiten hat, wen n  er auch den Vortei l ,  den 
wir haben,  schon heute ganz genau beziffern 
kann. 

Weiters möchte ich die Unterstel lung seitens 
der Fre iheitlichen zurückweisen, daß unser Herr 
Minister Schüssel wegen der derzeitigen Vorsitz­
führung so vehement für einen Abschluß des 
EWR-Vertrages in Salzburg noch in diesem hal­
ben Jahr eingetreten ist. Man muß schon ganz 
deutlich sagen :  Herr Minister Schüssel war i mmer 
ein ganz vehementer Verfechter der europäischen 
Idee, des Europäischen Wirtschaftsraumes und 
der Europäischen Gemeinschaft, und wir und Sie 
sol lten ihm dafür danken , anstatt ihn zu kritisie­
ren .  (Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 

Eine der wichtigsten Fragen für Österreich ist 
die Frage eines Transitvertrages, der sicherlich 
nicht leicht auszuverhandeln sein wird, wie man 
jetzt bei den EWR-Verhandlungen feststellen 
kann.  Auch hier an die Adresse des Herrn Bun­
desrates Trattner: Von einer Zustimmung zu ei­
ner einseitigen Lösung nur zugunsten der Bren­
ner-Strecke ist überhaupt nicht die Rede. Es ist ja 
auch ganz deutlich bei den Verhandlungen zum 
Ausdruck gekommen, daß gerade das ein P un kt 
ist, der den Abschluß so schwierig macht. - Man 
sollte die Dinge also so darstellen, wie sie wirk l ich 
sind.  

Wichtig scheint mir aber auch eine Anpassung 
im Bereich der Steuerpolitik zu sein.  Mit den 
neuen Belastungen, von denen seitens des Herrn 
Finanzministers immer wieder die Rede ist, wird 
die Wirtschaft nicht jene Stärke erlangen können, 
die notwendig ist , um in diesem neuen Wettbe­
werb bestehen zu können.  Die Frage der Eigen­
kapitalbildung ist vorrangig zu behandeln, damit 
wir auch diesbezüglich eine Anpassung an die eu­
ropäischen Mitbewerber erreichen können.  -
Die Zahlen sind ja bekannt. 

Deshalb wäre der Weg einer günstigeren Be­
steuerung nichtentnommener Gewinne sehr  er­
folgversprechend in dieser Richtung. Nur starke 
Betri ebe sind sichere Betriebe, und nur starke Be­
triebe sichern die Arbeitsplätze, und nur starke 
Betriebe sind in der Lage, auch auf dem Lohnsek­
tor die Normen unserer EG-Nachbarn zu errei­
chen, wobei aber auch in der Frage der Loh nne­
benkostenentwicklung eine Angleichung notwen­
dig ist .  Eine Verlagerung der Kosten zugunsten 
der Direktlöhne wäre der richtige Weg. - Nur 
starke Betriebe sind in der Lage, Maßnahmen zu 
setzen, die einer Verbesserung unserer Umwelt 
dienen. 

In letzter Zeit hat es aufgrund der Forderung 
von Herrn Finanzminister Lacina eine Diskussion 
über die Anhebung der Reisefreigrenzen gege­
ben. Auch hiefür  gilt, was ich vorher sagte, daß 
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näml ich Anpassungen sinnvoll sind, daß aber 
Veränderungen keine Einbahnstraße zu Lasten 
der österreich ischen Wirtschaft und der österrei­
chischen Gesel lschaft sein dürfen. 

Die Reisefreigrenzen der Bundesrepublik 
Deutschland sind zurzeit niedriger als die Öster­
reichs. Es kann daher nur eine Lösung eben, 
wenn auch unsere Nachbarstaaten die Reisefrei­
grenzen entsprechend anheben, damit dadurch 
nicht eine einseitige Belastung für Österreich ent­
steht. 

Abschließend möchte ich noch einmal feststel­
len:  Ein EG-Beitritt Österreichs wird für die 
Österreicher, wird für deren Wirtschaft umso un­
problematisc her sein, je mehr jetzt schon und da­
mit rechtzeitig die nötigen Anpassungen durchge­
führt werden. 

Wenn Österreich der EG beitreten will ,  dann 
müssen wir in unseren Aussagen aber auch darauf 
Rücksicht nehmen, damit wir uns nicht gegen­
über jenen Staaten,  die darüber entscheiden wer­
den, ob Österreich zur EG kommt oder nicht, 
selbst diskriminieren. 

Die Äußerungen des Herrn Dr. Haider im Zu­
sammenhang mit der Beschäftigungspol it ik  im 
Dritten Reich sind sicherlich nicht dazu angetan, 
das Vertrauen des Auslands in Österreich zu stär­
ken; Reaktionen in EG- Länder n  haben das ja 
deutlich gemacht. 

Wenn Sie also, meine Herren von der Freiheit­
lichen Partei ,  für einen baldigen Beitritt zur EG 
eintreten,  so sollten Sie auch dafür sorgen,  daß 
Ihnen ihr Parteiobmann keine Stolpersteine in 
den Weg legt. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Der Prozeß der Bildung eines großen gemein­
samen Europas ist nicht mehr aufzuhalten .  Nur 
ein wirtschaftlich starkes Europa hat eine Chan­
ce, gegen die Wirtschaftsblöcke Amerika und 
Ferner Osten zu bestehen. Bei dieser E ntwick­
lung muß Österreich dabei sein. Deshalb begrü­
ßen wir den Einsatz von Herrn Außenminister 
Dr. Mock und Herrn Wirtschaftsminister Dr. 
Schüssel in ihren Bemühungen für einen ehesten 
Vertragsabschluß zum' EWR und für einen Bei­
tritt zur EG. 

Der Bericht der Bundesregierung über den 
Stand der österreichischen Integrationspolitik be­
stätigt uns d ies. Wir nehmen ihn daher gerne zu­
stimmend zur Kenntnis. (Beifall bei der Ö VP.) 
12.31  

Präsidentin: Als nächster zu Wort gemeldet ist 
Herr Bundesrat Lakner. Ich erteile ihm dieses. 

12.31 

Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ , Salz­
burg): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Mini-

ster !  Hohes Haus! Ich möchte mich bei diesem 
weiten Feld, das wir zu bearbeiten haben, auf ei­
nen Gesichtspunkt beschränken. Die Außenpoli­
tik und die Integrationspolitik sollten meiner 
Meinung nach mit mehr Selbstbewu ßtsein von 
österreichischer Seite her betrieben werden. 

Ich habe diesen Ausspruch nicht geprägt, son­
dern habe ihn von Bangemann und seinem Kabi­
nettschef Brunner aufgenommen, die uns diesen 
guten Rat geben. Es ist sprachl ich für Österreich 
typisch, Diminutive , Verkleinerungen,  zu ver­
wenden ,  etwa "ein bißchen" und "ein wenig" , 
und auch Konjunktive z u  verwenden, etwa 
" könnte sein, möge sein  und mag se in" . Das er­
weckt international den Eindruck,  als wüßten wir 
gelegentlich nicht, wohin wir eigentl ich wollen .  
So sehe ich es auch: Wir  so llten be i  der EG nicht 
den Eindruck eines Bittstellers erwecken, sondern 
mit Selbstbewußtsein hingehen und sagen, daß 
wir etwas einzubringen haben und nicht nur et­
was zu bekommen haben. 

Herr Kollege Holzinger !  Möglicherweise bin 
ich nicht eine so lche Wirtschaftskapazität wie Sie, 
aber ictt weiß nicht, ob es über den EWR der 
direkte Weg oder nicht ein U mweg ist, quasi ein 
"europäischer Warteraum" , wenn Sie d iesen Aus­
druck schon gehört haben.  (Bundesrat H o l z i n -
g e r: Ein Weg dorthin.') Ich wei ß  es nicht. Ich las­
se mich überraschen, ob Kollege Trattner oder 
Sie recht hatten. Ic h bin neugierig, ob seine Schät­
zungen stimmen, denn sehr  vieles, das in die Zu­
kunft gerichtet ist, basiert auf Schätzungen. Ich 
glaube, daß er es korrekt ausgerechnet hat. 

Ich darf noch kurz darauf eingehen,  was Sie 
auch gesagt haben,  nämlich kurzfristige Erfolge, 
die man anstrebt, mißlängen oft. Im Zusammen­
hang mit EWR, mit Salzburg, mit Schüssel haben 
Sie gesagt, das sei eine Unterstellung. Ich möchte 
dem Herrn Minister natürlich nichts unterstellen, 
aber ich habe eine E in ladung zu einem Empfang 
bekommen. Die Medien sind sozusagen angeheizt 
worden ,  entsprechend zu berichten. Das weist 
also schon darauf hin,  daß sich Herr Minister 
Schüssel einen gewissen E rfolg in Salzburg ver­
sprochen hat. Es mag Zufall sein ,  aber an Zufäl le 
glaube ich nicht. Da seine Funktion in der EFTA 
jetzt zu Ende geht, wäre es für ihn sicher ein 
schöner E rfolg gewesen,  wenn er das noch hätte 
präsentieren können. (Bundesrat Dr. S c  h a m  -
b e c k: Da häuen wir uns doch alle gefreut, Sie 
auch. weil wir doch alle Österreicher sind!) Natür­
l ich, das hätte er etwas vorsichtiger machen kön­
nen, aber im Grunde, in der Tendenz ja. (Bundes­
rätin Dr. K a r  l s s a n: Aber bei der Transitfrage 
zum Beispiel ist es doch gut, daß der Schüssel das 
gemacht und abgeschlossen hat, weil er genau dran 
ist an dem Problem! Ich sehe das gar nicht negativ, 
sondern ich finde das sehr gut für Österreich! -
Beifall bei SPÖ und Ö VP. - Bundesrat Dr. 
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S c  h a m  b e c k: Kollege Lakner! Mittun.' Zllstim­
men!) 

Kollege Trattner hat gesagt, er wollte das ver­
kaufen. Das - so habe ich gemeint - ist sein  
gutes Recht, Sie werfen ja auch unserem Partei­
obmann n icht selten vor, daß er etwas verkauft, 
und er verkauft es oft sehr gut. (Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n: Der kriegt es sogar dazu! - Allge­
meine Heiterkeit. - Bundesrat H o l z i n  g e r: Er 
hat es nur deshaLb getan.' - Zwischenruf des Bun­
desrates D r 0 c h t e  r.) - Er wollte sicher nicht 
den EWR-Beitritt, um sich eine Karrierestufe 
hinaufzukatapultieren .  Darüber sind wir uns 
schon einig. 

Ich habe schon in meiner Rede zum letzten Be­
richt darauf hingewiesen ,  daß ich die Doppelstra­
tegie EWR-E G  für n icht ganz unbedenklich hal­
te. Vielleicht erinnern Sie sich daran, Herr Mini­
ster! 

Das Hindernis Transit,  Frau Kollegin ,  es ist ein 
großes Problem. Ich habe schon im Ausschuß ge­
sagt, daß ich in Brüssel war und mit Andriessen 
und van Miert gesprochen habe. Sie meinten, bei 
diesem Problem sähen sie schwarz. Ich hatte auch 
die Ehre, mit dem österreichischen Botschafter 
zu sprechen - da sah man wieder typisch öster­
reichische Schönfärberei und Verniedl ichung - ,  
der meinte, ein paar P rozent trennten uns noch in  
den Verhandlungen. Das war schon vor drei Mo­
naten. Es dürften ein paar Prozent mehr  gewesen 
sein,  denn sie sind noch immer auseinander. 
(Bundesrat Dr. S c  h a m  b e c k: Da sehen Sie. wie 
präzise der verhandelt!) - Wahrscheinlich! 

Ich glaube,  daß wir zuwenig Öffentlichkeitsar­
beit betreiben. Fragen S ie einmal in der Bevölke­
rung nach,  Herr Minister, wer EWR oder EG ge­
nau definieren kann. Ich fürchte , wenn es eine 
Abstimmung gibt, daß nicht gewiß ist, daß sie po­
sitiv ausgeht. Das würde uns, auch meiner Frak­
tion, sehr leid tun, jeden falls bezüglich einer EG­
Abstimmung. 

In  der Außenpolitik scheint meiner Meinung 
nach die Lage ähnlich z u  sein. Zwei Dinge stellen 
einen wirk l ic h  effizienten Wert in der Außenpoli­
tik dar, nämlich die Freiheit u nd die Selbstbestim­
mung der Völker und die Menschenrechte. Ich 
habe manchmal den E indruck,  daß diese Grund­
rechte von der Diplomatie - ich handle jetzt 
österreichiseh, indem ich verniedliche, aber ich 
kann nicht aus meiner Haut heraus, das könnte 
ein Diplomat vielleicht e her - ein wenig überla­
gert werden, daß die Dip lomatie den Vorrang hat, 
vorsichtig ist und solche Grundfreiheiten nicht 
entsprechen d  anspricht .  Ich bin nicht der Fach­
mann, um Ihnen das j etzt, wie Kollege Gudenus, 
im einzelnen zu präsentieren. Wir hatten im Bal­
tikum Zurückhaltung geübt, soweit ich mich erin­
nere ; nicht zu meiner großen Begeisterung. Der 

Herr Bundeskanzler ist in  die DDR zu Herrn 
Krenz gefahren, was vielleicht auch nicht gerade 
weitsichtig war. Der Herr Bundespräsident und 
Sie, Herr Minister, waren im Iran. Meiner Ansicht 
nach leben die Iraner doch in einem recht men­
schenverachtenden System. Ich bekomme Berich­
te und unterstütze manchmal auch - vielleicht 
zu Ihrer Verwunderung, Frau Kollegin Karlsson 

die Mudjaheddin. (Bundesrätin Dr. 
K a r  l s s o  n: Die unterstütze ich nicht!) Wenn 
auch n ur die Hälfte stimmt, was da drinnen steht, 
dann muß es im Iran gräßlich sein !  Daß man 
dann noch hinfährt und sozusagen das System 
aufwertet, finde ich bedenklich. 

Über Irak, USA, Kuwait ist schon viel gespro­
chen worden. Auch dazu habe ich schon seiner­
zeit gesagt, daß die Möglichkeiten einer friedli­
chen Lösung nicht entsprechend ausgeschöpft 
worden sind. Vielleicht sieht man das jetzt an den 
Folgen in Kuwait, die verheerend sind. 

In Jugoslawien tummeln sich zwar sehr viele 
Parteien in den österreichisch-slowenischen 
Freundschaftsbündnissen, aber die Anerkennung 
- ich weiß  schon, das geht n icht von heute auf 
morgen - hätte schneller, klarer, deutlicher vor 
sich gehen so llen. 

Kollege Konecny ist nicht da, aber wei l  ich der­
art betroffen bin, möchte ich ihm ein paar Worte 
sagen. Ich bitte Sie, ihm diese mitzuteilen. (Bun­
desrat S l r u  t z  e n b e r g e r: Der kommt dann 
" eh "  wieder.') Gudenus hat sich entschuldigt, weil 
er "Frechheit" gesagt hat. Ich bin jetzt vorsichtig 
in der Wortwahl: Ich bin betroffen - ich sage es 
so, das ist auf keinen Fall etwas Negatives - ,  ich 
bin sehr betroffen, weil er Kollegen Gudenus un­
terstellt hat, er könne zwischen Wortkontrolle 
und Handkontrol le nicht unterscheiden. Er hat 
eindeutig demonstriert, was er mit dieser Hand­
kontrolle meine. Ich will das gar nicht wiederho­
len, wei l  ich das ungern ausspreche. 

Kollege Gudenus ist davon sehr betroffen, und 
wir alle in  unserem Klub sind sehr betroffen, daß 
man uns vorwirft, wir könnten nicht zwischen 
Wortkontrolle und Handkontrolle unterscheiden. 
(Zwischenruf des Bundesrates S t r u  t z  e n b e r ­
g e r. )  Ich habe gesagt: U nser Klub fühlt sich be­
troffen .  (Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
S c h a m  b e c k.) Ich wollte eigentlich zu dieser 
Äußerung nichts sagen ,  Herr Präsident! (Bundes­
rat Dr. S c  h a m b e c k: Sie schneiden das Thema 
an.' - Zwischenruf der Bundesrätin Dr. K a r  l s -
s o  n.) 

Ich habe nicht das Thema angeschnitten, son­
dern ich habe auf die Wortmeldung des Kollegen 
Konecny Bezug genommen, der gesagt hat, wir 
können zwischen Wortkontrolle und Handkon­
tro lle nicht unterscheiden .  Ich muß sagen ,  davon 
bin ich sehr betroffen!  (Bundesrat S t r u t z  e n -
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b e r g e r: Es gibt einige, die sich betroffen fühlen 
können! Es sind nicht Sie gemeint!) 

Ich empfinde das als ungeheure persönliche 
Beleidigung und auc� für alle meine Klubkolle­
gen. (Ruf bei der SPO: Der hängt mit dem Partei­
vorstand zusammen!) Ich empfinde es als Beleidi­
gung. Ich finde überhaupt, daß dieser Teil  der 
Wortmeldung - jede Generalisierung hat ja ihre 
Fehler - eine eher bösartige Generalisierung und 
eine Unterstellung war, um einen bi l ligen Effekt 
zu erzielen. Jedenfalls hatte es den Anschein. Das 
Thema ist zu ernst, um damit billige Effekte er­
zielen zu wollen. Vielleicht wollte es Kollege Ko­
necny gar nicht, aber das hätte ich gerne von ihm 
gehört. 

Um indirekt darauf einzugehen :  Jeder gute 
Redner - ich maße mir nicht an, e in  guter Red­
ner zu sein - ist ein Demagoge. Als Altphilologe 
schätze ich diese Redner sehr,  sei es Perikles, 
Demostenes oder auch Cicero. Sie waren bril lante 
Redner, man braucht nur ihren Wortschatz zu 
betrachten. Sie würden den wahrscheinlich als 
"faschisto iden" Wortschatz bezeichnen .  Ein guter 
Redner muß eben entsprechend drastisch agieren. 
Wahrscheinlich würden Sie,  wenn sie den Wort­
schatz von Pilz analysieren ,  auch sagen, er sei ein 
Faschist, wei l  sein  Wortschatz drastisch ist. (Bun­
desrat S t r u t  z e n  b e r g e r: Vielleicht etwas an­
deres.') 

Für diesen Ausspruch hat sich unser damal iger 
Landeshauptmann entschuldigt. Er  schadet uns 
im Ausland vermutlich nur dann, wenn er ent­
sprechend propagiert wird. Der Landeshaupt­
mann hat ihn ja zurückgenommen. Er hat gesagt 
- erst gestern - ,  er lerne daraus. (Beifall bei der 
FPÖ. - Bundesrat S t r u  t z  e n b e r g e r: Aber 
bisherige Entschuldigungen haben ihn nur be­
stärkt.' Ist Ihnen das klar?) Herr Präsident! Ich wil l  
inhaltlich nicht darauf eingehen, aber ich glaube, 
er hat ihn zurückgenommen. (Bundesrat S t r u t ­
z e n  b e r g e r: Nein, das hat er nicht!) Ich habe 
auch noch aus keinem Landtag in der BRD Be­
richte bei uns in diesem Maße gelesen .  (Bundesrat 
Ing. P e  n z: Sie verlangen von der Bundesregie­
rung mehr Information, aber Sie haben in der eige­
nen Partei nicht mehr Information!) Vielleicht 
noch ein paar Worte zur . . . (Bundesrat S t r u t -
z e n  b e r g e r: Geben Sie ein Bekenntnis dazu ab, 
daß der A usspruch in Ordnung war?) Ich würde 
diesen Ausspruch nicht im Schlaf machen. Wen n  
Sie mich aufwecken, der Ausspruch ist aus mir 
nicht herauszukriegen! (Bundesrat S t r u t z  e n -
b e r g e r: Den wollen wir auch nicht!) Das hoffe 
ich sehr!  (Beifall bei Bundesräten der SPÖ und 
der Ö VP. - Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Es ist 
offensichtlich in Ihrem Kopf nicht das drinnen, 
was in einem anderen Kopf drinnen ist! - Bundes­
rat Dr. S c  h a m  b e c k: Er ist ja Bundesrat bei 
uns!) Ich habe zuerst versucht zu erklären, was 

meiner Meinung nach auch im Kopf des Herrn 
Bundesparteiobmannes der FPÖ, Dr. Jörg Hai­
der, nicht drin nen ist. (Beifall bei der FPÖ. - Ruf 
bei der SPÖ: Sie halten ihn doch nicht für kopf­
los?.' - Bundesrat Dr. 0 g r i s: Unglaubwürdig, 
weil das ja eine Folge von Aussprüchen war.') Ich 
wei ß, ich kenne die Argumentation schon .  Es 
kommt aus jemandem nichts heraus, was nicht 
drinnen ist. Aber ich diskutiere doch auch einmal 
im Wirtshaus und höre Dinge, die ich auch auf­
nehme, ohne daß ich Anhänger dieser Dinge bin. 
(Bundesrat S t r U t z  e n b e r g e r: Alle Achtung 
vor Ihnen! Und niemand hat Sie angegriffen!) 

Ich darf noch ganz kurz zu den Ausführungen 
der Frau Karlsson sagen :  Sie sind auf einen alten 
Hut eingegangen. Kol lege Gudenus hat das mit 
der "Schlafkammer" eindeutig ausgeräumt. Sie 
sind offenbar auch nicht sehr wendig, wenn Sie 
dann trotzdem Ihre Rede genauso halten. (Bun­
desrat Dr. S c  h a m  b e c k: Wenn Sie darüber ei­
nen Leserbrief schreiben und sich davon distanzie­
ren!) Es wäre nett, wenn Sie das Abstimmungs­
verhalten uns überlassen würden. Es bleibt Ihnen 
nichts anderes übrig. Und auch wenn wir einmal 
nicht alle gleich abst immen, ist es unser gutes 
Recht. (Bundesrätin Dr. K a r  1 s s 0 n: Ich habe 
nur gefragt, weil ich mich flicht auskenne.') 

Ich glaube nicht, da ß man davon,  Frau Kollegin 
Karlsson,  auf mangelndes demokratisches Verhal­
ten schließen kann. Ich glaube nicht, daß wir un­
vorbereitet in Sitzungen gehen. Ich glaube nicht, 
daß wir "schlechte Anwesenheit" demonstrieren. 
Natürlich fällt es, wenn von fünf einer fehlt, und 
noch dazu einer krank ist, ein bißchen mehr ins 
Gewicht, als wenn es bei 28 oder 30 geschieht, das 
ist wohl einleuchtend. Ich glaube, ein Betonen der 
Ausschußarbeit - und das möchten wir - ist 
auch nicht gerade ein undemokratisches Zeichen. 
Ich will aber jetzt nicht näher darauf eingehen. -
Ich danke. (Beifall bei der FPÖ, ) 1 2 .45 

Präsidentin: Als nächster zu Wort gemeldet ist 
der Herr Bundesminister. 

12.-15 

Bundesminister für auswärtige Angelegenhei­
ten Dr. Alois Mock: F rau Präsidentin !  Hoher 
Bundesrat! Ich darf zuerst zu einigen Bemerkun­
gen , die im Laufe der Debatte gemacht wurden, 
Stellung nehmen. Ich möchte mich vor allem mit 
den Ausführungen von Bundesrat Konecny iden­
tifizieren ,  die a uch von anderen Rednern - vor 
allem auch von Bundesrat Mautner Markhof -
wiederholt wurden , nämlich daß das, was in Mit­
tel- und Osteuropa passiert ist, daß sich nach 
40 Jahren - gelegentlich noch länger - kommu­
nistischer Diktatur die Völker selbst die Freiheit 
und die Demokratie erkämpft haben ,  ein großar­
tiges historisches Ereignis ist, zu dem wir diesen 
Völkern nicht nur  gratulieren, sondern wofür wir 
auch dankbar sein sollten . Denn wenn dort für 
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die Demokratie und für die Freiheit unter viel 
härteren Bedingungen als bei uns gekämpft wur­
de, so wurde letztlich damit auch unsere Demo­
kratie und u nsere Freiheit geschützt und vertei­
digt. 

Herr B undesrat Guden us !  Wir sind unter­
schiedl icher Auffassung, als Sie gemeint haben ,  
auch aus d e m  Jahrbuch der österreichischen Au­
ßenpolitik ergebe sich eine zu eurozentristische 
Haltung. Ich habe immer wieder betont, daß d ie 
Welt natürlich aus mehr als aus dem europäi­
schen Kontinent besteht, aber daß wir in  Europa 
leben und daher primär von den Vorgängen in  
Europa betroffen sind, im G uten wie im Negati­
ven , und daß daher die Prioritäten meiner Au­
ßenpolitik natürlich auch in Europa l iegen, unter 
Berücksichtigung außereuropäischer Vorgänge. 

Natürl ich  hat jedes Land seine strukture l len  
Schwierigkeiten,  da  S ie  auf osteuropäische Län­
der mit dem Wort "endemisch" Bezug genom­
men haben. Aber ich würde schon seh r  deutl ich 
sagen, daß die überwiegenden Schwierigkeiten ,  
mit denen d i e  osteuropäischen Länder kämpfen, 
eindeutig auf das kommunistische System zu­
rückgehen, unter dem diese osteuropäischen Län­
der jahrzehntelang leiden mu ßten. 

Vergessen wir nicht, meine Damen und Her­
ren, daß zum Beispiel im Polen der Zwischen­
kriegszeit d ie Produktivität in  der Landwirtschaft 
fast doppelt so hoch war wie in den N iederlanden ,  
die heute eine jener Landwirtschaften mit der 
stärksten P roduktivität haben !  

Vergessen wir nicht, daß in  der Tschechoslowa­
kei das Pro-Kopf-Einkommen bis zum Jahr 1 947,  
vor allem i n  der Zwischenkriegszeit, das Doppelte 
von jenem in Österreich war ! - Jetzt ist es umge­
kehrt. Das ist nicht die Schuld irgendeines einzel­
nen Menschen, des Herrn Novotny oder Stalin 
oder Gierek,  sondern das ist  die Folge eines kata­
strophalen, schlechten, teilweise auch verbreche­
rischen Systems, von dem sich diese Länder be­
freit haben .  Daraus entspringt unsere Verantwor­
tung, das politische Interesse und die moralische 
Verantwortung, d iesen Ländern bei der Bewälti­
gung dieser Schwierigkeiten zu helfen .  Denn sie 
haben m it Recht gesagt: 

Die politische Reform läßt sich relativ rasch 
durchführen, freie Wahlen ,  eine von einem frei 
gewählten Par lament bestel lte demokratische Re­
gierung, e ine unabhängige Gerichtsbarkeit, und 
zumindest wesentliche Elemente einer demokra­
tischen Struktur sind gegeben. Aber um die öko­
nomische Reform durchzuführen, weg von dieser 
zentralen Verwaltungswirtschaft hin zu einer so­
zial ausger ichteten Marktwirtschaft, das ist natür­
l ich  ein Prozeß,  der Jahre, in Einzelfäl len viel­
leicht sogar Jahrzehnte dauert. Und da liegt die 
politische Gefahr für die neuen Demokratien,  

wei l  dort der Durchschnittsbürger natürl ich ge­
nauso denkt und handelt wie bei uns, er erwartet 
sich nach der Rapidität der politischen Reform 
auch rasche E rgebnisse in der ökonomischen Re­
form, aus einer Gefüh lslage heraus: Na ja, in zwei, 
drei Jahren werden wir ähnlich leben wie die 
Österreicher, die Belgier, die Ital iener oder sonst 
ein westliches Volk .  Das werden sie nicht. Aus 
dieser latenten Enttäuschung heraus besteht die 
Gefahr, daß die Ursache dafür n icht den seiner­
zeit Verantwortlichen zugerechnet wird, sondern 
den neuen demokratischen Regierungen. 

Daher bin ich sehr  dankbar dafür, daß es ei­
gentlich immer unbestritten war - sowohl im 
Nationalrat als auch im Bundesrat - und die 
Bundesregierung dazu ermuntert wurde, alles zu 
tun, was wir beitragen können, um diesen neuen 
Demokratien bei der Bewältigung ihrer Probleme 
zu helfen. 

Was den Außenpolitischen Bericht anbelangt: 
Herr Bundesrat Gudenus, man kann sicherlich 
unterschiedl icher Meinung sein,  was soll im 
Haupttei l  stehen, was sol l  im Anhang stehen. 

Ich glaube, insgesamt ist es - abgesehen von 
der Qualität und der Quantität - eine beachtli­
che Arbeitsleistung meiner Mitarbeiter, weil  sie 
das ja zusätzl ich zu ihrer laufenden Arbeit ma­
chen. (Beifall bei ÖVP und SPÖ und bei Bundes­
räten der FPÖ. ) 

Meine Damen und Herren!  Ich habe in den 
letzten eineinhalb Jahren folgendes schon ein 
paarmal getestet: Ich habe zuständige Beamte bei 
internationalen Treffen danach gefragt, und es 
gibt wenige, die mir nicht gesagt hätten,  daß das 
in der Bibliothek des Außenamtes - was Öster­
reich anbelangt - meistbenützte Nachschlage­
werk das Jahrbuch der österreich ischen Außen­
politik ist. 

Aber se ien Sie versichert - auch unter dem 
Gesichtspunkt der Opposition - ,  daß die Beiträ­
ge hier im Haus und gerade auch von der Opposi­
tion bei der nächsten Redaktion natürlich durch­
gesehen werden, wo es h ier Anregungen gibt, wel­
che man bei der nächsten Edition auch verwen­
den kann. In d iesem Sinne betrachte ich natürlich 
auch Ihre Anregungen als einen konstruktiven 
Beitrag. (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Bundesrat Lakner! Mit dem Ruf nach 
mehr Selbstbewußtsei n  laufen Sie bei mir offene 
Türen ein. Ich sage immer, es besteht gar kein 
Anlaß für eine hochmütige Haltung. Sie steht 
auch - Gott sei Dank - mit dem österreichi­
schen Wesen irgendwie im Widerspruch, aber 
aufgrund dessen, was dieses Land gerade in den 
letzten Jahrzehnten geleistet hat, ist es ein gleich­
berechtigter Partner bei internationalen Verhand­
lungen, und wir kön nen  auch den Weg zur EG 
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mit Selbstbewußtsein antreten.  Und das kann 
man durchaus auch mit Verbindlichkeit - Ver­
bindlichkeit und Selbstbewußtsein  schließen ein­
ander nicht aus. Das zeigt sich auch an einer gan­
zen Reihe von Feststel lungen. 

Hohes Haus! Wie oft habe ich gesagt - ich bin 
ein engagierter Befürworter des EG-Beitritts, ich 
glaube, das wird man mir zuerkennen - :  EG­
Beitritt , ja, aber natürl ich nicht um jeden Preis. 
Wie oft habe ich sehr wohl gerade den Landes­
hauptleuten der westlichen Bundesländer recht 
gegeben, wenn sie gesagt haben :  Wir bekennen 
uns zum Weg zur EG, aber natürlich nicht um 
jeden Preis! Ich denke da zum Beispiel an die 
Transitfrage. 

Frau Präsidentin! Ich möchte eines noch ein­
mal sehr deutlich wiederholen beziehungsweise es 
allenfalls zitieren. Meine Damen und Herren! 
Wenn wir zu den konkreten Verhandlungen 
kommen, wird es natürlich so manche Auseinan­
dersetzung geben. Auch die Europäische Ge­
meinschaft ist - neben anderen Charakterzügen 
- eine Summe von Interessenvertretungen .  Und 
es wird gelegentlich harte Bandagen geben, es 
wird gelegentlich einen Rückschlag geben, aber 
ich bin überzeugt davon: Wir werden das letztlich 
auch erfolgreich bewältigen, gerade mit dem von 
Ihnen zitierten Selbstbewußtsein.  

Sie haben Herrn Bundesrat Mag. Trattner be­
ziehungsweise seine Bezugnahme auf Dr. Schüs­
sel und dessen Ro lle als EFTA-Vorsitzender legi­
timerweise sehr positiv interpretiert. Sie haben 
gemeint, Kollege Trattner wollte ja nur sagen -
und das sei ja legitim - ,  daß Kollege Schüssel das 
Ergebnis einer Paraphierung des EWR-Vertrages 
gut verkaufen wollte. 

Ich glaube - wenn ich genau zugehört habe, 
und ich bin im allgemeinen bemüht, das zu tun 
- ,  daß Herr Bundesrat Trattner schon so ange­
spielt hat: Na ja, der Herr Bundesminister Schüs­
sel war als EFTA-Vorsitzender sehr bemüht, zu 
einem Abschluß zu kommen, damit er noch die 
Paraphierung durchführen kann .  

Ich  möchte dazu zwei Dinge sagen, meine Da­
men und Herren: Die F ührung der EFT A in den 
EWR-Verhandlungen durch den Kollegen Schüs­
sel war eine außerordentlich dynamische und 
auch erfolgreiche. In den Verhandlungen und den 
exploratorischen Gesprächen mit der EG bezüg­
lich EWR, die seit mehr als zwei Jahren laufen, 
hat es - und das ist an einer Agendenliste abzu­
zählen - in keiner Weise so viel konkrete Fort­
schritte gegeben wie in jener Zeit, in der Dr. 
Schüssel namens der E FTA die Verhandlungs­
füh rung innehatte. Wir haben in diesem halben 
Jahr alle institutionellen Probleme gelöst. Das 
heißt: Wer regiert, wer verwaltet den EWR? Wir 

haben die meisten substantiellen Probleme ge­
löst? 

Die zwei großen Probleme, die offengeblieben 
sind, sind die Frage des Fonds, der von EFT A­
Geldern bezahlt werden sol l ,  um soziale Solidari ­
tät mit strukturschwachen EG-Ländern zu bewei­
sen, und vor allem die Frage bezüglich F ischfang. 
Und selbst in dieser Frage ist, wenn man es poli­
tisc h betrachtet, der Durchbruch insofern gelun­
gen, als nach persönlichen Verhandlungen mit 
den Vertretern der EG - Poos und Andriessen 
- und mit den norwegischen Kollegen zum er­
stenmal das Prinzip zugestanden wurde, daß ne­
ben dem freien Zutritt zum EG-Markt bezüglich 
Fischproduktion aus EFTA-Ländern,  vor allem 
Island, auch ein Zutritt der EG-Fischfangflotte zu 
den F ischereigewässern der EFTA-Länder statt­
finden kann. 

Monatelang hatte es nur geheißen: Ihr dürft 
mit EG-F ischprodukten auf den isländischen 
Markt. Es ist gut, daß dieser Markt nicht sehr  
bedeutend ist. Das soll keine Abwertung von Is­
land sein .  Und die Isländer haben gesagt: Wir 
dürfen dafür auf euren Markt. Dieser ist immer­
hin ein Markt von 380 Millionen. Und da hat die 
EG gesagt: Dieses Geschäft machen wir nicht. 

Durch die Einschaltung eines Angebotes von 
8 000 Tonnen, nicht von 30 000 Tonnen,  seitens 
Norwegens in den F ischereigründen von Spitz­
bergen ist in diesem Bereich der politische 
Durchbruch gelungen, aber das Problem ist noch 
nicht gelöst, weil es natürlich auch daru m  geht -
und daraus sieht man, wie technisch schwierig 
und kompliziert die Verhandlungen sind -, u m  
welche Art von F ischen es sich handelt. Es gibt 
natürl ich Fische, die sehr  teuer verkauft werden 
können, die die eigene Fischereiindustrie sehr in­
tensiv beschäftigen und daher Arbeitsplätze 
schaffen ,  und es gibt andere Fische. 

Herr B undesrat Trattner! Aus einem Grund 
stimmt die Behauptung bezüglich Paraphierung 
überhaupt nicht, wei l  die Paraphierung hätte nie 
Bundesminister Schüssel vorgenommen, sondern 
diese erfolgt auf Beamtenebene. Und damit hoffe 
ich wirklich, ausgeräumt zu haben, daß ein ego­
zentrisch es Motiv Pate stand, als sich Bundesmi­
n ister Schüssel - ich war ja als Leiter der öster­
reichischen Delegation immer dabei - in so 
glaubwürdiger Weise für den EWR-Vertrag enga­
giert hat. (Beifall bei der Ö VP und bei Bundesrä­
ten der SPÖ und FPÖ.) 

In Salzburg wurde eine Bilanz gezogen ,  und es 
haben einige Redner h ier richtig bemerkt, daß na­
türlich i rgendwo eine gewisse Motivation verlo­
rengegangen ist. Man hat sicherlich auf den Juni­
Termin abgezielt, trotz sehr schwieriger Verhand­
lungen. Als das nicht möglich war, sondern man 
k urz vor dem Abschluß stehenblieb, wie das auch 
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bei anderen Verhandlungen so ist, war sicherlich 
eine gewisse Enttäuschung feststellbar. 

Meine Damen und Herren !  Die Schwierigkeit 
dieser Verhandlungen - hier möchte ich Herrn 
Bundesrat Mautner Markhof und Herrn Bundes­
rat Holzinger zitieren - zeigt, daß der Weg, den 
wir gegangen sind, richtig war, nämlich daß wir 
vor zwei Jahren ein Beitrittsansuchen sozusagen 
auf dem Tisch in Brüssel deponiert haben .  Es ist 
überhaupt keine Frage, daß jene Länder, die sich 
nur auf den E WR verlassen haben,  in einer äu­
ßerst schwierigen, auch innenpolitischen Diskus­
sion verfangen sind. Ich denke in diesem Zusam­
menhang zum Beispiel an die Schweiz. 

F ür uns war es immer das Ziel: Wenn es uns 
gel ingt, einen vernünftigen Vertrag abzuschlie­
ßen, der uns e ine frühere Teilnahme am Binnen­
markt, an dem Markt der 380 Millionen, erlaubt, 
der es uns erlaubt, den Rechtsbestand der Euro­
päischen Gemeinschaft sorgsamer aufgeteilt über 
e ine längere Zeit in unser Rechtssystem zu inte­
grieren, dann werden wir den EWR begrü ßen, 
aber nicht als einen Ersatz für den EG-Beitritt, 
sondern als eine zusätzliche Er leichterung für 
den EG-Beitritt, de r unser Ziel - aus vielen 
Gründen - bleibt und das Hauptziel der Europa­
politik ist, die ich hier schon wiederholt erwähnt 
habe. 

Ich möchte noch unterstreichen, daß die Öf­
fentlichkeitsarbeit, Herr Bundesrat Lak ner, eine 
zentrale Frage ist, die wir besser in den Griff be­
kommen müssen. Ich bin daher auch in diesem 
Zusammenhang sehr dankbar dafür, daß sich der 
B undesrat ....:... und darüber wird ja auch berichtet 
- immer wieder mit der Integrationspolitik be­
schäftigt hat. Es gab die beiden bekannten Ent­
schl ießungen aus den Jahren 1 988 und 1 989, eine 
Parlamentarische Enquete , die im vergangenen 
Jahr zu EG und Föderalismus abgehalten wurde, 
sowie auch Studienreisen. 

Ich weiß ,  daß das arbeitsmäßig eine enorme 
Belastung ist, aber ich bin dankbar dafür, denn 
wir werden die Zustimmung der österreichischen 
Bevölkerung in einer Volksabstimmung hiefür 
nur dann bekommen, wen n  sie - mit Recht, sage 
ich  - ihren Anspruch erfüllt sieht, daß sie weiß,  
wohin die Regierungspolitik und,  wie ich hoffe, 
die Politik a l ler Fraktionen, die hier im Bundesrat 
vertreten sind, geht. Seien Sie versichert, daß ich 
daher der Öffentlichkeitsarbeit in Zukunft auch 
ressortüberschreitend größte Bedeutung beimes­
sen werde. 

Was die Menschenrechte anbelangt: Sie glau­
ben,  Herr Bundesrat Lakner, die Diplomatie ist 
zu vorsichtig. Ich möchte nur zwei Dinge erwäh­
nen. Im Baltikum haben wir seh r  wohl das KSZE­
Verfahren zur Sicherung der Menschenrechte 
auch gegen die Sowjetunion in Anspruch genom-

men. Da gab es noch einige Länder, die mitgezo­
gen sind. Bei einer wirklich deprimierenden und 
skandalösen Mißachtung der Menschenrechte i m  
Kosovo, in Jugoslawien,  war Österreich von 
35 KSZE-Ländern das einzige Land, das die zwei­
te Stufe zur Sicherung der Menschenrechte in 
Anspruch genommen hat, und es ist bisher das 
einzige Land geblieben. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte auch 
hier ein Bekenntnis zu einer engagierten Men­
schenrechtspolitik ablegen,  ohne aber den Ein­
druck zu erwecken, wir könnten die Lehrmeister 
der ganzen Welt sein und würden jetzt alle diese 
Dinge in Ordnung bringen. Ich habe immer die 
Auffassung vertreten: Wir müssen vorausmar­
schieren, aber in e iner Art und Weise, daß wir 
gleichzeitig auch osmotisch auf andere Länder 
wirken, vor allem auf demokratische Länder, bei 
diesem Schutz der Grund- und Fre iheitsrechte 
mitzutun.  Es mag natürlich nicht nur auf uns zu­
rückgehen, sondern auch auf die Pressemeldun­
gen der letzten Tage, daß die zweite Stufe des 
KSZE-Verfahrens möglicherweise jetzt auch von 
den Vereinigten Staaten in Anspruch genommen 
wird. - Das bestätigt unseren Kurs. 

Ich könnte hier noch vieles aufzählen, aber sei­
en Sie versichert - wenn auch unsere Sprache, 
Herr Bundesrat Lakner, gelegentlich und zugege­
benermaßen vorsichtig ist - :  Mir ist es l ieber, 
meine Diplomaten pflegen eine vorsichtige Spra­
che und bringen in der Tat etwas weiter, als sie 
profilieren sich mit einer kantigen und sogar pro­
vokativen Sprache, und es wird nichts weiterge­
bracht. Sie wollten das auch nicht. Ich möchte das 
auch nicht so interpretieren. (Beifall bei der Ö VP 
und bei Bundesräten der SPÖ und FPÖ.) 

Vielleicht darf ich auch erwähnen, daß es vori­
ges Jahr bei der KSZE-Menschenrechtskonferenz 
in Kopenhagen eine österreichische Initiative gab 
- sie ist dort präsentiert worden als Initiative der 
Pentagonale - ,  einen speziellen Schutz von Min­
derheitenrechten festzulegen. Diese Entschlie­
ßung der KSZE-Menschenrechtskonferenz hat 
zum Beispiel in einem hohen Ausmaß in den 
deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrag Ein­
gang gefunden. Also die Ergebnisse sind nicht im­
mer spektakulär, aber sie lassen sich aus der Ta­
gespol itik ablesen. 

Zum I ran: Herr Bundesrat, ich habe vorhin 
vom Engagement für Menschenrechte und von 
realistischer Außenpolitik gesprochen. Wenn Sie 
meinen, wir dürfen nur dort hinfahren ,  wo unser 
Menschenrechtskatalog, wo unser Maßstab auch 
in der Praxis verwirkl icht ist , so sind es sehr weni­
ge Länder auf dieser Welt, die wir besuchen dür­
fen.  

Ich darf Ihnen auch davon erzählen, weil das 
vielleicht auch ein bißchen den Hintergrund be-
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leuchtet, was gerade im Fall  Iran meine Mitarbei­
ter geleistet haben .  Vor zwei Jahren ist die inter­
national sehr negative Kritik an der Menschen­
rechtssituation im Iran auch in der Menschen­
rechtskommission in Genf sehr ausführlich 
behandelt worden. Es ist damals unserer Vertre­
tung in Genf durch eine Vermittlungstätigkeit ge­
lungen, die Zustimmung der Iraner zu einer  Men­
schenrechtsreso lution zu bekommen, die dazu ge­
führt hat, daß zum erstenmal ein Sonderbericht­
erstatter ,  nämlich Professor Galindo Pohl ,  bestel lt 
wurde, der den Iran besuchen durfte. Die Mehr­
zahl  der Länder von der Art des Iran würde nie­
manden hineinlassen, der mit dem Anspruch 
kommt: Ich prüfe hier die Menschenrechtsver­
hältnisse. Jetzt gebe ich aber zu, daß sich deswe­
gen noch lange nichts Entscheidendes verbessert 
hat. 

Im folgenden Jahr, als Galindo Pohl einen Be­
richt erstel lt hat, der sehr kritisch war, war natür­
lich die Regierung im Iran alles andere als erfreut 
darüber. Wir haben uns wieder eingeschaltet. Ich 
habe selbst mit dem Au ßenminister Velayati 
zweimal telefoniert, und wir haben sie wieder 
dazu gebracht, daß sie bei einer für sie kritischen 
Resolution mitgegangen s ind .  Das hat letztl ich 
dazu geführt, daß jetzt die iranische Regierung 
vom 9. bis 1 2 .  September, glaube ich, ein Men­
schenrechtssymposium im Iran angesetzt und 
mich gebeten hat, zwei österreichische Menschen­
rechtsexperten hinzuschicken. 

Das s ind alles kleine Schritte, aber, meine Da­
men und Herren, die zivil isatorischen Verhältnis­
se weltweit verbessern sich bei weitem n icht so, 
wie es sich die Idealisten oder auch gut meinende 
Illusionisten immer vorstel len, aber sie sind zu 
verbessern. - Das zeigt, glaube ich, auch die sti lle 
Diplomatie österreichiseher Diplomaten.  

Ich komme damit zu e inem Punkt, meine Da­
men und Herren ,  der sicherl ich auch Sie in den 
letzten Tagen sehr  beschäftigt hat, weil  es sich um 
die Entwicklung in unserem südlichen Nachbar­
land handelt. Ich möchte hier kurz eine Gesamt­
darstellung geben, weil  ich die Meinung vertrete, 
daß uns diese Situation wahrschein l ich für noch 
sehr lange Zeit beschäftigen wird . 

Als ich die Verantwortung für die österreichi­
sche Außenpolitik übernommen habe, war es 
mein Ziel, vor allem die ökonomischen Reformen 
in Jugoslawien zu unterstützen. Ich habe mich 
vor allem zusammen mit dem norwegischen Au­
ßenminister Stoltenberg in  der EFTA massiv be­
müht, einen 1 00-Millionen-Dollarfonds zur Re­
strukturierung und für wirtschaftliche Reformen 
in Jugoslawien zustande zu bringen. Das hat drei, 
vier Jahre gedauert. Jetzt ist dieser internationale 
Vertrag im Ratifikationsverfahren im österreichi­
schen Parlament. 

Meine Erwartung war die: Durch ökonomische 
Liberalisierung kommt es zu einer politischen Li­
beralisierung. Durch eine politische Liberalisie­
rung kommt es zu Demokratisierung. Denn man 
kann nicht nur e inem Tei l  der Gesellschaft etwas 
Freiheit geben. Wenn ich dem Menschen einmal 
ökonomische oder politische Freiheit gebe, ver­
langt er mit Recht die gesamte demokratische 
Freiheit. - So hat es begonnen. Das war sogar 
e ine Unterstützung Jugoslawiens. 

Was ich unterschätzt habe, war das katastro­
phale Fehlverhalten der jugoslawischen Regie­
rung im Zusammenhang vor allem mit der Ent­
wicklung im Kosovo. Es hat die Demokratisie­
rung in den Republiken eingesetzt, meine Damen 
und Herren. In allen Republiken haben freie 
Wahlen stattgefunden,  was es immer an kleineren 
oder größeren Mängel gab. 

Auf der Bundesebene gibt es heute noch immer 
eine kommunistische, n ichtdemokratische Regie­
rung. Aufgrund der demokratischen Verhältnisse 
in den Republiken kam es dort zu Bewegung: po­
litische Beschlüsse, Abstimmungen in den Parla­
menten, Volksbefragungen, Volksabstimmungen. 
Und darüber lag die starre "Platte" einer n icht 
demokratisierten föderalen Regierung. Das ist ein 
bißchen so wie bei einem Erdbeben . Wenn sich 
unten al les bewegt und oben keine Bewegung 
stattfindet, weil keine demokratischen Struktu­
ren ,  die flexibel sind, da sind, bricht das irgendwo. 

Jetzt kam noch dazu die Entwick lung im Koso­
vo, wo praktisch das Provinzparlament, die Pro­
vinzregierung beseitigt beziehungsweise abge­
schafft wurden ,  es vol l  integriert wurde in Serbien 
und es auch keine Kosovo-Abgeordneten mehr 
im Bundespar lament gibt. Das Ergebnis war, mei­
ne Damen und Herren, daß natürlich jeder bei 
Beschlüssen des jugoslawischen Bundesparlamen­
tes sagen konnte: Das sind nach der alten Verfas­
sung keine konstitutionellen Beschlüsse, weil kei­
ne Abgeordneten vom Kosovo dabei sind. Und 
jede Teilrepublik hat sich jene Gesetze ausge­
sucht, die sie beachten wollte. 

Gleichzeitig gab es den Engpaß, eine Lösung zu 
finden .  In dem Moment, wo den nun seit zwei 
Jahren massiv unterdrückten 92 Prozent Alba­
nern im Kosovo Grund- und Freiheitsrechte zu-

. rückgegeben werden, freie Wahlen stattfinden, 
werden sie n icht damit zufrieden sein,  wieder nur 
eine autonome Region zu werden ,  sondern diese 
wollen zumindest eine gleichwertige Republik 
werden - und es ist nicht schwer zu erraten - ,  
die sich sofort für souverän erklärt. 

Ich kann heute in Belgrad niemandem wider­
sprechen, wen n  der Verdacht ausgesprochen wird 
- nachdem in Albanien selbst der Demokratisie­
rungsprozeß begonnen hat -, daß sich diese 
dann überhaupt mit Albanien zusammenschlie-
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ßen wollen. Gle ichzeitig ist Albanien von der Ge­
sch ichte und von der emotionalen B indung her 
für die Serben - sozusagen die Wiege ihrer Na­
tionswerdung - ein echter Engpaß, aus dem man 
nicht herausfindet. 

Die Bundesregierung ist von zwei Überlegun­
gen in den letzten Monaten ausgegangen: 

Erstens: Was immer unsere Haltung zu diesen 
gravierend versch lechterten Verhältnissen in Ju­
goslawien sein wird,  ist für uns die Demokratisie­
rung in den Republ iken ein positiver Vorgang, 
den wir mit allen Mitteln,  aber ohne Einmischung 
in innerstaatl iche Angelegenheiten unterstützen. 
Gleichze itig werden wir die Regeln des interna­
tionalen Rechts unter diplomatischen Usancen in 
unseren Beziehungen mit dem Gesamtstaat voll 
respektieren. Da gibt es natürlich ein gewisses 
Spann ungsverhältnis. 

Meine Damen und Herren !  Das führt einerseits 
dazu, daß wir uns verpflichtet fühlen, die Verträ­
ge, die mit Jugoslawien abgeschlossen sind, auf 
das gesamte Territorium anzuwenden. Wir haben 
auch unsere westlichen Freunde informiert, als 
sie gesagt haben, man müßte auch von außen her 
die Grenzen absperren, um diesen Prozeß der 
Selbstbestimmung zu verhindern, daß das für uns 
nicht in Frage kommt. Das heißt, wir  werden in 
einer pragmatischen Weise bemüht sein ,  die wirt­
schaftlichen Verhältn isse, den Personenverkehr, 
soweit es die praktische Seite erlaubt, aufrechtzu­
erhalten.  

Meine Damen und Herren !  Letztlich ist für die­
se Republiken wichtiger, daß sie ihre wirtschaftli­
che und soziale E ntwicklung in den Griff bekom­
men, als die Frage, ob sie einige Wochen früher 
oder e inige Monate oder Jahre - niemand weiß  
das genau - die formelle Anerkennung bekom­
men, denn die Existenz eines Staates ist als solche 
nicht abhängig von der formellen Anerkennung, 
weil  ja eine formelle Anerkennung nur einen de­
klamatorischen Charakter hat. 

Das heißt, wir werden uns auch in Zukunft in 
der Diskussion der kommenden Wochen und 
Monate danach richten, uns streng an das Völker­
recht zu halten,  aber alles zu tun, damit die De­
mokratisierung in diesem Land, in unserem südli­
chen Nachbarland, keinen Rückschlag erleidet. 
Denn wir müssen auch zur Kenntnis nehmen -
egal ,  ob es uns paßt oder nicht - ,  daß auch die 
Entscheidungen, die gestern gefällt wurden, von 
frei gewählten Parlamenten gefällt wurden. U nd 
die demokratische Qual ität zeigt sich n icht darin,  
daß man mit jemanden einverstanden ist, der et­
was macht, was einem paßt, sondern al lenfalls -
das sage ich zu meinen westlichen Freunden - ,  
wenn jemand etwas macht, daß einem nicht paßt, 
aber eine demokratische Fundierung hat. 

Wir haben auch dazu Vorschläge gemacht und 
nicht nur den Appell an die Parteien in Jugosla­
wien gerichtet, keine Gewalt anzuwenden,  son­
dern ich selbst habe vor zwei Monaten ,  als das 
Massaker an den kroatischen Polizisten stattge­
funden hat, den Vorschlag gemacht, man sollte 
doch politisch erfahrene Leute hinunterschicken, 
die den Dialog zwischen den Rep ubliken und den 
Dialog zwischen den Republiken und der zentra­
len Regierung aufrechterhalten. Ich bin in den 
persönlichen Kontakten sehr  ermuntert worden,  
aber als das im EG-Au ßenministerrat zur Be­
handlung kam,  war man vorsichtig zurückhal­
tend. 

Bei einem Gespräch in Berlin vom Rande der 
KSZE-Konferenz ist man auf diese Idee z urück­
gekommen und hat gemeint, man sollte zumin­
dest Verfassungsexperten als Berater zur Verfü­
gung stellen. Ich habe gesagt, ich würde das sehr 
begrüßen.  Außenminister Baker hat es in Belgrad 
auch vorgetragen. Es gab dazu weder eine negati­
ve noch eine positive Stellungnahme. Es wird 
jetzt in der EG wieder darüber beraten. Ich habe 
gestern in einer  Aussage gemeint, l ieber spät als 
nie Vermittler zu entsenden. Aber die Frage stellt 
sich ,  ob es jetzt nicht doch zu spät ist. 

Meine Auffassung vor zwei Monaten war die: 
Man muß nicht erst mit der politischen Feuer­
wehr kommen, wenn das Haus schon brennt. Man 
könnte sich vorher schon bemühen, al les zu tun 
- man kann es ohnehin nicht garantieren - ,  um 
in Europa eine große Krise, allenfalls auch bür­
gerkriegsähnliche Verhältnisse zu vermeiden .  

Meine Damen und Herren !  Das war die Hal­
tung der österreichischen Bundesregierung zu 
dieser wichtigen Frage, die uns, wie gesagt, noch 
Monate und vielleicht Jahre beschäftigen wird. 

Ich möchte mich abschließend be i den Mitglie­
dern des Bundesrates nochmals bedanken für Ihr 
Engagement in der Integrationspolitik. Ich bin 
dankbar für jede Auseinandersetzung mit diesem 
Thema in dieser Kam mer des österreichischen 
Parlaments, weil das sicherlich auch ein entschei­
dender Beitrag zur Öffentlichkeitsarbeit ist und, 
offen gesagt, meine Damen und Herren, natürlich 
die Abstimmung in Wien bezüglich EXPO für 
uns schon eine gewisse Warnung sein muß .  -

. Danke, Frau Präsidentin.  (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ und bei Bundesrälen der FPÖ.) 13.1 6 

Präsidentin: Als nächster zu Wort gemeldet ist 
Herr Bundesrat Mag. Böseh. Ich erteile ihm die­
ses.  

13.16 

Bundesrat Mag. Herbert Bösch (SPÖ, Vorarl­
berg) : Frau Präsidentin !  Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren! Vielleicht eingangs 
ein paar Feststellungen zu einigen Vorrednern. 
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Kol lege Lakner, ich glaube, diese Entschuldi­
gungsgründe, die hier angefüh rt werden für die 
teils mangelnde Präsenz Ihres Klubs, würden auf 
viel mehr Resonanz stoßen, wenn man selbst 
n icht solche Kraftausdrücke i m  Zusammenhang 
mit dem Bundesrat in den Mund nehmen würde. 
Das wäre sicherl ich ein akzeptabler Kom prorniß,  
den wir hier machen könnten. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Zum zweiten - der Herr Bundesminister hat 
dazu schon einiges gesagt - :  Ich hätte m ich ge­
freut, wenn der zuständige Wirtschaftsminister 
diesen Erfolg gehabt hätte, wo Sie gemei nt haben, 
er hätte das aus egoistischen Gründen vorange­
trieben. Ich glaube, es wäre schön gewesen ,  wenn 
er erfolgreich gewesen wäre, weil dann wäre auch 
für Österreich Entsprechendes abgefallen .  

Und zum dritten: Kollege Holzinger! Ich ste lle 
hier nicht die Vaterschaftsfrage bezüglich "Brief 
nach Brüssel" oder ähnl iche Dinge. Ic h glaube -
das gestehe ich Ihnen gerne zu, gerade in Anwe­
senheit des Herrn Außenministers - ,  daß Sie 
hier seh r  früh d iesen Schritt initiiert haben. Ich 
muß mich aber manchmal fragen ,  wenn ich ver­
schiedene J unktimierungen und Bedingungen 
höre von Leuten aus Ihrer Partei :  Was denn noch 
alles zu geschehen hat, bevor wir zur EG und 
zum EWR kommen wollen, ob es denn allen Ih­
ren Funktionären immer noch ernst ist m it dem 
Anliegen, nach Brüssel zu gehen? 

Wenn wir uns die Erklärungen von Bundes­
kanzler Vranitzky, Außenminister Mock und 
Wirtschaftsminister Schüssel zum Stand der 
österreichischen Integrationspo lit ik kürzlich vor 
dem Nationalrat in Erinnerung rufen, dann fällt 
auf. daß alle unisono der Einbeziehung der Län­
der in den I ntegrationsprozeß größtes Augen­
merk geschenkt haben. Daß die Bundesregierung 
den Ländern nicht vorschreiben will, durch wen 
sie sich in diesen Prozeß vertreten sehen wollen, 
ist eine richtige und faire Sache von Bundesseite. 

Nur etwas muß klar sein - auch nach dem ge­
strigen Tag i n  Salzburg - :  Der Integrationspro­
zeß läuft, und in Klammern könnte man dazusa­
gen: mit oder ohne Länder. Ich halte es gerade für 
die Länderkammer dieser Republik als eine we­
sentliche Aufgabe, daß wir den Bundesländern 
k larmachen, daß es nicht gut ist, unnütz Zeit ver­
streichen zu lassen, um zu diskutieren, wer denn 
nun in Wien mitreden kann und wer nicht. Und 
wir sol lten in diesem Zusammenhang von dieser 
Stelle aus etwas klarstellen, näml ich daß die öster­
reichische Länderkammer dieser Bundesrat ist -
und sonst n iemand. Natürlich wird man diese 
Kammer im Zusammenhang mit E G-Teilnahme, 
EWR-Teilnahme entsprechend adaptieren müs­
sen,  aber das wird man andere Kammern in die­
sem Hause auch müssen . 

Wir sol lten auf alle Fälle k larmachen, daß wir 
keine Angst vor den zukünftigen Aufgaben und 
der Arbeit haben, die auf uns zukommen, und die 
uns sicherl ich schon in naher Zukunft auf Trab 
halten werden . Insofern ist die Einrichtung einer 
Arbeitsgruppe für Integrationsfragen in diesem 
Hause ein sehr richtiger und eminent wichtiger 
Schritt gewesen .  

Meine Damen und Herren ! Meines Erachtens 
stellt sich immer mehr heraus, daß der sogenann­
te Ständige Integrationsausschuß, der Ständige 
Ausschuß für Integrationsfragen der Länder, SIL, 
eher eine "Totgeburt" der Landeshauptleutekon­
ferenz war. Ich habe zumindest seit der großartig 
angekündigten Installierung dieses Ausschusses 
nicht mehr viel von seinen Erfolgen und Ergeb­
nissen mitbekom men. Das verwundert nicht, da 
doch bei einer Installierung recht unverblümt 
versucht wurde, den Bundesrat, aber auch die 
Landesparlamente in  der Integrationsfrage auszu­
schalten. An ihrer Stelle sollten sich Hofräte mit 
dieser so wichtigen Materie beschäftigen. Wir hät­
ten ein Beamtenparlament pur.  Das wollen wir ja 
- zumindest in den öffentl ichen Stellungnahmen 
hört es sich so an - nicht unbedingt haben. 

Es ist daher richtig, und es war eine gute Ent­
scheidung, daß sich der Bundesrat beziehungs­
weise das Bundesratspräsidium darauf verständigt 
hat, nicht auf den Hinterbänken dieses Ständigen 
Integrationsausschusses der Länder Platz zu neh­
men. Heute hört man, daß die Landeshauptleute 
vielleicht diesen oder jenen Landtagspräsidenten 
oder vielleicht auch einzelne Bundesräte in dieser 
"erlauchten Runde" aufzunehmen gedenken. 

Meine Damen und Herren !  Wir sol lten nicht 
auf ein neues Scheitern eines SIL oder eines wie 
immer genannten Nachfolgeausschusses warten. 
Wir sol lten uns auch nicht unbedingt so sehr dar­
um bemühen, daß das Präsidium dieses Hauses 
bei einer Zusammenkunft des Landtagspräsiden­
ten in Zukunft dabei sein darf oder geduldet wird. 

Ich erinnere nur daran, daß sich bei der letzten 
Landtagspräsidentenkonferenz, die sinnigerweise 
in Düsseldorf stattfand, die Landtagspräsidenten 
überhaupt nicht im klaren darüber waren, wie 
denn die Mitwirkung der Landtagspräsidenten bei 
diesem Integrationsprozeß aussehen solle. 

Ich glaube, es h indert niemand uns als Länder­
kammer daran, von unserer Seite her initiativ zu 
werden ,  und es ist sehr zu begrüßen , daß diese 
Arbeitsgruppe für Integrationsfragen noch vor 
dem Sommer zusammentreten sol l .  Ich meine, es 
ist dann auch unsere Aufgabe, mit entsprechen­
den Ergebnissen und Vorschlägen an die Bundes­
länder heranzutreten.  

Vielleicht könnten wir einen Schuß mehr Rea­
l ismus in die Frage der Beziehungen EWR, EG, 
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Bundesländer einbringen. Den hat es meines 
Erachtens sehr nötig, wenn ich mich daran erin­
nere, was sich vor wenigen Tagen im Vorarlber­
ger Landtag zugetragen hat. Da gab es einen An­
trag meiner Partei auf Einführung des Rederechts 
für Bundesräte im Vorarlberger Landtag, einen 
Antrag, bei dem wir eigentlich davon ausgegan­
gen sind, daß es in diesem westlichen Bundesland 
doch weitgehend Übereinstimmung geben sollte 
-::- gerade nactt den Äußerungen, die man von 
OVP und FPO in unserem Bundesland immer 
wieder hört. - Aber wir haben uns da getäuscht: 
Der Antrag meiner Fraktion wurde zugewiesen, 
und zwar m it dem Hinweis, man habe noch etwas 
Weitergehendes gefunden, nämlich es müsse 
gleichzeitig der Bundesrat stärker einbezogen 
werden in die Bundesgesetzgebung, es mü ßten 
gleichzeitig gleich viele Bundesräte für jedes Bun­
desland installiert werden ,  und es müßte drittens 
die Möglichkeit geschaffen werden, die Bundesrä­
te in bestimmten Fragen an ein Votum des Land­
tages zu binden. 

Ich kenne diese letzte Forderung nach dem im­
perativen Mandat eigentlich nur noch aus meiner 
Studentenzeit in Deutschland , aber da war dieses 
imperative Mandat eine Forderung der sogenann­
ten K-Gruppen, das waren so die Gruppen, die 
am äußerst l inken Rand des Spektrums der stu­
dentenpolitischen Szene agiert haben. Und es wa­
ren immer wieder die bürgerlichen Studenten­
grup pen, die sich für das freie Mandat eingesetzt 
haben. - Also das als Bemerkung am Rande. 
(Bundesrat ]ürgen W e  i s s: Auch am Rande der 
Tagesordnung!) 

Es ist am Rande der Tagesordnung, aber ich 
glaube, wenn wir uns mit dem Integrationsprozeß 
beschäftigen,  dann müssen wir uns mit diesen 
Fragen seh r  wohl beschäftigen ,  Kollege Weiss, 
denn ich meine, daß sich die Länder bei solchen 
Vorgangsweisen des Ernstes der Lage nicht be­
wußt sind. Und ich glaube, man hat schon sehr 
lange zugewartet in den Bundesländern und viel­
leicht etwas zu viel Zeit verstreichen lassen, die 
eigenen Möglichkeiten, die eigenen Chancen in 
diesem Prozeß noch zu real isieren. - Vielle icht 
kann einiges noch gutgemacht werden. Ich meine, 
daß es durchaus unsere Aufgabe ist, hier entspre­
chende H ilfen zu geben .  ( Vizepräsidem 
S t r u t z  e n b  e r g e r übernimmt den Vorsitz.) 

Ich glaube vor allem, daß i n  diesem Zusam­
menhang ein bißchen Kraut und Rüben verwech­
selt wurden. Denn auf der einen Seite ist die Ge­
währung eines Rederechts für vom Landtag ent­
sandte Bundesräte eine Sache des jeweiligen 
Landtags - und von n iemandem sonst. Auf der 
anderen Seite natürlich ist die Frage nach der An­
zahl von Bundesräten pro Bundesland eine Frage, 
die ich n icht von einem einzelnen Landtag erle­
digt werde n  kann. Und ich halte auch die Vor-

gangsweise, ehrlich gesagt, für wenig  subsidiär. 
An sich ist es eine etwas speziel le Vorgangsweise, 
wenn man die ganze Zeit vom Bund Kompeten­
zen erwartet und verlangt, auf der anderen Seite 
aber zum Bund läuft, um verschiedene Dinge für 
sich zu holen, wo es zuerst eigentlich einmal dar­
um ginge, daß man sich vielleicht mit den ande­
ren Bundesländern unterhält und da klarstellt, ob 
denn vielleicht der Herr Landeshauptmann Lud­
wig ein paar Bundesräte "übrig" hat, die er einem 
k leineren Bundesland zur Verfügung stellen 
könnte. 

Ähnlich realitätsfern schaut meines E rachtens 
auch ein Antrag der Vorarlberger ÖVP aus -
und ich sage das zur Europäischen Integration,  
wir  reden immer noch über diesen Tagesord­
n ungspunkt -, er nennt sich:  zur Europäischen 
Integration und zu Länderanliegen.  Da wird aus 
Anlaß des bevorstehenden EWR-Beitritts alles 
gefordert, was gut und teuer ist, zum Beispiel zu­
sätzliche Kompetenzen im Verkehr mit Bau­
grundstücken, Raumordnung, Baurecht, Kultur, 
Katastrophenhilfewesen und natürlich auch Si­
cherheitswesen. Dazu kommt noch ein bi ßchen 
F inanzverfassung, Bundesrat und - Zitat - "die 
Verankerung des klassischen Subsidiaritätsprin­
zips" , was immer das heißen mag. 

Meine Damen und Herren! Der 7. Oktober 
1 990 ist vorbei, auch das müssen wir einmal sa­
gen. Der Bürger hat sowohl in Vorarlberg als 
auch in Wien und im Burgenland entschieden .  
Der EWR- und EG-Beitrittsprozeß ist nicht ge­
eignet, dieses Wahlergebn is durch irgendeine 
Hintertür zu korrigieren. Diesbezügliche Träu­
mereien verstellen nur den Blick für das Wesent­
liche. Und das Wesentliche - das zeigt auch der 
heute vorl iegende Bericht und die Dinge, die ge­
stern in Salzburg passiert sind - ist, daß wir mit 
dem bevorstehenden Beitritt zum EWR oder spä­
ter zur EG in eine neue Epoche unseres staatli­
chen Seins eintreten, die natürlich auch neue 
Antworten von uns verlangt.  - Danke schön .  
(Beifall bei der SPÖ sowie bei Bundesräten der 
Ö VP. ) 1 3.29 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Professor Dr. Schambeck das Wort. 

1 3.29 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, N ie­
derösterreich): Herr Präsident! Herr B undesmini­
ster! Meine sehr verehrten Damen u nd Herren !  
Mit  der  heutigen Debatte zu aktuellen F ragen der 
Au ßenpolitik , im besonderen zu unseren Bemü­
hungen um Teilhabe an der E uropäischen I nte­
gration, setzt der Bundesrat seine Tradition von 
Jahren fort - Herr Bundesmi nister Dr. Mock hat 
schon darauf hingewiesen - ,  mit der wir versucht 
haben, als Länderkammer Akzente für die inter­
nationalen Beziehungen zu setzen. U nd es ist 
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wirklich beachtenswert, wie alle bisherigen Red­
ner, jeder aus seiner E rfahrung, aus seinem Be­
rufsb lick und aus dem ,  was er für politisch aktuell 
hält, hier geradezu kaleidoskopartig dazu seinen 
Beitrag leistet. 

Es ist erfreulich - und das muß man wirklich 
in den Raum stellen, denn diese Ziele werden wir 
nur dann errreichen können, wenn wir nicht ge­
geneinander, sondern m iteinander auftreten - ,  
daß hier bei einer Vielzahl  von Fragen Überein­
stimmung bestanden hat, wobei ich glaube, daß 
diese Übereinstimmung - da möchte ich an­
knüpfe n  an das, was Kollege Bösch gesagt hat, 
worauf ich noch näher e ingehen möchte - gera­
de auf föderalistischem Gebiet von dringender 
Notwendigkeit ist. 

Wir befinden uns jetzt in einer Situation, wie es 
sie seit 1 945 noch nie gegeben hat, wo der konsti­
tutionelle Föderalismus m it dem effektiven Föde­
ralismus sich tei lweise miteinander reiben, teil­
weise in überlappender Verantwortung sich bef­
inden,  wei l  sowohl die Landeshauptleutekonfe­
renz als auch die Verbindungsste lle der 
Bundesländer, wie die Landeshauptleutekonfe­
renz, wie der Bundesrat sind ja im Dienste der 
neun Bundesländer. Und wir wissen,  daß sich in 
den letzten Jahrzehnten eine freiwillige Partner­
schaft, die das Verfassungsrecht nicht vorschreibt, 
die aber sehr segensreich ist - denken wir an die 
Sozialpartnerschaft der großen Wirtschafts- und 
Sozialverbände und auch an die Partnerschaft, die 
sich zwischen Bund und Ländern zeigt - ,  gebil­
det hat, wobei ich sagen darf, Herr Bundesmini­
ster für auswärtige Angelegenheiten: -, die auch 
verbesserungsfähig ist . 

Zum Beispiel die Frage nach den Regionalab­
kommen: Daß Bundesländer mit den Nachbar­
staaten Abkommen abschl ießen können, aber 
noch keine zustande gekommen sind, man l ieber 
den Weg des Privatrechts zu Abkommen im Rah­
men einer sehr traditionsreichen Nachbarschafts­
politik schreitet, aber nicht auf hoheitsrechtli­
ehern Gebiet, gibt uns zu denken. 

Ich wiederhole hier zum dritten Mal den Brief 
meines Kollegen und Freundes Professor Eric 
Suy, des ehemaligen stel lvertretenden UNO-Ge­
neralsekretärs und früheren Professors der Uni­
versität Leuwen und des jetzigen Beraters des bel­
gisehen Außenministers, der einen Brief an mich 
gerichtet hat, ob ich ihm m itteilen könnte, welche 
Abkommen von Österreich mit den Nachbarstaa­
ten abgeschlossen worden sind, aber ich konnte 
ihm kein einziges mittei len. Ich glaube aus der 
Sicht der Länder, daß d iesbezüglich noch vieles 
verbesserungswürdig ist. 

Der heutige Bericht stellt eine umfangreiche 
Dokumentation dar, für die ich als Fraktionsob­
mann der ÖVP-Bundesräte auch unsererseits auf-

richtigen Dank sagen möchte, zum einen jenen 
Beamten., d ie dieses enzyklopädische Werk  ver­
faßt haben, aber zum anderen auch jenen, die die 
Leistungen im Ausland, die hierin dokumentiert 
werden, erbracht haben .  

Herr Bundesminister, man muß es auch dank­
bar erwähnen,  daß das Außenministerium auch 
immer festhält, wo welche Parlamentarier im 
Ausland aktiv gewesen sind. Wer diese Bände 
nachliest, kann sehen ,  wo parlamentarisches Be­
mühen und Bemühen der Ressortverantwortli­
chen einander ergänzt haben. Da ich meine 
Funktion schon seit 1 975 die E hre habe auszu­
üben, darf ich sagen: Ich habe das auch erlebt in 
einer Zeit, als die ÖVP nicht den Außenminister 
gestellt hat, wo es ein Wunschtraum gewesen 
wäre , anzunehmen , daß die Frau Dr. Karlsson 
und der Kol lege Konecny den Herrn Außenmini­
ster in  seiner Pol itik verständlich macht, teilweise 
auch verteidigt. (Bundesrat Albrecht K 0 n e C n y: 
Das hat man damals von Ihnen erwartet!) Dann 
möchte ich sagen, daß es erfreulich ist, daß es 
auch in einer solchen Zeit Übereinstimmun.g gibt 
und wir dort, wo wir im Ausland auftreten, Oster­
reicher sind, die gemeinsam die rot-weiß-roten 
Interessen zu vertreten haben. 

Wenn ich etwa denke an Herrn Bundeskanzler 
Or. Kreisky: Der Herr Botschafter Or. M ussi ist 
Ihnen ja geläufig, der war damals Botschafter in 
Israe l, und in der Knesseth war eine Pressekonfe­
renz. Ich bin mit der ÖVP-Fraktion damals dort 
gewesen .  Einige Bundesräte, wie Kollege Frau­
scher, sitzen hier im Raum, die das miterlebt ha­
ben, und da habe ich damals - das darf ich Ihnen 
versichern - Kreisky verteidigt, der damals in 
der Knesseth angegriffen wurde. Und ich habe ge­
sagt: Wir sind alle Österreicher und wollen nicht, 
daß der österreichische Bundeskanzler im Aus­
land diffamiert wird; sie mögen das doch einstel­
len .  

Hier möchte i c h  sagen, daß e s  für uns gemein­
sam darauf ankommt, im Ausland unsere Grund­
prinzipien zum Tragen zu bringen ,  und ich möch­
te daher auch wei l  es sich um den 
Außenpolitischen Bericht 1 990 handelt - ein 
aufrichtiges Wort des Dankes richten an den 
Herrn Bundespräsidenten Dr. Kurt Waldheim 
und den Herrn Außenminister Dr. Mock, daß sie 
ihren E insatz geleistet haben zur Geiselbefreiung, 
meine sehr Verehrten. 

Das, was h ier  erste Repräsentanten Österreichs 
erbracht haben, ist anderen Ländern n icht so 
möglich gewesen. Da ist ein Musterbeisp iel  er­
bracht worden .  Und ich finde es sehr traurig, daß 
der frühere Landeshauptmann von Kärnten ,  Dr. 
Jörg Haider, unser Staatsoberhaupt als einen 
"lendenlahmen Feigling" bezeichnet. - Wer so 
eine Leistung erbringt, verdient alle Anerken-
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nung und unseren Respekt, Hohes Haus. (Beifall 
bei der ÖVP und bei Bundesräten der SPÖ.) 

Und wenn der Herr Bundespräsident sich nicht 
mehr bereit erklärt, eine zweite Amtsperiode zur 
Verfügung zu stehen, nach einem Leben, in dem 
er jahrzehntelang für den Frieden in der Welt ei­
nen Einsatz geleistet hat, dann glaube ich, daß das 
auch unseren Respekt und unsere Hochachtung 
verlangt und daß wir Gelegenheit haben , durch 
ein Jah r  seiner Amtsführung diesen Respekt auch 
gegenüber dem Amtsträger zum Ausdruck zu 
bringen und den Rest des Lebens seiner Person,  
denn die Umstände, die ihn unter anderem bewo­
gen haben, mit 74 nicht ein weiteres Mal zur Ver­
fügung zu stehen, sind ja Umstände, die zum 
Großtei l  andere herbeigeführt haben, und die 
Schwierigkeiten,  mit denen man sich in der Welt 
auseinandersetzen muß - die ich bisweilen auch 
bereise und daher das Echo kenne - ,  sind ja 
nicht von ihm herbeigeführt worden. 

Ich selber möchte nur wünschen für die Zu­
kunft Österreichs, daß wir daraus lernen und ei­
nen Beitrag zur politischen Kultur leisten,  der 
vorbild licher in der Zukunft sein möge, als das in 
der Vergangenheit erleb bar gewesen ist. (BeifaLL 
bei der 0 VP. ) 

Ich möchte diese Gelegenheit auch gerne nut­
zen, e in aufrichtiges Wort des Dankes an jene 
Sektionen des Hauses zu sagen, die Wegweisendes 
geleistet haben. Das gilt dem Völkerrechtsbüro 
mit dem Herrn Botschafter Dr. Türk und seinen 
Mitarbeitern . Als Staatsrechtlehrer möchte ich 
Ihnen sagen ,  daß es für mich jedes Mal ein Ge­
winn ist, diese Papiere zu studieren, wobei es sich 
zum Gro ßteil dabei auch um die Bearbeitung von 
Neuland handelt. 

Mein Dank gilt auch der wirtschaftspolitischen 
Sektio n  mit dem Herrn Botschafter, der heute 
auch anwesend ist, Dr. Scheich, der sei ne schon in 
Brüssel und Genf gesammelten Erfahrungen hier 
m it einbringt, was er, wie ich hoffe, auch für die 
Zukunft erfolgreich wird fortsetzen können. 

Da ich in der Zeitung gelesen habe, daß der 
Herr Gesandte Dr. Legtmann nach Luxemburg 
geht, möchte ich ihm auch meinen besonderen 
Dank sagen,  auch für unsere Fraktion und für 
alles, was er hier zur Weiterentwicklung unserer 
Europapolitik und zur Information geleistet hat. 

Meine Damen und Herren! Die Tätigkeit des 
Diplomaten beschränkt sich nicht allein darauf, 
m it dem Schritt des F red Astaire mehr oder weni­
ger gekonnt über das Parkett zu tänzeln und acht­
zugeben, sich mit dem Juice-Glas nicht zu beflek­
ken, wei l  das ja doch keine Tätigkeit sein  soll zur 
konstruktiven Arbeitslosenfürsorge der Putzerei­
en, sondern ein Diplomat ist derjenige, der auch 

in Grenzsituationen e i ne n  Einsatz zu leisten hat 
mit seiner eigenen Person und seiner Famil ie. 

Und ich würde auch wirklich dazu einladen, 
obwohl der Herr B undesminister weiß, daß ich 
solchen Berufskategorien nicht unkritisch gegen­
überstehe , wie ich sie zwischen Tokio und Santia­
go de Chile erleben darf - Santiago de Chile 
steht uns jetzt bevor - ,  daß auch diejenigen, die 
als Journalisten Diplomaten beurteilen, sich um 
entsprechende Ausgewogenheit bemühen so llen. 
Es kommt n icht allein auf eine augenblickliche 
persönliche Momentaufnahme an , sondern man 
muß sehen, was sich im gesamten ereignet. 

Daher möchte ich diese Gelegen heit dieses Au­
ßenpolitischen Berichtes auch nutzen, aktuell ein 
Wort des Dankes u nd der Hochachtung an die 
österreichische Botschaft in Bangkok zu richten, 
die in den letzten Woc hen unter der Leitung des 
Herrn Botschafters D r. Peter Klein Ausgezeich­
netes geleistet hat nach einem tragischen Un­
glücksfal l ,  wo es also darauf angekommen ist, 
menschlich beizustehen,  das Juristische zu tun 
und dort, wo manche technische Voraussetzun­
gen gegeben sind, auch das Ihre an Hilfen einzu­
bringen. Ich darf den Herrn Bundesminister bit­
ten, diesen Ausdruck der Hochachtung und der 
Wertschätzung diesen Kollegen gegenüber auch 
weiterzuleiten. 

Ich möchte ein Wort des Dankes auch dafür 
sagen, weil das sehr deutlich in dem Bericht auch 
herausgekommen ist , für die jahrelangen Ver­
handlungen um gute Nachbarschaft gegenüber 
der Republik Italien. Gerne werden wir uns freu­
en - der Herr Kollege Strimitzer ist heute in ei­
ner Europaratsaufgabe in Helsinki ,  sonst würde 
er sicher dazu sprechen - ,  wenn wir auch im 
Bundesrat zu der Streitbeilegungserklärung wer­
den sprechen können ,  wenn die S üdtiroler Freun­
de der Meinung sind, es sind auch ihre Interessen 
entsprechend berücksichtigt worden .  

Und einer, der  jahrelang geradezu in seiner Le­
bensarbeit, d iesen Auftrag Osterreichs in  Rom in 
der österreichischen Botschaft beim Quirinal er­
füllt hat, war der Botschafter D r. Friedrich Frö­
l ichsthal, der ein Mensch ist, der mit seiner Fami­
lie im Jahre 1 938, wei l  sein Vater Sekretär des 
damaligen Bundeskanzlers Dr. Kurt von Schu­
schnigg war, in das N ichts gegangen ist, schwerste 
politische Verfo lgung erlebt hat, der in seiner ge­
samten Lebensarbeit bedeutendes e ingebracht hat 
und demnächst in Pension geht. Viele von uns 
Parlamentariern - auch ich - haben ihn in Rom 
in gro ßartigen Kontaktnahmen mit der italieni­
schen Kammer und m it dem Senat wie auch mit 
den Regionen erlebt. Ich möchte bei dieser Gele­
genheit auch ihm ein aufrichtiges Wort des Dan­
kes sagen. 
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Ich freue mich, daß wir uns i n  der Entwick lung 
unserer Beziehungen zur Republik Italien in ei­
nem Stad ium befinden ,  in dem wir der Welt zei­
gen können,  daß wir nicht nur von anderen etwas 
verlangen ,  sondern daß wir selber etwas einbrin­
gen wollen i n  einer guten Nachbarschaftspol itik 
und daß wir uns auch bemühen wollen, dem Min­
derheitensch utz den e ntsprechenden Rang einzu­
räumen, wobei ich sagen möchte, Hohes Haus: 
Wir so llen nicht von anderen Nachbarstaaten et­
was verlangen, was wir selbst n icht zu leisten ge­
wil lt sind. (Beifall bei Bundesräten der Ö VP und 
SPÖ. )  Das gi lt auch für den M inderheitenschutz 
im Burgenland, in der Steiermark und in Kärn­
ten. 

Ich wei ß  m ich diesbezüglich mit unserem zu­
künftigen P räsidenten, Herrn Bundesrat Pomper. 
einer Meinung, den auch unsere besten Wünsche 
für seine Amtsperiode begleiten,  wie auch meine 
Hochachtung seiner Vorgängerin, unserer gegen­
wärtigen Präsidentin Haselbach, und dem Herrn 
Bundesrat Dr. Milan Linzer, der leider verhindert 
ist, wei l  er an einem Begräbnis teilzunehmen hat 
. . .  (Rufe: Da ist er.') - Ach, hier ist er ! Entschul­
d ige! Du siehst meine Oberflächlichkeit ! 

Hohes Haus! Ich wei ß  mich also hier auch mit 
dem Herrn Dr .  Milan Linzer einer Mein ung, daß 
dieser M inderheitenschutz von größter Wichtig­
keit ist. und wir wollen hier n icht einen Außenpo­
litischen Bericht diskutieren, ohne daran zu erin­
nern, daß wir nur wen ige Schritte vom alten 
Reichsratssitzungssaal entfernt sind, i n  dem bis 
1 9 1 8  acht Nationalitäten nebeneinander vertreten 
waren, auch mit bedeutenden Christlich-Sozialen, 
Gro ßdeutschen und Sozialdemokraten, die hier 
nebeneinander gesessen sind - ich darf für uns 
Ignaz Seipel nennen und für Sie Dr. Karl Renner 
- und die hier gezeigt haben , daß die ethnische 
Toleranz auch ein Miterfordern is für eine Tole­
ranz im öffent lichen Leben und auch für die Poli­
tik ist. 

U nd wen n  wir den Weg nach Europa antreten ,  
dann werden wir diese Tradition des alten Öster­
reichs auch e inbringen wollen - ja müssen ! - ,  
und die demnächst - schon i n  wenigen Tagen -
hier stattfindende große Konferenz, die KSZE­
Konferenz findet, glaube ich, auf einem histori­
schen Boden statt. Ich wünsche dem zukünftigen 
Europa jene Toleranz, die es im alten Österreich 
gegeben hat, aber nicht von al len anerkannt wur­
de . Meine Toleranzäußerung bezieht sich auf den 
österreichischen Tei l  der Doppelmonarchie, näm­
l ich auf den Staat, i n  dem es  hieß :  "die im Reichs­
rat vertretenen  Königreiche und Länder." 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
alle kön nen uns darüber sehr freuen, daß wir heu­
te eine Entwicklung d urchmachen,  wo d ie freie 
Demokratie auch im östl ichen Teil Europas Platz 

greift und Österreich von einer Grenzregion zu 
einem Herzstück Europas geworden ist. 

Ich möchte aber gleichzeitig den Wunsch zum 
Ausdruck bringen, daß dort, wo das Prokrustes­
bett des Marxismus weggefallen ist u nd die dikta­
torische Kraft von Einzelpersönlichkeiten, daß 
dort, meine sehr Verehrten ,  wo dieses Prokrustes­
bett wegfällt - Sie kön ne n  den Karl Marx dazu 
nennen,  S ie können Len in  dazu nennen,  Sie kön­
nen auch Stalin dazu nennen -, jeder, der auf 
dieser Reichshälfte beheimatet ist , seinen Phan­
tasien freie Bahn lassen kann .  An den Früchten 
werdet ihr sie erkennen! - Heute will keiner dar­
an erinnert werden, und es erfolgen Umbenen­
nungen oder Neuernenn ungen. 

Hohes Haus! Das E ntscheidende ist, daß jetzt 
jeder i n  seinem Bereich - die Sozialdemokraten ,  
die Liberalen, die Christlich-Demokraten;  ich 
darf das sagen,  wei l  der Außenminister auch Prä­
sident der EDU und IDU ist - das seine ein­
bringt, den neuen Demokratien zu helfen, daß 
wir ihnen sagen, so hat sich der Parlamentarismus 
bei uns in den letzten 40 Jahren entwickelt, daß 
wir ihnen sagen,  so ist das bei den finanziellen ,  bei 
den politischen und bei den rechtlichen Kontrol l­
rechten ,  so ist es bei den parlamentarischen M i n­
clerheitsrechten ,  so geht das mit der Volksanwalt­
schaft und mit dem Rechnungshof, und so ist das 
Verhältnis zwischen direkter Demokratie und 
parlamentarischer Willensbildung. 

Und hier darf ich verweisen auf das großartige 
Buch von Hans Kelsen in  der 2. Auflage 1 927,  
schon vorher in  japanisch erschienen:  "Vom We­
sen und Wert der Demokratie" . Wen n  Sie jeman­
dem ein Geschenk machen wollen in  d iesen Staa­
ten - es ist auch in vielfachen anderen Sprachen 
übersetzt - ,  so verweisen Sie auf d ieses Kelsen­
Buch. 

U nd wir sol lten uns bemühen, als Länderkam­
mer, als Föderalisten, aber als Demo kraten - je­
der in seiner Partei !  -, mit der p luralistischen 
Demokratie in  diesen Staaten Kontakt aufzuneh­
men und i n  einen entsprechenden E rfahrungs­
austausch einzutreten. - U nd ich spreche vor 
dem Herrn Kollegen Drochter, der sicherlich dar­
auf hinweisen wird , wei l die soziale Verantwor­
tung ein wichtiges Anliegen ist. 

Meine Damen und Herren! Wen n  einige Jahre 
in der neuen Demokratie Osteuropas vergangen 
sind, wird sie von vielen Menschen danach beur­
teilt werden ,  ob sie einen Arbeitsplatz haben ,  ob 
sie eine Altersversorgung haben, oder ob ihnen 
der freie Westen nur etwas versprochen hat, was 
n icht erfüllt werden konnte. 

Und daher bitte ich Sie, daß wir u ns erstens 
bemühen, in den Dialogen auf dem Boden der 
Realität zu bleiben ! Nie sol l  ein Politiker - weder 
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zu Hause i n  Zipfelzell noch im Ausland - etwas 
versprechen, was er nicht halten kann - in der 
persönlichen Intervention, aber auch n icht ande­
ren Politikern gegenüber; da habe ich mich in 
meinem Leben immer auch an den Realismus des 
Alo is Mock gehalten. Wir sollten uns aber bemü­
hen, gemeinsam zu helfen, daß die Marktwirt­
schaft auch wirklich eine soziale Marktwirtschaft 
sein kann. Und wir sollten uns bemühen, das, was 
wir an Erfahrung eingebracht haben, in  der So­
zialpartnerschaft nicht zu verteufeln, sondern in 
ihrer Praktibil ität den anderen zugängl ich zu ma­
chen. 

Wir haben da eine sehr ,  sehr große Aufgabe, 
und ich glaube, im Hinblick auf die EG in einem 
doppelten Maße: daß nämlich diese Errungen­
schaften Österreichs auch bei e inem Gemeinsa­
men Markt erhalten bleiben können. 

Herr Bundesminister Or. Mock hat l iebenswür­
digerweise schon darauf hingewiesen, welche Ak­
tivitäten der Bundesrat zur Frage der europäi­
schen Integration ergriffen hat. Wir stehen hier 
dem Nationalrat in nichts nach, sondern haben in 
vielem schon vor dem Nationalrat Akzente ge­
setzt. Für meine Fraktion möchte ich wieder den 
Kollegen Bundesrat Dr. Pisec nennen, ebenso 
verweisen auf viele von uns, die diesbezüglich 
wegweisend tätig geworden sind. Und ich hoffe 
inständig, daß auch dort, wo es sich um eine insti­
tutione lle Verbesserung österreichiseher Verfas­
sungseinrichtungen handelt - in bezug auf De­
mokratie, Parlamentarismus und Föderalismus 
- ,  Schritthalter sein können. 

Hohes Haus! Ich möchte Sie weiters auf das 
Verhältnis zu den Gemeinden und Städten hin­
weisen. - Hier ist der Kollege Suttner gesessen, 
und wir haben oft davon gesprochen, und wir ha­
ben im März 1986 eine Resolution verfaßt, eine 
e inhellige Resolution .  

Lesen S ie  die Resolution des 4 1 .  Öster­
reichischen Städtetages vom 8. Mai 199 1 ,  der sich 
ganz besonders auch dafür einsetzt, daß das Sub­
sidiaritätsprinzip, die Verankerung und die Be­
achtung der Gemeindeautonomie, etwa durch die 
Anerkennung der Europäischen Charta, der loka­
len Selbstverwaltung des Europarates, durch die 
EG Platz greifen kann, und daß Österreichs Städ­
te und Gemeinden im Beirat der lokalen und re­
g ionalen Körperschaften bei der EG-Kommission 
Beobachterstatus erhalten mögen.  

Ich bin auch dem Herrn Landeshauptmann von 
Vorarlberg Dr. Martin Purtscher außerordentlich 
dankbar dafür - bei d ieser Gelegenheit sei das 
wieder gesagt -, was er in den letzten Jahren, 
immer im Einverneh men mit dem Herrn Außen­
m inister Dr. Alois Mock, in den Rat der Regionen 
eingebracht hat und wo das Land Vorarlberg ge­
radezu zum Wegweiser auf regionalem und föde-

ralem Gebiet in der europäischen Landschaft ge­
worden ist. 

Aber,  meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, es ist heute schon in treffenden Wortmeldun­
gen meiner Vorredner - beider F raktionen -
zum Ausdruck gekommen, am Schlu ß  beim Pro­
fessor Lakner -, daß wir uns bemühen sol lten ,  
die Anliegen der europäischen Integration - ich 
sage nicht: alleine der E uropäischen Integration 
- einbringen in eine allgemeine, öffentliche Mei­
nungs- und Urteilsbildung. 

Wir müssen heute feststel len - Sie wissen das 
ganz genau - ,  daß wir von Bundesland zu Bun­
desland ein unterschiedliches Europabewußtsein  
haben, und  bei größeren Bundesländern von 
Viertel zu Viertel verschieden, und es wäre daher 
sehr wichtig, wen n  wir das zum Gegenstand einer 
allgemeinen Bi ldungsarbeit - auch in  den Schu­
len, auch in den Verbänden - machen. Denn 
sonst kann es uns passieren ,  daß wir bei einer EG­
Abstimmung ein "EXPO-Erlebnis" haben,  und 
das möge uns, muß ich ehrlich sagen,  erspart blei­
ben. Warum? - Weil die österreichische Wirt­
schaft, die österreichische Sozialpolitik das ver­
langt und außerdem eine hervorragende Arbeit 
der zuständigen Persönlichkeiten in den Ländern, 
in den Ministerien und auch an der Spitze der 
Regierung geleistet wird. - Ich möchte hier die 
Namen Dr. Mock und Or. Schüssel nennen, aber 
auch Herrn Bundeskanzler Or. Vranitzky und 
Herrn Vizekanzler Dipl . -Ing. Riegler e rwähnen .  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
kommt darauf an,  daß wir  gemeinsam I ntensivar­
beit leisten ,  und das kann jeder tun, denn jeder 
von uns ist als Mandatar in seinem örtlichen, in 
seinem verbandlichen und in seinem parteipol iti­
schen Tei l  verhalten ,  Vorträge zu halten,  Referate 
zu halten, Themen festzusetzen. 

Und noch e ines: N icht allein referieren über et­
was, sondern selber Position beziehen !  Und da, 
glaube ich , haben wir einige Positionen zu bezie­
hen. Als erstes - aus der Erfahrung des Jah­
res 1 990: die Position zu beziehen, neutraler Staat 
zu sein .  Die österreichische Neutralität ist freiwil­
lig gewählt worden. Viele im Ausland meinen, wir 
seien neutralisiert worden und suchen hilflos die 
Neutralität im Staatsvertrag. Hier meine ich, daß 
wir auch hier die Kraft haben sollen - genauso 
wie wir uns souverän bekannt haben zur Neutral i­
tät - ,  sollen wir d iese Neutralitätspolitik nutzen 
- das Vorbi ld der Schweiz  gilt ja für das Neutra­
litätsrecht, aber n icht für die Neutralitätspolitik 
-, und wir sollten uns bemühen, bei der Vorbe­
reitung des Neutralitätsvorbehaltes bei einer EG­
Mitgl iedschaft das Unsere einzubringen. 

Es war sicherlich im Jahre 1 990 so - und das 
ist damals hier e ingehend diskutiert worden - ,  
daß wir uns bei der Golfkrise nicht absentiert ha-
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ben von der Weltverantwortung, sondern se lber 
unseren Beitrag erbracht haben. Ich stimme mit 
dem Herrn Kollegen Konecny hundertprozentig 
überein - und ich habe das der ÖVP-Fraktion 
be i  der Vorberatung der heutigen Sitzung schon 
gesagt -, daß ich es mir  kaum vorstellen kann,  
nach meiner Kenntnis der Vereinigten Staaten ;  
ich hab selbst dort auch monatelang unterrichtet 
und halte mich dort biswei len auf - ,  daß die Ver­
einigten Staaten ihre besten Söhne zur Verfügung 
geste llt haben, damit sich jetzt in Kuwait eine der­
artige Willkürherrschaft oder Wil lkürjustiz 
von Demokratie keine Spur ! - abzeichnet. 

Das ist kein Fortschritt, meine sehr verehrten 
Damen und Herren !  (Allgemeiner Beifall.) 

Wenn sich ein dauernd neutraler Staat für die 
Menschenrechte einsetzt und mit Recht an kol­
lektiven Sicherheitsrnaßnahmen der U NO tei l ­
nimmt, dann kann man nicht dazu schweigen,  
wenn sich jetzt so lche Dinge ereignen . Ich halte es 
für dankenswert, daß der Zweite Präsident des 
Nationalrates, u nser "Alt-Bundesrat" und Freund 
Dr. Robert Lichal im Einvernehmen mit dem 
Herrn Präsidenten des Nationalrates, Doz. Dr. Fi­
scher, und der Frau "Alt-Bundesrätin" Dr. Heide 
Schmidt, der Dritten Präsidentin des Nationalra­
tes, gemeinsam e ine Reise zu den Kurden ange­
treten hat und sich darum gekümmert hat, was 
unsere Maßnahmen dort bewirken. Ich glaube, 
daß es von gro ßer Wichtigkeit ist, daß wir diese 
Präsenz zeigen,  und jeder Mandatar kann das Sei­
ne zur Entwicklung der Demokratie und des Min­
derheitenschutzes beitragen. 

Ich darf Ihnen als Fraktionsobmann der ÖVP­
Bundesräte sagen ,  daß einige von uns d ie Absicht 
haben,  mit einem Kollegen aus dem Nationalrat 
heuer im August auf einer selbstbezahlten Stu­
dienreise die neuen Demokratien von Lateiname­
rika zu besuchen ,  soweit nicht eine Choleraepide­
mie das verhindert. Wir sol lten uns auch bemü­
hen, der Weiterentwicklung der internationalen 
Beziehungen unsere Aufmerksamkeit zuzuwen­
den. 

Bei d ieser Gelegenheit möchte ich aber auch 
das unterstreichen, was Herr Außenminister D r. 
Mock oftmals gesagt hat und worüber wir hier vor 
einigen Monaten gesprochen haben,  nämlich, daß 
die Bedeutung der österreichischen Neutral ität 
durch diese Entwicklung n icht verloren gegangen 
ist. Denn, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, halten Sie sich die heutige Weltlage vor Au­
gen: D ie Maßnahmen kollektiver Sicherheit wur­
den mit Einhel ligkeit im Sicherheitsrat beschlos­
sen ,  wo Österreich blendend seine M itgliedschaft 
ausübt - und ich stehe nicht an, hier den Herrn 
Botschafter Dr. Hohenfellner zu nennen, obwohl 
wir nicht dieselbe politische Blutgruppe haben, 
aber der vom selben Land beauftragt ist und der 

auch in einer ganz schwierigen Zeit in New York 
den Vorsitz geführt hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren!  Es 
ist n icht immer so, daß alle vier Großmächte der­
se lben Meinung sind und daß die Einhelligkeit 
die kollektive Sicherheit ermöglicht. Es gibt oft 
Situationen - die wird es sicherlich auch in der 
Zukunft geben - ,  wo das nicht der Fall  ist, und 
dann ist es notwendig, als dauernd neutraler Staat 
entsprechend Position zu beziehen. 

Es ist sehr  begrüßenswert, daß die derzeitige 
Entwicklung auch von e inem großen Fortschritt 
des KSZE-Prozesses begleitet ist. Es gilt meine 
respektvolle Hochachtung der österreichischen 
Delegation, und da vor allem dem jahre langen 
Wirken des jetzigen Exekutivsekretärs und frühe­
ren Chefs der österreichischen Delegation, des 
Herrn Botschafters Dr. Helmut Liedermann,  auf 
den bekanntlich der Korb 3 zurückgeht, der von 
einer entscheidenden Bedeutung gewesen ist für 
die Beendigung der Teilung E uropas - auch 
Deutschlands - und vor allem für die Stärkung 
des humanitären ethnischen und ethischen Ge­
haltes im getei lten Europa. 

Dazu kann ich nur sagen: Je erfolgreicher die 
Konfliktverhütung im Rahmen der KSZE wird , 
desto wen iger Probleme wird es im Rahmen der 
EG in Sicherheits- und Verteidigungsfragen ge­
ben .  

Wir wissen aber, daß der Bereich der  KSZE 
territorial viel weiter ist als der der EG.  Dieses 
Engagement Österreichs, das glänzend vom Au­
ßenmi nisterium unterstützt wird, ist sehr zu­
kunftsträchtig. Auch dafür sei ein aufrichtiges 
Wort des Dankes gesagt, wobei ich das als n ieder­
österreichischer Mandatar besonders gerne tue, 
da Kollege Dr.  Liebermann aus Haugsdorf in Nie­
derösterreich stammt. Ich würde dies aber auch 
sagen, wenn er von einem anderen Bundesland 
stammte. Bei einer Länderkammer darf man ja 
auch darauf h inweisen - noch dazu, wo im Pro­
tokoll die Namen der Redner und auch das Bun­
desland in Klammer stehen .  

Meine sehr  verehrten Damen und Herren!  Ich 
möchte Ihnen sagen, daß in den letzten Jahren 
vieles eingebracht worden ist, wobei wir aller­
dings wissen müssen, daß es verschiedene Stadien 
- Entwicklungsstadien - gibt. Ich verweise als 
Fraktionsobmann der ÖVP-Bundesräte auch auf 
die Beschlußfassung des Parteivorstandes der 
ÖVP vom 18 .  Juni 1 99 1  - also erst vor kurzem 
- zur Europäischen Integrationspolitik, in dem 
wir den EWR nicht als einen Wartesaal ansehen,  
sondern als ein notwendiges Stadium zur vollen 
Tei lnahme an der Europäischen Integration ,  und 
daß wir für ein dauerhaftes bi laterales Abkom­
men zwischen Österreich und der EG sind, für 
eine möglichst starke Verlagerung des Transitver-
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kehrs von der Straße auf die Schiene und für die 
Schaffung der entsprechenden Schienenwege. 
Darum bitte ich auch als Nicht-Tiroler oder 
N icht-Salzburger - obwohl ich in Innsbruck ein­
mal für zwei Jahre Professor sein durfte - :  Ha­
ben wir Verständnis für die Probleme des Transit­
verkehrs dieser Bundesländer! Das möchte ich bei 
dieser Gelegenheit auch sagen .  

Wir sollten u ns um die  Verminderung der 
Lärm- und Abgasemissionen für Lastkraftwagen 
und um die mengenmäßige Beschränkung des 
Transitverkehrs mit Lastkraftwagen - unter Be­
rücksichtigung des Umwegtransits - ,  und um die 
E inbeziehung aller EG-bedeutsamen Transitrou­
ten sowie die Aufrechterhaltung der österreich i ­
sehen Mautautonomie bemühen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren !  Ein 
großes Problem, das uns beunruhigt und vor dem 
sehr viele Angst haben, ist die Frage des Ausver­
kaufs des Heimatbodens. Darüber kann man 
nicht zur Tagesordnung übergehen. Außerdem 
möchte ich das nur sagen, weil  wir vor allem auch 
einen Bundesratsvorsitzenden und Präsidenten 
gehabt haben,  der sich besonders um die Stel lung 
der Pensionisten und die Situation der Pensioni­
sten in der europäischen Integration annimmt. 
Erlauben Sie mir auch dazu einige Bemerkungen .  
I ch  b in  dem Außenministerium und den Zustän­
digen in den Verhandlungen sehr dankbar, daß 
man bezüglich der Frage des Ausländergrunder­
werbs und bezüglich der Frage, "Pensionisten­
heim E uropas" Augenmerk schenkt. Zur Ausar­
beitung einer neuen, nichtdiskriminierenden 
Grunderwerbsregelung auf Basis der österreichi­
schen Rechtsordnung konnte eine dreijährige 
Übergangsfrist ausgehandelt werden. I nnerhalb 
dieser Übergangsfrist ist es in Österreich möglich, 
den Grunderwerb durch Ausländer so wie bisher 
einzuschränken. 

Es erschien mir aber zweckmäßig, möglichst 
schon vor Inkrafttreten des EWR eine nichtdis­
kriminierende Grunderwerbsrege lung für EWR­
Bürger auszuarbeiten und mit dieser rechtzeitig 
Erfahrungen zu sammel n  und durch entspre­
chende Adjustierungen sicherzustellen, daß es 
nach Ablauf der Übergangsfrist nicht zu den er­
warteten Entwicklungen kommt. 

Über Raumordnung - das ist alles wichtig für 
die Länderkammer! -, Flächenwidmung, N ut­
zungsauflagen u nd eventuell auch Ansässigkeits­
vorschriften sollte es möglich sein, den Grunder­
werb für EWR-Bürger so zu regulieren, daß es zu 
keinem Ausverkauf von Grund und Boden bezie­
hungsweise zu unkontroll ierbaren Preisentwick­
lungen kommt. Sollte es wider Erwarten zum Ab­
lauf der Übergangsfrist dennoch zu Ungleichge­
wichten auf dem Realitätenmarkt kommen, so 
stünde dem Grunderwerb auch das Instrument 
der Schutzklausel zur Verfügung. 

So könnte etwa Entwicklungen entgegengetre­
ten werden ,  die aus Gründen der übergroßen 
Nachfrage und Preisentwicklung es der lokalen 
Bevöl kerung unmöglich machen würden, eigene 
Wohnbedürfnisse zu befriedigen, und darüber 
kann e ine Länderkammer nicht hinweggehen. 

Die generelle Formulierung der Schutzklausel 
läßt ein buntes Spektrum an Schutzmaßnahmen 
zu, mit denen wir uns in der Länderkammer zu  
beschäftigen haben werden. I ch  lade S ie  jetzt 
schon dazu ein. 

D urch diese vertraglichen Festlegungen konnte 
die Forderung der Bundesländer nach einer 
Übergangsfrist, die mögl ichst in  die Beitrittsver­
handlungen hineinreicht, optimal umgesetzt wer­
den. Dafür sei ein aufrichtiges Wort des Dankes 
an das Ministerium gesagt. 

Erlauben Sie mir auch ein ige Worte bezüglich 
der Frage "Pensionistenheim E uropas" zu sagen. 
Der EWR sieht die Übernahme dieser drei Richt­
l in ien,  nämlich Studenten, Pensionisten und son­
stige N ichterwerbstätige, auf der Basis der Rezi­
prozität und der Nichtdiskriminierung vor. Wäh­
rend Österreich großes Interesse an der Übernah­
me der Studienrichtlinien hat, bereitet die 
" Pe nsionistenrichtlinie" vor allem den westlichen 
Bundesländern Sorge. - Erlauben Sie m ir das als 
Vertreter eines östlichen Bundeslandes sagen zu 
dürfen.  

Es besteht die Befürchtung eines massiven Zu­
zugs von Pensionisten, der zu einer zusätzl ichen 
Belastung des Realitäten- und Wohnungsmarktes 
sowie der sozialen Einrichtungen , insbesondere 
der Spitäler, führt. Es ist festzuhalten, daß die 
"Pensionistenrichtlinie" eine Reihe von Pensioni­
stenmobilitäten relativierender E lemente e nthält, 
die e ine weitgehende Zuzugskontrolle und eine 
Gegensteuerung der Fehlentwicklungen ermögli­
chen.  Dafür sei auch ein aufrichtiges Wort des 
Dankes gesagt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren!  Sie 
sehen anhand dieser Beispiele, wieweit die Ent­
wicklung der EWR und EG in die praktischen 
Lebensbereiche hineinreichen. Ich weiß von den 
Damen u nd Herren des Bundeslandes Tirol ,  wie 
engagiert sie sich dazu äußern . Sie äu ßern sich 
nicht alleine für ihr "heiliges" und schönes Hei­
matland, sondern sie bringen Aspekte e in ,  die für 
alle Bundesländer - bis zum B urgenland - gel­
ten. 

Ich glaube, wir sollten bemüht sein,  den födera­
l istischen Gehalt der Meinungsbi ldung zu wah­
ren .  

Meine Damen und Herren, ich möchte zum 
Schlu ß kommen. Wir sollten u ns bemühen, daß 
der Weg zur Europäischen Integration nicht zu 
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e iner Aufgabe der Gewaltenteilung - des parla­
mentarischen, des demokratischen und des föde­
ralistischen Prinzips - führt, sondern vielmehr 
zu einer gegenwartsnahen, neuen Konstituierung 
unserer Staatsrechtsordnung. 

Ich durfte das schon einmal sagen: Wir haben 
eine breite Streuung von Verfassungsvorschrif­
ten, und gerade die Mitgliedschaft bei der EG -
oder vorher EWR - gibt uns die Möglichkeit, 
lebensnah unseren Parlamentarismus, unseren 
Föderalismus zu überdenken. 

Daher bin ich dem vormaligen Präsidenten des 
B undesrates, lng. Georg Ludescher, der damals 
als Vorsitzender gemeinsam m it Herrn Vizepräsi­
denten Strutzenberger und mir den diesbezügli ­
chen Beschluß gefaßt hat, und Frau Präsidentin 
Haselbach, die das fortgesetzt hat, sehr dankbar 
dafür, daß wir eine eigene Arbeitsgruppe bilden 
kon nten, in der wir uns um eine Gesetzesinitiati­
ve für eine neue Kompetenzverteilung bemühen . 

Meine sehr Verehrten! Zwei Drittel des Län­
der-Forderu ngsprogramms 1976 und des Länder­
Forderungskatalogs 1985 sind noch unerfüllt, da­
her könnten wir bei den Verhandlungen über eine 
neue Kompetenzverteilung auch das e inbringen. 
was immer noch offen ist. 

Ich bin Herrn Vizekanzler und Föderalismus­
minister Dipl .-Ing. Riegler sehr dankbar dafür, 
daß er eine Strukturreformkommission einge­
richtet hat, und wir alle haben ja deren wertvollen 
Bericht bekommen. Ich bin auch den Professoren 
und sonstigen Experten sehr dankbar dafür, daß 
sie ihr Wissen haben e infließen lassen. 

Hoher Bundesrat! Wir sollten uns bemühen, 
das, was die Länder wirklich können, den Län­
dern zu geben, und das, was ihr Kön nen über­
steigt, dem B und zu belassen. 

Wir so l lten auch die Frage der mittelbaren 
Bundesverwaltung überlegen ,  auch die Verant­
wortung der Landeshauptleute. 

Meine sehr Verehrten! E in  klares Wort an d ie 
Landeshauptleute gerichtet: Wir wollen nicht ge­
gen die Landeshauptleute und nicht gegen die 
Landtagspräsidenten,  sondern mit ihnen den 
österreichischen Föderalismus in die europäische 
Integration einbringen. Da wir eine parlamentari­
sche Republik sind - bei aller Wertschätzung des 
öffentlichen Dienstes, dem wir angehören - ,  ich 
glaube, hier sagen zu dürfen, daß wir der Mei­
nung sind, daß zu einer parlamentarischen Wil­
lensbildung die Parlamentarier und nicht die Be­
amten alleine gehören, aber wir sind sehr dank­
bar, wenn d ie Beamten einschließlich der Hofräte 
uns bei dieser Aufgabe behilfl ich sind. 

Meine heutige Rede soll auch einen Dank an 
die Diplomaten beinhalten, die öffentlich Bedien­
stete sind. 

Auch wenn die Landeshauptleute sagen, ja gut, 
bei einem Hofrat tue ich mir leichter, der ist mir 
gegenüber weisungsbunden und gehorsampflich­
tig, ohne strammstehen zu müssen, darf ich depo­
nieren, wir sind bereit, mit den Landeshauptleu­
ten gemeinsam das Unsere zur Meinungsbildung 
in bezug auf die europäische Integration einzu­
bringen. Daher sollten wir uns auch in der Zu­
kunft bemühen,  daß im I ntegrationsausschuß die 
von den Landtagen entsandten Ländervertreter, 
die dem Parlament angehören, gemeinsam mit 
den Repräsentanten der Landtage und der Bun­
desländer - es ist  keine Frage, der Landeshaupt­
mann ist der Repräsentant seines Bundeslandes 
- wirken. 

Ich lasse mir meinen Optimism us für die Zu­
kunft nicht nehmen, denn, meine sehr Verehrten, 
wenn sich die Landeshauptleute, etwa Landes­
hauptmann Dr. P urtscher, in beredter Weise da­
für einsetzen, daß es auf europäischer Ebene eine 
Regionalkammer geben soll ,  dann kann man das, 
was man auf europäischer Ebene verlangt, dem 
eigenen Bundesland nicht vorenthalten. 

Wir sollten uns daher bemühen, gemeinsam 
mit den ersten Repräsentanten der Länder, den 
Herren Landeshauptleuten,  den Landtagspräsi­
denten, und den zuständigen Parlamentariern 
diesen neuen Schritt zu setzen.  Ich darf Ihnen sa­
gen, auch das E uropaparlament verlangt nach ei­
ner Weiterentwicklung, wobei ich, Hohes Haus, 
diesem Europaparlament wünsche, daß es in der 
Zukunft so viele Rechte im Rahmen der Gesetz­
gebung und der Kontrolle bekommen möge, wie 
sie der Bundesrast bereits jetzt schon hat, meine 
sehr Verehrten .  Wer dort hinkommt, wird seine 
Erfahrungen von hier einbringen können, denn 
die befinden sich noch in einem Entwicklungssta­
dium. 

Wei l  der nächste Redner Herr Bundesrat 
Drochter ist, darf ich sagen ,  ich freue mich auch 
sehr, daß es bei der EWR ein gemeinsames EWR­
Konsultativkomitee der Sozialpartner gibt (Bun­
desrat D r o  C h t e  r: Geben soll!), geben sol l ,  
denn nach Auffassung des EFTA-Konsultativko­
mitees und des E G-Wirtschafts- und Sozialaus­'
schusses EWS sol l  das gemeinsame EWR-Konsul­
tativkomitee zunächst eine beratende Kompetenz 
und ein Informationsrecht haben und Stellung­
nahmen abgeben können, wobei ich wünsche, daß 
es im Rahmen der europäischen Integration den 
Sozialpartnern gelingen möge, mit dem Erfolg 
Arbeitsplätze, wirtschaftliches Wachstum und 
kulturellen Fortschritt zu sichern, wie es seit Jo­
hann Böhm und Jul ius Raab bis zur Gegenwart 
dank der Sozialpartnerschaft möglich geworden 
ist, bis zum Kollegen Maderthaner und Kollegen 
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Verzetnitsch - beide waren Bundesräte, sind ja 
"Alt-Bundesräte" -, ich nenne auch die Ver­
treter der Landwirtschaft, etwa Kollegen 
Schwarzböck ,  und den Herrn Präsidenten des Ar­
beiterkammertages, die meine besten Wünsche 
für ihr Wirken begleiten .  Möge es uns gelingen,  
diesen Erfah rungsschatz der Sozialpartnerschaft 
auch in die europäische Integration einzubringen .  

Meine seh r  Verehrten! Es  wird notwendig sein 
in einer Zeit der Neuorientierung - manche Äu­
ßerungen zeigen, daß die Distanz zwischen dem 
Staat, der Völkergemeinschaft und dem einzelnen 
zu groß geworden ist - ,  daß es uns gelingt ,  auf 
der Grundlage des parlamentarischen und des fö­
deralistischen Prinzips eine stärkere Nähe des 
einzelnen zum Staat und zur Gemeinschaft zu­
stande zu bringen, damit dieses Vaterland Europa 
- wie ich es am Schluß meiner letzten Rede sa­
gen durfte, und ich bekenne mich auch heute 
dazu - ein Europa der Vaterländer wird, mit sei­
nen Ländern und seinen Regionen .  

Wir freuen uns, Herr Bundesminister für aus­
wärtige Angelegenheiten,  die Verantwortung für 
dieses Ressort in den Händen e ines Mannes zu 
wissen, der ein Föderalist ist, der auch einmal der 
Bürgermeister se iner Heimatgemeinde in Eurats­
felden war. In diesem Sinne auch ein herzl iches 
Glück auf! (Beifall bei ÖVP und SPÖ. ) 1 4.06 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Drochter .  Ich erteile ihm 
das Wort. 

14.06 

Bundesrat Karl Drochter (SPÖ, N iederöster­
reich) : Seh r  geehrter Herr Bundesminister ! Herr 
Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren des Bundesrates! Ich wollte vorerst keine 
Bemerkung zu den "Ausrutschern" der Freiheit­
lichen Partei machen, aber die sehr sanfte und 
weiche Darstellung, halbe E ntschuldigung und 
Doch-nicht-Entschuldigung des Kollegen Lakner 
veranlaßt mich, trotzdem eine Bemerkung zu ma­
chen, die seh r  kurz sein  wird. 

Ich möchte hier in den Raum stellen und be­
haupten, daß es für Österreich besser wäre -
besser wäre für die österreichische Innenpolitik ,  
besser wäre für unsere Außenpolitik, besser wäre 
für die Menschen in Österreich und ganz beson­
ders für die Jugend in Österreich -, würden sich 
die Freiheitliche Partei beziehungsweise sehr vie­
le Repräsentanten der Freiheitlichen Partei nicht 
laufend für i rgendwelche Rülpser und Aussagen 
entschuldigen müssen. 

Nun zum Thema. Ich gehöre zu den Optimi­
sten und gehe davon aus, daß wir im O ktober zu 
einer Vertragsunterzeichnung EWR kommen. 
Ich möchte sagen, daß auch für uns, vor allem a ls 
Interessenvertretung der Arbeitnehmer, der 

EWR-Vertrag e igentlich nur eine vorübergehen­
de Phase sein kann ,  die relativ kurz sein soll, und 
wir so llten e igentlich die Zeit nützen und die eine 
oder andere Hausaufgabe noch bis zum Zeit­
punkt des EG-Beitrittes machen. Vor allem im 
wirtschaftlichen Bereich, im strukturel len Be­
reich und in der B ranchenbereinigung gibt es si­
cherlich noch einiges zu tun. Wir gehören auch 
nicht zu jenen, die glauben, der E WR-Vertrag 
könne eine dauernde Übergangslösung sein, weil 
die Neutralität und die Fragen der Landwirtschaft 
keine Rolle spielen .  Für  uns ist der EWR-Vertrag, 
wie gesagt, eine Zwischenlösung, mit der wir zur 
Kenntnis neh men,  daß wir hier mehr mitverant­
worten ,  mehr m ittragen müssen, im Gegensatz zu 
dem, was wir mitbestimmen können. 

Ich glaube auch,  daß man all  jenen entgegentre­
ten sollte, die meinen, Österreich solle überhaupt 
keine Entscheidung treffen .  Diese Auffassung ist 
durch und durch falsch und unrichtig, denn auch 
wenn sich Österreich jetzt entschlie ßt ,  nicht zu 
reagieren, wird sich Europa ändern. 

Die EG wird sich erweitern , der Binnenmarkt 
wird m it 1 .  1 .  1 993 Wirklichkeit werden, und es 
kann für ein Land, das über 65 Prozent seiner 
Produkte in diesen Markt exportiert, n icht unent­
scheidend sein,  ob es mit dabei ist, wie groß die 
Hürden sind, um bei diesem Markt der 380 Mil­
lionen dabeizuse in .  

Es ist damit schon gesagt, da ß wir  mit sehr viel 
Optimismus in die Zukunft sehen, den EWR­
Vertrag als Zwischenlösung ansehen und das ei­
gentliche Ziel der Vollbeitritt zum Binnenmarkt 
se in muß. 

Kol lege Schambeck hat schon darauf h ingewie­
sen, daß ich mic h  in meinem Beitrag vor allem 
mit der sozialen Dimension auseinandersetzen 
werde, und ich erlaube mir ,  darauf h in zuweisen, 
daß d ie soziale D imension bis jetzt im Binnen­
maarkt und auch im EWR-Vertrag eine eher un­
tergeordnete Rolle spielt, da man ja zur Kenntn is 
nehmen muß, daß vor allem Großbritannien -
in der Vergangenheit war es F rau M inisterpräsi­
dentin Thatcher, jetzt ist es ihr  Nachfolger Major 
- mit aller Kraft versucht, die Durchsetzung der 
Sozialcharta im großen B innenmarkt zu verhin-

. dem. Daher sollten wir uns Verbündete suchen, 
damit die Sozialcharta mit i hrer sozialen Dimen­
sion den gleichen Wert in dieser Gemeinschaft 
wie die wirtschaftliche Dimension bekommt. 

Ich glaube nicht, daß E uropa, der Binnen­
markt, ausschließ l ich - wie das Kol lege Scham­
beck gesagt hat - ein Europa der Vaterländer 
sein soll oder werden kann ,  sondern  ich glaube, 
daß es vielmeh r  ein Europa der Bürger werden 
muß und daß auch die Arbeitnehmeranliegen die 
notwendige Berücksichtigung finden so llen. 
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Wir gehen davon aus, daß der Mehrertrag, der 
viel leicht schon im EWR-Zeitraum erwirtschaftet 
werden kann und dann ganz besonders im großen 
Binnenmarkt, auch dazu verwendet wird, die so­
ziale und wirtschaftliche Situation der Arbeitneh­
mer zu verbessern. Wir gehen davon aus, daß die 
österreichische Bundesregierung nach wie vor 
eine Vollbeschäftigungspolitik betre ibt, und wir 
gehen davon aus, daß nach wie vor die hohen so­
zialen Standards erhalten ble iben. Ich weiß  schon, 
daß das in erster Linie eine nationale Sache, ein 
nationales Anl iegen ist, aber wir dürfen dabei 
nicht vergessen, daß es doch immer wieder Versu­
che gibt, den sozialen Fortschritt der Wettbe­
werbsfähigkeit der Wirtschaft zu opfern. Dazu 
können wir sicherlich nicht unsere Zustimmung 
geben, damit können wir uns nicht einverstanden 
erklären. 

Wir erwarten auch, daß die hohen Umweltstan­
dards erhalten bleiben, daß zum Beispiel nicht die 
Katalysatorpflicht aufgehoben wird und auch 
nicht andere Umweltstandards verwässert wer­
den ,  und ich gehe auch davon aus, daß die Konsu­
mentenschutzbestimm ungen erhalten bleiben 
und nicht ins Negative verzerrt werden. 

Ich möchte aber auch erwähnen, daß es erstre­
benswert ist, im EG-Bereich mitwirken zu kön­
nen, damit es auch im Bereich des Sozialen zu 
ein igen wesentlichen Verbesserungen kommt. 
Vor allem im Bereich der Gleichbehandlung von 
Mann und Frau müßte es zu einer Beweislastum­
kehr kommen, so daß nicht mehr die Frau bewei­
sen muß, daß sie diskriminiert wurde, sondern 
der Arbeitgeber den Beweis erbringen müßte, 
daß er nicht diskriminiert hat. 

Bei einem Verstoß gegen die Gleichbehandlung 
von Mann und Frau würde die Frau nicht mehr 
nur den tatsächl ich erl ittenen Schaden ersetzt be­
kommen, sondern sie hätte dann Anspruch auf 
Schadenersatz, der mit b is zu sechs Monatsgehäl­
tern nach oben begrenzt ist. Es würde auch neue 
Arbeitsrichtl in ien im Arbeitsrecht geben, etwa 
würde beim Erwerb eines Unternehmens nur 
mehr der neue Eigentümer die Arbeitnehmer 
kündigen können und nicht der frühere Besitzer. 

Ich möchte auch an die Aussage anschließen, 
daß wir vor allem versuchen müssen, unsere Be­
völ kerung besser über den Europäischen Wirt­
schaftsraum u nd den Binnenmarkt zu informie­
ren. Aus Erfahrungen im eigenen Bereich weiß 
ich, obwohl wir eine Vielzahl von Publikationen 
ausgegeben und eine Vielzahl von Vorträgen ge­
halten haben, daß die Menschen sehr wenig infor­
miert sind, daß eigentlich sehr wenige Menschen 
behalten, wohin  der Zug eigentlich gehen sollte. 
Daher würde ich es unterstützen, so wie das heute 
schon gesagt worden ist, wenn geeignete PR-Or­
ganisationen leicht verständliche Publikationen 
oder Flugblätter entwickeln könnten, mit denen 

man auf die entsche idenden Punkte im E uropäi­
schen Wirtschaftsraum oder im Binnenmarkt h in­
weist. 

Man so llte auch sehr klar und deutlich sagen, 
welche Folgen und welche Auswirkungen eintre­
ten würden ,  wenn wir nicht in den Binnenmarkt 
aufgenommen werden. Es ist selbstverständlich,  
daß man schon jetzt beginnen sollte ,  das notwen­
dige Personal in den einzelnen Gebietskörper­
schaften u nd Ministerien auf diesen Schritt vor­
zubereiten.  Ich weiß ,  daß das bereits geschieht, 
aber es wird wahrscheinlich notwendig sein, vor 
allem zusätzl ich qualifiziertes Personal aufzuneh­
men , und wir erlauben uns als Interessenvertre­
tung der Arbeitnehmer, für die eine oder andere 
interessante Position Personalvorschläge zu ma­
chen, und ich hoffe, daß diese auch Berücksichti­
gung finden werden. 

Ich erlaube mir nun, den einen oder anderen 
Gedanken zu den vier Freiheiten einzubringen . 
Beginnen möchte ich mit dem Warenverkehr. Es 
ist bedauerlich, daß es nicht zur Zollunion ge­
kommen ist. Wir glauben, daß das eine zusätzli­
che oder noch vorhandene oder bleibende Bela­
stung ist, und zwar vor allem für die Klein- und 
Mittelbetriebe. Würden die Grenzkontrollen 
wegfal len, würde sich eine Produktverbill igung 
von 2 bis 3 Prozent ergeben. 

Aufgrund des Bestehenbleibens der Zoll­
sc hranken kommt es doch zu wesentlichen Ein­
sc hränkungen im Bereich des freien Warenver­
kehrs. Daß Sie, Kollege Penz, dem eher gelassen 
entgegensehen, kann ich verstehen, wei l  ja die 
Landwirtschaft und auch die Verarbeitung von 
landwirtschaftl ichen Produkten vom EWR-Ver­
trag ausgenommen sind. 

S icherlich wettbewerbsfördernd wird sich die 
gegenseitige Öffnung im öffentlichen Beschaf­
fungswesen erweisen. Aber da möchte ich die Zu­
l ieferer, vor allem bei Bahn und Post, sehr k lar 
und deutlich darauf aufmerksam machen, daß sie 
in Zukunft wahrscheinlich mit einer größeren 
Konkurrenz  zu rechnen haben werden und sie gut 
beraten wären, wen n  sie sich schon jetzt darauf 
einstellten.  

E indeutigen Handlungsbedarf werden wir si­
cherlich in  unserer Förderungs- und Subventions­
politik haben,  vor allem die Förderungsmaßnah­
men, die es jetzt im Bereich der Arbeitsmarktför­
derung oder im Bereich des Wasserwirtschafts­
fonds gibt, oder die bei uns eingebürgerten und 
sehr notwendigen Umweltförderungsmaßnahmen 
werden in Zukunft sicherlich nicht mehr in dieser 
Form und in diesem Ausmaß möglich sein .  Es 
werden vor allem die immateriel len Förderungs­
maßnahmen im Binnenmarkt den Vorzug haben. 
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Noch ein Gedanke zum Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehr. Es wird allgemein befürchtet, 
daß es in Österreich durch den EWR-Vertrag 
oder dann durch den großen Binnenmarkt zu ei­
ner Überschwemmung mit bil ligen Arbeitskräf­
ten kommen würde, vor allem aus Portugal, Spa­
nien oder Griechenland. Ernsthafte Untersu­
chungen zeigen aber, daß das n icht der Fall sein 
wird. Es wird, wenn es Wanderbewegungen grö­
ßerer Art gibt, etwa Wanderungsbewegungen von 
Italien in die österreichischen Fremdenverkehr­
zentren geben, aber alle anderen Befürchtungen 
sind eher unbegründet. 

Es ist schon jetzt so, daß ungefähr 
130 000 qualifizierte Österreicherinnen und 
Österreicher im EWR- und im EG-Raum ihre 
Beschäftigung finden und nur ungefähr knapp 
über 21 000 ausländische Gastarbeiter aus dem 
EWR oder EG-Raum in Österreich arbeiten, wo­
bei allein 65 Prozent oder knapp 1 3  000 aus­
schließl ich aus der Bundesrepbul ik Deutschland 
kommen. 

Diese Untersuchung zeigt auch, daß sich die 
Abwanderungsbestrebungen von österreichischen 
qualifizierten Arbeitnehmern in den EWR-Raum 
in Grenzen halten werden, wei l  es schon jetzt kei­
ne sehr schweren Hemmnisse für Österreicherin­
nen und Österreicher gibt, eine qualifizierte Be­
schäftigung in der Schweiz oder in der Bundesre­
publik Deutschland aufzunehmen .  

Durch die Niederlassungsfreiheit wird es  si­
cherlich zu einem stärkeren Wettbewerb im 
Bereich der Banken und der Versicherungen 
kommen. Unsere nationalen Institute sind sicher­
lich gut beraten, wenn sie sich auf diese Ausein­
andersetzung noch intensiver vorbereiten, als bis­
her zu erkennen ist. Die Konsumenten werden 
sicherlich den Vorteil haben, daß sie für geborg­
tes Geld geringere Zinsen zu leisten haben wer­
den und daß es vor allem im Bereich der Lebens­
versicherungen und der KFZ-Haftpflichtversi­
cherungen zu Prämienreduktionen kommen 
wird . 

Nicht aufrechterhalten werden können die Zu­
gangsbeschränkungen für manche Berufe. Ich 
darf hier die Palette vom Rauchfangkehrer bis 
zum Wirtschaftstreuhänder spannen. Auch in  
diesen Berufsgruppen der Selbständigen oder der 
Freiberufler wird es zu mehr Wettbewerb kom­
men, aber das ist ja ein Ziel, das wir anstreben 
und von dem vor allem d ie Konsumenten profi­
tieren werden. 

Abschließend zu diesem Kapitel noch den ei­
nen oder anderen Gedanken. 

Zur Freiheit des Personenverkehrs: Sie alle wis­
sen, daß Arbeitnehmer und Selbständige die freie 
Wandermöglichkeit haben . Ausgenommen davon 

werden vorläufig nur die Studenten und die Pen­
sionisten sein und ein Tei l  der Kolleginnen und 
Kol legen, die im öffentlichen Dienst beschäftigt 
sind, vor allem jene, die in der Hoheitsverwaltung 
tätig sei n  werden. 

Der Grundverkehr ist schon erwähnt worden. 
Auch hier sind, glaube ich, die Bestrebungen zu 
unterstützen, daß Österreich nicht das Feld i nter­
nationaler Bodenspekulanten wird . Ich glaube 
auch, daß man versuchen sollte, das dänische 
Vorbild nach Österreich zu proj izieren.  Aber ich 
mache darauf aufmerksam, daß wir auch hier 
noch e inige Hausaufgaben zu machen haben. Vor 
allem gibt es für uns die Mögl ichkeit, die Raum­
ordnungspläne und die Flächenwidmungspläne 
zu überdenken. Und was sich sicher zum Nachteil 
auswirken wird, ist, daß wir schon jetzt in unseren 
Flächenwidmungsplänen überproportional im 
Verhältnis zum Bedarf Bauland ausweisen und 
wir wahrscheinlich nicht unbeobachtet etwaige 
Rückwidmungen machen können und diese 
wahrscheinl ich auch nicht zur Kenntn is genom­
men werden würden.  

Abschließen darf ich dieses Kapitel mit einer 
Forderung: Sie alle wissen, daß es seitens der eu­
ropäischen Gewerkschaften die Bemühu ngen 
gibt, den Europabetriebsrat durchzusetzen. Die­
ser ist notwendig geworden, weil es im europäi­
schen Wirtschaftsraum, aber auch im Binnen­
markt zu einer sehr großen Konzentration von 
Konzernen kommt und bisher die Möglichkeiten 
nicht gegeben sind, daß auch die Interessenvertre­
ter, die Personalvertreter und die Betriebsräte in 
gleicher Art ihren Aufgaben nachkommen. Wir 
werden als  österreichische Gewerkschaftsbewe­
gung gemeinsam mit der Arbeiterkammer, mit 
dem Arbeiterkammertag, d iesen europäischen 
Betriebsrat forcieren ,  und er ist ein wesentlicher 
Bestandtei l  der sozialen Dimension. 

Ich darf aber auch darauf aufmerksam machen, 
daß wir im e igenen Land auch eine Hausaufgabe 
zu machen haben. Es ist nämlich notwendig, daß 
das Arbeitsverfassungsgesetz in diesem Punkt ge­
ändert wird, wonach den österreichischen Be­
triebsräten die internationale Tätigkeit, die inter­
nationale Kontaktnahme in Konzernen ermög­
licht wird und die Kosten, die mit dieser interna­
tionalen Tätigkeit selbstverständlich auch 
anlaufen, von den Konzernen oder den U nter­
nehmen zu tragen sind . 

Nun zum Abschlu ß  vielleicht noch kurz einige 
Bemerkungen zum Außenpolitischen Bericht der 
Bundesregierung. Ich kann die positiven Äuße­
rungen, die dazu gemacht wurden, aus persönl i­
cher Erfahrung unterstützen. Ich möchte im be­
sonderen nur auf die österreichischen Aktivitäten 
in Zentral- u nd Mitteleuropa eingehen, in Osteu­
ropa, konkreter gesagt. 
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Ich glaube, daß es uns gelungen ist, die sozialen 
und wirtschaftlichen Umstrukturierungsmaßnah­
men unserer östl ichen Nachbarländer zu unter­
stützen. Ich möchte hier aber doch festhalten, daß 
wir sicher noch nicht das Optimale geleistet ha­
ben. Als Österreicher könnten wir sicher noch 
viel mehr tun. Aber was mir besonders wichtig zu 
sein scheint: Wir sollten unsere Brückenfunktion 
nach dem Westen stärker ausnützen. 

Es gibt nämlich nicht sehr v iele andere westeu­
ropäische oder Überseeländer, die sehr konkrete 
Maßnahmen in diesen Ländern, die mit der Um­
strukturierung befaßt sind, gesetzt haben und 
wirkl ich Hilfestellung leisten. Gemeinsam mit der 
Bundesregierung, und hier vor allem mit dem 
Bundeskanzleramt, aber auch mit dem Ministeri­
um für wirtschaftliche Angelegenheiten, ist es 
dem ÖGB und seinen Gewerkschaften gelungen ,  
über 100 berufsbildende und gewerkschaftsinfor­
mative Kurse durchzuführen. Ich glaube, daß sich 
dieser gemeinsame Weg bewährt hat. Er wird vor 
al lem von den Arbeitnehmern in unseren Nach­
barländern sehr begrüßt. Sie gehen davon aus, 
daß wir gemeinsam diese Unterstützung fortset­
zen. 

Ich darf auch sagen, daß es uns gelungen ist, 
zwei namhafte internationale Organisationen zu 
bewegen, in Österreich, und zwar in Wien,  vor 
Ort ein Büro zu errichten. Ich darf hier den Inter­
nationalen Bund freier Gewerkschaften, der zur 
Bearbeitung dieser osteuropäischen Länder e in 
Büro errichtet hat, erwähnen,  aber auch den 
Weltverband der Arbeit, der e in eigenes Büro in  
Wien errichtet hat. Beide sind im Schulungszen­
trum des ÖGB in Neuwaldegg untergebracht. Wir  
sind dabei ,  dieses Sch ulungsheim zu einem Ort 
der internationalen Begegnung auszubauen. 

Nun ein paar Bemerkungen von unserer Seite , 
Herr Bundesminister Mock, zur Pentagonale. Der 
ÖGB ist auf Initiative der drei italienischen Ge­
werkschaften eingeladen worden, an dieser Penta­
gonale m itzuwirken. Wir haben diese Einladung 
sehr gerne angenommen und waren b isher in a l le 
Zusammenkünfte und in alle Arbeitsgespräche 
voll integriert. Wir haben den einen oder anderen 
sehr konstruktiven Be itrag geleistet, wie man den 
Protokollen entnehmen kann. Ich darf auch sa­
gen, daß es eine sehr gute Zusammenarbeit m it 
den Beamten der Pentagonale gibt. 

Aber ich möchte nicht verschweigen ,  daß es für 
uns als freiwillige Interessenvertretung eine seh r  
große finanzielle Belastung ist, die Kosten aus­
schließlich aus den Mitgliedsbeiträgen zu bestrei­
ten. Ich ersuche Sie, zu prüfen, ob es hier nicht 
doch einen Weg oder eine Möglichkeit gibt, daß 
unsere Teilnehmer an der Pentagonale von der 
Regierung oder von ihren Ministerien übernom­
men werden. Ich  glaube, daß unser Verlangen 
nicht ungebührlich ist, weil  d ie Wirtschaft i hre 

Aktivitäten in Zentral- und Mitteleuropa ja aus 
den Exportförderungsabgaben finanziert, wovon 
wir ausgenommen sind, und die Bauern freundli­
cherweise von der Bundeswirtschaftskammer mit­
berücksichtigt werden. Wir wollen der Bundes­
wirtschaftskammer selbstverständlich nicht zu­
muten, daß sie auch die Vertreter der Gewerk­
schaften mitberücksichtigt. Daher glaube ich, 
unsere Bitte an die Bundesregierung, im besonde­
ren an Sie, Herr Bundesminister, daß Sie die Ko­
sten für die eine Kollegin oder den anderen Kolle­
gen mitübernehmen, ist gerechtfertigt. 

In diesem Sinne können wir allen drei Berich­
ten sicherl ich die Zustimmung geben .  (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.) 14.35 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Der 
nächste Redner ist Herr Bundesrat Ing. Penz. Ich 
erteile ihm das Wort. 

/4.35 
Bundesrat lng. Johann Penz (ÖVP, Nieder­

österreich) : Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 
Bundesminister! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren!  .Der dritte Bericht der österreichischen 
Bundesregierung über den Stand der Integra­
tionsverhandlungen ist nicht nur informativ im 
Hinblick auf das Erreichte, sondern er zeigt auch 
deutl ich auf, welche Problemfelder noch vorhan­
den sind. 

Mein Vorredner, Bundesrat Drochter, hat ver­
ständlicherweise aus seiner Sicht die Probleme im 
Sozialbere ich und auch aus der Sicht eines Ar­
beitnehmers beleuchtet. (Bundesrat Dr. 5 c h a m -
b e  c k: Was wir auch sind.') Was wir natürlich 
auch sind, aber Sie werden verstehen, und zu Ih­
rer Überraschung darf ich das auch sagen, daß ich 
den Standpunkt der Landwirtschaft hier darstel­
len möchte. (Bundesrat F a  r l h o f e r: Damit ha­
ben wir nicht gerechnet!) 

In diesem Bericht - ich glaube. das kommt 
deutlich zum Ausdruck - wird die Landwirt­
schaft als ein zentrales Problem genannt, das auch 
einer Lösung zugeführt werden muß.  Um die Po­
sition der österreichischen Landwirtschaft zu ver­
stehen, ist es, glaube ich, auch notwendig, in das 
Jahr 1972 zurückzublenden ,  denn die Erfahrun­
gen mit dem Freihandelsabkommen 1972 waren 
ausschlaggebend für die österreichische In itiative, 
die Landwirtschaft voll  in die Bildung eines Eu­
ropäischen Wirtschaftsraumes einzubinden und 
ein umfassendes I ntegrationsarrangement zu tref­
fen .  

Entgegen der im Artikel 1 5  des Freihandelsab­
kommens 1972 verei nbarten harmonischen E nt­
wicklung des Agraraußenhandels hat sich näm­
l ich das agrarische Außenhandelsdefizit mit der 
EG seit Anfang der siebziger Jahre zunehmend 
verschlechtert. Gerade gegenüber der E uropäi-
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schen Gemeinschaft gab es keine harmonische 
Entwicklung. Das agrarische Handelsbi lanzdefizit 
betrug 1 972 gegenüber der EG etwa 
500 Mill ionen Schil l ing und erreichte 1 990 eine 
Rekordhöhe von 1 0,5 Mil liarden Schi l l ing. Die 
Deckungsquote für die Importe durch unsere 
Agrarexporte ist im gleichen Zeitraum von 
87 Prozent auf 43 Prozent i m  Jahre 1 990 zurück­
gegangen. Diese Entwicklung steht somit deutl ich 
im Gegensatz zum Artikel 1 5  des Freihandelsab­
kommens. 

Herr Kollege Mag. Böseh !  S ie haben die Posi­
tion der Österreichischen Volkspartei in diesem 
Zusammenhang kritisiert und gemeint, es gebe 
Junktime, und Sie sagten: Die Österreichische 
Volkspartei weiß nicht, wofür sie steht. Ich glau­
be, da sol lten wi�. zurückblenden und fragen: Wo­
für stand die SPO! Welchen Dienst hat eigentlich 
die Sozial istische Partei geleistet? (Bundesrätin 
P a  i s c h e r: Die Sozialdemokratische Partei.') Ich 
blende zurück, Frau Kollegin Paischer ! Welchen 
Dienst hat eigentl ich die damals noch Sozialisti­
sche Partei Österreichs geleistet, als sie gegen die 
Intentionen, die der damalige Herr Bundespartei­
obmann Dr. Mock gehabt hat, opponiert hat? Es 
wurde heute auch diskutiert, daß viele Informa­
tionsmängel vorhanden sind, daß auch die öster­
reichische Bevölkerung zum Teil Angst hat. Das 
ist auch darauf zurückzuführen,  daß in Öster­
reich die politischen Parteien ke ine einheitl iche 
Linie gehabt haben. Gott sei Dank ist diese nun 
vorhanden. Wir sol lten,  glaube ich,  nicht darüber 
diskutieren, wer zuerst den EG-Beitritt forderte, 
sondern darüber, welche Probleme es heute gibt. 
Ich darf Sie bitten :  Sehen S ie auch den Bereich 
der österreichischen Bauernschaft und sehen Sie 
auch die Diskussion in der österreich ischen Land­
wirtschaft als das, was sie sind, nämlich der Aus­
druck der Sorge um einen Berufsstand ,  der im 
Wege dieser Verhandlungen auch hätte draußen 
bleiben sollen . 

Die Entwicklung, d ie seit dem Jahre 1 972 bis in  
die Gegenwart erfolgte, darf i ch  Ihnen an hand ei­
niger konkreter Beispiele näherbringen .  

N ur  e in  Drittel u nseres gesamten Exportwertes 
von Getreide und Getreideerzeugnissen geht i n  
die EG, davon allerdings fast 9 5  Prozent i n  Form 
von Getreidezubereitungen, vor allem als Teig­
und Backwaren. Rohgetreide, Mehl und Grie ß 
können aufgrund der unüberwindbaren EG-Ab­
schöpfungs hürden gar nicht in die EG exportiert 
werden. 

Drei Viertel des österreichischen Importwertes 
von Getreide und Getreideerzeugnissen kommen 
aus der EG, und zwar zu 85 P rozent in Form von 
Getreidezubereitung. Ähnlich sieht es im Bereich 
der Zuckerwaren aus, und genau die gleiche Si­
tuation finden wir bei Schokolade und Kakaozu­
bereitungen vor, wo auch der Importüberschuß 

aus der EG im Jahre 1 990 fast e ine Milliarde 
Schil l ing ausgemacht hat. 

Anhand dieser Zahlen kommt eigentlich k lar 
zum Ausdruck, daß der Ausschluß Österreichs 
aus den EG-Märkten der österreichischen Land­
wirtschaft große Nachteile gebracht hat und nach 
wie vor bringt. Österreich ging daher ursprüng­
l ich von der Uberlegung aus, daß ein u mfassendes 
Integrationspaket entscheidend zu einer Verbes­
serung dieser nachteiligen Entwicklung beitragen 
hätte können. 

Und im November 1 990 wurden d ie Verhand­
lungen durch die EG auch dadurch belastet, daß 
sie trotz der grundsätzlichen Ausklammerung der 
Landwirtschaft aus dem EWR mehrere Wünsche 
in d ie Verhandlungen einbrachte, die die Land­
wirtschaft maßgeblich betrafen, und zwar die Li­
beralisierung der Agrarprodukte, die nur Zöl len 
unterworfen sind, die Beseitigung mengenmäßi­
ger Beschränkungen, die einseitige Liberalisie­
rung bei zirka 70 Produkten, die für weniger ent­
wickelte EG-Staaten von gewisser Bedeutung 
sind, unp die Vereinheitlichung des Systems bei 
den landwirtschaftlichen Verarbeitungsproduk­
ten sowie eine Harmonisierung der P rodukte im 
Rahmen der § 2-Protokolle. 

Nach Vorstellung der EG sollten die einseitigen 
Konzessionen der EFT A-Staaten primär als eine 
Art Entwicklungshilfe den südlichen EG-Staaten 
zusätzliche Exportchancen in die reichen EFT A­
Länder öffnen und einen Ausgleich für die ver­
besserten Exporte von industriellen u nd gewerbli­
chen Gütern aus der E FT A schaffen. Für diese 
einseitigen Agrarzugeständnisse wurde der Ver­
handl ungsterminus der Kohäsion geschaffen. Da­
bei ist jedoch k lar, daß eine Öffnung der Agrar­
märkte im Rah men der Kohäsion natürlich auch 
allen a nderen EG-Ländern zugute käme. Diese 
y'!ünsche wurden als Verhandlungsgrundlage von 
Osterreich abgelehnt. 

Die Forderungen der südlichen EG-Länder 
nach einem Ausgleich für die Tei lnahme der 
hochentwickelten Industriestaaten der EFT A am 
europäischen Binnenmarkt haben sicherlich ihre 
Berec htigung. Nicht einzusehen ist jedoch,  war­
um gerade die Landwirtschaft der E FT A-Staaten 
einseitige Opfer bringen sol l ,  da gerade sie es ist, 
die auch in einem EWR kaum Vorteile des Bin­
nenmarktes in  Anspruch nehmen können wird. 

Vor allem das Gewerbe und die Industrie wer­
den Vorteile aus der Teilnahme am Binnenmarkt 
ziehen und, wie wir gehört haben ,  zum Teil auch 
die Arbeitnehmer. Die Landwirtschaft wird daher 
entschieden gegen Bemühungen kämpfen, die 
darauf abzielen, daß sie einseitig zum Zahler im 
Europäischen Wirtschaftsraum gemacht wird. 
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I m  Kapitel 2 des Arbeitsübereinkommens der 
Regierungsparteien wurde daher der Grundsatz 
verankert, daß Verhandlungen zur Schaffung ei­
nes Europäischen Wirtschaftsraumes im Bereich 
der Agrarprodukte nach dem Prinzip der strikten 
Gegenseitigkeit auf bi lateraler Basis zu führen 
sind . Dieser Standpunkt wurde von der österrei­
chischen Bundesregierung bei den Verhandlun­
gen mit den EFTA-Partnern und gegenüber der 
EG auch in aller Klarheit vertreten. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit besonders 
Außenminister Dr. Mock und Wirtschaftsmin i­
ster Dr. Schüssel danken , die bei diesen Verhand­
lungen auch zum Ausdruck gebracht haben, daß 
sie h inter den Problemen der österreichischen 
Bauern stehen. Diese Position ist und war auch 
deshalb notwendig, wei l  das gewaltige Agrarhan­
delsbilanzdefizit bei den Agrarprodu kten gegen­
über der EG keine einseitigen Zugeständnisse, so­
woh l  bei Agrarprodukten als auch bei landwirt­
schaftlichen Verarbeitungsprodukten, erlauben 
würde. 

Österreich hat als Antwort auf die massiven 
EG-Forderungen in den bilateralen Verhandlun­
gen einen offensiven Verhandlungsvorschlag in 
vier Sektoren vorgelegt. Auf Basis der Gegensei­
tigkeit wurde bilateral mit der Gemeinschaft über 
weitere Handelserleichterungen bei Käse, bei 
Wein,  bei Fruchtsäften und bei Fleischwaren ver­
handelt. Dieses Verhandlungspaket wurde in 
mehreren bilateralen Verhandlungsrunden mit 
der EG-Kommission besprochen und ist nun 
weitgehend abgeschlossen. Ich glaube, wir kön­
nen mit diesem Verhandlungsergebnis nicht nur 
zufrieden sein ,  sondern auch damit leben. Es ist 
nämlich vorgesehen, daß bei Fruchtsäften ein ge­
genseitiges Zollfreikontingent in der Größenord­
nung von 10 000 Tonnen ermöglicht wird. Zum 
Belastungsausgleich gewährt Osterreich dafür 
Zollfreiheit bei Tomatenkonzentrat. Aber für die 
österreich ische Fruchtsaftindustrie waren diese 
Zugeständnisse notwendig, denn bisher konnten 
Exporte in den EG-Raum nur mit dem enormen 
Zollsatz von 42 Prozent vorgenommen werden. 

Ich glaube, daß auch beim Wein ein Ergebnis 
zustandegekommen ist, mit dem die österreichi­
schen Weinbauern zufrieden sein  können, denn 
in das derzeitige Globalkontingent von 
1 80 000 Hektolitern wurden zu den bisher bereits 
gewährten 85 000 Hektolitern Qualitätswei n  wei­
tere 75 000 Hektoliter mit eingerechnet. Es kann 
somit nur Qualitätswein nach Österreich impor­
tiert werden, der bisher durchgeführte b i llige 
Faßweinimport ist somit reduziert worden. 

Ich glaube auch, daß es im Bereich der Verar­
beitungsindustrie, nämlich bei Wurstwaren, 
Schinken und Speck ein großartiger Fortschritt 
gegenüber der bisherigen Lösung ist , daß Öster-

reich rund 600 Tonnen mit der halben Abschöp­
fung jetzt in den EG-Raum exportieren kann. 

Auch im Rahmen des Käseabkommens gab es 
Fortschritte in der Form, daß der Export von 
16 800 Tonnen um 2 000 Tonnen erhöht wurde 
und daß für einen sensiblen Bereich, nämlich für 
Schmelzkäse, eine Subquote von 2 000 Tonnen 
importseitig und exportseitig zu jener von 
3 700 Tonnen gewährt werden konnte. 

Auch im Rahmen des Rinderabkommens gab es 
eine wesentliche Erle ichterung. Bundesminister 
Dr .  Fischler konnte schon im Rahmen der EG­
Verhandlungen ein Exportkontingent von 
63 000 Tonnen herausverhandeln, die nunmehr 
auch im Rahmen des EWR-Vertrages übernom­
men werden können . 

Und ich glaube, daß auch im Rahmen weiterer 
Verarbeitungs produkte, gerade jener Produkte, 
die im Protokoll II des Freihandelsabkommens 
zwischen den EFTA-Ländern und EG-Ländern 
1972 in national unterschiedlichen Listen geführt 
wurden, für Österreich eine wesentliche Erleich­
terung geschaffen werden konnte, indem bei eini­
gen Produkten nunmehr der Rohstoffgehalt neu 
defi niert wurde und somit der Export nach Öster­
reich auch erschwert werden konnte. 

Aber sensible Produkte wie zum Beispiel zuk­
kerhältige Prod ukte, pflanzliche Fette, Margari­
ne, Alkohol, Limonadezubereitungen und auch 
der Stärkesektor, der für eine Grenzregion in 
N iederösterreich, nämlich für das Waldviertel ,  
vo n besonderer Bedeutung ist ,  sind von dieser Li ­
ste ausgeklammert geblieben. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren ! Für 
die Landwirtschaft von großer Bedeutung ist aber 
auch die Übernahme des EG-Betriebsmittelrech­
tes. Damit ist sichergestel lt ,  daß erhebliche Ver­
bi l l igungen durch Direktimporte von landwirt­
schaftlichen Betriebsmitteln, insbesondere von 
Traktoren und Geräten ,  für Österreich eintreten 
werden. 

Wir konnten auch im phytosanitären Bereich 
einige Vorschriften für das Saat- und Pflanzgut 
übernehmen; Regelungen ,  die für die Pflanzenge­
sundheit und auch für die Phytosanitärkontrolle 
von besonderer Wichtigkeit sind. 

Der Veterinärbereich ist nach wie vor Gegen­
stand von Expertengesprächen zwischen EG und 
EFT A. Sicher ist jedoch schon jetzt die Übernah­
me der Richtlinien für die Tiergesundheit, für die 
Fleischhygiene, für die Futtermittel und für die 
Tierzucht durch die EFT A-Staaten. D urch die 
Übernahme der Tierzuchtrichtlinien wird der 
Handel mit Zuchttieren zwischen EFT A- und 
E G-Staaten wesentl ich erleichtert. 
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Im Bereich des Lebensmittelrechts - ein Be­
reich, der auch sehr oft angesprochen w urde, wei l  
die Befürchtung besteht, daß Nahrungsmittel 
minderer Qualität nach Österreich hereinkom­
men könnten - konnte eine Regelung gefunden 
werden, die sicherstellt, daß das österreichische 
Lebensmittel recht, das ja weitaus strengere Qual i­
tätskriterien aufweist als der Lebensmittelkodex 
in anderen europäischen Ländern,  aufrechtbleibt 
l!,nd daß somit die Nahrungsmittelproduktion in 
Osterreich auch in Hinkunft den bisherigen 
strengen Bestimmungen unterliegt. Das, meine 
sehr  geehrten Damen u nd Herren, ist e inerseits 
eine gro ße Belastung, aber andererseits auch eine 
große Chance für uns und für die österreichi­
schen Bauern.  Wir können mit diesem strengen 
österreichischen Lebensmittelrecht den soge­
nannten Feinkostladen in Europa auf die Beine 
stel len und österreichische Nahrungsmittel nicht 
nur auf dem heimischen Markt absetzen, sondern 
haben auch zusätzliche Exportchancen und damit 
die Möglich keit einer nachhaltigen Existenzsiche­
rung der bäuerlichen Familienbetriebe in der 
kleinstrukturierten österreichischen Landwirt­
schaft. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Uns 
muß klar sein ,  daß mit der Ratifizierung des 
EWR-Vertrages und mit einem künftigen EG­
Beitritt der Wettbewerbsdruck auf die österrei­
chische Landwirtschaft erheblich zunehmen wird . 
Aber nicht nur der Wettbewerbsdruck, sondern 
auch der Einkommensdruck wird große Sorgen 
bereiten. Ich kann mich erinnern, daß wir in der 
letzten Sitzung darüber debattiert haben , daß die 
bäuerlichen E inkommen nur die Hälfte dessen 
betragen, was ein unselbständig Erwerbstätiger 
heute in Österreich erwirtschaftet. Wir werden 
auch zusätzlich Preiseinbußen deswegen hinneh­
men müssen, weil  eine Vielzahl von Agrarpro­
dukten im übrigen europäischen Raum bi l l iger ist 
als in Österreich. 

Wir können diesen Herausforderungen nur 
dann begegnen,  wenn wir das tun, was in der Re­
gierungserklärung von der derzeitigen B undesre­
gierung festgehalten wurde, näml ich wenn wir 
uns zu einer flächendeckenden bäuerlichen Land­
wirtschaft bekennen. Das Bekenntnis zu einer flä­
chendeckenden bäuerl ichen Landwirtschaft setzt 
voraus, daß wir die E inkommensnachteile in  
Form von D irektzahlungen ausgleichen, und 
setzt, bitte, a uch voraus, daß wir die derzeitigen 
Marktordnungen schon heute den Herausforde­
rungen des E uropäischen Wirtschaftsraums an­
passen. Und schließlich setzt das Bekenntnis zu 
einer flächendeckenden bäuerlichen Landwirt­
schaft auch voraus, daß wir die Bauern an der 
Wohlstandsentwicklung teilhaben lassen ,  was ei­
gentlich in den letzten Jahren nicht der Fall war .  

Wir sehen aber mit dem Europäischen Wirt­
schaftsraum n icht nur Probleme, sondern auch 
gute Chancen auf uns zukommen. Und wir sind 
bereit, diese Chancen wahrzunehmen und den 
österreichischen Bauern mit diesem Ver hand­
lungsergebnis Mut zu machen, auch im Interesse 
��r österreichischen Gesellschaft. (Beifall bei der 
O VP.) 14.55 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Jürgen Weiss. Ich er­
tei le ihm das Wort. 

14.55 

Bundesrat Jürgen Weiss (ÖVP, Vorarlberg) : 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine Da­
men und Herren! " Länderkammer ist der Bun­
desrat und sonst niemand." - An diese Ausfüh­
rung des Herrn Kollegen Bösch, der sich erfreuli­
cherweise sehr  mit dem föderalistischen Gehalt 
des Integrationsberichtes und des Außenpoliti­
schen Berichtes auseinandergesetzt hat, möchte 
ich folgende Anmerkung knüpfen :  Wenn es nur 
wahr wäre ! Es widerspricht näml ich jeder be­
kannten wissenschaftl ichen Diagnose und unserer 
praktischen Erfahrung. 

Die Schwächung der Länderzuständigkeiten 
und damit auch der Landtage konnte nicht dort 
verhindert werden, wo der Bundesrat ein Veto­
recht gehabt hätte, sondern nur dort, wo die Lan­
deshauptleute gemeinsam ihr Veto eingelegt ha­
ben . Das sollte uns für unsere eigene Arbeit nach­
denklich machen. Die Stärkung des Bundesrates 
muß in erster Linie in diesem Hause und in der 
Bundesgesetzgebung stattfinden, nicht in den 
Landtagen; auch dort selbstverständlich ,  aber wir 
müssen die Schwerpunkte richtig setzen .  Ich halte 
nichts davon, im Landtag darüber reden zu kön­
nen, wie wenig wir in der Bundesgesetzgebung 
tatsächlich zu sagen haben. 

Herr Kollege Bösch hat Kritik geübt an damit 
zusammenhängenden E ntschließungen des Land­
tages hinsichtlich einer Stärkung des Bundesrates 
und einer Stärkung der Länder bei einem EG­
Beitritt und bei einem EWR-Vertrag. E r  hat völ­
l ig recht. Das sind Dinge, die von den Landtagen 
nicht geregelt werden können. Aber ich bin sehr 
dafür, daß sie von den Landtagen gefordert wer­
den können, und zwar an die Adresse des zustän­
digen Organs, und das sind der Bundesgesetzge­
ber und die Bundesregierung. Und ich darf bei 
dieser Kritik an den Vorarlberger Landtagsent­
schließungen in Erinnerung rufen, daß der Tiro­
ler Landtag am 1 6. Mai dieses Jahres eine inhalt­
lich weit darüber hinausgehende E ntschließung 
gefaßt hat, mit beantragt von den Abgeordneten 
der SPÖ. Das möchte ich hier nur zum Vergleich 
heranziehen, wenn man schon an d ie Adresse des 
eigenen Landtages Kritik üben will .  (Bundesrat 
Mag. B ö s  c h: Das ist ein Antrag. kein BeschLuß!) 
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Herr Kollege Bösch hat gemeint, daß diese 
Landtagsentschließungen den B lick auf das We­
sentliche verstellen.  Gemeint . . . (Bundesrat Mag. 
B ö s  c h: Das ist nur ein Antrag, JÜrgen. und keine 
Entscheidung! Das ist nicht beschlossen worden!) 
Ich habe aber keinen Zweifel daran, daß sich der 
Landtag jedenfalls nach dem Ergebn is der Aus­
schußsitzung mehrheitlich h inter d ieser Ent­
schließung versammeln wird . Davon gehe ich aus, 
und Herr Kollege Bösch tut das offenbar auch. 

Die Landtagsentschließungen verstellen also 
nach se iner Ansicht offenbar den Bl ick auf das 
Wesentliche. Gemeint ist das große Ziel der eu­
ropäischen Einigung. Dazu sage ich folgendes: 
Der Vorarlberger Landeshauptmann Purtscher, 
der ja in diese Kritik eingeschlossen wäre , braucht 
auf dem Weg nach Brüssel und zur europäischen 
Einigung wahrlich keinen B l indenhund. 

Und zweitens: Ist denn das, was die Landtage 
als ihre Anliegen formulieren ,  hier i m  Bundesrat 
tatsächlich so unwesentl ich? Wesentlich ist fol ­
gendes, und dazu bekenne ich mich :  Wir brau­
chen ein starkes Europa, aber wir brauchen auch 
starke Bundesländer in diesem Europa. Das Bei­
spiel der Bundesrepublik Deutschland zeigt ganz 
deutl ich, daß beides gemeinsam geht, wenn man 
nur will, wenn der einzelne Nationalstaat nur wil l .  
Und wir bek lagen, daß es in  Österreich jedenfalls 
bisher an diesem entscheidenden Wollen gefehlt 
hat. 

Nun zum Außenpolitischen Bericht und zum 
Integrationsbericht. Die Diskussion im In- und 
vor allem im Ausland seit der Abgabe unseres 
Beitrittsgesuches hat gezeigt, daß wir das richtige 
Ziel vor uns haben, nämlich Europa, und daß wir 
den richtigen Weg gewählt haben, nämlich den 
Beitritt zur EG und die Bete i ligung am Europäi­
schen Wirtschaftsraum. Auf diesem Weg nach 
Europa steht seit vielen Jahren unbeirrt ein Weg­
weiser und Wegbereiter, den wir in d iesem Zu­
sammenhang viel zu verdanken haben, nämlich 
unser Außenminister Alois Mock, der auch die 
Bundesregierung motivieren konnte, ihm auf die­
sem Weg zu folgen .  

Es  genügt aber nicht, daß wir  hier und die Kol­
legen im Nationalrat und die Mitglieder der Bun­
desregierung von der Richtigkeit d ieses Weges 
überzeugt sind. Am Ende des Weges steht eine 
Volksabstimmung, und letztl ich wird es darauf 
ankommen, ob auch die Bevölkerung davon 
überzeugt ist, auf dem richtigen Weg zu sein. 
Meine Vorredner haben bereits darauf hingewie­
sen, daß diesbezüglich noch lange nicht alle Be­
sorgnisse ausgeräumt sind. Ich nenne nur einige 
Stichworte: Transitverkehr, Umweltstandards, 
Standards der Lebensmittelqualität und Schutz 
von Grund und Boden. Da wartet auf den für 
d iesen Bereich eigentlich z uständigen Staatsse­
kretär Jankowitsch ein reiches Betätigungsfeld, 

bei dessen Bewältigung wir ihn gerne unterstüt­
zen wollen.  

Vor ungefähr einem Jahr hat die Europäische 
Gemeinschaft dre i  Richtlinien beschlossen, die 
al lgemeine Aufenthaltsrichtlinie, die Pensions­
richtlinie und die Studentenrichtlinie, die faktisch 
auf eine allgemeine und unbeschränkte Niederlas­
sungsfreiheit hinauslaufen .  Und die einzelnen 
Mitgliedsländer sind angehalten, diese Richtlinien 
bis zum 30. Juni 1 992, also bis in einem Jahr, in 
ihre nationale Gesetzgebung umzusetzen. 

Schon bei einer Beteil igung am Europäischen 
Wirtschaftsraum können die Bundesländer dem 
sicherlich entstehenden Nachfragedruck nur mit 
Raumordn ungs- und Grundverkehrsmaßnahmen 
begegnen .  Das steht woh l  außer jedem Zweifel .  
Für Baugrundstücke beziehungsweise für Grund­
stücke, die zur Bebauung geeignet sind, fehlt den 
Ländern aber heute jegliche Zuständigkeit. Die 
Länder verlangen daher zu Recht, daß sie ihnen 
vor der Ratifizierung des EWR-Vertrages über­
tragen wird .  

Ich füge erklärend auch hinzu, warum den Län­
dern - das wurde auch von der Landeshaupt­
männerkonferenz ausdrücklich ausgeführt - die 
Ankündigung, das bloße Versprechen nicht ge­
nügt. Die Ankündigung und das Versprechen, 
diese Kompetenz  zu übertragen, hatten wir be­
reits einmal. Ich blende zurück in das letzte Jahr, 
als in e inem Kompetenzabtausch vereinbart war 
und durch Regierungsvorlage auch dem Parla­
ment vorlag, den Ländern diese Zuständigkeit zu 
übertragen .  Der Nationalrat hat das herausge­
nommen, und die Mehrheit des Bundesrates war 
damit - ich sage dazu: leider - einverstanden.  
Ich fordere hier mit Nachdruck von der Bundes­
regierung, daß dieses berechtigte Anliegen der 
Bundesländer weit über Parteigrenzen hinweg, 
denn auch die Vorarlberger SPÖ steht ja voll  da­
hinter, rasch erfüllt wird. Und "rasch" kann man 
nur doppelt unterstreichen.  Wen n  man es mit 
dem Fortschritt in  Europa ernst meint und wen n  
man ihn z u r  Kenntnis nimmt, m u ß  man entspre­
chend reagieren.  Und hier ist mir in Österreich -
das sage ich ganz offen - etwas zuwenig Dampf 
in der Lokomotive. 

Der Tiroler Landtag hat - ich habe schon k urz 
darauf h ingewiesen - vor wenigen Wochen ein­
stimmig eine nachhaltige Stärkung der Länderzu­
ständigkeiten gefordert, und der Vorarlberger 
Landtag wird dies nächste Woche tun. Ich denke, 
die Bundesregierung und der Bundesgesetzgeber 
sol lten den Selbstbehauptungswillen der Bundes­
länder nicht auf die leichte Schulter nehmen. 

Ich vertrete die Ansicht, daß die innerstaatliche 
Koordination und Motivation den außenpoliti­
schen Bemühu ngen leider deutlich nachhinken. 
Der Beitritt wird zwar in  Brüssel - oder in einer 

543. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 65 von 126

www.parlament.gv.at



25 1 42 Bundesrat - 543. S i tzung - 26. Juni 1 99 1  

Jürgen Weiss 

anderen Stadt - untersch rieben, entschieden 
wird er aber von der Bevölkerung der österreichi­
schen Bundesländer und Gemeinden .  Info rma­
tion und Motivation sind e ine Bringschuld der 
Regierung u nd der gesetzgebenden Körperschaft, 
keine Holschuld der Bevölkerung. Das sollten wir 
nicht aus den Augen verlieren .  

Zum Stichwort " Information" hätte ich gerne 
einige Verständnisfragen betreffend EWR artiku­
liert. Ich werde das aber in einem persönlichen 
Gespräch nachholen ,  da die Regierungsbank der­
zeit - sicher aus verständlichen Gründen - leer 
ist. Ich nenne die Fragen nur ganz kurz: 

Herr Staatssekretär lankowitsch hat in der 
Presse festgestel lt, daß er eine Auswahl  aus jenen 
1 400 Gesetzesbestimmungen vorgelegt hat, d ie 
bei einem Beitritt Österreichs zum EWR geän­
dert werden müssen .  Mich würde interessieren,  
ob d iese Übersicht auch den Mitgl iedern des Na­
tionalrates und des Bundesrates zur Verfügung 
gestellt werden kann .  

Mich würde weiters d ie  Frage interessieren :  
Gibt es  einen EWR minus e ins oder minus zwei? 
Das heißt, tritt der Europäische Wirtschaftsrau m  
auch dann in  Kraft, wenn beispielsweise einem 
Land die Ratifizierung wegen einer Volksabstim­
mung nicht möglich ist? 

Und schließlich: Ist das sogenannte individuelle 
Opting out geklärt, nämlich d ie Frage, ob also e in  
EWR-Mitgl iedsland den Nachvollzug von EG­
Best immungen für seine eigene Gesetzgebung 
punktuell aussetzen kann? 

Abschlie ßend ein paar Anmerkungen zum Au­
ßenpolitischen Bericht: 

Zum Stichwort "Länderstaatsverträge" , das 
diesmal Gott sei Dank überhaupt vorkommt, 
wird inhaltlich Fehlanzeige gegeben, aber nicht 
deshalb , weil auf dem Gebiet der regionalen Zu­
sammenarbeit der Bundesländer mit ausländi­
schen Ländern oder Kantonen nichts geschieht, 
sondern wei l  sich die Länder von der bundesver­
fassungsgesetzlichen Ermächtigung zu sehr be­
vormundet fühlen und daher den informel len 
Weg gehen.  Herr Landeshauptmann Dr .  Partl hat 
letzte Woche bei einem Vortrag in Wien gemeint, 
man habe sich in e iner bestimmten Frage mit  
Bayern per  Handschlag und ohne Staatsvertrag 
geeinigt. 

Das neue Europa soll - darin s ind sich alle 
einig - ein Europa der Regionen sein .  In den 
EG-Vertrag sol l  auch nach dem Willen der Mit­
gl iedsländer künftig das Subsidiaritätsprinzip auf­
genommen werden .  Durch die Verbesserung der 
verfassungsrechtlichen Ermächtigung zum Ab­
sch luß  von Länder-Staatsverträgen sollte auch 
Österreich endlich einen Beitrag zu dieser ver-

stärkten Regionalpolitik in Europa leisten. (Allge­
meiner Beifall.) 15.07 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor.  

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
n icht der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfalls n icht der 
Fal l .  

Die A b s t i m  m u n g über die vorliegenden 
Berichte erfolgt getrennt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Berich­
te der Interparlamentarischen Delegationen. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, die vorliegenden Berich­
te zur Kenntnis zu nehmen, um ein Handzeichen. 
- Es ist dies S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Der Antrag auf Ken ntnisnahme ist somit a n -
g e n  0 m m e  n. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Drit­
ten Bericht der Bundesregierung über den Stand 
der österreichischen Integrationspol itik. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, den vorl iegenden Be­
richt zur Ken ntnis zu nehmen, um ein Handzei­
chen. - Es ist dies S t i m  m e n e i n  h e l l  i g -
k e i t. 

Der Antrag auf Kenntnisnahme ist somit a n ­
g e  n 0 m m e n .  

Wir kommen zur  Abstimmung über den Au­
ßenpolitischen Bericht der Bundesregierung über 
das Jahr 1990. 

Ich bitte jene Mitgl ieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, den vorliegenden Be­
richt zur Kenntnis zu nehmen, um ein Handzei­
chen . - Es ist d ies S t i m  m e n m e h r  h e  i t. 

Der Antrag auf Kenntnisnahme ist somit a n -
g e n o  m m e  n. 

Einlauf 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Einge­
langt ist ein Schreiben des Kärntner Landtages 
betreffend eine Mandatsveränderung im Bundes­
rat. 

Ich ersuche die Frau Schriftführer in um Verle­
sung dieses Schreibens. 

Schriftführerin lohan na Schicker: 
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"Präsidentin des Bundesrates Anna El isabeth 
Haselbach 

Sehr geehrte Frau Präsidentin !  

Der Kärntner Landtag hat in seiner 37.  Sitzung 
am 26. Juni 1 99 1  aufgrund des Verzichts von 
Herrn Bundesrat a .D.  Matthias Krenn fo lgende 
Wahl  durchgeführt: 

Zum Mitglied des Bundesrates 

Andreas Mölzer, geb. 2. 1 2 . 1952, Annen­
heim 29, 9520 Satten dorf, 

und zu seinem Ersatzmitgl ied 

Gernot Rumpold, geb .  1 1 . 9. 1 957, Tsch inowit­
scherweg 52, 9500 Villach. 

In der Anlage übermittle ich ein aktuel les Ver­
zeichnis der Mitglieder des Bundesrates und ihrer 
Ersatzmitgl ieder, die vom Kärntner Landtag ge­
wählt sind. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Susanne Kövari" 

Angelobung 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Das 
neue Mitglied des Bundesrates ist anwesend. Ich 
werde daher sogleich seine Angelobung vorneh­
men. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel d urch die 
Frau Schriftführerin wird die Angelobung mit 
den Worten " Ich gelobe" zu leisten sein.  

(Schri/t/ührerin Johanna S c  h i c k e r verliest 
die GelÖbnis/ormel. - Bundesrat Andreas M ö I -

z e r  leistet seine Angelobung mit den Worten .. Ich 
gelobe".) 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Ich be­
grüße Herrn Bundesrat Mölzer herzlich in unse­
rer Mitte. (Allgemeiner Bei/all. ) 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 19. 6. 
1991 betreffend ein Abkommen zwischen der Re­
publik Österreich und der Republik Korea über 
die Förderung und den Schutz von Investitionen 
(92/NR sowie 4075/BR der Beilagen) 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum vierten Punkt der Tage�ordnung: 
Abkommen zwischen der Republik Osterreich 
und der Republik Korea über die Förderung und 
den Schutz von Investitionen. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat AI­
fred Gerstl übernommen. Ich b itte um den Be­
richt. 

Berichterstatter Alfred Gerst1: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren ! Das 
vorliegende Abkommen hat die Förderung und 
den Schutz von Investitionen zum Gegenstand 
und regelt auf der Grundlage der Gegense itigkeit 
unter anderem die Entsc hädigungspflicht bei 
Enteignungen, die Frage von Überweisungen und 
Formen der Streitbei legung. Das Abkommen be­
ruht auf dem Prinzip der Inländergleichbehand­
lung und der Meistbegünstigung - ausgenom­
men Vorteile, d ie sich aus I ntegrationsmaßnah­
men ergeben. Aufgrund d ieses Vertragsinstru­
mentes ist jede Vertragspartei in der Lage, die 
Rechte ihres Investors im Investitionsland sicher­
zustellen und zu vertreten .  (Vizepräsident Dr. 
5 c h a m  b e c k  übernimmt den Vorsitz.) 

Der Außenpolitische Ausschuß hat d ie gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
25.  Juni 1 99 1  in Verhandlung genom men und 
einstim mig beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen ,  keinen E inspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der  Au ßen­
politische Ausschuß somit den A n t r a g, der 
Bu ndesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1 991  betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Österreich und der Republik 
Korea über die Förderung und den Schutz von 
Investitionen wird kein Einspruch erhoben . 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Helmut Klomfar. Ich erteile es ihm. 

J 5./2 .. 
Bundesrat Helmut Klomfar (OVP, Wien): Sehr 

geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her­
ren! Zuerst ein paar Daten zur Republik Korea. 
Die Republik Korea weist e ine sehr dynamisch 
wachsende Industrial isierung auf. Die Industrie 
ist sehr diversifiziert, sie ist technologisch fort­
schrittlich. Es werden sehr  hohe Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung getätigt, und die In­
dustrie ist durchwegs mit europäischen Industrien 
zu vergleichen. Allein 1986 bis 1989 hat sich das 
Bruttonationalprodukt verdoppelt. 

Nun ein paar Zahlen zu den Exporten. Von 
1 986 bis 1 99 1  haben sich die Exporte von 34 Mil­
l iarden Dollar auf 70 Mil liarden Dollar erhöht, 
die Importe von 30 Mill iarden Dollar auf 79 Mil­
l iarden Dollar. 

Die Außenhandelsentwicklung zwischen Öster­
reich und der Republik Korea weist folgende 
Zahlen auf: Exporte 1988: 958 Millionen Schi l­
l ing, 1 990: 1 ,5 Mil l iarden Schi l l ing; Importe 1988: 
3,7 Milliarden Schi l l ing, 1 990: 3 Mill iarden Schi l ­
l ing, also gesunken. 
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Das heißt, es ist uns gelungen,  in der Zeit von 
1 988 bis 1990 das Handelsbilanzdefizit von rund 
2,7 Mill iarden auf 1 ,5 Mil l iarden zu reduzieren. 
Das war an und für sich eine erfreuliche Zahl, 
doch im ersten Quartal 199 1  hat sich das wieder 
umgekehrt. Es sind d ie Importe von 762 Mil­
lionen im ersten Quartal 1990 auf 9 1 2  Mi llionen 
im ersten Quartal 1 99 1  gestiegen, während die 
Exporte im gleichen Zeitraum von 3 1 5  Mill ionen 
auf 303 Millionen gefallen sind. Das heißt, es hat 
sich im ersten Quartal das Handelsbilanzdefizit 
um 609 Mill ionen erhöht. 

D ie Gründe hiefür sind mannigfaltig. Der Ex­
port in die Republik Korea ist nicht einfach, und 
zwar n icht nur durch den weiten Transportweg, 
der entsprechende Kosten verursacht und nur in 
sehr großen Mengen wirtschaftlich ist. Es ist ei­
nerseits ein stark steigender Lebensstandard vor­
handen,  andererseits aber noch ein durchschnitt­
l iches Zoll niveau von 1 3  Prozent, das aber bis 
1993 auf 8 Prozent abgesenkt werden soll .  Es gibt 
auch, wenn ich mich jetzt wiederhole - steigen­
der Lebensstandard bedeutet auch einen Bedarf 
an höherwertigen Konsumgütern - eine Luxus­
steuer, die auf Juwelen,  E lektrogeräte, Sportarti­
kel, Genußmittel, et cetera zwischen 30 und 
100 Prozent eingehoben wird. 

Das gegenständliche Abkommen bedeutet für 
d ie exportierende Wirtschaft eine Risikovermin­
derung, und zwar n icht nur für d ie Gründung 
und Durchführung von industriellen Joint-ventu­
res, sondern auch für die Gründung von Ver­
triebsorganisationen, die unbedingt notwendig 
sind, um auf diesem sicherlich interessanten 
Markt Fuß fassen zu können. 

Wie schon in  Verträgen mit anderen Staaten 
sind mit dem Begriff " Investitionen" alle Vermö­
genswerte geschützt, nämlich bewegliches und 
unbewegliches Vermögen .  Ich möchte hier nur ei­
nige wichtige anführen:  Das sind Hypotheken, 
Pfandrechte, Nutzungsrechte, Aktien und sonsti­
ge Beteiligungen, aber auch Urheberrechte, Pa­
tente, Musterschutz, Know-how, Handelsnamen 
et cetera. 

I nvestor kann jede natürl iche Person mit öster­
reichischer Staatsbürgerschaft werden, aber auch 
jede juristische Person ,  das heißt alle österreichi­
schen Kapitalgesellschaften. 

D ie wichtigsten Pun kte sind: E nteignung kann 
nur im öffentlichen Interesse stattfinden, nur auf­
grund eines rechtmäßigen Verfahrens und nur 
gegen Entschädigung zum realen Wert ohne Ver­
zögerung oder mit entsprechender Verzinsung. 

Weitere wichtige Punkte sind: Kapital rückfüh­
rung, Eintrittsrechte, Schiedsgerichtsvereinba­
rung. 

Ich bin davon überzeugt, daß dieses Abkom­
men unsere Wirtschaft zu Investitionen in der Re­
publik Korea ermutigt, die wirtschaftl iche 
Zusammenarbeit zwischen Österreich und dieser 
Republik verstärkt und letzten Endes wiederum 
auch unsere Handelsbi lanz verbessert. Wir stim­
men daher diesem Abkommen gerne zu. (Beifall 
bei ÖVP und SPÖ.) 1 5. 1 7 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlu ßwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s l i m m u n g beschließt der Bun­
desrat mit S t i m m e n e i n h e l l  i g k e i t. gegen 
den Beschluß des Nationalrates k e i Il e n E i n ­
s p r II c h zu erheben. 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
19. Juni 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Marktordnungsgesetz 1985 geändert 
wird (Marktordnungsgesetz-Novelle 1991) ( 134 
und 183/NR sowie 4076/BR der Beilagen) 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
19.  Juni 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Viehwirtschaftsgesetz 1983 geändert 
wird (Viehwirtschaftsgesetz-Novelle 199 1) (135 
und 184/NR sowie 4077/BR der Beilagen) 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
19. Juni 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Qualitätsklassengesetz geändert wird 
(138 und 185/NR sowie 4078/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zu den Punkten 5 bis 7 der Tagesord­
nung, über die die Debatte unter einem abgeführt 
wird. 

Es sind dies: 

ein Bundesgesetz, mit dem das Marktordnungs­
gesetz 1 985 geändert wird (Marktordnungsgesetz­
Novel le 1 99 1 ) , 

ein Bundesgesetz, mit dem das Viehwirtschafts­
gesetz 1 983 geändert wird (Vieh wirtschafts­
gesetz-Novel le 199 1 ) , und 

ein Bundesgesetz, mit dem das Qualitätsklas­
sengesetz geändert wird. 

D ie Berichterstattung über die Punkte 5 bis 7 
hat Frau Bundesrat Anges Schierhuber übernom­
men. Ich bitte um d ie Berichterstattung. 
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Berichterstatter in Agnes Schierhuber: Herr 
Präsident! Meine sehr geschätzten Damen und 
Herren ! Ich darf I hnen die drei Berichte über d ie 
zusammengezogenen Tagesordnungspunkte brin­
gen: 

Bericht des Ausschusses für Land- und Forst­
wirtschaft über den Beschluß des Nationalrates 
vom 1 9. Juni 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
m it dem das Marktordnungsgesetz 1 985 geändert 
wird (Marktordnungsgesetz-Novelle 1 99 1 ) .  

Der vorl iegende Beschluß bezweckt insbeson­
dere die Weiterentwicklung der freiwi lligen Lie­
ferrücknahmeaktion, die Ausweitung der Mög­
l ichkeiten des Ab-Hof-Verkaufes u nd die ver­
pflichtende Ausschreibung für die Funktionen 
der Geschäftsführer der Fonds. Info lge des aufhe­
benden Erkenntnisses des Verfassungsgerichtsho­
fes (Kundmachung BGBL Nr .  2091 1 99 1 )  betref­
fend die Beschränkung der Übernahme auf hart­
käsetaugliche Milch ist eine verfassungskonforme 
Regelung in der Weise vorgesehen, daß im Ein­
zelfall auf Antrag eine Aufhebung der Beschrän­
kung auf Übernahme von hartkäsetauglicher 
Milch zu bewil ligen ist. H insichtlich der durch 
den Verfassungsgerichtshof mit Ablauf des 
29. Februar 1 992 (Kundmachung BGBL 
Nr. 2201 1 991 )  erfolgten Aufhebung von Bestim­
mungen im Richtmengenbereich ist eine Verlän­
gerung der Geltungsdauer einschlägiger Bestim­
mungen mittels Verfassungsbestimmung bis zum 
Ablauf der Geltungsdauer des Marktordnungs­
gesetzes am 30. Juni  1 992 vorgesehen, um für das 
Wirtschaftsjahr 1 991 /92 eine ordnungsgemäße 
Abwicklung im Richtmengenbereich zu gewähr­
leisten .  Für  die Zeit ab 1 .  Jul i  sol l  in der Zwi­
schenzeit eine verfassungskonforme Neuregelung 
erarbeitet werden ,  d ie grundsätzlich am derzeiti­
gen Richtmengen modell anknüpfen wird. 

Der Ausschu ß  für Land- und Forstwirtschaft 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 25. Juni 199 1  in Verhandlung genommen 
und einst immig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben und 
den Verfassungsbestimmungen in Artikel I ge­
mäß Artikel 44 Abs. 2 B-VG d ie Zustimmung zu 
erteilen .  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt  der  Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

l .  Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
19. Juni 1 991  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Marktordnungsgesetz 1 985 geändert 
wird (Marktordnungsgesetz-Novelle 1 99 1 ) , wird 
kein Einspruch erhoben. 

2. Den im Arti kel  I des gegenständlichen Be­
schlusses enthaltenen Verfassungsbestim mungen 

wird im Sinne des Artikels 44 Abs. 2 B-VG die 
Zustimmung erteilt. 

Der nächste Bericht lautet: 

Bericht des Ausschusses für Land- und Forst­
wirtschaft über den Beschluß des Nationalrates 
vom 1 9. Juni 1991  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Viehwirtschaftsgesetz 1 983 geändert 
wird (Viehwirtschaftsgesetz-Novel le 1 99 1 ) .  

Der  vorliegende Beschluß bezweckt insbeson­
dere einen Entfal l  der bisherigen Flächenbindung 
in bezug auf die Bestandsobergrenzen, die Schaf­
fung einer gesetzlichen Grundlage für Zurich­
tungsnormen (Verordnungsermächtigung) sowie 
die Erleichterung bei der Umwandlung von Tier­
beständen. Weiters sind die Möglichkeiten der 
Preisbandfestsetzung für alle dem Viehwirt­
schaftsgesetz unterl iegenden Waren, eine ver­
stärkte Kontrolltätigkeit im Zusammenhang mit 
In- und Exporten sowie - soweit es für die zur 
Erfüllung völkerrechtlicher Verpfl ichtungen er­
forderlich ist - die Veranlassung von entspre­
chenden Ausfuhren vorgesehen. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat die gegenstän dliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 25. Juni 1 99 1  in Verhandlung genommen 
und mehrstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben und 
den Verfassungsbestimmungen im Artikel I ge­
mäß Artikel 44 Abs. 2 B-VG die Zustimmung zu 
erteilen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit den 
A n t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

1 .  Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 9. Juni 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Viehwirtschaftsgesetz 1 983 geändert 
wird (Viehwirtschaftsgesetz-Novelle 199 1 ) ,  wird 
kein Einspruch erhoben. 

2 .  Den im Artikel I des gegenständlichen Be­
schlusses enthaltenen Verfassungsbestimmungen 
wird im Sinne des Artikels 44 Abs. 2 B-VG die 
Zustimmung erteilt. 

Dritter Bericht: 

Bericht des Ausschusses für Land- und Forst­
wirtschaft über den Beschluß des Nationalrates 
vom 19 .  Juni 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Qualitätsklassengesetz geändert 
wird. 

Durch den gegenständlichen Beschluß soll im 
Interesse der Förderung des lauteren Wettbe­
werbs die Kennzeichnung landwirtschaftlicher 
Produkte nach der bei ihrer Erzeugung angewen­
deten Produktionsmethode ermöglicht werden,  
indem eine entsprechende Verordnungsermächti-
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gung geschaffen wird. Dies sol l  unter anderem 
der von Konsumenten- und Tierschutzkreisen ve­
hement vertretenen Forderung nach einer Rege­
lung der Kennzeich nung der Eier nach der für 
ihre Erzeugung verwendeten Art der Legehen­
nenhaltung entgegenkommen. Außerdem bietet 
der gegenständliche Entwurf auch die Möglich­
keit, die für Obst und Gemüse geltenden Quali­
tätsklassen verordnungen mit Kennzeichnungsbe­
stimmungen betreffend die verwendete Produk­
tionsmethode zu erweitern. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 25. Juni 1 99 1  in Verhandlung genommen 
und einstim m ig beschlossen ,  dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit den 
A n t r a g, der Bundesrat wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
19. Juni 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, m it 
dem das Qualitätsklassengesetz geändert wird ,  
wird kein  Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte ein,  die über die zusammenge­
zogenen Punkte unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Erich Farthofer. Ich erteile es ihm. 

15.�5 
Bundesrat Erich Farthofer (SPÖ, Niederöster­

reich) :  Herr Präsident! Geschätzte Damen und 
Herren! D ie österreichische Agrarmarktordnung 
- Kernstücke sind das Marktordnungsgesetz, das 
Viehwirtschaftsgesetz, das Geflügelwirtschaftsge­
setz sowie das Mühlengesetz - ist noch immer 
durch ein hohes Maß an gesetzlichen Regelungen,  
eine Ausklammerung marktwirtschaftlicher In­
strumente zugunsten von P lanwirtschaft, über­
mäßiger Bürokratie und strukturellen Überschüs­
sen mit hohen Verwertungskosten bei gleichzeitig 
zu intensiver, ökologisch schädlicher Land­
schaftsbewirtschaftung gekennzeichnet. 

Zwar sind wesentliche Liberalisierungsschritte 
angesichts der mangelnden Wettbewerbsfähigkeit 
der österreichischen Landwi rtschaft gesetzt wor­
den, aber im Hinblick auf einen eventuellen EG­
Beitritt sind weitere unerläßl ich. 

Die Marktordnungskosten haben sich aufgrund 
der Weltmarktpre isentwicklung weiterhin erhöht. 
Die Getreideüberschußverwertungskosten im In­
und Ausland werden im laufenden Wirtschafts­
jahr rund 4,7 Mil liarden Schilling gegenüber 
3,6 Mil liarden ein Jahr vorher betragen .  

Die Erlöse für die Ausfuhr von rund 
900 000 Tonnen Getreide l iegen bei weniger als 

1 S je Kilogramm Getreide, wobei allein für die 
Exporte rund 3 ,2 Mill iarden Schil ling aufzuwen­
den sein werden .  Der Bauernantei l  an der Getrei­
deüberschußverwertung - die Finanzierung er­
folgt ja bekanntlicherweise durch D üngemittelab­
gabe und Verwertungsbeiträge - steigt von 1 ,6 
auf 2 , 1  Mil l iarden Schilling. Auf seiten der Bau­
ern fehlen bedauerlicherweise derzeit rund 
350 Mil l ionen Schil l ing. 

Im Bereich der Mi lchproduktion konnte d urch 
die Milchlieferverzichtsaktion und andere Maß­
nahmen doch eine Verringerung der Milchanlie­
ferung auf 2, 1 Millionen Tonnen - früher waren 
es 2,4 Mil l ionen Tonnen - erreicht werden. Bei 
einem Inlandsabsatz von 1 ,9 Mill ionen Tonnen 
müssen rund 300 000 Tonnen Milch in Form von 
Käse, Butter und anderen Milchprodukten mit ei­
nem Stützungsvolumen von rund 2 Milliarden 
Schi lling, die angesichts der verringerten M ilch­
produktion fast zur Gänze vom B und getragen 
werden, exportiert werden. 

Zurzeit wird jeder Liter Überschußmilch mit 
6,70 S gestützt. Damit liegt die Stützung deutlich 
höher als der Bauernerlös. Es käme daher bil liger, 
den Bauern das volle Milchgeld für weniger M ilch 
zu bezahlen. Aus diesem Grund wird von seiten 
der sozialistischen Fraktion eine weitere Ausdeh­
nung der auch von der SPÖ bere its 1 985 erstmals 
durchgeführten Milchlieferverzichtsaktion gefor­
dert. 

Kein Weg führt insgesamt gesehen an einer 
Produktionsverringerung und einer notwendigen 
Strukturanpassung auf dem nachgelagerten Ver­
arbeitungssektor gerade im Milchbereich vorbei .  

Nur  auf diesem Weg, gekoppelt mi t  einer Qua­
l itätspolitik ,  werden die österreich ische Landwirt­
schaft und natürlich auch die Nahrungsmitte lpro­
duktion im Falle eines EG-Beitrittes tatsäch lich 
überlebensfähig sein. 

I m  Arbeitsübereinkommen hat sich die Bun­
desregierung entschlossen, den mit der Marktord­
nung 1 988 eingeschlagenen Weg des Abbaus der 
Überschüsse, der Entbürokratisierung, der Stär­
kung der Wettbewerbskraft und der Versorgung 
der Bevölkerung m it hochwertigen P rodukten so­
wie der bäuerlichen Einkommenssicherung fort­
zusetzen .  Das marktordnungspolitische I nstru­
mentarium ist schrittweise an die EG-Marktord­
nung heranzuführen. Der Reglementierungsgrad 
ist im Bereich der Produktion ,  Verarbeitung, Ver­
marktung im Zuge der Marktordn ung 1992 stu­
fenweise weiter zu reduzieren. 

Im Milchbereich wurden im Arbeitsüberein­
kommen eine Ausweitung der freiwill igen Liefer­
rücknahme mit dem Ziel der E ntlastung von 
Bund und Bauern und die Ausweitung der Mög­
lichkeiten des Ab-Hof-Verkaufes unter anderem 
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vereinbart. Im Getreide- und Alternativbereich 
sollte das Getreideprotokoll 1 99 1  bereits etliche 
Weichenstel lungen für die Marktordnungs­
gesetz-Novelle 1992 bieten . 

Im Milchbereich wurden darüber hinaus vom 
Verfassungsgerichtshof Bestimmungen betref­
fend die Richtmenge der Bauern aufgehoben. 
Ebenfalls wurden die Bestimmungen betreffend 
die hartkäsetaugliche Milch wegen Beschränkung 
des Grundrechts auf Erwerbsfreiheit und des 
Gle ichheitsgrundsatzes aufgehoben. Der Verfas­
sungsgerichtshof hat sich dabei vor allem daran 
gesto ßen, daß die Bauern bis jetzt in Hartkäsege­
b ieten nur die Wahl hatten ,  entweder si lofreie 
Milch zu produzieren oder gar keine Milch in Kä­
sereien zu l iefern. Die entsprechenden Paragra­
phen im Marktordnungsgesetz wurden mit Wir­
kung vom 29. Februar 1992 aufgehoben und 
mußten daher in der Novelle 199 1  ihren N ieder­
schlag finden .  

In  langwierigen Verhandlungen,  die der Erstel­
lung einer Regie rungsvorlage vorangingen,  ist es 
den Regierungsfraktionen bisher leider nur ge­
lungen, im Bereich der Milchwirtschaft Einigu ng 
zu erzielen. 

Da das Wirtschaftsjahr 1 991/ 1 992 mit 1 .  Juli 
beginnt, andererseits aber wichtige Entscheidun­
gen im Bereich der Getreidewirtschaft, insbeson­
dere das schon erwähnte Getreideprotokoll 199 1 ,  
noch nicht ausverhandelt sind , wird i n  der vorlie­
genden ersten Marktordnungsgesetz-No­
velle 1991 nahezu ausschließlich der Milchbe­
reich behandelt und geregelt. Die sozialistische 
Fraktion wird dazu die Zustimmung erteilen. 
(BeifaLL bei SPÖ und Ö VP.} 1 530 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort hat sich weiters gemeldet Herr Bundesrat 
Hermann P ramendorfer. Ich ertei le es ihm. 

1530 
Bundesrat Hermann Pramendorfer (ÖVP, 

Oberösterreich): Herr P räsident !  Hohes Haus! 
Meine sehr  verehrten Damen und Herren!  In der 
E in leitung des Debauenbeitrages meines Vorred­
ners hat es so geklungen,  als wäre die Marktord­
nung nur für die Bauern bestim mt. (Bundesrat 
F a  r t h o f e r: Ich rede für die Bauern und nicht 
für die Genossenschaft!) Auch für die Konsumen­
ten gilt diese Marktordn ung. Besonders aus der 
Entstehtungsgeschichte der Marktordnung ist zu 
erkennen, daß diese sehr auf den Konsumenten 
zugeschnitten ist, denn in den sechziger Jahren 
war Österreich noch Importland für so manches 
Produkt. 

Im Arbeitsübereinkommen zur Bildung einer 
gemeinsamen Bundesregierung wurde für das er­
ste Halbjahr 1 991  eine Marktordnungsgesetz-No­
velle vereinbart. Nach mehreren Verhandlungs-

runden unter der F ührung der Chefverhandler 
Bundesminister Dr. Franz F ischler und Dkfm. 
Ferdinand Lacina wurde ein Ergebnis erarbeitet, 
das am 1 7. Juni als Regierungsvorlage im Land­
wirtschaftsausschuß und am 19. Juni 1 99 1  im P le ­
num des Nationalrates beraten und beschlossen 
wurde. 

Die Schwerpunkte der vorliegenden Refor m  
sind eine Liberalisierung des Ab-Hof-Verkaufs, 
eine Ausweitung des freiwil l igen Lieferverzichts 
sowie mehrere Verbesserungen in bezug auf Han­
delbarkeit von Richtmengen. Der Schwerpunkt 
liegt zweifellos bei der Milchmarktregelung. 

Beim Ab-Hof-Verkauf, so meint man, würden 
sich Marktchancen aufgrund des direkten Kon­
taktes zwischen dem Konsumenten und dem Pro­
duzenten ergeben. D iese Marktchancen sollen ge­
nützt werden, indem eine völl ige F reigabe des 
Ab-Hof-Verkaufes vereinbart wurde : ohne Abga­
ben, ohne Höchstgrenzen und ohne Bewil ligung. 

Wir müssen uns aber im klaren darüber sein ,  
geschätzte Damen und Herren , daß diese Mar kt­
chancenL doch sehr  begrenzt sind, denn der Weg 
vom Produzenten zum Konsumenten, zu den 
Verbraucherzentren ist bei  einem Produkt wie 
etwa Milch - es ist das ein Produkt mit sehr ho­
hem Verderblichke itsgrad - noch immer zu lang. 
Dieser Weg kann auch durch gesetzliche Rege­
lungen nicht verkürzt werden. Als Kenner der 
Praxis räume ich daher diesen Dingen nicht allzu 
große Marktchancen ein.  

Für Biobauern wurde eine zusätzl iche Erleich­
terung geschaffen :  Diese dürfen nämlich mit ih­
rem Produkt zum Konsumenten, zum Abnehmer 
hinfahren. Es wird sich aber dabei genauso die 
Schwierigkeit ergeben, daß man eben ohne ent­
sprechende Kühleinrichtungen, ohne entspre­
chende Transportmöglichkeiten das alles nicht 
wird bewerkstell igen können, und man ist dann 
genau dort, wo die Molkereien, die Verarbei­
tungsbetriebe zwangsläufig sind, denen zu viel 
Bürokratie und unwirtschaftliches Denken vorge­
worfen wird. 

Zur Verbesserung der Handelbarkeit: Diesbe­
züglich ist eine echte Verbesserung eingetreten ,  
und das hat sich bewährt. Das hat etwas mehr 
Flexibi l ität in das System gebracht, ohne d ie 
Marktstabilisierung zu gefährden. Das ist etwas 
ganz Wesentliches. Denn frühere - auch gut ge­
meinte - Aktionen haben stets zu einer Auswei­
tung der Produktion geführt. 

Allerdings ist auf der einen Seite sichergestel lt ,  
daß die Marktleistung nicht höher wird, anderer­
seits ist damit nur eine Umschichtung verbunden, 
und zwar von einem Betrieb zum anderen. Aber 
das ist auch schon ein Vortei l ,  denn durch d ie 
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Handelbarke it wurde d ie Bereitschaft für manche 
Betriebe, ihr Kontingent zu veräußern, erhöht. 

Verbesserungen gibt es für den Einze lbetrieb 
h insichtlich der Zukaufsmenge. Diese wird von 
5 004 Kilogramm pro Jahr auf 6 000 Kilogramm 
erhöht.  Künftig werden einheitlich nur mehr 
1 5  Prozent der gehandelten Richtmenge einbe­
halten. Bisher sind bei der Teilhandelbarkeit 
25 Prozent der Richtmenge des Betriebes verfal­
len. Auch das war hin und wieder ein Hemm­
schuh,  die Richtmenge zu verkaufen. 

In bezug auf die Handelbarkeit dürfen wir 
nicht übersehen, daß die Richtmengen in jenen 
Gebieten frei werden, in denen es möglich ist, in 
andere Produktionssparten auszuweichen. In an­
deren Gebieten,  wo es fast ausschließlich kle inere 
Strukturen gibt und eine andere Produktions­
möglichkeit kaum gegeben ist, geht das nicht. Das 
wol lte man m it der Handelbarkeit erreichen, und 
das ist auch i m  wesentl ichen gelungen.  

Für Hofübernehmer ohne Richtmenge - es 
gibt ja Höfe , die keine Richtmenge haben - wird 
künftig innerhalb von drei Jahren die Möglichkeit 
geschaffen, 30 000 Kilogramm als Obergrenze zu 
erwerben. 

Letztlich wurde auch die oftmals kritisierte 
Grenze - wenn ein Betrieb 70 000 Kilogramm 
Richtmenge hatte, so war er bis jetzt von weiteren 
Zukaufsmöglichkeiten ausgeschlossen - von 
70 000 auf 80 000 Kilogramm erweitert . Das fand 
nicht überall ungeteilte Zustimmung. 

Der Futterflächensch lüssel wurde etwas abge­
ändert und eben den 80 000 Kilogramm als 
Höchstrichtmenge angepaßt. 

Trotz der Verbesserungen im Zugang zu den 
Richtmengen ist es für den einzelnen Milchbau­
ern noch i mmer schwierig, neue, zusätzliche 
Richtmengen zu erwerben. Die Bereitschaft zum 
Verkauf von Richtmengen  ist relativ gering. Des­
halb strebte man auch gewisse Erle ichterungen 
an,  um eben mehr F lexibi lität, mehr Bereitschaft 
in dieses System hineinzubringen. Jeder fürchtet 
sich - begreiflicherweise - davor, daß, wen n  er 
seine Richtmenge einmal verkauft hat, dann für 
ihn  die Produktionsgrundlage und damit die Ein­
kommensgrundlage aus der Milchwirtschaft für 
immer verloren ist. 

Am Rande seien emlge Verbesserungen bei 
Hof te ilungen erwähnt. Auch das kommt manch­
mal vor, hat aber für den Großteil der Milchbau­
ern keine B edeutung. D ie freiwillige Lieferrück­
nahme hat sich bestens bewährt und wurde we­
sentlich verbessert. Wer nämlich auf 1 4  Prozent 
der anrechenbaren Liefermenge verzichtet, kann 
pro Liter Milch 75 Groschen an Prämienrückver­
gütung bekommen. 

Eine weitere Forderung, die immer wieder hör­
bar wurde, war die, daß man zu den zwei Berech­
nungsjahren für die Anliefermenge ein drittes da­
zugegeben hat. Der Durchschnitt aus den zwei 
besten Jahren soll  als Grundlage für die Liefer­
rücknahmemenge herangezogen werden .  

Es  galt auch, mit  dieser Novelle e inige verfas­
sungsrechtl iche Absicherungen bezüglich Richt­
mengenregelung zu treffen. Und das ist nun bis 
30. Juni 1 992 gewährleistet. 

Darüber hinaus wurde in einem Parteienüber­
einkommen vereinbart, daß ab 1 .  Juli 1 992 eine 
Richtmengenregelung bestehen wird, die die ge­
setzlich erworbenen Einzelrichtmengen in ihrer 
Höhe und Rechtswirksamkeit nicht in Frage stel­
len wird. Bekanntlich läuft ja die gesamte Markt­
ordnung mit 30. Juni 1 992 aus. - Damit ist den 
Milchbauern die Sic herheit gegeben, daß ihnen 
ihre Produktionsbasis auch nach Ablauf der der­
zeit geltenden Marktordnung gesichert bleibt. 

Oft wurde Krit ik  am Marktordn ungssystem 
von so manchen Bauern geübt, die ihre Betriebe 
im Silosperrgebiet haben. Gerade heuer hatten 
wir ja wieder einen Witterungsverlauf bei der 
Heuernte, der uns u m  einigen Gewinn bringt : Es 
steht noch auf vielen Futterflächen der erste 
Schnitt, der schon längst weg sein sollte, und das 
ist eine Tragik, was aber - leider! - nicht zu 
ändern ist. Deshalb haben im sogenannten Silo­
sperrgebiet oftmals Bauern die Forderung erho­
ben: Wir wollen aus der Silosperrgebietaktion 
heraus. Diese Si losperraktion mußte gemacht 
werden, weil diese M ilch mit anderer nicht ver­
mischbar ist und nicht zu Emmentalerkäse verar­
beitet werden kann ;  das geht aus Silofutter produ­
zierter Milch  nicht. Diese Bauern wollten aber 
wegen der günstigeren Erntemethoden aus dem 
Silosperrgebiet heraus. 

Dieser Forderung wurde auch in dieser Novelle 
Rechnung getragen :  Ein Einzelbetrieb im Silo­
sperrgebiet kann jetzt seine M ilch einem anderen 
Verarbeitungsbetrieb zur Verfügung stellen. Al­
lerdings muß er, wenn Mehrkosten aus dem 
Transportsystem anfallen, diese selber tragen. 

Zum Viehwirtschaftsgesetz. Durch die Vieh­
wirtschaftsgesetz-Novelle so l l  der Landwirt­
schaftsminister ermächtigt werden, Zurichtnor­
men zu erlassen. Damit kann der Minister festle­
gen, welche Kriterien bei der Zerlegung von 
Schlachtkörpern eingehalten werden müssen. Da 
gibt es einen wesentlichen Unterschied. Wenn da­
mit - unter Anführungszeichen - "Schindlu­
der" getrieben wird , kann der Erlös aus einem 
Tierkörper um 7 bis 8 Prozent niedriger sein. 

Durch Normierungen wird es Richtl inien ge­
ben, und damit wird eine einheitliche, vergleich­
bare Preisbasis geschaffen. 
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Im Viehwirtschaftsgesetz wurde auch die Flä­
chenbindung weggelassen. Das führte zu Kritik 
bei manchen Leuten. Es ist aber nichts nach oben 
freigegeben worden, nämlich bezüglich Bestands­
obergrenzen, denn im Wasserrecht 1 990 und in 
den verschiedenen Bodenschutzgesetzen der Län­
der werden Tierbestandsobergrenzen schärfer ge­
regelt, als das durch das Viehwirtschaftsgesetz ge­
schehen ist. 

Ein wesentlicher Punkt ist, daß man den Um­
stieg erleichtert hat, und zwar zugunsten von Ge­
bieten mit schlechteren Betriebsbedingungen und 
Wirtschaftsbedi ngungen,  nämlich eine Erleichte­
rung bei der U mwandlung von Tierbeständen,  
zum Beispiel Ausstieg aus der Milchviehhaltung, 
Umstieg auf Mastvieh- oder Schweinehaltung. Es 
ist für jene Bauern wichtig, die Milchrichtmengen 
erwerben wollen, daß diese Flexibilität erhöht 
wurde. 

In der Novelle wird geregelt, daß bei einem sol­
chen Umstieg nur mehr 25 Prozent der Bestands­
obergrenzen angerechnet werden sollen. 

Sie sehen,  meine geschätzten Damen und Her­
ren, wie kompliz iert die Marktordnung in  ihrer 
Durchführung geworden ist. Letztlich muß aber 
doch dem Umstand Rechnung getragen werden, 
da ß die Marktordnung - trotz unserer Einstel­
lung zur freien Marktwirtschaft - notwendig ist. 
Diese ist auch geprägt von sozialen Aspekten, 
nämlich in der Form, daß mehr für kleinere, daß 
mehr für die Betriebe in  schlechteren Gebieten 
getan wird. 

Drei Punkte sind noch zu erwähnen bezüglich 
Viehwirtschaftsgesetz: Die Preisbänder für alle 
Warengruppen werden in  die Behandlung durch 
die Vieh- ud Fleischkommission miteinbezogen .  
Gesetzliche Vorkehrungen werden für das Rin­
derabkommen mit der EG getroffen, ebenso gibt 
es eine Neudefin ition von "Zuchtsau" , denn man 
war sich auch nicht ganz im klaren darüber, was 
laut Gesetzestext eine "Zuchtsau" eigentlich ist. 
Es wurde eine E rleichterung geschaffen, und das 
ist für alle etwas verständlicher, die dieses Gesetz 
zu vollziehen haben. 

In den Beratungen zu d ieser Gesetzesnovellie­
rung wurde über die Einführung eines Marke­
tingbeitrages für die Fleischwerbung verhandelt, 
eine Forderung, die die Vertreter der Urproduk­
tion erhoben haben. Die Befürworter dachten an 
eine Abgabe durch die Produzenten; es hätte 
sonst niemand belastet werden sollen. 

Es ist bedauerlicherweise n icht zu diesem Mar­
ketingbeitrag gekommen. Wir hätten diese Bei­
träge aber notwendig gebraucht, um das heimi­
sche Qualitätsfleisch zu bewerben .  Wir müssen ,  
bitte, auch den  Konsumenten in einer entspre­
chenden Werbung sagen,  welch hohe Qualität 

österreichisches Fleisch hat, besonders im Hin­
bl ick auf den EG-Beitritt. Wenn wir unsere Qua­
litätsprodukte mit vielen in  der EG erzeugten 
landwirtschaftl ichen Massenprodukten vermi­
schen und den Konsumenten nicht k larmachen, 
welchen Wert das Qualitätsfleisch österreichi­
seher Herkunft hat, dann wird der Konsument 
wahrscheinlich zum billigeren Fleisch greifen. 

Wir haben aber doch die Hoffnung, daß öster­
reichische Qual itätsprodukte, wenn diese dekla­
riert sind, auch wenn sie etwas teurer sind, von 
den Konsumenten l ieber gekauft werden als ande­
re. Internationalen Standard können wir bezüg­
lich u nserer Fleischsorten aufweisen ;  das bewei­
sen auch die vielen internationalen Ausstellungen 
österreichischer Nutz-, Schlacht- u nd Zuchtrin­
der nicht nur in europäischen Ländern. 

Allerdings wären die Gemeinden zur Einhe­
bung des Marketingbeitrages vorgesehen gewe­
sen. Die Oberösterreichische Landesregierung 
hat in einer Stel lungnahme entschieden Ein­
spruch erhoben gegen eine solche Vorgangsweise. 
Ich muß mich dem anschließen, weil nicht sein 
kann, daß Agenden der mittelbaren Bundesver­
waltung den Gemeinden übertragen werden , und 
das, ohne eine Abgeltung vorzusehen. 

Meine sehr Verehrten!  Den Gemeinden wird in 
zunehmendem Maße mehr und mehr angeordnet. 
Die Personalausstattung ist dort aber nicht ausrei­
chend, und die finanzielle Lage, mehr Personal 
einzustel len, ist auch n icht gegeben. 

Die Opposition hat Kritik geübt, und mein 
Vorredner, Kollege Farthofer, hat darauf hinge­
wiesen ,  daß das Getreideprotokoll fehlt. Es ist 
richtig: Die Getreideverhandlungen gestalten sich 
im Rahmen der Marktordnungsverhandlungen,  
und zwar jedes Jahr, wenn es darum geht, das 
Getreideprotokoll zu unterfertigen,  äußerst 
schwierig. 

Es ist auch r ichtig, daß der Export von Getrei­
de beinahe zum Erliegen gekommen ist, daß nur 
unter größten finanziellen Anstrengungen Ex­
portmöglichke iten bestehen. Ich darf aber darauf 
hinweisen, daß wir es auf keinen Fall h innehmen 
können, daß man vom Erzeugerpreis 50 Gro­
schen wegnimmt, denn das würde einen Verlust 
eines Teils des Einkommens der Bauern bedeu­
ten, und darauf können wir uns bei Gott n icht 
einlassen .  

Wen n  auf die EG hingewiesen wird, dann muß 
man dazusagen :  Die Produktionskosten in der 
EG, die Gestehungskosten sind dort andere als 
bei uns, sind nicht vergleichbar, sind wesentlich 
niedriger. Wenn wir das eine wol len ,  dann müs­
sen wir auch das andere bekommen.  
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Aber eines muß uns auch klar sein :  Jedes Kilo­
gramm Getreide, das im I nland bleibt, wird im 
In land zu Fleisch - es wird verfüttert - oder 
zum geringeren Teil auch z u  Milch. 

Ob heute die Relation noch stimmt, das möchte 
ich im Moment dahingestel lt  lassen, aber vor eini­
gen Jahren war es so: Wenn wir die Produktion 
von einem Hektar als Getreide exportiert haben, 
hat das 7 500 S gekostet, über das Rindfleisch 
veredelt, Stiermast, hätte dieser Hektarertrag 
1 5  000 S gekostet, und ein Hektar Produktion 
über die Milch  exportiert hätte 24 000 S gekostet. 

Daraus können wir ersehen, welch gro ße 
Schlüsse lfunktion das Getreide einnimmt. Es 
muß uns gelingen, Flächen aus dieser Produktion 
herauszunehmen, Herr Kollege Konecnyl Ich 
sehe aus Ihrer Reaktion Unmut. Wir müssen zu 
Alternativproduktionen kom men. Da brauchen 
wir die Unterstützung der gesamten Gesellschaft. 
(Bundesrat K 0 n e c n y: Ja.') 

Wir verstehen uns nicht darauf, weiterhin Ge­
treide auf diesen Flächen zu produzieren, son­
dern Alternativprodukte, d ie in Form von Ener­
gie ganz gleich wie immer verwertet werden kön­
nen. Sonst kommen wir aus diesen Schwierigkei­
ten nicht heraus. Aber dies soll auch nicht in  der 
Form geschehen , einfach zu sagen, baut etwas an­
deres an, es wird schon gehen.  Ein Einkommens­
ausgleich muß auf diesen F lächen auch gegeben 
sein. 

Es wird kritisiert: kein Fortschritt bei den Di­
rektzahlungen. Es gibt ein Modell , von der Oppo­
sition vorgelegt. pro Förderungswerber 80 000 S 
und darüber hinaus pro Hektar noch 5 000 S 
oder 4 000 S. Ich frage mich nur, wie so etwas 
finanzierbar sein soll .  Obwohl diese Direktzah­
lungen als  Ausgleich für Wirtschaftserschwernis­
se und ertragsmindernde Umfeldbedingungen äu­
ßerst wichtig und sozial gerecht sind, müssen sie 
finanzierbar sein.  Aber das - das ist meine per­
sönl iche Meinung - allein kann nicht der Weg 
sein .  Wenn wir das Produkt von der E inkom­
mensbildung völlig herausnehmen oder unbedeu­
tend machen, dann ,  meine sehr Geehrten, wird es 
so sein ,  was ich nicht haben wollte,  daß dann 
manche Gebiete vergleichbar mit Indianerreser­
vaten in den USA werden. 

Wenn man nämlich dort die Produktion nicht 
mehr als Einkommen dek lariert. dann - davon 
bin ich überzeugt - wird u ns die Freihaltung der 
Landschaft das Dreifache kosten. Dann wird es 
halt Schlechtwetterzulagen geben, wenn d iese 
Hänge gemäht werden sol len .  Wenn das Produkt 
etwas kostet, dann nimmt der Bauer auch in Kauf, 
daß er es bei Regen abmäht. Das ist doch eine 
klare Sache. Das ist unterstützend richtig, aber es 
kann nicht vorrangig sein .  Davor möchte ich ganz 
entschieden warnen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Zum 
Abschluß: Wen n  auch mit der Marktordnungsge­
setz-Novelle nicht alle Wünsche der Bauern und 
ihrer Vertreter erfüllt werden konnten,  so stellt 
sie doch einen tragbaren Kompromiß dar, der uns 
im Bemühen um die Erhaltung eines gesunden 
und für die gesamte Gesellschaft notwendigen 
Bauernstandes einen Schritt weiterbringt. (Beifall 
bei Ö VP und SPÖ sowie Beifall des Bundesrates 
Mag. Lakner. J 1 5.54 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort hat sich weiters gemeldet Herr Bundesrat 
Mag. John Gudenus. Ich erteile es ihm. 

15.54 
Bundesrat Mag. Joh n  Gudenus (FPÖ, Wien): 

Herr Präsidentl  Herr Ministerl Als Wiener Bun­
desrat möchte ich e in ige Zahlen zur Ein leitung 
vorgeben . 

In Österreich wurden 1 989 rund 2 Millionen 
Tonnen Milch erzeugt. Davon wurden 
580 000 Tonnen zur Trinkmilch. Von diesen 
wurden alle in in Wien 1 74 000 Tonnen konsu­
miert. (Bundesrat F a  r l h o f e r: Bravo. Wien.') 

In  Wien gab es am 3 .  1 2 . 1990 1 04 Rinder, wo­
hingegen es in der Republik Österreich 2,5 Mil­
lionen Rinder gab. 

Bei den Schweinen verhält es sich so : 
1 934 Schweine in Wien und in der Republik 
Österreich 3,8 Millionen Schweine. 

Die bodengehaltenen Hühner hatten eine An­
zahl von 2 604 in  Wien und 2,4 Millionen in 
Österreich . D ie Baueriehaltung fand in Wien er­
freulicherweise nicht statt, in Österreich selbst 
aber wurden etwa 4,5 Millionen Hühner in Batte­
rien gehalten.  

In Wien werden 2 0  000 Tonnen Wein erzeugt, 
in Österreich  2,5 Millionen Tonnen Wein.  (Bun­
desrat Ing. P e  n z: Hektoliter!) Hektoliter? Ich bin 
gerne bereit, diese Äu ßerung als wohlmeinenden 
Hinweis gelten zu lassen .  Hektoliter muß es wohl 
heißen, aber bei den Äpfeln bleiben wir bei den 
Tonnen. 

Äpfel wurden in Wien 7 500 Tonnen erzeugt, 
in Österreich 255 000 Tonnen; Pfirsiche: 
920 Tonnen, in Österreich 1 1  800 Tonnen, Bir­
nen: 6 200 Tonnen, i n  Österreich 46 000 Ton­
nen; Kirschen: 1 800 Tonnen, in Österreich 
26 700 Tonnen und Erdbeeren: 228 Tonnen, in 
Österreich 1 5  3 04 Tonnen.  

Dies nur ,  u m  zu zeigen,  daß Wien nicht nur 
e ine Stadt und Konsument, sonder n  auch Produ­
zent ist. Wir vergessen vielfach vielleicht in ande­
ren Bundesländern , daß W ien einen bedeutenden 
agrarischen W irtschaftsbereich darstellt. 
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Da die Marktordnungsgesetz-Novelle 1 988 
eine vierjährige Geltungsdauer hatte und im Arti­
kel I - eine Verfassungsbestimmung - d ie Bun­
deskompetenz auf diese Dauer festgelegt wurde, 
erscheint d ie neuerl iche Verfassungsbestimmung 
im Artikel I in der Marktordnungsgesetz-Novel­
le 1 99 1  entbehrlich. 

Im übrigen scheint es gesetzestechnisch be­
denklich zu sein ,  relativ umfangreiche Änderun­
gen,  wie sie d ie geplante Novelle vorsieht, ledig­
l ich auf d ie Dauer eines Jahres bis Ablauf der 
Geltungsdauer der Marktordnungsgesetz-Novel­
le 1 988 zu erlassen. Es wäre zu bedenken, ob die 
vorgesehenen Anpassungen und Neuregelungen 
nicht erst anläß lich der Verabschiedung der näch­
sten Marktordnungsgesetz-Novelle, dan n  wieder 
für eine längere Geltungsdauer, sinnvollerweise 
erlassen werden sollten .  

Für die Gesetzesanwender, vor allem d ie bäuer­
liche Bevölkerung, sind derartige rasche NovelIie­
rungen von Rechtsgebieten, die sehr wesentlich in 
die Bewirtschaftung ihrer Höfe eingreifen,  untun­
lich und schaffen im al lgemeinen lediglich 
Rechtsunsicherheit bezieh ungsweise Unsicherheit 
bei der Bewirtschaftung ihrer Höfe. 

I m  übrigen sind die novellierten Bestimmungen 
so detai l l iert und kompliziert geregelt, daß sie für 
d iese Normunterworfenen nicht oder nur kaum 
verständlich sind. (Bundesrat lng. P e  n z: Unter­
stellen Sie den Bauern nicht Dummheit.' Die verste­
hen das sehr wohl! Die haben bisher mit der 
Marktordnung gelebt und produziert! Weil Sie jetzt 
kommen. können Sie es plötzlich nicht mehr?) 

Ich komme darauf zurück, Herr Kol lege . Las­
sen Sie mich ausreden!  Ihr Einwurf mag zweck­
mäßig sein, ich komme darauf zurück. 

Da ein Gro ßteil  der Milchmarktordnung auch 
nicht EG-konform ist, wäre im Hinblick  auf den 
EG-Beitrittsantrag Österreichs und die bereits 
seh r  weitgehenden EWR-Verhandlungen bei ei­
ner Anpassung auf die EG-Richtl inien und - Be­
stim mungen Bedacht zu nehmen. 

Begrüßt wird die beabsichtigte Ausweitung des 
Ab-Hof-Verkaufs. Doch wird diesem Ziel die vor­
liegende Novelle nicht oder n ur in ungenügen­
dem Maße gerecht. 

Die Ablieferungspflicht wäre, wenn s ie über­
haupt aufrechterhalten wird, auf die n icht am Hof 
verbrauchte beziehungsweise ab Hof selbst ver­
kaufte Milch einzuschränken. Es wäre überhaupt 
zu prüfen, wieweit diese Ablieferungspflicht noch 
zeitgemäß ist. Die Ablieferungspflicht könnte 
d urch eine Übernahmepflicht eines lokalen Be­
oder Verarbe iterbetriebes ersetzt werden. Nur in 
d iesem Umfa nge wären Versorgungsgebiete noch 
aufrechtzuer halten. (Bundesrat lng. P e  n z: Wis-

sen Sie. daß es gar keine Ablieferpflicht gibt? Wir 
haben keine kriegs wirtschaftliche Regelung/) Las­
sen Sie mich zum Ende meiner Ausführungen 
kommen. Ich gehe auf Ihren E inwand gerne ein. 

Ansonsten würde durch den Ersatz der Abliefe­
rungspflicht an bestimmte Betriebe durch die 
Übernahmspflicht auch ein zeitgemäßer Wettbe­
werb zwischen den verarbeitenden Betrieben er­
möglicht werden.  Bewahrung des garantierten 
Absatzes der erzeugten und nicht von den Bauern 
selbst vermarkteten Milchmengen. Es ist in kei­
ner Weise ersichtl ich .  warum der Ab-Hof-Ver­
kauf noch immer der Bewil l igung des M ilchwirt­
schaftsfonds unterl iegen sol l  - von wegen 
Kriegswirtschaft, wissen Sie. Selbst wen n  die Fälle 
des Rechtsanspruches auf eine solche Bewilligung 
ausgeweitet würden, ist es systemwidrig, daß Aus­
gleichsabgaben für selbstvermarktete ab-Hof-ver­
kaufte Milch und Milcherzeugnisse e ingehoben 
werden (Bundesrat P r  a m e  n d 0 r f e r: Das gibt 
es nicht mehr! - Bundesrat [ng. P e  n z: Das ist ja 
der Sinn dieser Novelle.') - ich werde I hnen sa­
gen, daß das nicht der Fall ist - ,  da dieses System 
nur für den Ausgleich der Produktions- und 
Transportkosten und für die verschiedenen Ver­
marktungsbetriebe geschaffen wurde und die 
selbstvermarktete Milch und Milchprodukte die­
ses System entlasten und nicht belasten .  

Nicht ganz verständlich ist die Regelung des 
§ 71 Abs. 8, in der das Ab-Hof-Pauschale ab 
1 .  Juli 1 99 1  entfällt, wenn zugleich die Bestim­
mungen des § 7 1  Abs. 6 aufrecht bleiben . 

Der auf diese Weise von der derzeitigen Regle­
mentierung befreite Ab-Hof-Verkauf würde nach 
Ansicht des österreichischen Rechtsanwaltskam­
mertages den Milchmarkt und damit sowohl Pro­
duzenten als auch Steuerzah ler wesentlich entla­
sten. Darüber hinaus würde auf diese Weise der 
Absatz von Milch und Milchprodukte n  gefördert 
werden . Überdies würde der notwendige Verwal­
tungsaufwand im Milchwirtschaftsfonds erheblich 
reduziert. Diese Ziele werden durch die geplante 
Novelle n icht erreicht, sondern es wird die beste­
hende unübersichtl iche Regelung noch unüber­
sichtlicher und unverständlicher. 

Eine klare und verständliche Regelung würde 
etwa lauten: Der Ab-Hof-Verkauf ist zulässig. 
Für Milch und Milcherzeugnisse, die an jemand 
anderen als an einen Bearbeitungs- oder Verar­
beitungsbetrieb veräußert werden, sind keine 
Ausgleichs- und sonstigen Beiträge zu zahlen. 

Die verpflichtende Ausschreibung der Funk­
tion der Geschäftsführer der Fonds wird begrüßt. 
Ob die detaill ierten Regelungen der §§ 56b und 
56e erforderlich sind, wird bezweifelt. 

Ein weiteres Ziel des Gesetzentwurfes sol lte 
eine Ausweitung der freiwill igen Lieferrücknah-
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me zur Entlastung von Steuerzahlern und Bauern 
sein.  Dieses Ziel wird selbstverständlich gleich­
fal ls begrüßt. Die Bestimmungen der §§ 73ff. 
Milchmarktordnungsgesetz sind bereits jetzt so 
kompliziert und lediglich für Leute, die ein Ma­
thematikstudium absolviert haben, nachvol lzieh­
bar, Herr Kollege Penz, sodaß der normunter­
worfene Landwirt jedenfalls auf Informationen 
und Auskünfte von Landwirtschaftskammern, des 
Fonds selbst und freundlicher Molkereigeschäfts­
führer angewiesen ist. Jede Vereinfachung des Sy­
stems wäre begrüßenswert, doch ist eine solche 
durch die gegenständliche Novelle nicht zu erwar­
ten .  

Wenn schon durch das Richtmengensystem 
eine Produktionsei nschrän kung bewirkt werden 
sol l ,  ebenso wie durch fre iwillige Lieferrücknah­
me' so, muß ich sagen, widerspricht das System 
der Handelbarkeit dieser Kontingente und deren 
Verbesserung diesem Ziel des Gesetzgebers. Es 
wären allerdings statt dessen Erleichterungen bei 
der Erteilung oder Aufstockung von Richtmen­
gen allenfalls gegen Bezahlung von Ausgleichsab­
gaben für neue oder sich vergrö ßernde Betriebe 
vorzusehen. 

Ich habe schon gesagt, von wem diese Einwän­
de stammen, ich wiederhole es: Der österreichi­
sche Rechtsanwaltskammertag wiederholt die ein­
gangs geäußerten Bedenken, daß derartige Geset­
zesänderungen im Hinblick auf die kurze Lauf­
zeit und die Tatsache, daß es sich um keine 
Anpassung an die bevorstehenden EG-Strukturen 
handelt, nur auf das unbedingt erforderliche Maß 
beschränkt sein sol lten. Im übrigen verweist der 
österreich ische Rechtsanwaltskammertag auf die 
zur Marktordnungsgesetz-Novelle 1 988 geäußer­
ten grundsätzlichen Bedenken. Es ist auch wahr­
scheinlich,  daß der Verfassungsgerichtshof bei ei­
ner Prüfung der Verfassungsmäßigkeit der die 
E rwerbsfreiheit sehr wesentlich einschränkenden 
Bestimmungen erneut mit Aufhebung von Teilen 
des Marktordnungsgesetzes vorgehen wird. -
Unterschrieben: Schuppich. 

Ich bitte Sie, diesen E inwendungen des öster­
reichischen Rechtsanwaltskammertages, dem 
man nicht unbedingt rein freiheitliche Hand­
schrift zubi l ligen kann, doch h ier  etliches Ge­
wicht zumessen zu wollen. 

Ich gehe gleich weiter zum Qualitätsklassenge­
setz. Das Qualitätsklassengesetz stellt für uns den 
Anfang einer Notwendigkeit dar, und zwar des­
halb, wei l  b islang Qualitätsklassen nicht genü­
gend oder überhaupt noch n icht festgelegt waren. 
Zum Tei l  schießt man natürlich über das Ziel. 
Wenn der Apfel eine gewisse Überschreitung des 
vorgesehenen Durchmessers aufweist, dann hat er 
nicht mehr  die Qualitätsklasse. Sie hören richtig! 
Im Grunde genommen ist es ja z iemlich lächer­
l ich, ob der Apfe l  --- ich weiß  nicht - 15 Zenti-

meter:. Durchmesser hat oder 1 6. Ich glaube, das 
s ind U berspitzungen,  vor denen wir uns bei der 
Qu�litätsbemessung hüten m üssen. (Ruf bei der 
SPO: Was ist das für ein Apfel? Das ist ein Kür­
bis/) 

Ich wei ß  schon,  der Kurvenradius der Gurken 
ist noch nicht ganz festgelegt. Aber es ist möglich ,  
daß  auch das einmal festge legt wird. (Bundesrat 
Ing. P e  n z: Der ist festgelegt! Aber Äfel mit 16 cm 
werden Sie nicht finden.') Der ist festgelegt? U mso 
ärger !  

Die Qualitätsklassifizierung ist  jedoch halbher­
zig und unverbindlich, besonders bei Intensivtier­
haltung. Es wurde vom Vorredner schon erwähnt: 
Die Flächenbindung bei Massentierhaltungen,  
unter anderem die Geflügelobergrenze bei  dieser 
Massentierhaltung, ist gefal len .  Dies führt zu all  
den Mißständen, die heute im "Mittagsjournal" 
schon erwähnt worden sind. Es wurde im "Mit­
tagsjournal" angeregt, die Eierspeise beidseitig zu 
braten,  wei l  sonst Salmonellenerkrankung zu ge­
wärtigen ist. 

Ich glaube, das ist eine bedenkliche Entwick­
lung, wenn der Fortschritt der Landwirtschafts­
technik eigentlich nur noch parallel mit einem 
Fortschr itt der Veterinärmedizin und der Hu­
manmedizin laufen kann. 8 000 bakterielle Le­
bensmittelvergiftungen gab es in Österreich laut 
Meldung der Landessanitätsdirektionen.  Dagegen 
ist ein Qualitätsklassengesetz für den Konsumen­
ten keine Hilfe. Er  wird sich auf Veterinärkon­
trollen verlassen müssen. D iese sollen jedoch i m  
Rahmen einer EG-Annäherung aufgelockert wer­
den. 

Es ist auch eine bedenkliche Stellungnahme der 
EG-Kommission, daß die nationale Qualitätspol i­
tik keine Begründung für E infuhrverbote und 
kein zwingendes E rfordernis für das Gemeinwohl  
darstellt. Wir gehen davon aus, daß der  Österrei­
cher ein gesundes Gefühl für Qualität aufweisen 
wird und wir uns in diesem Fall mit aller Vehe­
menz der EG zum Trotz durchsetzen wol len und 
vielleicht sogar Teile unseres Qualitätsbewußt­
seins in  europäisches Recht einbringen können. 

Diesem Gesetzesvorhaben stimmen wir zu. Die 
beiden erstgenannten werden wir ablehnen. (Bei­
fall bei der FPÖ.) 16.09 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Zum 
Wort ist weiters gemeldet Herr Bundesrat E rhard 
Meier. Ich erteile es ihm. 

1 6 .09 

Bundesrat Erhard Meier (SPÖ, Steiermark) :  
Sehr geeh rter Herr Präsident! Herr Minister !  
Meine Damen und Herren des Bundesrates! Seh r  
geehrte Damen des Stenographendienstes! Ich 
sage das auch einmal, wei l  wir hier m itei nander 
arbeiten und immer aneinander vorbeigehen. Wir 
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diskutieren heute kein neues Marktordnungsge­
setz, sondern die Änderung, d ie durch Erkennt­
nisse des Verfassungsgerichtshofes h insichtl ich 
einzelner Besti mmungen notwendig geworden ist 
und als Überbrückung bis zum Ablauf der Gel­
tungsdauer des Marktordnungsgesetzes am 
30. Juni  1992 dienen soll , damit für das Wirt­
schaftsjahr 1991/92 auch im Richtmengenbereich 
eine ordnungsmäßige Abwicklung gewährleistet 
ist. 

Unabhängig von den Bemühungen, unsere Ge­
setze bei jeder Neufassung oder Novellierung i m  
Hinblick auf die Annäherung a n  Europa schon 
schrittweise - wenn wir von der Richtigkeit 
überzeugt sind - anzupassen ,  ist das Marktord­
nungsgesetz als ein Kernstück der österreichi­
schen Agrarmar ktordnung laufend zu l iberalisie­
ren, wie dies auch bereits durch die Marktord­
nungsgesetz-Novelle 1988 erfolgt ist, und den 
künftigen Bedingungen mit weniger Planung, we­
niger kostenaufwendiger Bürokratie und mit 
niedrigeren Verwertungskosten anzupassen. 

Unter diesem Gesichtspunkt ist auch die vorl ie­
gende Novelle zu se hen, die für einige Teilberei­
che der Landwirtschaft noch keine Lösung und 
kein neues vollständiges Milchordnungsgesetz 
bringt, sondern  einige Punkte in der vorhin ge­
nannten Richtung enthält. 

Diese wichtigsten Punkte zusammengefaßt sind 
folgende: erstens die Förderung der Direktver­
marktung, zweitens die Fortsetzung der Milchlie­
ferverzichtsaktion, drittens die Abwicklung des 
Wirtschaftsjahres 1991 /92 durch eine Verfas­
sungsbestimmung betreffend die Einzelrichtmen­
gen vom 1. 3. bis 30. 6. 1 992 und viertens die Zu­
rückdrängung bürokratischer Regelungen bei der 
Versorgungsgebietsregelung. 

Zum ersten: Die Direktvermarktung wird 
durch den Ab-Hof-Verkauf von Milch und deren 
Produkte gefördert. Wir wissen ,  daß die bisherige 
Regelung, näm l ich die Anmeldung des Ab-Hof­
Verkaufs und d ie Abl ieferung von 1 ,50 S pro Li­
ter ,  sowohl administrative Be lastungen als auch 
andere P robleme mit sich brachte. Angeblich hat­
te von den über 1 00 000 Milchl ieferanten nur e in 
zu geringer Teil Genehmigungen für den Ab­
Hof-Verkauf eingeholt, jedenfalls wen iger, als ihn  
tatsächlich in kleineren oder größeren Mengen 
durchgeführt haben. Ich will h ier keine Krimina­
lisierung vornehmen, aber die Verlockung nach 
nichtgenehmigten Milchverkauf war doch 
manchmal groß.  Mit der Beseitigung der b isheri­
gen Regelung sind nun k lare Verhältnisse ge­
schaffen worden. 

Gerade im alpinen Bereich und in den Touris­
musgebieten bietet sich die direkte Abgabe von 
Milch an den Verbraucher an und bringt für den 
Landwirt jene Möglichkeit beim Verkauf seiner 

Produkte, die ich auch in  meinem Beitrag zum 
Grünen Bericht 1 989 angeführt habe. Es ist ei­
gentlich wirkl ich unverständlich und unsinnig, 
wenn Milch auf einem Bauernmarkt oder auf der 
Alm nicht d irekt verkauft werden darf. dafür aber 
tiefgekühlte F laschengetränke - ich will hier für 
keine F irma Werbung betreiben - an die Kun­
den oder an die Wanderer verkauft werden .  D ie 
frischgemolkene Kuhmilch schmeckt zwar n icht 
jedem, aber vielleicht hat sich der Geschmack un­
serer Zivi lisation zu sehr  angepaßt, und wir s ind 
zu sehr an Ster ilheit, Pasteurisierung und neutra­
len Geschmack gewöhnt. Natür l ich sind d ie 
grundlegende Hygiene und deren Kontrolle wei­
terhin ein wichtiger Grundsatz bei der Milchabga­
be und dürfen nicht vernachlässigt werden. 

Wenn wir heute von möglichst naturbelassenen 
Produkten sprechen, so, muß ich sagen, sollte 
wirklich eine Erleichterung für jene erfolgen ,  die 
solche Produkte ohne i rgendwelchen Etiketten­
schwindel herstellen, damit diese Produkte auch 
direkt und zu einem für den Konsumenten er­
schwinglichen Preis verkauft werden können. 

Zum zweiten :  Die weitere attraktive Gestaltung 
der Milchl ieferverzichtsaktion wird fortgesetzt 
und verstärkt. Wenn man von der Grundüberle­
gung ausgeht, daß in der Landwirtschaft die Stüt­
zungen oft so hoch oder sogar höher sind als jener 
Betrag, den der Landwirt tatsächl ich  für sein  P ro­
dukt erhält, so ist es wirklich vernünftiger, erfo lg­
versprechende Wege zu beschreiten und die P ro­
duktion zu vermindern.  Mit Prämien erhält der 
Landwirt einen Ausgleich. Die Überproduktion 
muß nicht gelagert und bis zum Verkauf, der oh­
nehin beim Export mit  n iedrigsten Preisen er­
folgt, manipuliert werden. Der Transport der 
Ware, zum Beispiel der Milch, vom landwirt­
schaftlichen Anwesen bis zum Verarbeitungsbe­
trieb und zurück zum Verkauf und die dafür auf­
gewendeten E nergiekosten fallen weg. 

Wenn der Landwirt bei einer Lieferrücknahme 
von mehr als 1 4,5 Prozent - b isher 10  Prozent 
- 75 Groschen - bisher 60 Groschen - je Ki lo 
Milch und darunter bei mindestens 5 P rozent 
25 Groschen als Prämienvorauszahlung erhalten 
wird, ist dies sicher ein gangbarer Weg. Man 
hofft, daß sich dadurch die Verminderung der 
Milchanlieferung um weitere rund 40 000 Ton­

.nen auf etwa 1 50 000 Tonnen erhöhen wird, die 
damit aus dem Markt genommen werden. Damit 
könnte die Gesamtanlieferung unter 1 1 6 Prozent 
des Inlandsabsatzes sinken . Der Beitrag der Bau­
ern für die Exportfinanzierung könnte sich ver­
ringern oder ganz wegfal len. 

Zum dritten: Um das Wirtschaftsjahr 1 99 1/92 
vol lständig zu erhalten ,  ist es aufgrund der Er­
kenntnisse des Verfassungsgerichtshofes notwen­
dig, vom 1 .  März bis 30. Juni 1 992 eine Verfas­
sungsbestim mung zu beschl ießen. Damit ist der 

543. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 77 von 126

www.parlament.gv.at



25 1 54 B undesrat - 543.  S itzung - 26. Juni 1991  

Erhard Meier 

1 .  Juli  1 992 als jener Termin festgeschrieben ,  zu 
dem die Marktordnungsgesetze aufgrund ihres 
Auslaufens ohnehin neu zu regeln sind. 

Ich richte aber hiezu wirklich den Appell an das 
Ministerium, an die Ausschüsse des Nationalrates, 
an den Nationalrat und an jene, die h ier verhan­
deln, die D iskussion mit den notwendigen Vor­
schlägen und Entwürfen so zu beginnen, daß es 
rechtzeitig zu einem gesetzlichen Abschluß kom­
men kann und nicht immer der Juni als allerletz­
tes Zeitlimit gilt. (Beifall des Bundesrates Mag. 
Gudenus.) Es ist nicht auszudenken, wenn einmal 
der Bundesrat e ine Woche vor dem 1.  Jul i  einem 
Gesetz seine Zustimmung verweigern und es an 
den Nationalrat zurückverweisen würde. Dies war 
nur eine grundsätzliche Anmerkung am Rande, 
die die rechtzeitige Verabsch iedung terminisierter 
Gesetze anlangt. 

Die Richtmengenregelung muß ebenfalls recht­
zeitig erfolgen, da sie einen wesentlichen Faktor 
der Marktordnung bi ldet und wie al les in  der 
Landwirtschaft, deren Produktion in vielen Spar­
ten von der Natur, vom Wetter und vom Jahres­
ablauf abhängt, Zeit braucht und somit mit länge­
ren Fristen in der Ausführung ausgestattet wer­
den sol l .  Ab 1 .  Juli können Richtmengen auch 
übernommen und gehandelt werden. Es gibt eine 
jährliche Zukaufsmöglichkeit einer bestimmten 
Menge . 

Zum vierten:  Mit dieser Novelle wird auch eine 
praxisnahe Ausführung des Gesetz,es möglich , da 
zum Beispiel für den Milchbauern bürokratische 
Maßnahmen wegfallen. Ein Ab-Hof-Verkauf ist 
ohne Meldepflicht und ohne Genehmigung des 
Milchwirtschaftsfonds möglich. Bauern o hne 
Richtmenge können Milchprodukte an Wieder­
verkäufer weitergeben . Bei Biotrinkmilch wird 
d ie Versorgungsgebietsregelung aufgehoben. Da­
durch werden d iese Produkte weiter aufgewertet. 
Die Handelbarkeit für Milchmengen ergibt auch 
eine Verbesserung. 

Aus diesen vier Hauptpunkten ersieht man, 
daß die vorl iegende Novelle gute Verbesserungen 
bringt. Diese Verbesserungen in die richtige Rich­
tung sind kaum zu bestreiten und finden allge­
mein Anerkennung. Das Thema Marktordnung 
und der jeweils drohende Zeitpunkt für ihre not­
wendige Beschlußfassung machen uns aber dar­
auf aufmerksam, daß bei N ichtzustandekommen 
der Marktordnungsgesetze, die ja nur durch 
Kompetenzübertragung auf beschränkte Zeit an 
den Bund übergehen, die Kompetenzen wieder an 
d ie Länder zurückfallen, siehe Aussage von Herrn 
Bundesminister Fischler in der letzten Bundes­
ratssitzung. Gerade diese Tatsache soll  sich der 
Bundesrat als Ländervertretung bewußt sein .  

Für die Länder ergibt s ich durch die Marktord­
nung der Vortei l ,  daß die Bundesförderung si-

cherlieh höher ist, als es die Landesbeiträge sein 
könnten.  Einer Aussage bei der Debatte im Na­
tionalrat habe ich entnommen, daß die Bundes­
länder die Landwirtschaft sehr ungleich fördern, 
denn laut dieser Aussage hat etwa das Bundesland 
Vorarlberg im B udget 1 99 1  52,6 Mill ionen Schil­
l ing für verschiedene Förderungsmaßnahmen 
eingesetzt, während in der doch viel größeren 
Ste iermark nur etwa 30 Millionen vorgesehen 
sind. Da auch die I ndustrieförderung und die 
Fremdenverkehrsförderung in der Steiermark 
unterdurchschnittlich niedrig sind, muß man sich 
fragen, wofür die Budgetmittel verwendet wer­
den. Als Vertreter der Steiermark würde ich im 
Interesse der betroffenen Bauern wünschen, daß 
wir auf diesem Gebiet in der Steiermark ebenfalls 
Vorarlberger Verhältnisse hätten .  

Nun einige Anmerkungen zur  Viehwirtschafts­
gesetz-Novelle 1 99 1 .  Es werden künftig Zurich­
tungsnormen geschaffen ,  nach denen sich Betrie­
be, die Schlachttiere auf Schlachtgewichtbasis für 
eigene oder fremde Rechnung übernehmen,  zu 
richten haben. Dazu ist es notwendig, daß der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
der hiezu ermächtigt wird, entsprechende Ver­
ordnungen erläßt. Zur Überprüfung der Einhal­
tung dieser Verordnung wird e ine Kommission 
e ingesetzt, die durch  ihre Organe oder von ihr 
beauftragte Sachverständige bei Betrieben und 
Schlächtereien einschreiten und für Stiere, Kühe, 
Kälber, ohne Fell, Mastschweine, Hälften von 
Schweinen Preisbänder festsetzen kann und den 
Betrieben die amtliche Verwiegung und eine Ver­
kaufsabrechnung m it Schlußschein vorschreibt. 
Ich hoffe nur, daß hiefür nicht allzu viele Kom­
missionen und Unterkommissionen, die auch 
Geld kosten, eingesetzt werden müssen. 

Mit dem Wegfall  der F lächenbindung im Vieh­
wirtschaftsgesetz wird den Bauern das monatliche 
Aufzeichnen über den tatsächlichen Vieh bestand 
erspart. Dagegen gab es von grüner Seite Ein­
sprüche. Man muß aber h iezu anmerken, daß er­
stens die Anwendung des bisherigen Gesetzes 
über die festgesetzten F lächenbindungen für ein­
zelne Viehgattungen nur in wenigen Fällen zum 
Tragen gekommen ist und daß zweitens im Was­
serrechtsgesetz ohnehin e ine bewil ligungspflichti­
ge Obergrenze von 3,5 Großvieheinheiten festge­
,schrieben ist u nd e in ige Bundesländer bereits Bo­
denschutzgesetze mit ähnlichen Flächenbindun­
gen verabschiedet haben. 

Das Qualitätsklassengesetz dient, wie schon der 
Name sagt, der Ken nzeichnung der Produkte 
nach Beschaffenheitsmerkmalen, nach Herkunft 
und für Angaben wie Warenart, Sorte, Produk­
tionsbetrieb, Art u nd Weise der Sortierung, Be­
zugsquelle, Verpackung und so weiter. Dazu 
kommen Produktionsmethoden und Begriffe wie 
" biologischer Anbau" oder "bio logischer Land-
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bau" oder auch der Begriff "organisch-biolo­
gisch" , wobei die Produktionsmethoden dem 
österreichischen Lebensmittelbuch § 5 1  in der 
geltenden Fassung, BGBl. N r. 22611988, entspre­
chen müssen. Das bringt den Bauern den Vortei l ,  
ihre Produkte entsprechend anbieten und verkau­
fen zu können, wie ich es in meinem Beitrag bei 
der letzten Bundesratssitzung auch schon ange­
schnitten habe, wei l  Qualität, auch wenn es sich 
um k leinere Mengen handelt, mehr gefragt ist 
und auch bessere Preise erzielt. 

Viele Konsumenten - viele von ihnen verlan­
gen diese Art der Qualität - sind auch bereit, für 
gesicherte Qualität und bei einem verstärkten 
Vertrauen in die angegebene Güte gutes Geld zu 
bezahlen. Es ergibt sich der Vorteil der verläßl i­
chen Beurteilungsmöglichkeit, wobei die Lebens­
mittelkennzeichnung auch Angelegenheit des Ge­
sundheitsministeriums ist. 

Vielleicht kann es da noch eine zusätzliche Ko­
ordination der beiden Ministerien geben, die 
nicht nebeneinander Lösungen anstreben sollen, 
sondern miteinander, obwohl  beide an und für 
sich die besten Absichten haben .  

Kein Gesetz und keine Novellierung werden 
vollständig und fehlerfrei sein.  Wir werden uns 
auch hier bald wieder mit weiteren Teilen der 
Marktordnung zu beschäftigen haben . Aber ich 
glaube, daß ständige Verbesserungen, vor allem 
wenn sie sich aus der Erfahrung ergeben und 
wen n  sie praxisnah, gut anwendbar, kontrollier­
bar und auch administrativ leichter anwendbar 
sind, sehr positiv zu beurteilen sind und unsere 
Zustimmung finden sollten. 

In diesem Sinne können wir zu den dre i  vorlie­
genden Noyellen 1a sagen. - Danke schön. (Bei­
fall bei SPO und O VP.) 16.22 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort hat sich Frau Bundesrat Grete Pirchegger 
gemeldet. Ich erteile es ihr. 

16.22 
B undesrätin Grete Pirchegger (ÖVP, Steier­

mark): Herr Präsident! Herr B undesminister !  Lie­
be Kol leginnen und Kollegen !  Die Marktord­
nungsgesetz-Novel le wurde hier im Plenum schon 
gelobt. Es gibt viele positive Aspekte, und ich 
möchte die Gelegenheit nützen,  unserem Land­
wirtschaftsminister Dr. Fischler und seinem 
Team, aber auch den Verhandlungsführern zum 
Erfolg zu gratulieren. Ich würde mir wünschen ,  
daß auch andere Punkte des Arbeitsübereinkom­
mens in dieser Raschheit durc hgeführt werden. 

In der Steiermark haben wir diese Marktord­
nungsgesetz-Novelle den Bauern vorgestel lt. Die­
se Novelle ist von den Bauern sehr positiv aufge­
nommen worden. 

Ich möchte zum Ab-Hof-Verkauf ein paar 
Worte sagen:  In meinem Bezirk, der ein Bergbau­
ernbezirk ist, ist jeder Betrieb mit einer Milchl ie­
fermenge von 20 000 Kilogramm ausgestattet. 
Wir sind sehr froh ,  daß es zur Liberalisierung des 
Ab-Hof-Verkaufes gekommen ist. 

Herr Kollege Pramendorfer sagte schon, daß 
dies nicht für alle eine Möglichkeit ist ,  ihre Milch 
ab Hof zu verkaufen, aber für einige ist es eine 
Möglichkeit, zusätzlich etwas Geld zu verdienen.  
Man unterscheidet n icht mehr,  ob ein Betrieb 
über ein Kontingent verfügt oder nicht, sondern 
es wird jedem bäuerlichen Betrieb die Möglich­
keit eröffnet, Milch und auch die weiterverarbei­
teten Produkte an Konsumenten und auch Wei­
terverwerter abzugeben. 

Wenn es darum geht, diese Liberalisierung zu 
rechtfertigen, dann kann man das sicher anhand 
der Struktur jener Betriebe, die auf einen Ab­
Hof-Verkauf angewiesen sind, machen .  Und das 
sind halt einmal vorwiegend jene k leinstruktu­
rierten Betriebe, die auf Erwerbskombinationen 
angewiesen sind, aber erst durch die Liberalisie­
rung die Chance erhalten, n icht mehr auf i hren 
Produkten sitzenbleiben zu müssen,  sondern sie 
abzusetzen und damit jenen Kreislauf, der jetzt 
als Ökologie bezeichnet wird , der mit ökologisch 
wirtschaftenden Bauern in Kombination gebracht 
wird, fortsetzen zu können. 

Die Bürokratie wird abgebaut, die unternehme­
rische Freiheit vergrößert und die so wichtige 
Partnerschaft zwischen Bauer und Konsument 
gestärkt. Die Bauern werden auch von der Ab­
Hof-Pauschale befreit. 

Ein Neueinstieg in den Ab-Hof-Verkauf ist 
möglich .  Die freiwil lige Lieferverzichtsaktion 
wird ausgedehnt. Die Novelle steht u nter der De­
vise "Mehr Freiheit und wen iger B ürokratie für 
den Bauern" . Neue Unternehmer, die über kein 
Kontingent verfügen ,  können ab 1 99 1 /92 binnen 
drei Jahren ab Betriebserwerb 30 000 Kilo Kon­
tingent, beliebig auf die Jahre aufgeteilt, zukau­
fen. Der Pächter kann über die von ihm erworbe­
nen Einzelrichtmengen und Lieferungen verfü­
gen beziehungsweise diese in andere Betriebe 
mitnehmen. 

Für die Züchter ist auch der neue Flächen­
schlüssel sehr  positiv. Für die ersten 5 Hektar gibt 
es 6 000 Kilo, das sind 30 000 Kilo Kontingent. 
Für die nächsten 6 Hektar gibt es 5 000 Ki lo­
gramm, das sind wiederum 30 000 Kilo, und für 
die nächsten 5 Hektar gibt es 4 000 Kilo, das sind 
also 20 000 Kilo. Insgesamt sind das 80 000 Kilo 
Kontingent pro Betrieb. Die Richtmengenober­
grenze w urde also von 60 000 auf 80 000 Kilo an­
gehoben. 
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Ich darf nochmals daran erinnern: I n  unserem 
Bezirk haben wir pro Betrieb 20 000 Kilo Richt­
menge. 

Ich war voriges Wochenende in  Brüssel und 
habe auch belgisehe Milchbauern besucht. Diese 
Milchbauern haben Kontingente von 1 00 000 bis 
400 000 Kilogramm. Aber ich sage i mmer: Im Le­
ben ist alles relativ. Es gibt auch in der EG viele 
k leinere Betriebe. Man muß nicht immer nach 
oben schauen, sondern auch einmal nach unten.  

Herr Kollege Gudenus! Eines darf ich Ihnen 
sagen (Bundesrat Mag. G u d e n  u s: Tun Sie das! 
Bitte.') : Wir wissen genau, wir Bauern in  Öster­
re ich erzeugen die beste Qualität, und davon sind 
wir überzeugt. (Bundesrat Mag. G u d e n  u s: Ich 
habe nicht das Gegenteil gesagt.') - Sie haben die 
Qualität der Produkte der österreichischen Bau­
ern angesprochen. (Bundesrat Mag. G u d e n  u s: 
Ich sagte, die EG kann von der österreichischen 
Qualität etwas lernen!) Wir sind davon überzeugt, 
daß wir die beste Qualität erzeugen. (Bundesrat 
Mag. G u d e n  u s: Ich bestätige das!) 

Wir, die bäuerlichen Familienbetriebe, sind be­
reit, verbraucherfreundliche Lebensmittel und 
ökologisch wertvolle Produkte zu erzeugen .  Qua­
lität steht vor Quantität. Es muß aber auch der 
Verbraucher bereit sein - Verbraucher sind wir 
a l le -, mehr Geld für Lebensmittel auszugeben.  
Für Autos, Kleidung, Freizeit und Urlaub wird 
jährlich immer mehr Geld ausgegeben, und diese 
Ausgaben stehen in keinem Verhältnis zu jenen 
im Lebensmittelbereich. 

Die bäuerliche Familie hat unsere Landschaft 
als Kulturlandschaft gestaltet, eine Landschafts­
form, die es im Interesse aller zu erhalten gilt. 
U nter Erhalten verstehe ich jedoch etwas mehr 
als nur Landschaftspflege. Pflegen bedeutet für 
m ich auch ernten. E ine schöne Landschaft, eine 
vielgepriesene jahrhundertalte Kulturlandschaft, 
ein Paradies ist nur möglich durch die Bewirt­
schaftung des Landes, durch Saat und Ernte. 

Wir alle sitzen in einem Boot. Wir m üssen an 
die moralische Verpfl ichtung appell ieren und fra­
gen ,  was dann wäre, wenn wir überhaupt keine 
Bäuerinnen und Bauern,  keine bäuerliche Land­
wirtschaft mehr hätten. Die Schönheit eines Lan­
des steht und fällt mit der Landwirtschaft. Die 
Selbstversorgung mit Lebensmitteln in  einem 
Land ist unverzichtbar. Kosten los sind weder 
U mwelt noch Lebensmittel zu haben .  

E ines ist sicher: Wir  Österreicher haben die 
strengsten Qualitätsbestimmungen innerhalb Eu­
ropas bei Milch und Milchprodukten .  Wir Bauern 
müssen dies den Konsumenten auch immer wie­
der sagen. 

Wir pflegen unsere U mwelt, und durch diese 
Pflege gibt es eine schöne Landschaft, gibt es ei­
nen Fremdenverkehr, der Österreichs größter 
Devisenträger ist. Ohne Bauern gibt es keinen 
Fremdenverkehr .  Deshalb müssen alle froh sein ,  
daß d ie  Direktzahlung für  die Bergbauern um 
40 Prozent angehoben wurde. Und ich  möchte 
unserem Bundesminister ein herzliches Danke sa­
gen. 

Die Zielsetzung der Marktordnung, durch Ord­
nung auf den Agrarmärkten bestehende bäuerli­
che Strukturen in Österreich zu erhalten, dürfte 
damit weitestgehend erreicht worden sein.  Auch 
das Ziel Produktionsumlenkungen beziehungs­
weise Überschußbegrenzungen wird im Rahmen 
der Marktordnung sicher mit  einigem Erfolg er­
reicht werden. Wir geben dieser Novelle gerne 
unsere Zustimmung. (Beifall bei der Ö VP und bei 
Bundesräten von SPÖ und FPÖ.) 1 631 

Vizepräsident D r. Herbert Schambeck: Zum 
Wort hat sich Herr Bundesrat Dr. Leopold Sim­
perl gemeldet. Ich erteile es ihm. 

1631 

Bundesrat Dr.  Leopold Simperl (SPÖ, Wien) :  
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Geschätzte 
Damen und Herren!  Hohes Haus! Kollege Pra­
mendorfer!  Ich möchte mir einleitend den Hin­
weis erlauben, daß die Marktordnung zwar nicht 
n u r  für die Bauern Bedeutung besitzt, aber die 
Bezeich nung der Marktordnung als Kollektivver­
trag für die Landwirtschaft - so wird sie auch in 
Landwirtschaftskreisen genannt - gewichtet 
wohl diese Bedeutung. 

Sehr geehrte Damen und Herren ! Die vorlie­
genden Marktordnungsgesetz-Novell� 1 99 1 ,  die, 
wenn man bedenkt, welch gewaltige Anderungen 
wir in den nächsten Jahren, gerade was den 
Agrarbereich anbelangt, zu bewältigen haben, ei­
gentlich gar keine Novelle im wahrsten Sinne des 
Wortes, bestenfalls e in,  wenn Sie so wollen, "No­
vellchen" ist, zeichnet sich darüber hinaus da­
durch aus, daß zwei wesentliche Gesetze fehlen, 
nämlich die Weingesetznovelle und das in seiner 
Bedeutung gar n icht gen ug zu erwähnende Ge­
treideprotokoll, auf das ich noch etwas später zu 
sprechen kommen werde. 

In Anbetracht des bereits Gesagten - es haben 
sich ja schon fünf Vorredner mit der Materie be­
faßt - einige kurze Anmerkungen. Zum Vieh­
wirtschaftsgesetz sei nur die Bemerkung gestattet, 
daß sich sowoh l  für die Bauern als auch für die i m  
Fleischereigewerbe Tätigen eine Verbesserung 
dadurch ergibt, daß die gesetzliche Basis für die 
Zuchtrichtungsnormen eine Bezahlungsgerech­
tigkeit - sowohl  bei der Bezahlung von Schlacht­
körpern als auch Schlachtkörperteilen - mit sich 
bringen wird. Das Qualitätsklassengesetz schafft 
mit dieser Novelle die Möglichkeit, daß Produkte 
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auch nach ihrer Herstellungsart und -weise diffe­
renziert werden und demzufolge auch differen­
ziert angeboten werden können. Dadurch erge­
ben sich zweifellos bessere Angebots- wie auch 
Kaufmöglichkeiten für den Konsumenten. 

Zum Milchbereich: Je nach Gesichtspunkten 
beziehungsweise nach Berührungsart mit vorlie­
gender Materie - ob Produzent, Arbeitnehmer 
oder Konsument - kann festgestellt werden, daß 
es gelungen ist, in einigen wesentl ichen Punkten 
Änderungen durchzuführen. Dazu einige Bei­
spiele: die Rücknahme von 25 auf 15 Prozent der 
Einbehaltung der Milchkontingentmenge im Fal­
le eines Verkaufes beziehungsweise e ines Teilver­
kaufes, die Erhöhung der Rücklieferaktion. Die 
biologischen Landbauern werden bessere Bedin­
gungen vorfinden ,  sodaß ihre Produkte auf dem 
Markt nicht nur bestehen, sondern daß sie diese 
auch besser verkaufen können. 

Nicht unerwähnt für die Milchordnung soll  
bleiben, daß die vom Verfassungsgerichtshof be­
anstandete Voraussetzung der sogenannten Alm­
milchregelung geändert wurde, das heißt ,  d ie 
dreijährige Aberkennung wurde in e ine Verwal­
tu ngsstrafe umgewandelt. Beim Stichwort "Silo­
sperrgebiet" sei darauf verwiesen, daß im Bereich 
der Hartkäseerzeugung Ausstiegsmöglichkeiten 
geschaffen wurden. So sei für den Mi lchbereich 
im Gesamten auf die geänderten einschlägigen 
Bestimmungen der Richtmengenregelung verwie­
sen. 

Meine Damen und Herren! Nun erwähne ich 
als letztes Beispiel absichtlich die so viel strapa­
zierte Liberalisierung des Ab-Hof-Verkaufes. Na­
türlich wird sich durch die geänderten Vorausset­
zungen für den einen oder anderen ein zusätzl i ­
ches Einkommen ergeben, und es ist im Grund­
sätzlichen dem auch nichts Negatives 
beizumessen. Da wir jedoch alle wissen ,  von wel­
cher Bedeutung die Qualität unserer Lebensmit­
tel ist - diese Tatsache läßt uns sogar darin eine 
Chance im Europa von morgen erkennen - ,  
muß gerade i m  Bereich der Milch und ihrer nach­
gelagerten Produkte auf die bakteriologische Ge­
fahr aufmerksam gemacht werden .  Das heißt:  
Frischmilch und Milchprodukte unterliegen i m  
Verarbeitungsbereich der Molkereien einer per­
manenten Qualitätskontrolle. Inwieweit diese 
Kontrolle vor Ort, also beim Bauern, am Bauern­
hof, gewährleistet ist, bleibt in den Raum gestellt ,  
und ich hoffe, daß wir uns hier im Parlament 
nicht zu einem späteren Zeitpunkt über gesund­
heitspolitische Aspekte, ausgelöst durch das I n­
verkehrsetzen von nicht einwandfreier Ware, u n­
terhalten m üssen.  

Diese Anmerkung ist , glaube ich, auch deshalb 
berechtigt beziehungsweise nicht zu unterschät­
zen, weil wir offensichtlich in einer Zeit des su­
perlativen Denkens leben. Mit anderen Worten :  

Vor noch nicht allzu langer Zeit wäre es fast so­
weit gewesen,  daß wir i m  sterilen Zustand einkau­
fen gehen sol lten .  Zurzeit blüht das Geschäft mit 
Leben und Gesundheit im gegenteil igen Bereich, 
denn wer lebt nicht gerne lang und will dabei 
auch gesund sein. Das heißt: Gesund ist die Milch 
dann,  wenn sie ab Hof verkauft wird, vielleicht 
noch mit einer Fliege darin herumschwim mend, 
oder wenn das Brot d i rekt aus dem Lehmofen 
kommt, ergänzt noch mit etwas Stroh .  

Wir haben, denke ich ,  beeinflu ßt durch bein­
harte Geschäftemacher, das Handeln und das 
Denken in einem gewissen Mittelmaß in weiten 
Bereichen unseres ernährungspolitischen Lebens 
verloren, und von dieser Tatsache ist die von mir 
erwähnte Gefahr abzuleiten. 

Ich stehe aber auch n icht an, unseren Milch­
bauern im Zusammenhang mit dieser großen 
Chance, meh r  unternehmerischen Freiraum zu 
besitzen,  auch eine entsprechende Verantwor­
tung, so wie sie letztl ich jeder Unternehmer zu 
tragen hat, zuzugestehen. Das wird, wenn hier 
mit Maß und Ziel vorgegangen wird, sicher zu 
einer Stä.rkung der Partnerschaft zwischen Bau­
ern und Konsumenten führen. 

Geschätzte Damen u nd Herren!  Wenngleich es 
zurzeit nicht besonders beliebt ist , über Verwal­
tung - in welcher Organisationsform auch im­
mer - zu diskutieren, es wird sie allerdings im­
mer geben, erlaube ich mir dennoch den Hinweis, 
auf welche Art mitunter finanzielle Probleme ge­
löst werden. Nachfolgendes Beispiel ist zwar in 
Relation zu den Unsum men im Totalen, mit de­
nen wir es in der Agrarpolitik zu tun haben ,  eine 
Bagatelle, jedoch zeigt es, und dies ist für meine 
Begriffe symptomatisch ,  daß letztlich der Konsu­
ment stets die Zeche zu bezahlen hat. 

Da beanstandet der Rechnungshof die Tatsa­
che, daß für übertragene Tätigkeiten von seiten 
des Bundes, im Verwaltungsbereich, in der Ver­
gangenheit - dies allerdings mit sei ner  ausdrück­
lichen Zustim mung - keine d ire kte Kostenver­
rechnung erfolgte. Das heißt, daß zur Abdeckung 
dieser Kosten anfallende Bundesmittelzinsen her­
angezogen wurden. Wie gesagt, das sollte nicht 
mehr sein .  Er empfiehlt ,  daß entsprechende Ver­
einbarungen mit den betroffenen Ministerien zu 
treffen sind. Bei  den Folgebesprechungen werden 
auch drei Modelle erarbeitet. 

Und zwar - erstens - :  Der Bund bezahlt nach 
genauer Kosten legung. 

Zweitens: Unter denselben Voraussetzungen 
unterliegt die Finanzierung auch der Modalität 
der 50 : 50-Belastung. Sie wissen ,  für Teile des 
Getreidebereiches beziehungsweise der Vermark­
tung gibt es eine derartige Betei l igung der Produ­
zenten .  
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Und drittens: Die Kosten werden durch eine 
entsprechende Erhöhung, zumindest im Bereich 
des Getreides, der Vermahlungsabgabe, die über 
d ie Mühlen abgeführt wird u nd sich direkt konsu­
mentenbelastend auswirkt,  abgedeckt. 

Meine Damen und Herren !  Ohne ins Detail zu 
gehen, in welchen Kriterien und welchen Modali­
täten sich diese Änderungen manifestieren, sei 
nochmals darauf verwiesen ,  daß es sich um eine 
Kostenbelastung in der Gesamthöhe von rund 
30 Mill ionen Schilling handelt. Wie bereits er­
wähnt: keine Welt. Jedoch hätte zumindest die 
erste Variante den Konsumenten "nur" - unter 
Anführungszeichen - indirekt als Steuerzahler 
belastet, bei der zweiten hätte sich e ine Reduzie­
rung um 50 Prozent für den Konsumenten als 
Steuerzahler ergeben. Die dritte Variante, für die 
man sich schlußendlich entschieden hat, die auch 
in der vorl iegenden Marktordnungsgesetz-Novel­
le beinhaltet ist und die nicht einmal dem Ansatz 
nach den Rechnungshofintentionen entspricht, 
belastet hingegen den Kosnumenten direkt. -
Wie gesagt: Unter dem Strich wird stets der letzte 
in der Kette zur Kasse gebeten.  

Abgesehen von dieser für mich,  wie ich schon 
erwähnt habe, nicht idea len Vorgangsweise ergibt 
sich zusammenfassend für den Bereich vorliegen­
der Novellen ein durchaus positives Bild, wenn es 
nicht, wie ich bereits eingangs ebenfalls erwähnte,  
den Wermutstropfen gäbe, näml ich das Fehlen 
des Getreideprotokolls, des wesentlichen, ja ich 
würde sogar behaupten,  des zurzeit und für die 
Zukunft noch viel mehr bestimmenden Faktors 
der Marktordn ung. 

Meine Damen und Herren !  Es ist für mich un­
verständlich - und d ies wurde bereits versucht, 
zu erklären, und ich erwähnte d ies auch bereits 
im Ausschuß - ,  daß sich das Problem einer zeit­
gerechten Disposition im Getreidebereich offen­
sichtlich nur durch den politischen Druck des 
Fahrens von Mähdreschern auf den Feldern lösen 
läßt. Zur Ergänzung sei angeführt,  daß dies wohl  
kein ausschließ l ich parteipolitisches Problem dar­
stellt. In den Verhandl ungen, die ich die Ehre 
habe, nunmehr das siebente Mal m ittel- oder un­
mittelbar mitzuerleben, vielleicht auch ein klein 
wenig mitzugestalten, und die in  relativ kurzer 
Zeit - was sind schon sieben Jahre? - unter der 
politischen Verantwortung von n icht weniger als 
vier Ministern geführt wurden und werden - ich 
darf sie ordnungshalber erwähnen; es sind dies die 
Minister Haiden, Schmidt, Riegler und zurzeit 
Minister Fischler - ,  konnte und kann ich jedes­
mal dasselbe Spielchen feststellen. Das heißt: 
Während der Verhandl ungen gibt es von allen 
Betroffenen stets die Erklärung, unmittelbar nach 
Abschluß der laufenden Verhandlungen sofort 
mit Gesprächen für das nächstjährige Protokoll 
beginnen zu wollen. 

Geschätzte Damen und Herren !  Glauben Sie 
mir: So ernst das auch gemeint sein mag, es nützt 
überhaupt nichts! Wer auch immer versucht, die­
sen Bekenntnissen Taten folgen zu lassen, muß 
feststellen: Es beginnt die Zeit des monatlichen 
Dornröschenschlafes, um in den nächsten Jahren 
wiederum in e ine nicht notwendige Hektik zu 
verfallen.  

Erlauben Sie mir noch die Anmerkung, daß 
diese Verzögerungsproblematik nicht - und das 
wi l l  ich betonen; Herr Kollege Penz, Sie erwähn­
ten das zwar gestern im Ausschuß - auf fehlende 
Daten zurückzuführen ist, denn für den Getrei­
debereich mu ß bis spätestens 3 1 .  1 0. jedes Jahres 
e in sogenannter Vermarktungsplan, bei Mais al­
lerdings bis Ende des Jahres, der der Gültigkeit 
und Zustimmung der Ministerien bedarf - dafür 
ist eine sechswöchige Frist vorgesehen - ,  vorge­
legt werden. Aus dessen Inhalt geht eine ziemlich 
genaue Vorschau - sowohl die Getreidemenge 
als auch den für die Vermarktung notwendigen 
Finanzierungsaufwand betreffend - hervor.  Zur 
Finanzierung sei der Ordnung halber auf die U n­
sicherheitsfaktoren von Weltmarktpreisen und 
Dollarkursentwicklung verwiesen. 

Geschätzte Damen und Herren! Da wir uns mit 
dem Getreideprotokoll noch zu beschäftigen ha­
ben werden, erspare ich mir jetzt, dazu Stel lung 
zu nehmen, obwohl - und dies erwähnte ich be­
reits - die Bestimmungen in diesem Protokoll 
richtungsweisend für unsere Agrarpolitik der 
kommenden Jahre sein werden. 

Somit will ich mit der Hoffnung schließen, daß 
die Zeitkomponente künftig wirklich etwas ern­
ster genommen wird, denn abgesehen von der 
Tatsache, daß es für die betroffenen Landwirte 
bestimmt nicht lustig ist, zu einem so späten Zeit­
punkt über ihr  zukünftiges Einkommen Bescheid 
zu wissen, kann ich mir nur sehr schwer vorstel­
len, daß diese Verzögerungstaktik auch in e inem 
Europäischen Wirtschaftsraum oder bei einer 
EG-Mitgliedschaft aufrechtzuerhalten ist . 

Mit d iesen Anmerkungen werden wir den vor­
l iegenden Novellen zum Marktordnungsgesetz, 
zum Viehwirtschaftsgesetz und zum Qualitäts­
klassengesetz die Zustimmung geben .  (Beifall bei 
der SPO und bei Bundesräten der Ö VP.) 16.44 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort hat sich Herr Bundesrat lng. Penz gemeldet. 
Ich ertei le es ihm. 

1 6.44 
Bundesrat Ing. Johann Penz (ÖVP, Nieder­

österreich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
sehr  geehrten Herren Bundesminister !  Bundesrat 
Mag. Guden us hat in seiner Wortmeldung na­
mens der F reiheitlichen Partei die Ablehnung 
dieser Marktordnungsgesetze hier an d iesem Red-
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nerpult erklärt und auch gesagt, es sei seiner Auf­
fassung nach nicht notwendig, daß wir heute eine 
Verfassungsbestimmung beschließen. 

Da Mag. Gudenus nicht im Saal ist, aber viel­
leicht doch die Mögl ichkeit hat, meine Ausfüh­
rungen im P rotokoll nachzulesen, möchte ich ihm 
m itgeben, daß die österreichische Bundesverfas­
sung vorsieht, daß der Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft nicht Bundessache, sondern Lan­
dessache ist. Wenn daher eine Novel le zum 
Marktordnungsgesetz erfolgt, muß auch gleich­
zeitig eine Verfassungsbestimmung mitbeschlos­
sen werden. - Das zum ersten .  

Zum zweiten . Herr Mag. Gudenus! Sie halten 
die Novelle, d ie heute vorgelegt und beschlossen 
werden soll ,  für bedenklich. S ie haben wortwört­
lich gesagt, daß sie Unsicherheit bei den Bauern 
auslöst und auch Probleme be i der Bewirtschaf­
tung der Höfe verursacht. (Bundesrat Mag. G II -

d e n  u s: Sicher, ja, das habe ich gesagt.') 

Herr Mag. Gudenus! Erstens war diese Novelle 
notwendig, wei l der Verfassungsgerichtshof eine 
Bestimmung im Bereich der Milchmarktordnung 
aufgehoben und die Regelung bei den Si losperr­
gebieten als verfassungswidrig angesehen hat. 

Und zweitens, glaube ich , ist es auch notwen­
dig, wenn man von politischer Seite erkennt, da ß 
eine Bestimmung nicht richtig ist, wenn eine Wei­
terentwicklung erfolgt, daß man den Erfordernis­
sen der Praxis - so wie es Bundesrat Meier gesagt 
hat - Rechnung trägt, daß man die Erfahrungen, 
die man gewinnen konnte, auch in Gesetzesform 
umsetzt. 

Und ich glaube - und das habe ich bei Ihnen 
wirklich nicht verstanden -, wenn man eine No­
velle beschl ießt, dann beschl ießt man ja nicht 
nachteil ige Bestimmungen für eine Berufsgruppe, 
sondern man ist doch bemüht, Vorteile, d ie mög­
lich sind , einer Berufsgruppe zukommen zu las­
sen . Und da wundere ich mich, daß die F reiheitl i ­
che Partei Dinge ablehnt, von denen s ie lange 
Zeit gesprochen hat. 

Herr Mag. Gudenus! Die Freiheitliche Partei 
lehnt heute mit ihrem Nein die Liberalisierung 
des Ab-Hof-Verkaufes ab. Bisher war es so, daß 
Bauern, die ab Hof verkauft haben, 1 ,50 S Pau­
schale entrichten mußten, wenn sie eine Richt­
menge gehabt haben. Betriebe ohne Richtmenge 
haben für jene Ab-Hof-Menge, die 5 400 Kilo­
gramm überschritten hat, auch dieses Pauschale 
entrichten m üssen. 

Zweitens stimmen Sie, Herr Mag. Gudenus, 
wenn diese Pauschale entfällt, damit auch das 
ganze Meldesystem entfäl lt, gegen eine E ntbüro­
kratisierung, d ie wir, glaube ich, alle gemeinsam 
wollen. Sie stimmen heute gegen die freiwillige 

Lieferrücknahme, welche eine Verwaltungsver­
e infachung bedeutet, denn d ie jährliche Meldung 
an den Milchwirtschaftsfonds entfällt. Es wurde 
d ieses Mal die Toleranzgrenze mit 50 Kilogramm 
im Marktordnungsgesetz normiert. Und die frei­
will ige Lieferrücknahme wurde nicht nur im In­
teresse der Bauern verbessert, sondern auch im 
Interesse - Dr. S imperl hat ja völl ig recht gehabt, 
wenn er den Einwand hier gebracht hat, daß diese 
Marktordn ungsgesetze nicht nur i m  Interesse der 
Bauern. sondern auch im Interesse der Konsu­
menten und im Sinne einer gesicherten Versor­
gung mit hochwertigen Nahrungsmitteln novel­
liert werden - der Steuerzahler, denn die freiwil­
lige Lieferrücknahme bedeutet ja auch, daß bis­
her etwa 4 Mill iarden Schill ing für die 
Überschußverwertung der Milch aufgewendet 
werden mußten und durch dieses System, das 
Riegler und Fischler  eingeführt haben, die Kosten 
der Überschußverwertung im Milchbereich auf 
etwa 1 ,5 Mill iarden Schil l ing zurückgegangen ist. 

Ich glaube, das ist doch im Sinne aller Betroffe­
nen. Und da kann man nicht sagen:  All das bringt 
nichts. Ich glaube, das ist eine Reihe von Vortei­
len für al le Betroffenen. (Bundesrat Mag. G u d e ­
fl U 5: Aber der Rechtsanwaltskammertag behaup­
tet das Gegenteil! Das können Sie nicht r1/iderle­
gen.') 

Es gilt die F rage des Transportkostenausglei­
ches zu regeln .  Es wurde gesagt, daß wir 
wirtschaftliche Transporte durchführen müssen. 
Und es soll noch etwas beschlossen werden , Herr 
Mag. Gudenus - und es wundert mich, daß die 
Freiheitliche Partei auch dagegen stimmt -, und 
zwar daß Betriebsstättenstillegungen erfolgen so l­
len. Wir alle wissen ,  ob wir es hören wollen oder 
nicht, aber es ist ein Faktum, daß wir in Öster­
re ich sehr teure Verarbeitungen haben, weil  es zu 
viele Betriebsstätten im Molkereibereich gibt. 

Und wenn es nun gilt, auch von gesetzlicher 
Seite her, ein Abfedern - auch im Interesse der 
Arbeitnehmer - vorzunehmen, wäre das e ine 
sehr sinnvolle Maßnahme, gegen die Sie heute 
mit einem Nein stimmen. 

Ich sage Ihnen auch gan z  offen: Ich bin gar 
n icht so unglücklich, daß S ie so deutlich nein ge­
sagt haben, denn jene Bauern ,  die Sie vertreten -
und es gibt ja auch eine aktiven Bundesrat aus 
dem Bauernstand in Ihren Reihen - ,  sind ande­
rer Auffassung, und ich glaube, Sie werden das 
auch noch zu hören bekommen. 

Nur der Vollständigkeit halber möchte ich Ih­
nen auch noch sagen:  Es gibt bei uns keine Ablie­
ferungsverpflichtung. Das wäre wirklich e in  
kriegswirtschaftliches System.  Was wir  haben, ist 
e ine Abnahmeverpflichtung der jeweiligen Mol ­
kereien von den Milchlieferanten i n  einem be­
stimmten Einzugsgebiet, und das ist ja sinnvoll .  

543. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 83 von 126

www.parlament.gv.at



25 1 60 Bu ndesrat - 543. S i tzung - 26. Juni 1 99 1  

Ing. Johann Penz 

Meine Damen und Herren !  In den dreißiger 
Jahren, a ls e in  Eng.elbert Dollfuß, der Vater der 
Marktordnung in Osterreich, das Elend gesehen 
hat, daß die Bauern irgendwo ihre Produkte, ob 
das Milch oder Getreide war, verkaufen mußten,  
wurde die  Regelung geschaffen,  daß in den jewei­
ligen Gebieten die Molkereien verpflichtet sind, 
das Produkt den Bauern abzunehmen. (Zwischen­
ruf des Bundesrates W ö L L  e r  t.) 

Herr Dr.  Simperl !  (Bundesrat Mag. 
G u d e n  u s: Jetzt hören Sie es! Ich habe mir so 
etwas Ähnliches gedacht!) Ich habe das gar nicht 
gehört, wei l  ich mich auf Dr. Simperl konzen­
triert habe. 

Bitte, sagen Sie es laut! (Bundesrat W ö L I  e r t: 
Dollfuß ist ein sehr schlechter Vergleich.') Herr 
Kollege! Daß Sie Dollfuß als schlechten Vergleich 
bezeichnen, spricht leider für Ihre mangelnde hi­
storische Kenntnis. Engelbert Dol lfuß war der 
Mann, der aufgrund der wirtschaftlichen Situa­
tion und der Not in den dre iß iger Jahren eine 
Reihe von wirtschaftl ichen Maßnahmen gesetzt 
hat - nicht nur  die Marktordnungsgesetze, son­
dern auch die soziale Absicherung der Bauern. 
Das ist ein Faktum, und das kann man nicht weg­
diskutieren .  (Bundesrat W ö L I e r t: Das ist sicher 
kein Faktum!) 

Bleiben wir aber nicht in der Vergangenheit, 
sondern gehen wir zur Gegenwart über!  (Bundes­
rat W ö I I  e r  t: Die Vergangenheit haben Sie zi­
liert!) Herr Dr. Simperl hat davon gesprochen , 
daß er Angst hat, daß, wenn nun der Ab-Hof­
Verkauf erfo lgt, dam it auch eine Krankheitsge­
fährdung gegeben ist. (Bundesrat S t r u t z  e n -
b e r g e r: Eine Gesundheitsgefährdung!) E ine Ge­
sundheitsgefährdung, danke. Sie haben n icht nur 
sprachl ich,  sondern auch semantisch völ lig recht 
mit Ihrem E inwand. Darf ich Ihnen sagen, Herr 
Dr.  Simperl ,  daß 95 Prozent der Milch,  die die 
österreich ischen Bauern an die Molkereien lie­
fern, der ersten Qualitätsstufe zuzuordnen sind. 
Hier Befürchtungen bezüglich Gesundheitsge­
fäh rdungen in den Rau m  zu stel len, halte ich an­
gesichts dieses Faktums für wirklich n icht not­
wendig und sch ließe d ies sogar aus. 

Aber ich bin Ihnen dankbar, Herr Dr. Simperl, 
daß Sie neuerlich das Fehlen des Getreideproto­
kolIs angesch nitten haben. Wir haben ja  gestern 
auch im Ausschuß ganz kurz über d iese Frage 
diskutiert, und ich bin e igentlich erstaunt, daß so­
wohl Sie als auch Ihr Vorredner, Herr B undesrat 
Meier, gesagt haben ,  man sol lte frühzeitig mit 
d iesen Marktordnungsverhandlungen beginnen,  
um nicht unter dem D ruck der Mähdrescher zu  
einem Ergebn is zu kommen. Sie haben  gesagt, 
wir brauchen keinen politischen Druck. 

Darf ich Ihnen nur e in einziges Beispiel  sagen? 
- Es hätte gestern m it dem Herrn Bundesmini-

ster für Finanzen Dkfm. Lacina eine Verhand­
lungsrunde über das Getreideprotokoll stattfin­
den sollen. Wissen Sie, meine Damen und Herren 
von der sozialistischen Fraktion, daß Dkfm. Laci­
na diese Verhandlungsrunde abgesagt hat? Und 
Sie kommen hier ans Rednerpult und sagen, wir 
sollten nicht unter dem Druck der Mähdrescher 
verhandeln .  

Ich habe schon in der letzten Debatte gesagt: 
Sagen Sie Ihrem Finanzminister, welche Proble­
me die Bauern haben, und sagen Sie Ihrem Fi­
nanzminister, daß wir nicht unter pol itischem 
Druck oder unter dem Druck der Mähdrescher 
verhandeln wollen, sondern daß wir sachl iche Ge­
spräche brauchen. (Bundesrat Dr. S i m p e r  L: 
Das dauert halt eine Zeit.') Herr Dr. Simperl! Es 
ist bitte auch ein Faktu m, daß die Forderung des 
Herrn Bundesministers für Finanzen nach wie 
vor aufrecht ist: Er meint, daß wir zunächst 
50 Groschen Preisreduktion bei allen Getreidear­
ten haben müssen, erst dann wird weiterverhan­
delt, auch über jenes Faktum, daß wir in etwa 
340 Mil l ionen Schill ing brauchen werden, auch 
von Bauernseite, die hereingebracht werden müs­
sen durch Erhöhung der Düngemittelabgaben,  
durch Erhöhung der Verwertungsbeiträge, Saat­
gutabgabe oder Reduktion des Preises - diese 
vier Möglichkeiten haben wir ganz konkret - be­
ziehungsweise auch durch alternative Verwer­
tung. 

Meine Damen und Herren! Es war ja ein losef 
Riegler ,  der 1 986 angetreten ist und gesagt hat: 
Wir stehen mit der Getreideproduktion an! Gebt 
uns doch Alternativen !  Und seit dieser Zeit sind 
Produktionsalternativen in einer Größenordnung 
von 1 05 000 Hektar angebaut worden.  Das be­
deutet auch , daß wir den Überschuß einfrieren 
konnten. Ebenso bedeutet es auch, daß wir neuer­
lich, wenn wir auch dieses Regierungsüberein­
kommen einhalten wollen, wo drinnen steht, daß 
wir die F lächen für Produktionsalternativen auf 
300 000 Hektar ausweiten wollen, daß wir neue 
Wege gehen müssen. U nd dieser neue Weg ist 
auch die Verspritung von Alternativprodukten -
konkret: auch von der Erbse. (Bundesrat M e  i e r: 
Aber weder der Simperl noch ich haben vom Mäh­
drescher gesprochen! Und es ist sehr einfach, das 
aLLes auf den Finanzminister abzuschieben.' Wir 
bemühen uns, hier konstruktiv mitzuarbeiten. und 
Sie greifen uns poLitisch an!) Ich greife Sie gar 
nicht politisch an, sondern ich bitte S ie nur, das, 
was Sie uns sagen und was bei uns natürlich auf 
fruchtbaren Boden fäl lt, i hrer eigenen  Fraktion 
zu sagen .  

Sie haben heute, Herr Kollege Meier, nicht 
richtig zugehört, was Ihr Kollege Simperl gesagt 
hat. (Bundesrat M e  i e r: Wie wollen Sie wissen, 
daß ich nicht hingehört habe?) Er hat von den 
Mähdreschern gesprochen. Herr Kollege Meier !  
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Sie haben von der Bergbauernförderung gespro­
chen und auch als positiv angesehen, daß sie an­
gehoben wurde. Nur - die Vorschläge des Res­
sortministers Dr. F ischler l iegen vor - ,  warum 
sagt denn der Bundesmi ni ster für F inanzen nach 
wie vor nein zur Bergbauernförderung? - Zum 
Nachtei l  von etwa 120 000 bergbäuerlichen Be­
trieben, die - das wissen Sie auch aus der Ein­
kommensrechnung - etwa 40 Prozent des land­
wirtschaftlichen Gesamtei n kommens heute aus 
Direktzuschüssen beziehen. Daher ist es eine po­
l itische Notwendigkeit, daß wir uns h ier im Ple­
num nicht anagitieren, sondern daß Sie auch in 
verantwortungsvoller Weise, wenn S ie all Ihre 
Aussagen, die S ie über die Bauern heute getroffen 
haben, ernst nehmen, das Ihrem zuständigen Fi­
nanzminister sagen, denn der nächste Landwirt­
schaftsausschuß soll am 4. Juli stattfinden , und 
bis dorthin ist nicht mehr viel Zeit. Ich ersuche 
Sie wirklich im Interesse der österreichischen 
Bauernschaft, das zu tun.  - Danke vielmals. 
(Beifall bei der Ö VP. ) /6.58 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Ic h be­
grü ße den im Hause ersc hienenen Herrn Bundes­
minister für Landesverteidigung Dr. Werner 
Fasslabend herzlich.)Beifali qei der Ö VP und bei 
Bundesräten der SPO und FPO. ) 

Weitere Wortmeldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung e in  Schlu ßwort 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall .  

Wir gelangen daher zur A b  s t i m  m u n g. 

Wir kommen zunächst zur Absti mmung über 
den Beschluß des Nationalrates vom 1 9. Juni 
199 1  betreffend ein Bundesgesetz, m it dem das 
Marktordnungsgesetz 1 985 geändert wird 
(Marktordnungsgesetz-Novelle 1 99 1 ) .  

Der vorliegende Beschluß enthält Verfassungs­
bestimmungen, die nach Artikel 44 Abs. 2 B-VG 
die Zustimmung des Bundesrates bei Anwesen­
heit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des 
Bundesrates und mit einer Mehrheit von minde­
stens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen be­
dürfen .  

Ich stelle zunächst d ie  für  die Abstimmung er­
forderliche Anwesenheit der Mitgl ieder des Bun­
desrates fest. 

Ich bitte jene M itglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, den Verfassungsbestim­
mungen des Artikels I im S inne des Artikels 44 
Abs. 2 B-VG die verfassungsmäßige Zustimmung 
zu ertei len, um ein Handzeichen. - Der Antrag, 

den zitierten Verfassungsbestimmungen i m  S inne 
des Artikels 44 Abs. 2 B-VG die Zustimmung zu 
ertei len,  ist somit a n g e n  0 m m e n. 

Ausdrück l ich  stelle ich die erforderliche Zwei­
drittelmehrhe it im Sinne des Arti kels 44 
Abs. 2 B-VG fest. 

Ich ersuche ferner jene Mitglieder des Bundes­
rates, die dem Antrag zustimmen, gegen den vor­
liegenden Beschluß des Nationalrates keinen Ein­
spruch zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist 
dies S t i m  m e  n m e  h r h e i  t. Der Antrag, kei­
nen Einspruch zu erheben, ist somit a n g e -
n o  m m e n .  

Wir gelangen zur Abstimmung über den Be­
schluß des Nationalrates vom 1 9. Juni 1 99 1  be­
treffend e in  Bundesgesetz, mit dem das Viehwirt­
schaftsgesetz 1 983 geändert wird (Viehwirt­
schaftsgesetz-Novelle 1 991 ) .  

Der vorl iegende Beschluß enthält 
Verfassungsbestimmungen, die nach Artikel 44 
Abs. 2 B-VG die Zustimmung des Bundesrates 
bei Anwesen heit von mindestens der Hälfte der 
Mitglieder des Bundesrates und mit einer Mehr­
heit  von mindestens zwei Drittel n  der abgegebe­
nen Stimmen bedürfen. 

Ich ste lle die für die Abstimmung erforderliche 
Anwesenheit der Mitgl ieder des Bundesrates fest. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen,  den Verfassungsbestim­
mungen des Artikels I im Sinne des Artikels 44 
Abs. 2 B-VG die verfassungsmäß ige Zustimmung 
zu erteilen, um ein Handzeichen. - Der Antrag, 
den zitierten Verfassungsbestimmungen im S inne 
des Artikels 44 Abs. 2 B-VG die Zustimmung zu 
erteilen, ist somit a n g e n  0 m m e  n. 

Ausdrücklich stelle ich die erforderliche Zwei ­
drittelmehrheit im Sinne des Artikels 44 
Abs. 2 B-VG fest. 

Ich ersuche ferner jene Mitglieder des Bundes­
rates, die dem Antrag zustimmen,  gegen den vor­
l iegenden Beschluß des Nationalrates keinen Ein­
spruch zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist 
dies S t i m  m e  n m e  h r h  e i t. Der Antrag, kei­
nen Einspruch zu erheben, ist somit a n g e -
n o  m m e n .  

Wir  gelangen zur  Abstimmung über den Be­
schluß des Nationalrates vom 1 9. Juni 1 99 1  be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Qualitäts­
k lassengesetz geändert wird. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegenden 
Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben,  um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m  m e n e  i n h e l l  i g k e i t. Der Antrag, 
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keinen Einspruch zu erheben, ist somit a n  g e -
n o m  m e  n. 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 20. Ju­
ni 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Personenstandsgesetz geändert wird 
(Personenstandsgesetz-Novelle 1991) (44 und 
190/NR sowie 4079/BR der Beilagen) 

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 20. Ju­
ni 1991 betreffend ein Zusatzprotokoll zu dem 
am 4. September 1958 in Istanbul unterzeichne­
ten Übereinkommen über den internationalen 
Austausch von Auskünften in Personenstandsan­
gelegenheiten samt Anhang (53 und 1911NR so­
wie 4080/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zu den Punkten 8 und 9 der Tages­
ordnung, über die die Debatte ebenfalls unter ei­
nem abgeführt wird. 

Es s ind dies Beschlüsse des Nationalrates vom 
20. Juni  1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Personenstandsgesetz geändert wird 
(Personenstandsgesetz-Novelle 1 99 1 ) , und ein 
Zusatzprotokoll zu dem am 4. September 1 958 in  
Istanbul unterze ichneten Übereinkommen über 
den internationalen Austausch von Auskünften in 
Personenstandsangelegenheiten samt Anhang. 

Die Berichterstattung über die Punkte 8 und 9 
hat Herr Bundesrat Mag. Herbert Bösch über­
nommen .  Ich ersuche ihn höflich um die Bericht­
erstattung. 

Berichterstatter Mag. Herbert Bösch: Herr Prä­
sident! Herr B undesminister! Meine Damen und 
Herren !  Zunächst mein Bericht zum Tagesord­
nungspunkt 8 .  

Der gegenständliche Gesetzesbeschluß trägt 
dem Umstand Rechnung, daß sich bei der Voll­
ziehung des seit nunmehr sechs Jahren in Kraft 
stehenden Personenstandsgesetz, BGBI.  
Nr. 60/ 1 983, Gesetzeslücken herausgestellt ha­
ben, die die Vollziehung des Gesetzes erschweren.  

Mit  dem vorliegenden Gesetzesbeschluß so llen 
daher die angeführten Gesetzeslücken gesch los­
sen und die E inführung des automationsunter­
stützten Datenverkehrs bei Personenstandsbehör­
den erleichtert werden .  

Die wesentlichen Schwerpunkte des gegen­
ständlichen Gesetzesbesch lusses l iegen auf fol­
genden Gebieten :  

Ausdrücklliehe Verpfl ichtung der  Bezirksver­
waltungsbehörden zur Aufbewahrung und 
Fortführung der Sammelakten und früherer 
Zweitbücher, soweit diese nicht bei der Personen­
standsbehörde verbleiben;  

Schaffung des Verwaltungsstraftatbestandes 
der mi ßbräuchlichen Verwendung einer unrichti­
gen oder unrichtig gewordenen Personenstands­
urkunde; 

E ntfall des Erfordernisses einer ausdrücklichen 
Anordnung des Bundesministers für Inneres für 
die Einführung des automationsunterstützten 
Datenverkehrs bei einer Personenstandsbehörde; 

Ermächtigung des Landeshauptmannes zur Be­
stimmung der übergeordneten Behörde auch bei 
nach dem PStG 1 937 gebildeten Standesamtsbe­
zirken, die i n  Standesamtsverbände übergeleitet 
wurden; 

Ermächtigung des Landeshauptmannes zur Re­
gelung der Fortführung der Personenstandsbü­
cher bei Teilung von Gemeinden. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 25. Juni 1 99 1  in  
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Personenstandsgesetz geändert wird 
(Personenstandsgesetz-Novelle 1 99 1 ) ,  wird kein  
Einspruch erhoben. 

Ich bringe weiters den Bericht des Rechtsaus­
schusses über den Beschluß des Nationalrates 
vom 20. Juni 1 99 1  betreffend ein Zusatzprotokoll 
zu dem am 4. September 1 958 in Istanbul unter­
zeichneten Übereinkommen über den internatio­
nalen Austausch von Auskünften in Personen­
standsangelegenheiten samt Anhang. 

Das im Rah men der Internationalen Kommis­
sion f�r das Zivi lstandswesen (CIEC) ausgearbei­
tete Ubereinkommen vom 4. September 1 958 
über den internationalen Austausch von Aus­
künften in Personenstandsangelegen heiten, 
BGBI. Nr. 2 7 7/ 1 965, sieht vor, daß jeder Standes­
beamte, der in einem der Vertragsstaaten die 
E heschließung oder den Tod einer in einem ande­
ren Vertragsstaat geborenen Person beurkundet, 
dies dem zuständigen Standesbeamten des ande­
ren Vertragsstaates mittels einer mehrsprachigen 
Postkarte mitzuteilen hat. 

Dieses Übereinkommen bedarf einer Ände­
rung, da infolge der Vergrößerung des Mitglie­
derstandes der CIEC der Vordruck nicht alle 
Sprachen der CIEC enthält und gegen Mitteilun­
gen mittels einer unverschlossenen Postkarte da­
tenschutzrechtliche Bedenken bestehen. 
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Das gegenständliche Zusatzprotokol l  sieht nun 
im Interesse einer größeren Flexibil ität vor, daß 
für die Mitteilung wahlweise Vordrucke nach 
mehreren zwischen den Mitgliedsstaaten der 
CIEC abgeschlossenen Übere inkommen über 
Mitteilungen in Personenstandsangelegenheiten 
verwendet werden können. Für den Fall der Wei­
terverwendung der Postkarten soll  die Pflicht be­
stehen, diese um die fehlenden Sprachen zu er­
weitern und die Mitteilung in einem verschlosse­
nen Umschlag zu versenden. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Abkommens die Erlassung von besonderen Bun­
desgesetzen im Sinne des Artikels 50 
Abs. 2 B-VG zur Überführung des Vertragsinhal­
tes in die innerstaatl iche Rechtsordnung nicht er­
forderlich. 

Der Rechtsausschuß  hat d ie gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 25. Juni 1991  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit den A n t r a g , der B undesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1 991  betreffend ein Zusatzprotokol l zu 
dem am 4. September 1 958 in Istanbul unter­
zeichneten Übereinkommen über den internatio­
nalen Austausch von Auskünften in Personen­
standsangelegenheite n  samt Anhang wird kein 
Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wort­
meld ungen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall .  

Die Abstimmung über die vorliegenden Be­
schlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b s I i m -
m u n g beschließt der Bundesrat mit S t i m  -
m e n e i n h e L L  i g k e i t, gegen den Gesetzesbe­
schluß sowie gegen den Beschluß des NationaLra­
tes k e i n e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

10. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Heeresgebührengesetz 1985 geändert 
wird ( 1 14/A - 11- 1223, 163/A - 11-2155 und 
165/NR sowie 40811BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 1 0. Punkt der Tagesordnung: 
Beschluß des Nationa lrates vom 20. Juni 199 1  be­
treffend ein Bundesgesetz, m it dem das Heeresge­
bührengesetz 1 985 geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Nor­
bert Tmej übernommen.  Ich ersuche i hn höflich 
um den Bericht. 

Berichterstatter Norbert Tmej : Sehr geehrter 
Herr Präsident! Herr Bundesminister!  Sehr ver­
ehrte Damen und Herren! Ziel des vorliegenden 
Gesetzesbeschlusses des Nationalrates sind Maß­
nahmen, durch die sichergestellt werden soll ,  daß 
die Ausbi ldung im Grundwehrdienst nicht durch 
eine Abwanderung von Zeitsoldaten in Bereiche 
des öffentlichen Dienstes oder in die Privatwirt­
schaft gefährdet wird. Dies sol l  durch eine finan­
zielle Abgeltung der mit dem Dienst verbundenen 
Belastungen für alle Zeitsoldaten mit einem min­
destens einjährigen Verpfichtungszeitraum er­
reicht werden. Darüber h inaus so ll ab 1 .  Juli 199 1  
die Monatsprämie für Zeitsoldaten unter Be­
dachtnahme auf die für Bundesbedienstete am 
1. Jänner 199 1  in Kraft getretene Besoldungsver­
besserung entsprechend erhöht werden. ( Vizeprä­
sidem 5 t r II t z  e n b e r g e r übernimmt den 
Vorsitz.) 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 25. Juni  199 1  in 
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rech­
nungsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle besch ließen: 

Gegen den Beschlu ß  des Nationalrates vom 
20. Juni 1 991  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Heeresgebührengesetz 1 985 geändert 
wird, wird kein E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr B undesrat 
Mag. Tusek. Ich erteile ihm dieses. 

1 7.1� 
Bundesrat Mag. Gerhard Tusek (ÖVP, Ober­

österreich): Sehr geehrter Herr Präsident! Ge­
schätzter Herr Bundesminister !  Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren !  Wie vom Herrn Be­
richterstatter bereits ausgeführt wurde, handelt es 
sich bei dieser Gesetzesnovelle um eine Verbesse-

. rung für den Personenstand der Zeitsoldaten. Seit 
der Einführung der Institution Zeitsoldat gab und 
gibt es immer wieder Probleme in dienst- und be­
so ldungsrechtlicher Hinsicht, dies vor allem des­
halb , weil der Zeitsoldat gegenüber dem Soldaten ,  
der in  e inem Dienstverhältnis mit dem Bund 
steht, bei - und gerade bei - gleichem Dienst­
grad und bei gleicher Tätigkeit entscheidend dis­
kriminiert ist. 

Sicherlich konnten in den letzten Jahren einige 
Verbesserungen erreicht werden. Ich möchte in 
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diesem Zusammenhang nur  anführen, daß ab 
1 .  Jänner 1 988 Zeitsoldaten,  die länger als ein 
Jahr dienen ,  in die gesetzliche Krankenversiche­
rung miteinbezogen werden, oder daß ab dem 
Jahre 1 989 eine verbesserte Standesvertretung 
durch Soldatenvertreter für Zeitsoldaten - in 
Anlehnung an die Bestim mungen des Personal­
vertretungsgesetzes - gegeben ist. 

Trotzdem aber - und das ist das Erschütternde 
- sank die Zahl der Zeitsoldaten gerade in den 
letzten zwei Jahren um etwa 20 Prozent, nämlich 
von 9 600 Zeitsoldaten auf jetzt nur noch etwa 
7 000, wobei von diesen 7 000 Zeitsoldaten nahe­
zu 800 in beruflicher Ausbildung stehen, sodaß 
6 200 Zeitsoldaten übrigbleiben, die ihren Dienst 
versehen. Der Bedarf für das österreichische Bun­
desheer würde aber bei etwa 10 000 Mann liegen. 
D iese Zahlen zeigen, so glaube ich, deutlich, daß 
die Attraktivität dieses Dienstverhältnisses zu ge­
ring ist. 

Vor allem der Zeitsoldat ist es, der in der Aus­
bildung von Grundwehrdienern eingesetzt wird 
und damit gewährleistet, daß die Einsatzbereit­
schaft des österreichischen B undesheeres auf­
rechterhalten werden kann.  Wenn die Zahl der 
Zeitsoldaten weiterhin so drastisch sinken sollte , 
besteht die ernste Gefahr, daß nicht mehr alle 
Aufgaben wahrgenommen werden können. 

Daneben haben aber auch Erfahrungen aus 
dem laufenden Assistenzeinsatz zur G renzüber­
wachung im Burgenland gezeigt,. daß Zeitsolda­
ten beträchtliche beso ldungsrechtliche Nachteile 
in Kauf nehmen m üssen .  So bekommt ein Zeit­
soldat gleichen Dienstgrades und in gleicher 
Funktion e ingeteilt wie ein Kadersoldat nur einen 
Bruchteil von dessen Bezug. 

Gerade bei d iesem Punkt setzt nun die heute 
zur Diskussion stehende Änderung des Heeresge­
bührengesetzes 1985 ein .  Ich muß feststellen, da ß 
damit die Probleme der Zeitsoldaten etwas ver­
ringert, aber noch lange nicht gelöst werden 
konnten. 

Was bringt nun d iese Gesetzesnovel le? - Es 
sind vor allem vier wesentliche Punkte. 

Erstens: Es kommt zu einer spürbaren Verbes­
serung der Besoldung, und zwar dadurch, daß die 
5,9prozentige Gehaltserhöhung für den öffentli­
chen Dienst nun auch bei den Zeitsoldaten reali­
siert wird, wobei die neu festgesetzten Monats­
prämien in erster Linie von der Verpfl ichtungs­
dauer und in zweiter Linie von der entsprechen­
den Funktion, den entsprechenden Dienstgraden 
abhängen. 

Diese Erhöhung l iegt - nur damit Sie sich e in 
B i ld machen können - zwischen 462 S bei  einem 
Verflichtungszeitraum von unter einem Jahr und 

bei 675 S bei Offizieren mit einem Verpflich­
tungszeitraum von mehr  als einem Jahr. - Bei 
allen anderen Dienstgraden l iegt die Erhöhung 
der Monatsentschädigung zwischen diesen Wer­
ten. 

Zweitens wird durch dieses Gesetz dem Zeitso l­
daten mit e inem Verpflichtungszeitraum von 
mehr a�s einem Jahr eine monatliche Belastungs­
zulage In der Höhe von 500 S neu gewährt. Diese 
Belastungszulage dient als Abgeltung der beson­
deren Belastungen des Zeitsoldaten ,  die mit ih­
rem Dienst verbunden sind. 

Drittens erhalten nunmehr jene Zeitsoldaten ,  
d ie  direkt und unmittelbar in der Ausbildung ein­
gesetzt sind - insbesondere Gruppen- und Zugs­
komandanten, die wichtige sowohl pädagogische 
als auch erhebliche Mehrleistungen erbringen 
müssen -, e ine kleine Zulage in der Höhe von 
300 S .  

Das vierte - und meines Erachtens Wesent­
l ichste an dieser Gesetzesänderung - ist, daß d ie­
ses Gesetz erstmal ig die Gewährung einer E i n­
satzvergütung für Zeitsoldaten vorsieht. D iese 
Einsatzvergütung l iegt zwischen 8 000 S und 
10  800 S, wieder entsprechend dem Dienstrang 
beziehungsweise dem Zeitraum der Verpflich­
tung. 

Wichtig ist, daß diese Einsatzvergütung für alle 
drei Fälle des § 2 Abs. 1 des Wehrgesetzes für 
den Fal l  a bis c gilt .  Das heißt, daß diese Zulage 
neben den Fäl len der mi litärischen Landesvertei­
digung und dem Schutz der verfassungsmäß igen 
Einrichtungen den Zeitsoldaten auch bei Kata­
strophenfällen zusteht. Das scheint mir ein we­
sentlicher Schritt in die richtige Richtung zu sein .  

Für diese Novelle ,  mit der der Herr Bundesmi­
nister für Landesverteidigung seinen Reformwi l­
len und sein Durchsetzungsvermögen erneut un­
ter Beweis gestel lt hat, möchte ich mich in Namen 
der 7 000 Zeitsoldaten sehr herzlich bedanken .  

Dieses Gesetz ist - wie ich schon ausgeführt 
habe - ein k leiner Schritt, aber e in Schritt i n  die 
richtige Richtung, um die Attraktivität des Wehr­
dienstes für den Zeitsoldaten zu steigern und die 
herrschenden Ungerechtigkeiten ein wenig zu 
verringern. Daher wird meine F raktion diesem 

. Gesetzesbeschluß ��hr gerne i.�re Zustimm u ng 
geben. (Beifall bei OVP und SPO. ) 1 7.1 9 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr B undesrat Meier. Ich erteile ihm 
das Wort. 

1 7. 1 9  

Bundesrat Erhard Meier (SPÖ, Steiermark) :  
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Bundesminister !  Meine Damen und Herren! Bei 
den Zeitsoldaten herrschten bisher wirklich unbe-
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friedigende Zustände. Vieles hat schon mein  Vor­
redner, Herr Bundesrat Tusek, gesagt. Ich werde 
aber mit anderen Worten einiges wiederholen .  

Es  gibt d ie Einrichtung des Zeitsoldaten seit 
l .  Jänner 1 984. Er trat an die Stel le des zeitver­
pflichteten Soldaten, der ein besseres Vertrags­
verhältnis hatte, als es dann ab 1 .  Jänner 1 984 
eingeführt wurde. 

Damals war es so, daß vie le j unge Leute Ar­
beitsplätze suchten, daher konnte d ie  höhere Zahl 
von Zeitsoldaten leichter erreicht werden, als das 
aufgrund der heutigen Wettbewerbssituation der 
Fall ist. 

Der Zeitso ldat verbringt einen von vornherein 
festgelegten Zeitabschnitt beim österreichischen 
Bundesheer, leistet seinen Wehrdienst, steht aber 
eigentlich in keinem öffentlich-rechtlichen Ver­
pflichtungsverhältnis, was de facto fast einem ver­
tragslosen Zustand gleichkommt, hat deshalb ver­
sch iedene dienstrechtliche Nachte ile .  Er ist mei­
ner Mein ung nach auch d iskriminiert gegenüber 
dem im Dienstverhältnis stehenden Soldaten, 
dem Kaderso ldaten. An den Distinktionen er­
kennt man das aber nicht, und die Bevölkerung 
erkennt sicher keinen Unterschied , das sind eben 
zwei Zugsfüh rer oder zwei Stabswachtmeister .  

E r  hat kein 13 .  und 14. Gehalt, er hat 45 Stun­
den Arbeitszeit gegenüber 41 Stunden, die d ie an­
deren haben ,  keine Überstundenabgeltung, die 
Krankenversicherung, wie wir gehört haben,  erst 
seit 1 988 und auch die Vertretung erst seit 1 989. 

Ich muß ganz  ehrlich sagen .  auch mir war d ie­
ses Problem, wenn man nicht in d iesem Betrieb 
drinnen ist - ich war nur vor vielen Jahren Prä­
senzdiener - ,  nicht so recht bewußt. 

Man spricht von einem Bedarf an 10 000 Zeit­
soldaten ,  das war der ursprüngliche Plan. Tat­
sächlich gab es im Jahre 1 987 etwa 9 500, das 
nahm dann ab, wenn die Zahlen ,  die ich h ier 
habe, richtig sind: Im Jänner 1 989 waren es 
9 200, im Mai 1 99 1  7 03 1 ,  und jetzt dürften es 
sogar unter 7 000 sein.  Man mußte erkennen ,  daß 
Sofortmaßnahmen gesetzt werden müssen. Diese 
können nun in zweierlei Weise erfo lgen: a) durch 
finanzielle Verbesserungen und b) durch d ienst­
rechtliche Verbesserungen.  

Da wir  über die Heeresgebührengesetz-Novelle 
sprechen, sprechen wir auch nur von den finan­
ziellen Verbesserungen ,  die einmal darin l iegen, 
daß eine 5,9prozentige Gehaltserhöhung, d ie bei 
den letzten Verhandlungen im öffentl ichen 
Dienst erreicht  wurde, auch für die Zeitsoldaten 
gilt. 

Mein Vorredner hat d ie Erhöhungssummen ge­
nannt, ich nenne die Summen, die sie tatsächl ich 
bekommen, denn diese sollte man auch einmal 

hören. Bei einer Verpflichtung bis zu einem Jahr 
ist das eine Erhöhung von 4 335 S auf 4 797 S,  
bei einer Verpflichtung von mehr als einem Jahr 
für Wehrmänner, Gefreite, Korporäle von 
8 073 S auf 8 637 S, für Zugsführer von 8 487 S 
auf 9 066 S, für Unteroffiziere von 9 1 35 S auf 
9 762 S und für Offiziere von 10 1 0 1  S auf 
10 797 S. 

Jetzt kommen noch die Zulagen, die auch 
schon erwähnt wurden ,  dazu , und zwar eine für 
die besondere Be lastung im Ausmaß von 500 S 
und eine für die i n  der Ausbi ldung Stehenden im 
Ausmaß von 300 S .  

Wenn man diese 300 S a ls absolute Zahl 
n immt, ist das eigentlich sehr wenig, denn gerade 
jene, die in der Ausbi ldung stehen , müssen beson­
dere Voraussetzungen erfüllen und besonders 
motiviert sein ,  sonst gibt es keine gute Ausbil­
dung. 

Der Wehrmann, der einrückt, hat mit dem 
Ausbildne·r einen unverhältnismäßig gro ßen Zeit­
aufwand zu verbringen.  Ich habe mich damals im­
mer schwer getan, Generäle u nd Brigadiere zu er­
kennen, weil ich sie eigentlich als Wehrmann 
nicht gesehen habe, aber d ie Unteroffiziere und 
Chargen kannte ich, u nd wie man von denen be­
handelt wurde, was man von i hnen gelernt hat, 
das ergab für mich jedenfalls - und ich glaube, 
für viele Präsenzdiener ebenfalls - das Bi ld des 
gesamten Bundesheeres, das sie mit hinausneh­
men, wenn sie ihren Präsenzdienst abgeleistet ha­
ben. 

Ich würde allgemein ersuchen - das ist gar kei­
ne Kritik, sondern eine Feststel lung -, danach zu 
trachten, daß die Ausbi ldner mit jenen Menschen, 
die ihnen auf soundso lange Zeit anvertraut sind, 
gut auskommen. Dazu gehört n icht nur Sachwis­
sen, sondern gerade auch in diesem nicht sehr  
leichten Alter viel psychologisches Geschick 
dazu, und so gesehen sind die 300 S wenig. 

Es sind auch die Zulagen für den Einsatz schon 
genannt worden: für Chargen 8 000 S, für Unter­
offiziere 9 200 S und für Offiz iere 10 800 S. Ich 
glaube, so ganz aktuell  geworden ist dieses Pro­
blem jetzt beim Assistenzeinsatz an den Grenzen, 
wo es riesengroße U nterschiede zwischen den 
Soldaten und den Zeitsoldaten für den gleichen 
Einsatz und für die gleiche Leistung gegeben hat. 
Es wurden für die Kadersoldaten Beträge ausbe­
zahlt, die auch nach außen hin schwer verständ­
lich und erklärbar sind. 

Ich habe einige Zahlen aufgeschrieben, ich 
wei ß  nicht, ob sie stimmen, aber es haben unge­
fäh r  1 70 Soldaten 40 000 S bekommen, das sind 
in  der Summe 6,9 Mil l ionen, 403 Soldaten 
50 000 S, das sind 20 Millionen - ich vergönne 
ihnen das, das möchte ich auch dazusagen - ,  407 
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Soldaten 60 000 S, das sind 24 Mil l ionen, und 
1 87 Soldaten 70 000 S, das sind 1 3  Mill ionen, und 
der höchste Fall sol l  ein Wirtschaftsunteroffizier 
mit 1 1 7 000 S gewesen sein .  

Ich sage das deshalb, da zur gleichen Zeit auch 
Beamte der Zollwache oder Gendarmen ähnliche 
Arbeiten verrichteten, und im Bereich des öffent­
l ichen D ienstes Unterschiede entstanden, mit de­
nen man vorher nicht gerechnet hat, sonst hätte 
man es nicht so konstruiert, und die zu groß sind. 

Ich glaube, daß grundsätzich Mehrleistungen 
- korrekt angeordnet - bezahlt und abgerech­
net werden müssen, aber für alle in gleicher Wei­
se, wie überal l  i m  öffentlichen Dienst, für Zeitsol­
daten ebenso wie für das Kaderpersonal. - In 
Zukunft sol l  auch der E insatz bei Katastrophen 
entsprechend behandelt werden .  

Ich habe erfahren, daß  im zweiten Halb­
jahr 1 99 1  Kosten für Präsenzdiener und Zeitsol­
daten im Ausmaß von 61 Mill ionen Sch il l ing an­
laufen werden ,  und es ist zu berücksichtigen, daß 
der Staat das Problem der Finanzierung hat. Wir 
müssen überal l  sparen,  aber ich glaube halt -
seien Sie mir nicht böse, wenn ich das als Steirer 
sage - ,  daß man es bei Geräten, die sehr teuer 
sind und die uns wirklich nicht sehr viel bringen 
können, weder  im Friedensfall noch im Ernstfa l l  
- ich meine d iese ,,vögel" , d ie in  der Luft fliegen 
-, einsparen könnte, wei l  man ja diese Beträge 
braucht, um das bezahlen zu können. 

Bei den Zeitsoldaten geht es aber nicht ums 
Geld alle in .  Ich glaube, daß die Diskussion fortge­
setzt werden m uß, und das ist , wie ich höre, auch 
die Absicht. Der Zeitsoldat gehört n icht zum Ka­
derpersonal, auch wenn er 10 oder gar 15 Jahre 
verpflichtet ist. Man muß sich das vorstellen: Das 
sind zwei verschiedene Kategorien, und wenn es 
stimmt, steht er bei Appellen oder sonstigen An­
lässen eher auf der Seite der Grundwehrdiener als 
bei m  Kaderpersonal. Ich meine, daß man diese 
D iskussion auch zum Anlaß nehmen sol lte, ande­
re im Bundesheer bestehende Standesunterschie­
de anders zu behandeln, als das in  der Vergangen­
heit der Fall war. 

Ich weiß  schon, daß es gerade in einem mil itäri­
schen Körper e ine Hierarchie geben muß, ich 
wende mich auch nicht gegen diese Hierarchie, 
ich weiß,  daß es Befe hlsstrukturen geben muß. 
Wo denn sonst ,  wenn nicht beim Mil itär? Aber es 
gibt auch in der Wirtschaft oder i m  übrigen of­
fentlichen D ienst Hierarchien oder Befehlsstruk­
turen, die es immer geben wird, aber wir leben in 
einer anderen Zeit, in  der man das anpassen muß.  

Es ist  auch e in Erfolg unserer Erziehung, über 
die ich hier nicht reden wil l ,  daß manches einfach 
freier geworden ist. Auch in der Schule haben wir 
das Problem ,  daß sich junge Menschen heute in  

einer Form ausdrücken, wie es  früher nicht mög­
l ich  gewesen wäre, und wir kom men dadurch 
auch zu Problemen. Wenn ich jetzt von d iesen 
beiden Gruppierungen Zeitsoldaten und Soldaten 
gesprochen habe, wollte ich auch anmerken, daß 
man überal l  sichten müßte, wie das Verhältnis der 
Menschen, die in diesem Körper für eine kürzere 
oder längere Zeit beisammen sind, neu gestaltet 
werden könnte. 

Auch über die Systemerhalter sollte man noch 
sprechen. Wie viele von den Wehrmännern sollen 
Systemerhalter sein? Wenn d ie Zah le n  stimmen, 
die ich erfahren habe, so sind es rund 50 Prozent, 
also etwa 1 9  000 von 40 000. Ich kann mir schon 
vorstellen, daß man Wehrmänner dazu braucht, 
wei l  auch im Ernstfall d iese Arbeiten i rgendwo 
gemacht werden müssen ,  aber es geht doch in er­
ster Linie darum, daß sie die mil itärische Ausbil­
dung erfahren. 

Es gilt auch, für Zeitsoldaten eine Sicherheit 
für i hre Lebensplanung zu schaffen .  - Wann 
müssen sie das Heer verlassen, welche Chancen 
hat der, der bleiben will, und welche Sicherheit 
gibt man ihm schon im voraus, nach soundso vie­
len Jahren als Beamter übernommen zu werden? 
Es gibt, so habe ich gehört, versch iedene Ansich­
ten über die Tatsache, daß versprochen wurde, in 
Zukunft einige zu übernehmen.  

Ich habe die Protokolle von Nationalrats-Sit­
zungen gelesen.  Man sollte Möglichkeiten schaf­
fen .  daß man ihm nach einer bestimmten Zeit 
sagt - wer schon lange dabei ist, das ist der heuti­
ge Zeitpunkt -, du hast die Chance, Sie haben 
die Chance, beim österreichischen Bundesheer zu 
bleiben - wenn er n icht selber andere P läne hat. 
Natürlich ist mir klar, daß das nur im Rahmen der 
vorhandenen Dienstposten möglich ist, die wieder 
aus finanzie llen Gründen geschränkt vorhanden 
sind. 

Es geht also in der Zukunft um eine verbesserte 
rechtliche Stellung der Zeitsoldaten. Wenn das 
nicht gesch ieht, werden wir zuwenig zur Verfü­
gung haben, wie das die Entwicklung der letzten 
Zeit zeigt. Ich meine, d ie Zeitsoldaten sind e in 
wichtiger Faktor in unserem österreichischen 
B undesheer. 

Vielle icht kann in Verbindung mit der Heeres­
reform auch da eine Verbesserung erreicht wer­
den. Das Heeresgebührengesetz und d iese Novel­
le sind hiezu jedenfalls ein Anfang. (Allgemeiner 
Beifall.) 1 7.32 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Mag. Gudenus das Wort. 

1 7.32 .. 
Bundesrat Mag. John Gudenus ( FPO, Wien) : 

Herr Präsident! Herr Min ister! Meine Damen und 
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Herren! Es freut m ich,  daß wir hier über eine 
Gesetzesinitiative der Freiheitlichen Partei ,  der 
gro ßen Oppositionspartei ,  sprechen können. Es 
freut mich , daß im Grunde genommen alle Par­
teien - zumindest diejenigen, die auch in der Re­
gierung das Sagen haben - dieser Gesetzesinitia­
tive zustim men. 

Das Problem Zeitsoldat ist sicherlich ein we­
sentliches Problem, welches dazu beitragen kann, 
d ie österreichische Landesverteidigung wieder in 
einem besseren Licht erscheinen zu lassen. Die 
österreichische Landesverteidigung kämpft sich 
durc h ein Wellental, das wei ß  am besten der Herr 
Minister selber. Es ist daher sicherlich wohltuend 
für ihn, wen n  die eine oder andere Gesetzesvorla­
ge einstimmig angenommen wird. 

Es fällt uns das leicht, weil  auch unser Gedan­
kengut beinhaltet ist. Ich wil l  meinen, daß mit 
dem Zeitsoldaten allein das Problem nicht gelöst 
ist. 

Sicherlich, der Humankapitalfaktor ist beson­
ders wichtig auch beim Heer. Ich glaube auch, 
daß durch den Zeitsoldaten ,  der gut bezahlt wird, 
d ieser Humankapitalfaktor besser angesprochen 
werden kann, um dem Österreicher, dem Land. 
dem Bundesheer zu dienen.  

Daher meine ich auch, daß zusätzlich zum Pro­
blem Zeitsoldat das Problem der Ausbilder gelöst 
gehört. Die Ausbilderauswah l  und die Ausbilder­
ausbildung, hängen damit irgendwie zusammen. 
Die Hierarchien wurden erfreuerlicherweise gera­
de von sozialdemokratischer Seite als notwendig 
in einem Heer angesprochen. Ich finde, auch das 
gehört erwähnt, daß dies von Ihrer Seite her an­
gesprochen wird. Sonst sind Sie ja immer nur all­
zu gerne bereit, Hierarchien in Frage zu stellen. 

Die Ausbilder stehen heutzutage jungen Män­
nern gegenüber, 1 8- ,  1 9-, 20jährigen ,  manche sind 
auch älter, weil der Einrückungsturnus rausge­
schoben wird, was im Grunde genom men eine 
Wehrungsgerechtigkeit darstellt, die eine starke 
Ausbildung haben, diese kommen vielfach mit 
viel Wissen ,  mit viel Können zum Heer. Daher ist 
es eigentlich ein Mißgriff, wenn es nicht gelingt, 
i h nen Ausbilder gegenüberzustellen, die ihnen 
nicht zumindest ebenbürtig an Können, an Cha­
rakter, an Wissen, an Demokratiefreudigkeit sind . 
Ich bin überzeugt davon :  Mit einer Verbesserung 
der Bezahlung wird es gel ingen, auch bessere 
Ausbilder, die diesen von mir  genannten Krite­
rien entsprechen, zu gewinnen. 

Das Problem des Heeres ist aber nicht nur zeit­
soldatenbedingt, sondern es gibt es auch deshalb ,  
da wir einen Budgetmangel haben. Der Budget­
mangel ist natürlich nach 35 Jahren Bundesheer 
zum Tei l  hausgemacht, 5 000 bis 7 000 Beamte, 
meine ich, wären in einer Aktion der Privatisie-

rung in andere Tätigkeiten überzuleiten. D ie 
Hälfte eines Einrückungsjahrganges übt Tätigkei­
ten aus, die man nur aufgrund der Uniform, die 
er trägt, als "soldatische Tätigkeit" beze ichnen 
kann. Es sind das vielfach Hilfsdienste, die man 
nicht in der Art gelten lassen kann, sei es in der 
Küche, seien es die Ordonanzen, sei es in den 
Schreibstuben .  Überall kräftige junge Burschen, 
die dort sind und nicht Abhaltewirkung erzeugen 
können. 

Das ist ein Problem, welches nicht der Partei 
zugeordnet werden kann, die derzeit den Minister 
stellt. Das ist ein Systemproblem, welches herz­
haft angegangen werden muß, um jene Bereiche 
aus dem Heer und aus der Heeresverwaltung aus­
zugliedern, die nicht unbedingt der Heeresver­
waltung und dem Heer, der Abhaltewirkung, d ie­
nen. 

In dieses Problem greift natürlich auch herein 
das Problem der Bewaffnung, und es freut mich 
zu hören, daß weite Kreise einer Luftabwehrbe­
waffnung für das österreichische Bundesheer 
wenn schon nicht mit großen Maulsalven. so doch 
mit innerlicher Zustimmung entgegensehen. Ich 
hoffe inn igst, daß möglichst bald eine Initiative 
gestartet wird u nd auch durchgeht, die eine öster­
reichische Luftabwehr ermöglicht. 

Der Krieg, der Polizeieinsatz am Golf haben 
uns bewiesen, daß nur hochtechnische Geräte 
eingesetzt werden  können, nur solche, die von 
bestausgebildeten Leuten gut eingesetzt werden 
können. All das, was man so als Guerilla-Taktik 
und ähnliches vielfach uns hat verkaufen wollen, 
ist nicht mehr die Zukunft. 

Einem Gegner, der hochtechnologisch ausgerü­
stet ist, kann man auch nur hochtechnologisch 
begegnen, sonst . . .  (Bundesrat M e  i e r: Das kön­
/len wir uns nicht Leisten!) 

Ich weiß schon, einen Angriff von Gro ßmäch­
ten, da stimme ich Ihnen überein, brauchen wir 
uns gar nicht zu leisten. Daher meine ich, daß all 
diese Überlegungen, die wir hier anste llen, durch 
§ 14  des Bundeshaushaltsgesetzes - die Kosten­
deckung, die Folgekosten müssen durch allfäll ige 
Einsparungen gedeckt sein  - geprägt sind . 

Ich bin froh, daß das Problem Zeitsoldat gelöst 
wird, denn es gibt nicht so viele Zeitsoldaten, wie 
im Budget, im F inanzplan vorgesehen und es 
noch weniger sind, als der Org-Plan vorsieht. Da­
her ist das ein bißehen eine problematische Sache. 

Wir müssen danach trachten, daß die Landes­
verteidigung wiederum den ihr zustehenden Stel­
lenwert bekommt. Die Einstimmigkeit h ier zeigt, 
daß ein Konsens zur Landesverteidigung vorhan­
den ist. Nicht so wie im Jahre 1 938, in  dem kein 
Konsens vorhanden war, was zu einem Jahr 1 945 
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führte, von dem Bundeskanzler Vranitzky sagte, 
er war froh,  daß wir von den Russen befreit wor­
den sind. Nur hat diese Befreiung dann zehn Jah­
re gedauert, und das war dann nicht sehr ange­
nehm. Hüten wir uns vor solchen Wiederholun­
gen der Gesch ichte, das würde dann nicht zu ein­
seitigen Mißinterpretationen (Bundesrat 
D r 0 c h l e r: Die Zeit von 1 939 bis 1 945 war aber 
noch unangenehmer, Herr Kollege!) - ich sage ja, 
es war unangenehm, ich habe genau das .gesagt -
und auch nicht zu mißverständlichen Außerun­
gen führen, d ie  S ie  heute vormittag in einigen 
Zwischenrufen ausführten, i n  denen i m  Jahr 1 99 1  
Dinge aus dem Jahr 1 933 erwähnt werden, d ie 
(Bundesrat D r 0 c h t e  r: Würden Sie auch am 
liebsten vergessen!) nicht mehr aktuell sind. 

Ich sage Ihnen zum Schluß - das wird Sie viel­
leicht nicht für meine Rede einnehmen -:  Wir 
stehen hinter Landeshauptmann Haider !  (Beifall 
bei der FPÖ.)  1 7.39 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor.  

Wünscht noch jemand das Wort. - Das ist 
n icht der Fall .  

D ie Debatte ist geschlossen. 

Wird ein Schlußwort gewünscht? - Das ist 
ebenfalls n icht der Fall. 

Wir kom men zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m Cl n g beschließt der Bun­
desrat mit S t i m  m e n e i n h e L L  i g k e i c. gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i -
n e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

1 1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 ge­
ändert wird (126 und 166/NR sowie 4082fBR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir 
kommen zum 1 1 . P unkt der Tagesordnung: Bun­
desgesetz, mit  dem das Famil ienlastenausgleichs­
gesetz 1 96 7  geändert wird. 

Berichterstatterin ist Frau Bundesrätin Crepaz. 
Ich b itte sie um den Bericht. 

Berichterstatterin I rene Crepaz: Herr Präsi­
dent! Herr Min ister! Der vorliegende Gesetzesbe­
schluß hat insbesondere folgende Maßnahmen 
zum Gegenstand: 

Die Auszahlung der Familienbeihi lfe an den 
Elterntei l ,  der das Kind betreut, die Einführung 
eines Zuschlages zur Geburtenbeihi lfe für Mütter 
beziehungsweise Väter, die das Kind i m  ersten 
Lebensjahr betreuen und kein Karenzurlaubsgeld 
oder Teilzeitprämie beziehen; ferner die Erhö-

hung der E in kommensgrenzen für den Fami l ien­
zuschlag und die Herabsetzung der Mindestschul­
weglänge für die Schulfahrtbeihilfe von drei auf 
zwei Kilometer. 

Der Ausschuß für Fami l ie und Umwelt hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner S itzung vom 
25. Juni 1 99 1  in  Verhandlung genommen und mit 
Stimmenmehrheit besch lossen, dem Hohen Hau­
se zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Famil ie und Umwelt somit  den A n ­
t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1 99 1  betreffend e in Bundesgesetz, mit 
dem das Familienlastenausgleichsgesetz 1 967 ge­
ändert wird, wird kein E i nspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in d ie Debatte e in .  

Ich erteile Herrn Bundesrat Dr .  H ummer das 
Wort. 

1 7.42 • 
Bundesrat Or. Günther Hummer (ÖVP, Ober­

österreich):  Sehr verehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Bundesmi nister ! Hoher Bundesrat! 
Meine Damen und Herren !  Der vorl iegende Be­
schlu ß des Nationalrates sieht im wesentl ichen 
folgende Maßnahmen vor: 

Erstens die Auszahlung der Famil ienbeihi lfe an 
den Elternteil ,  der das Kind betreut, 

zweitens die Einführung e ines Zuschlages zur 
Geburtenbeih i lfe für M ütter beziehungsweise Vä­
ter, die das Kind im ersten Lebensjahr betreuen 
und Karenzurlaubsgeld oder Tei lzeitbeihilfe n icht 
beziehen, 

drittens die Erhöhung der Einkommensgren­
zen für den Fami l ienzuschlag, 

viertens d ie Herabsetzung der 
Mindestschulweglänge für d ie Sch ulfahrtbeih i lfe 
von drei auf zwei Kilometer und 

fünftens die Verlängerung der Antragsfrist für 
die Familienbehilfe und d ie  erhöhte Familienbe­
hilfe auf fünf  Jahre. 

Zum Punkt eins wäre folgendes auszuführen: 
Es ist e in altes Anliegen der Praxis, jenem Eltern­
teil die Famil ienbeih ilfe zu gewähren, der sich 
tatsächlich und überwiegend um das Kind küm­
mert und den Haushalt füh rt. § 2 a des Entwurfes 
formuliert das so, daß der Anspruch des E ltern­
teiles, der den Haushalt überwiegend führt, dem 
Anspruch des anderen E lterntei ls vorgeht. Juri­
stisch analysiert bedeutet d ies, daß der Anspruch 
auf Gewährung der Familienbeih ilfe sowohl dem 
Vater als auch der Mutter zusteht, wobei aber der 
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Anspruch des den Haushalt überwiegend führen­
den den Anspruch des anderen Elterntei ls in con­
creto außer Kraft setzt. 

Im folgenden wird dann die Rechtsvermutung 
festgelegt, wonach bis zum Nachweis des Gegen­
tei ls die Mutter als den Haushalt überwiegend 
füh rend und damit vorrangig anspruchsberechtigt 
gilt. Im Abs. 2 des § 2 a des Entwurfs wird dann 
festgelegt, daß der Elterntei l ,  der einen vorrangi­
gen Anspruch hat, zugunsten des anderen E ltern­
teils verzichten kann. E ine solche Verzichtserklä­
rung ist al lerdings widerrufbar. Diese Bestim­
mung soll nach dem Entwurf erst am 1. Jänner 
1 992 in  Kraft treten. 

Nur befristete Geltung wird d ie Bestimmung 
des § 2 Abs. 3 haben, nämlich vom 1. Jänner 
1992 bis zum 3 1 .  Dezember 1994. In dieser Be­
st immung wird, um eine übermäßige Belastung 
der Finanzämter zu vermeiden,  die Rechtsvermu­
tung normiert, daß der Elternte i l ,  der die Fami­
lienbeihi lfe b is 3 1 .  Dezember 1 991 tatsächlich be­
zogen hat, anspruchsberechtigt ist. Es wird dabei 
die Rechtsvermutung aufgestellt, daß in dem Fall, 
daß der andere den Haushalt überwiegend führt, 
jener zugunsten des die Familienbeihilfe tatsäch­
lich Beziehenden verzichtet habe. Man will damit 
nicht den F inanzämtern die aufwendige Arbeit, 
alle laufenden Familienbeihilfen dahin gehend zu 
überprüfen, ob der Bezieher auch tatsächlich der 
den Haushalt vorrangig Führende ist, ersparen. 
Infolge der Umstellung der Finanzämter auf 
EDV wird dies voraussichtlich bis zum 3 1 .  De­
zember 1 994 auch für die jetzt schon anhängigen 
Fälle gek lärt werden können. 

Es wurde die Frage angeschnitten ,  ob der , der 
den Haushalt überwiegend führt, auch jener sein  
müsse, der d ie  überwiegende Obsorge für das 
Kind auch tatsächlich durchführt. Bei kleineren 
Kindern und bei jugendlichen Kindern l iegt fast 
ausnahmslos i n  der Praxis die Haushaltsführung 
bei  der Mutter. Auch die Obsorge und die Betreu­
ung der Kinder wird fast i mmer überwiegend von 
der Mutter wahrgenommen. Es fällt somit fast 
immer die überwiegende Betreuung und die über­
wiegende Führung des Haushaltes bei ein und 
demselben Anspruchsberechtigten zusammen. 

§ 1 44 ABG B  defin iert den Begriff der Obsorge 
der Eltern über die Kinder sehr weitgehend. Es 
heißt dort: " D ie Eltern haben das m inderjährige 
Kind zu pflegen und zu erziehen, sein Vermögen 
zu verwalten u nd es zu vertreten. Zur Pflege des 
Kindes ist bei Fehlen eines E invernehmens vor 
allem derjenige Elternte i l  berechtigt und ver­
pfl ichtet, der den Haushalt führt, in dem das Kind 
betreut wird." 

Das ABGB geht demnach davon aus, daß das 
Führen des Haushaltes praktisch immer von ei­
nem E lterntei l  besorgt wird. 

Daß unser modernes Arbeitsleben etwa i m  
Schichtbetrieb auch Situationen schaffen könnte, 
in  denen die Eltern ihre Kinder abwechse lnd be­
treuen, bedenkt das Gesetz offensichtlich nicht. 
In solchen Fällen kann es auch durchaus schwie­
rig sein, festzulegen, wer den Haushalt überwie­
gend führt. Solche Fälle werden aber al ler Vor­
aussicht nach doch eher selten sein, und bei El­
tern, die im gemeinsamen Haushalt leben,  wird 
doch in der Mehrzahl in diesem Punkte E inver­
nehmen gefunden werden.  

Jedenfalls ist es noch leichter zu umschreiben 
und festzustellen, wer den Haushalt überwiegend 
führt, als wer e ine überwiegende Obsorge für ein 
Kind hat. Infolge der Vielschichtigkeit des Begrif­
fes "Obsorge" könnte dies doch öfter zu Streitfäl­
len führen. Jedenfalls wurde und wird mit dieser 
Regelung erreicht, daß ein Elternteil ,  der weder 
den Haushalt führt noch sich um das Kind küm­
mert - was ja leider immer wieder vorkam und 
vorkommt - ,  n icht mehr vorrangig beansprucht 
auf den Bezug der Familienbeihi lfe sein kann.  
Diese Frage hat in den vergangenen Jahren, ja  
Jahrzehnten,  insbesondere die Jugendämter im­
mer wieder beschäftigt. 

Zu Punkt zwei :  Eine sehr erfreuliche Neurege­
lung ist bestimmt die Einführung eines Zuschla­
ges zur Geburtenbeihi lfe. Anspruch auf diesen 
Zuschlag hat ein Elterntei l  dann,  wen n  er e in 
nach dem 3 1 .  Dezember 1 990 geborenes Kind in 
dessen ersten Lebensjahr überwiegend selbst be­
treut, er in dieser Zeit nicht erwerbstätig ist und 
die Mutter oder das Kind Anspruch auf den er­
sten Teil der Geburtenbeih ilfe haben, wobei eine 
geringfügige Beschäftigung im Sinne des § 5 
Abs. 2 lit. a bis c des ASVG dem Anspruch auf 
Zuschlag nicht entgegensteht. 

Mit diesem Zuschlag zur Geburtenbeih ilfe 
wurde e ine Einr ichtung geschaffen, die manch­
mal auch als Karenzersatzgeld bezeichnet wird. 
Dieser Zuschlag zur Geburtenbeihilfe wird in der 
Praxis in erster Linie Hausfrauen und Studentin­
nen zugute kommen. Mit dieser:. Regelung wird 
e ine langjährige Forderung der Osterreichischen 
Volkspartei erfül lt; das kann nur begrü ßt werden. 

Ein spiege lgleicher Zuschuß zur Gebu rtenbei­
h i lfe in der Höhe von 12 000 S wird dem vorlie­
genden Nationalratsbeschluß gemäß - über Vor­
sch lag der SPÖ - auch jenen Vätern und Müt­
tern gewährt werden, die im ersten Lebensjahr 
des Kindes erwerbstätig sind, das Kind überwie­
gend betreuen und das Fami l ieneinkommen d ie 
Höchstbeitragsgrundlage zur Sozialversicherung 
n icht übersteigt. Eine solche Regelung ist aber 
von ihrer Struktur her nicht befriedigend. Zu­
nächst ist es schon sehr schwer vorstellbar, daß 
jemand i m  ersten Lebensjahr des Kindes neben 
seiner Arbeitsausübung ein Kind überwiegend be­
treuen kann, und zum zweiten wird dies jedenfalls 
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zu einer gewaltigen Überforderung dieses Eltern­
teiles führen ,  was aber nicht im Sinne des Kindes 
gelegen sein  kann. 

Es ist gewi ß  löblich, auch an Eltern zu denken, 
die es sich wegen eines geringen Einkommens gar 
nicht leisten können, nur auf das Karenzgeld an­
gewiesen zu sein. Es m üßte allerdings eine Lö­
sung gefunden werden, wobei es durch eine ent­
sprechende E rhöhung der Familienbeihilfe der 
Mutter oder dem Vater ermöglicht werden so llte, 
im ersten Lebensjahr zu Hause beim Kind zu blei ­
ben. 

Zu Punkt drei: Eine erfreu liche Neuregelung 
wird die Erhöhung der E inkommensgrenzen für 
den Familienzuschlag sein .  Diese Einkommens­
grenze wird für einen Anspruch des Famil ienzu­
schlages von 96 000 S auf 1 1 3 000 S erhöht. 

Für jedes weitere Kind erhöht sich diese Gren­
ze um 23 000 S jährlich. 

Im Jahre 1 990 wurde dieser Zuschlag nur für 
rund 1 47 000 Kinder in Anspruch genommen. 
Durch die E rhöhung der Einkommensgrenzen 
müßte bewirkt werden ,  daß tatsächl ich  für 
3 1 2  000 Kinder, wie es ursprünglich ja anvisiert 
war, der Famil ienzuschlag fäl l ig wird. Als Ein­
kom men gilt hiebe i der Gesamtbetrag der steuer­
pfl ichtigen E inkünfte gemäß § 2 Abs. 3 des Ein­
kommensteuergesetzes 1 988, wobei allerdings -
verständlicherweise - Leistungen wie etwa das 
Wochengeld, das Karenzurlaubsgeld, die Über­
brückungshi lfe für Bundesbedienstete, die Bezü­
ge der Wehrpflichtigen und Zivi ldiener in das 
Einkommen miteingerechnet werden .  

Unterhaltsleistungen zwischen geschiedenen 
E hegatten gelten beim Leistungsempfänger inso­
weit als Einkommen, als sie mehr als 40 000 S 
jährlich betragen. In Zuku nft ist der Familienzu­
schlag für jedes Kalenderjahr gesondert zu bean­
tragen .  Die Frist, für den Familienzuschlag für 
die Vergangenheit beantragt werden kann,  wird 
auf fünf Jahre verlängert. 

Zu Punkt vier: Die Mindestschulweglänge für 
die Gewährung einer Schulfahrtbeihilfe wird im 
vorliegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
von drei Kilometern auf zwei Kilometer herabge­
setzt. Wie bekannt, steht ja für Schulfahrten im 
allgemeinen die Schülerfreifahrt zur Verfügung. 
In jenen Fällen , in denen eine so lche Schülerfrei­
fah rt nicht möglich ist, besteht ein Anspruch auf 
Schulfahrtbeihilfe. Da die bisherige Regelung, 
daß e in Schulweg von mindestens drei Kilome­
tern zurückgelegt werden muß,  des öfteren zu 
Härten geführt hat, sol l  nunmehr die Mindest­
schu lweglänge von drei auf zwei Kilometer herab­
gesetzt werden, was zu begrü ßen ist. 

Zu Punkt fünf: Insbesondere einer Anregung 
der Volksanwaltschaft folgend, wird die Antrags­
frist für d ie Famil ienbeihi lfe und für die erhöhte 
Familienbeih ilfe auf fünf Jahre verlängert. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren !  Hal­
ten wir uns vor Augen, daß der Grundgedanke 
des Famil ie nlastenausgleiches darin besteht, alle 
Erwerbstätigen zur Beitragsleistung h eranzuzie­
hen, um eine Umverteilung zugunsten k inderre i­
cher Famil ien herbeizuführen. Die Lasten ,  die 
heute eine Fami lie mit Kindern zu bewältigen 
hat, steigen ständig an. Die immer intensiver wer­
dende Ausbildung und Bi ldung bedingt heute für 
die Eltern mehr Aufwendungen, die man früher 
nicht oder kaum gekannt hatte. Dazu kommt, daß 
sich die Zeit der Ausbi ldung, überhaupt der ge­
samte Bildungsweg, in unserer Bildu ngsgesell­
schaft - wie wir zu Recht sagen - ständig ver­
längert. Es ist keine Seltenheit, daß der eigentli­
che Berufswerdegang erst mit 27, 28, 29, 30 Jah­
ren und noch später beschritten werden kann. 

Andererseits wissen wir, wie wichtig es ist, die 
Freude an Kindern zu fördern. Der Familienla­
stenausgleich könnte nur dann wirklich befriedi­
gend in Gang gesetzt werden ,  wenn die Familien­
beihilfen insgesamt kräftig erhöht würden und 
die Staffelung den tatsächl ichen Bedürfn issen des 
Kindes angepaßt werden könnte. 

Aus diesem Grunde sollte es vermieden wer­
den, daß der Fami lien lastenausgleichsfonds mit 
immer neuen sozialen Leistungen einerseits zu­
sätzlich befrachtet wird, andererseits i mmer wie­
der sachfremde Leistungen aus dem Famil ienla­
stenausgleichsfonds bestritten werden. Wenn­
gleich von Zeit zu Zeit noch keine Bu ndesregie­
rung dieser Verlockung widerstehen konnte, 
sol lte damit doch Schluß gemacht werden. 

Das bestehende System des Famil ienausgleichs­
fonds ist im übrigen grundsätzlich gut und sollte 
im Konzept so belassen werden. Die Erhaltung 
der Famil ie ist aber ein so überragender und zen­
traler Wert der Gesellschaft, daß alle übrigen son­
stigen budgetären Wünsche, die dann aus dem 
Familienlastenausgleichsfonds befriedigt werden 
so llten, zurückgestellt werden müssen. 

Da die vorl iegende geplante Novelle zum Fami­
l ienlastenausgleichsgesetz 1 967 insgesamt neuer­
lich Verbesserungen für d ie Situation der Famil ie 
br ingt, wird meine Fraktion gegen den vor liegen­
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates keinen 
E inspruch erheben. (Allgemeiner Beifall.) 1 7.55 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich be­
grüße Frau Bundesmin isterin Johanna Dohnal 
sehr herzlich in unserer Mitte. (Allgemeiner Bei­
fall.) 
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Nächste Rednerin ist Frau Bundesrätin Dr. 
Hödl. Ich ertei le ihr das Wort. 

1 7.55 

Bundesrätin Dr.  Eleonore Hödl (SPÖ, Steier­
mark): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Frau 
Ministerin !  Meine Damen und Herren !  Die vor­
liegende Familienlastenausgleichsgesetz-Novelle 
enthält e ine Reihe von Verbesserunge n  für die 
Familien, das heißt höhere Förderungen der Fa­
milien mit Kindern. Insgesamt werden den Fami­
lien in Österreich durch diese Novel le um 
8 1 7  Mill ionen Schilling mehr zur Verfügung ge­
stellt. Mein Vorredner, Herr Bundesrat Dr.  Hum­
mer, hat schon im Detail über diese Neuregelun­
gen gesprochen. Ich kann mich daher etwas kür­
zer fassen. 

Zum Familienzuschlag möchte ich anmerken, 
daß er im Rahmen des Famil ienpakets im Jahre 
1 990 eingeführt wurde und unsere F raktion 
schon damals angemerkt hat, daß die Einkom­
mensgrenzen zu niedrig sind. Ich freue mich da­
her, daß nun die Einkommensgrenzen hiefür an­
gehoben werden und damit mehr Jungfamil ien in 
den Genuß dieser zusätzlichen Famil ienbeihilfe 
von 200 S monatl ich  kommen. Allerdings ist das, 
glaube ich, noch immer zuwenig. 

Noch etwas verursacht in mir Unbehagen, näm­
l ich die Statistik über die Vergangenheit. Die Ver­
gangenheit hat gezeigt, daß vorwiegend die Selb­
ständigen und die Landwirte diesen Familienzu­
sch lag bekommen konnten, mitunter auch deswe­
gen, weil bei ihnen die Ausweisung der 
E inkommensgrenze mit einer Reihe von Begün­
stigungs- und Gestaltungsmöglichkeiten einher­
geht, was bei einem Lohnempfänger nicht der 
Fall ist. Ich glaube, man sollte sich auch überle­
gen, ob nicht eine Neufassung und eine Verein­
heitlichung des Einkommensbegriffes notwendig 
wäre , um mehr  Gerechtigkeit schaffen zu kön­
nen. 

Es war daher kein Zufall - obwohl ich das den 
Landwirten und Selbständigen gönne - ,  daß sie 
d iesen Familienzuschlag vermehrt in Anspruch 
nehmen konnten,  während die unselbständig Er­
werbstätigen diesbezüglich in der Minderzahl ge­
b l ieben sind. (Bundesrat Ing. P e  n z: Es ist auch 
ein Faktum, daß die Bauern zu den kinderreichsten 
Familien gehören.') Daher glaube ich, meine Da­
men und Herren, daß wir weiter über den Antrag 
und über die Forderung unserer Fraktion disku­
tieren werden müssen, nämlich, daß entweder der 
Einkommensbegriff anders definiert oder ein Ab­
setzbetrag für Lohnempfänger geregelt wird. Ich 
glaube, daß die E inkommensgrenzen noch immer 
zu niedrig sind, um eine gerechte Förderung aller 
einkommensschwachen Familien zu gewährlei­
sten. 

Zum zweiten Schwerpunkt dieser Novelle, dem 
Zuschlag zur Geburtenbeihi lfe oder dem Zu­
schuß zur Geburtenbeihilfe, möchte ich anmer­
ken, daß es erfreu lich ist, daß die im Arbeitsüber­
einkommen dieser Bundesregierung vereinbarte 
Zielvorstellung nach intensiven Verhandlungen 
zwischen Frau Minister Feldgril l-Zankel und 
Frau Minister Dohnal realisiert werden konnte. 
Es ist, wie gesagt, ein Zuschlag zur Geburtenbei­
hi lfe von 1 000 S im Monat, der rückwirkend ab 
1. Jänner 199 1  gewährt wird. 

Was ich hier allerdings kritisch anmerken 
möchte, ist die Einkommensgrenze, die mit 
30 000 S festge legt wurde, sie ist also um ein Viel­
faches höher als bei der vorgenannten Regelung 
hinsichtlich des Familienzuschlages. 

Erfreulich ist, da ß von dieser Regelung n icht 
nur die Hausfrauen betroffen sei n  werden, also 
die nicht erwerbstätigen Mütter ,  sondern auch 
jene Mütter, die es sich leider nicht leisten kön­
nen. zu Hause zu bleiben. U nd das möchte ich vor 
allem Herrn Dr.  Hummer auf seine Bemerkun­
gen hiezu antworten ,  daß es eben leider Frauen 
gibt, die leider nicht zu Hause b leiben können, 
und es sind vor allem die alleinstehenden Mütter, 
die leider den Karenzurlaub oft n icht in An­
spruch nehmen können, damit sie keine berufli­
chen Nachteile haben und damit sie vor allem ein 
höheres Einkommen für das oder d ie von ihnen 
zu versorgenden Kinder erzielen.  Ich danke der 
Frauenministerin Dohnal sehr herzlich dafür, 
daß sie die Interessen d ieser Frauen bei den Ver­
handlungen über diese Bestimmung wahrgenom­
men hat. 

Erfreulich ist auch, daß die Studentinnen nun 
auf diese Art und Weise auch zu einem Zuschlag 
zur Geburtenbeihilfe kommen. Die Studentinnen 
bekommen ja in  einigen Städten Österreichs zu­
sätzlich noch eine ähnliche Unterstützung wie das 
Karenzurlaubsgeld seitens der Städte oder der 
Länder. 

Besonders hervorheben möchte ich, daß diese 
Regelung gezeigt hat, daß es durchaus möglich 
ist, Lösungen zu finden, die die F rauen nicht aus­
einanderdividieren,  sondern beide gerecht behan­
deln, sowohl die nichtberufstätige M utter als auch 
die berufstätige. 

Meine Damen und Herren !  Ich glaube, wir soll­
ten uns generell bemühen, auch in Zukunft bei 
anderen Fragen ähnliche Lösungen zu finden. Ich 
denke in diesem Zusammenhang vor allem an die 
Anrechnung der Kindererziehungszeiten, die wir 
- wie ich hoffe - ebenfalls in einer gerechten 
Art und Weise für alle Frauen lösen werden kön­
nen. 

Meine Damen und Herren ! Es freut m ich, daß 
die Direktanweisung der Familienbeihi lfe an die 
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Mütter - eine langjährige Forderung von uns 
Frauen - endlich verwirk licht wurde. Es ist ja 
eine altbekannte Tatsache, daß die Familienbei­
hi lfe oft zweckwidrig verwendet wurde und nicht 
den Kindern, für die der Staat diese Beihilfe aus­
zahlt, zugute gekommen ist. 

Zunächst wird diese Direktanweisung an die 
Mütter ab 1.  Jänner 1992 für die neuen Gebur­
tenfälle gelten. Generell wird diese Regelung erst 
mit 1 .  Jänner 1 995 in Kraft treten. Mit dieser 
Neuregelung wird endlich der ursprünglichen In­
tention dieses Gesetzes, nämlich des § 1 1  Fami­
lienlastenausgleichsfondsgesetz, entsprochen, in 
dem es nämlich hieß,  daß derjenige Elternteil die 
Familienbeihilfe bekommen soll, der das Kind 
überwiegend pflegt. Nunmehr ist das sogar klarer  
gefaßt, daß in erster Linie d ie  Mutter Anspruch 
auf die Familienbeihilfe hat, da vermutet wird, 
daß in der Regel die Mutter den Haushalt führt. 
Und erst, wenn die Mutter verzichtet oder wen n  
der Vater nachweist, daß e r  den Haushalt über­
wiegend führt, kann er die Familienbeihilfe in 
Anspruch nehmen. Damit wird hoffentlich in Zu­
kunft gewährleistet sein, daß das Geld wirklich 
für die Kinder ausgegeben wird und nicht mehr 
so wie bisher der Vater die Familienbeihilfe als 
Einkommensbestandteil betrachtet und mögli­
cherweise für andere Zwecke verwendet. 

Auch hoffe ich, daß damit viele Stre itigkeiten 
um das Geld für die Kinder in der Familie aufhö­
ren werden. Vor allem in Scheidungsfällen ist es 
ja oft sehr schwierig für die F rau, an dieses Geld 
heranzukommen. 

Diese Neuregelung der Direktanweisung der 
Familienbeihi lfe an die M ütter wird allerd ings 
nur dann der Zielvorstel lung entsprechen, wenn 
diese Novelle wirklich  unbürokratisch und mit 
entsprechenden Informationen an die Mutter um­
gesetzt wird. Denn es muß sichergestellt werden, 
daß wirklich dem Grundsatz, daß die Familien­
beihilfe in erster Linie an die Mutter auszuzahlen 
ist, entsprochen wird und n icht die Ausnahme, 
nämlich daß in gewissen Fällen der Vater die Fa­
mil ienbeilhilfe in Anspruch nehmen kann, zur 
Regel wird.  Das muß verhindert werden! 

Es tut mir sehr leid, daß die Famil ienministerin 
heute hier nicht anwesend ist, aber ich hoffe, man 
wird ihr das ausrichten. Ich glaube, es ist unbe­
dingt notwendig, daß hier wirklich klare, eindeu­
tige Informationen über ihre Rechte und ihre An­
sprüche an die Mütter gegeben werden .  Ich glau­
be sogar, das es am besten wäre, wenn Frau Mini­
ster Feldgril l-Zankel sich mit dem 
Gesundheitsminister zusammensetzte und im 
Mutter-Kind-Paß gleich ein Antragsformular für 
diese Familienbeihi lfe aufnimmt. Und ich hoffe 
auch, daß die Behörden entsprechend entgegen­
kommend sein  werden, wenn Mütter eben nicht 
so gut inform iert sind und Informationen brau-

ehen, und daß man sie auch anleitet, ein Giro kon­
to bei einer Bank zu eröffnen, damit  sie die Fami­
leinbeihi lfe monatlich angewiesen bekommen. 

Meine Damen und Herren! Es wird also noch 
einiges zu tun sein, und ich hoffe, daß dem Sinn 
und der Zielvorstellung dieser Novelle auch in 
der Realität entsprochen wird . 

Bei  dieser Gelegenheit möchte ich noch ein 
paar andere Punkte ganz kurz ansprechen, und 
zwar:  Es gibt noch einige andere offene Fälle und 
offene Forderungen, die wir haben - nur ganz 
kurz in Sch lagworten: Die Erhöhung des Karenz­
urlaubsgeldes ist etwas, was noch nicht zufrie­
densteIlend gelöst wurde . Denn es ist ja so, daß 
bei einem Karenzurlaubsgeld von etwa 5 000 S 
monatlich wohl kaum ein Vater den Karenzur­
laub in Anspruch nehmen wird. 

Zweitens: D ie verkürzte Arbeitszeit für E ltern 
mit Kleinkindern ist derzeit nur als eine Möglich­
keit i m  Gesetz verankert. Es besteht kein An­
spruch darauf, und ein solcher Anspruch sollte 
geregelt werden .  

Auch der Kündigungsschutz von vier Wochen 
nach dem Karenzurlaub muß auf 20 Wochen er­
weitert werden .  Denn sonst steht die Frau,  die 
nach Ablauf der Frist gekündigt werden kann, 
ohne ein Einkommen da. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, daß dar­
über h inaus auch andere familienfördernde Maß­
nahmen,  die den Kindern zugute kommen,  aus 
dem Familienlastenausgleichsfonds finanziert 
werden sollten,  und als solche zweckentsprechen­
de Verwendu ng sehe ich auch die Mitfinanzie­
rung der Anrechnung der Kindere rziehungszei­
ten an. 

Wir haben hier im B undesrat schon seh r  oft 
darüber diskutiert. Ich glaube - wen n  es wirklich 
stimmt, daß, wie ich gehört habe, im Familienla­
stenausgleichsfonds genug Geld da ist - , daß es 
sicherlich  gerechtfertigt ist, zur Abgeltung der 
Kindererziehungszeiten Beiträge an die Pensions­
versicherung zu  leisten. 

Al lerdings möchte ich dazu sagen:  Wenn das 
kommt, dann muß diese Zeit auch als Beitragszeit 
angerechnet werden .  Denn nur dann ist auch si­
chergestellt, daß das wirklich für die Frauen das 
bringt, was wir wollen: E inerseits sollen die Kin­
dererziehungszeiten anspruchsbegründend sein, 
dort, wo die F rau Lücken in ihrem Versiche­
rungsverlauf hat, das heißt, wo ihr Versicherungs­
zeiten feh len, und andererseits auch eine Pen­
sionserhöhung bewirken. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, daß F rau 
Minister Feldgrill-Zankel bei dieser Frage, das 
heißt bei der künftigen Regelung der Kinderer-
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zieh ungszeiten auch so kooperativ sein wird, wie 
sie das bei dieser Novelle war. Ich hoffe das im 
Sinne der Frauen, der Mütter und der Kinder. 

Meine Damen und Herren!  Absch ließend 
möchte ich noch feststel len, daß Geld, das wir für 
die Kinder investieren, das wir für bessere Betreu­
ungseinrichtungen zahlen ,  gut angelegtes Geld 
ist, denn schließl ich sind die Kinder die Staatsbür­
ger von morgen,  und in ihrer Hand liegt letztlich 
auch unser aller Zukunft. Ich glaube, dessen müs­
sen wir uns bewußt sein,  wenn wir über diese 
Dinge reden. 

Abschließend darf ich sagen, daß unsere Frak­
tion dieser Novelle gerne zustimmen wird. (Bei­
fall bei SPÖ und Ö VP.) 18.08 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Mag. Lakner. Ich er­
teile ihm das Wort. 

18.08 .. 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPO, Salz-

burg) : Herr Präsident ! Frau Minister !  Hohes 
Haus ! Ich habe geglaubt, ich darf Frau Kollegin 
Karlsson den Vortritt lassen, aber Sie wird mir 
offenbar in den Rücken fal len .  

Wenn ich m i r  das Gesetz durchlese, schaut es 
so aus, als ob der Teufel im Detail  liege. (Bundes­
rat Dr. 0 g r i s: Läge.') Ich mache den ersten Kon­
junktiv, Herr Kollege ! 

Mir kamen da viele Mängel unter. Ich gebe zu , 
ich bin in d iese Verhandlungen nicht integriert 
gewesen; mag sein ,  daß ich das e ine oder andere 
falsch sehe, aber meinem Verständnis nach müßte 
ich 22 Anmerkungen machen. Die hätte ich na­
türlich grundsätzlich lieber im Ausschuß getan, 
aber da ich nur sehr k urz Gelegenheit hatte, im 
Ausschuß zu sein, wei l  dafür nur eine Viertel­
stunde angesetzt war, konnte ich sie dort nicht 
loswerden. Ich darf nur kurz anmerken, daß ich 
sehr  großen Wert auf die Ausschußarbeit lege. 
Frau Vorsitzende ! Sie werden sich noch erinnern. 
Ich hoffe, Frau Karlsson wird mir nicht vorwer­
fen, daß wir da zugestimmt hätten, denn ich war 
bei der Abstimmung nicht anwesend. (Bundesrä­
tin P a i s  e h e  r: Wir werfen Ihnen nichts vor.' -
Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Sie wissen manch­
mal, was Sie tun!) 

Ich darf die Kritikpunkte vorbringen. Ich weiß  
nicht, ob  ich alle 22  anführe;  i ch  werde e inmal 
begin nen. 

Grundsätzlich sol lten die Stel lungnahmen der 
Landesregierungen zur Sprache kommen, und ich 
darf vorweg die eine Stellungnahme meiner Lan­
desregierung vorlesen: 

" Es wird darauf hingewiesen, daß in vielen Fa­
mil ien  die Familienbeihi lfe einen wirtschaftlich 

sehr bedeutsamen u nd kalkulierten Faktor dar­
stellt, der monatlich und nicht vierte ljährlich i m  
nachhinein benötigt wird und daher z u r  Verfü­
gung stehen sollte. D ie Fam il ienbeihilfe wäre da­
her generell und nicht nur auf Antrag monatlich 
auszubezahlen." - Das hat anscheinend keinen 
Eingang ins Gesetz gefunden. 

Ich darf weiter zu folgenden Kritikpunkten 
kommen: In Paragraph  3 Abs. 3 ':.ermissen wir 
den Hinweis, daß ein Haushalt in Osterreich be­
stehen sollte und daß das Kind im Familienver­
band leben muß.  (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: 
Was ist mit Studenten an einem anderen Studiefl­
on? Ich würde da nicht so strikt sein!) Ich habe 
schon angeführt, daß ich in die Verhandlungen 
nicht integriert war. Mein Wissen bezieht sich auf 
die Gesetzesvor lage. (Bundesrätin Dr. 
K a r  l s s 0 n: Ein Beispiel aus der Praxis!) Dann 
wird - Paragraph 9b - der Anspruch nach dem 
Einkommen vor dem Kalenderjahr ermittelt. Ich 
frage mich, ob es da nicht aktuellere Einkom­
menssituationen geben könnte, die eben durch 
d ie Kinderbetreuung und die damit verbundene 
Änderung von beruflichen Situationen entstehen 
könnten.  

Im Paragraph 9b Abs. 1 scheint mir ein Fehlzi­
tat vorzuliegen. Da wird auf Bundesgesetz­
blatt 375 von 1 972 verweisen. Wie aus den Beila­
gen 1 73 zum Nationalrat hervorgeht, ist dies bei 
der Gültigkeitswerdung dieses Gesetzes gar nicht 
mehr in Kraft. - Bitte das einmal zu untersu­
chen! 

Bei Paragraph 9c stellt sich natürlich die Frage : 
Warum die Verlängerung von der drei- auf die 
fünf jährige Rückwir kung? Mir fehlt da d ie Be­
gründung. Ist der aktuelle Bedarf nicht gegeben? 
Was ist da schuld? Während diese Ausdehnung 
von drei auf fünf Jahre nicht besonders begründet 
wird ,  wird das bei erheblich behinderten Kindern 
ziemlich stark begrü ndet. Da scheint mir auch ein 
gewisses Mißverhältnis zu bestehen, und ich 
könnte mir vorstellen, daß man bei erheblich be­
hinderten Kindern e ine Dauerbedarfsfeststel lung 
macht, damit dieser Punkt eventuell  wegfallen 
könnte. 

Auf die monatliche Auszahlung habe ich schon 
. hingewiesen. Auf d iese bin ich natürlich auch 
ohne Stel lungnahme der Landesregierung ge­
kommen. Es gilt ja, d ie laufenden Kosten zu be­
streiten, und auch die Kompensation m it Abga­
benkonten und ähnlichem scheint mir  ein b i ß­
ehen schief auszuschauen, wenn ich an das 
Schutzobjekt Kind denke. 

Auf der einen Seite d ie vierteljährliche Auszah­
lung, auf der anderen Seite bekommen die Sozial­
versicherungen Vorauszahlungen. - Auch das 
scheint mir ein gewisser Widerspruch zu sein. 
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Paragraph 35: Abrechnung mit den Sozialversi­
cherungen. Das scheint mir ein sehr bürokrati­
scher Vollzug zu sein,  daher die Frage, ob bei 
dem Zuschlag zur Geburtenbeihi lfe wirklich in 
jedem Fall ein Antrag zu stellen wäre. Wäre es 
nicht in den Fällen, in  denen ein amtsbekanntes 
gesetzliches Einkommen gibt, anders regelbar, 
also ohne Antrag? - Das ist meine Vorstellung. 

Der Zuschlag zur Geburtenbeihi lfe, Para­
graph 35b,  wird vierteljährlich ausbezahlt. Ich 
habe mir folgendes vorgestellt: Ein Kind kom mt 
zu Weihnachten zur Welt. Der Antrag beim Fi­
nanzamt ist vielleicht erst Mitte Jänner möglich .  
Ich weiß nicht, wie schnell d ie Ämter arbeiten .  ist 
es dann nicht sehr wahrscheinlich, daß das Geld 
dann erst im Juni ausbezahlt wird, während ja das 
verringerte Einkommen zur Zeit der Geburt be­
steht und da das Geld benötigt wird? 

Bei den 60 Mill ionen für Schülerunfallversi­
cherung scheint mir das auch etwas dünn gerecht­
fertigt mit halbem Aufwand Versicherungen; aber 
vielleicht genügt so etwas. 

Die Aufwendungen, beim Mutter-Kind-Paß. 
Wenn man das Gesetz berücksichtigt, so wäre 
also dieser Mutter-Kind-Paß jährlich zu budgetie­
ren .  Gibt es da nicht andere Möglichkeiten? 
Nachdrucke werden da vermutlich teurer kom­
men als Vordrucke. 

Ich darf noch auf ein paar Punkte, die vielleicht 
allgemeiner sind, eingehen. Im Vorblatt steht  als 
"Begründung" das Koalitionsabkommen. Nun 
scheint mir  e in Koalitionsabkommen für e ine  Ge­
setzesinitiative möglicherweise ein Motiv, aber 
eine schwache Begründung zu sein .  

Im Grunde müßte es  doch so sein ,  daß der Ge­
setzgeber der Nationalrat ist und auch Bundesrat 
und die Regierung das Vollzugsorgan. Wen n  ich 
jetzt schon Abmachungen des Vollzugsorgans als 
Begründung für Initiativen des Gesetzgebers her­
nehme, so scheint mir das fraglich zu se in,  aber 
vielleicht ist das symptomatisch.  (Bundesrat 
K a m  p i e  h l e r: Den Familien ist es egal. wo es 
herkommt.') Ja, aber es steht so als Begründung 
drinnen, und das darf ich kritisieren. 

Nun es ist dann noch ein Hinweis gekom men,  
daß es Anregung der Volksanwaltschaft war, die 
Frist von drei auf fünf Jahre zu erstrecken. Es 
fehlt aber d ie Begründung. Ich hätte gerne ge­
wußt - ich habe das schon zuerst gesagt - :  War­
um diese Erstreckung? (Bundesrätin Dr. K a r  I s -
s o  n: Das war ein Fall des Volksanwaltes!) Ja, 
aber in der Gesetzesvorlage, die mir zugekommen 
war, steht er nicht drinnen. 

Mir fehlen auch Hinweise auf nichtmonetäre 
flankierende Maßnahmen. Es ist immer so schön, 
wenn man mit Geld operiert. Gibt es nicht auch 

einmal Maßnahmen, die darüber h inausgehen, 
anders laufen? 

Vielleicht sehe ich es nicht richtig, aber, wenn 
ich  mir  die Kostenaufstellung ansc haue, dann 
kommen mir von ungefähr 200 Millionen Mehr­
aufwand 1 00 Millionen,  die in den Verwaltungs­
aufwand gehen, viel vor. Ich weiß nicht, vielleicht 
ist das eine übliche Effektivität, mir kommt es 
also nicht besonders effizient vor. Es sind keine 
Folgerungen in dem Gesetz für Personal und für 
Amtsräu me enthalten, aber vielleicht ist das in 
den 100 M il l ionen Schi ll ing drinnen, ohne daß es 
expressis verbis gesagt wird. 

Dann ein paar deutlichere Punkte: Gibt es auch 
Maßnahmen gegen Mißbrauch? Ich kann mir 
vorstellen, daß es auf d iesem Gebiet auch einigen 
Mi ßbrauch gibt. Maßnahmen dagegen lese ich 
nicht. Ich sehe auch keine Schlußfolgerungen auf 
familienpolitische Auswirkungen. Das wäre sozu­
sagen die Philosoph ie des Gesetzes. Die fehlt in 
einzelnen Punkten.  

Es feh lt letztlich der Vergleich mit der EG. Wie 
ist es woanders in der EG? Ist d ie Sache EG-kon­
form? (Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Es steht da, 
daß es EG-konform ist!) Dann habe ich es überle­
sen. Aber ich lasse mir das dann gerne sagen. Sie 
kommen in meinen Rücken, Frau Kollegin ! 

Es fehlt auch die Kontrolle des Verzichtes. Ich 
könnte mir  vorstellen, wenn der Mann zugunsten 
der Frau verzichtet, daß das nicht immer - gera­
de Sie haben das relativ häufig angesprochen -
so reibungslos vor sich geht. Und das wird ja noch 
bis 1 995 der Fall sein  müssen.  Könnte es da nicht 
auch Schwierigkeiten geben? 

Schließlich: Gibt es nicht andere Verzichtsmög­
l ichkeiten - bitte mich aufzuklären - zugunsten 
der Großeltern oder dergleichen? (Bundesrätin 
Dr. K a r  l s s o  n: Ja!) Habe ich nicht gefunden, 
aber möglicherweise. 

Grundsätzlich darf ich feststellen. daß das eine 
positive Regelung ist, daß die Auszahlung an die 
Mutter oder, besser, an den Betreuer fäl lt. 

Das waren also etliche Punkte in Details. Ich 
. weiß nicht, ob alle Punkte schlagend sind. Ich las­

se mich gerne belehren. An und für sich - und 
ich hoffe, daß ich das damit demonstriert habe -
wäre das im Aussch u ß  zu besprechen. Da kann 
man leichter ein klärendes Gespräch führen, und 
ich würde bitten, bei künftigen Ausschüssen auch 
dafür den entsprechenden Rahmen zu geben. -
Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 18. 1 9  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Kampichler. Ich erteile 
ihm das Wort. 
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18.1 9 

Bundesrat Franz Kampichler (ÖVP, Nieder­
österreich): Herr Präsident! Frau Bundesmini­
ster! Meine sehr geehrten Damen und Herren !  
Hoher Bundesrat! Ich  möchte zu Beginn meiner 
Ausführungen unserer Frau Familienminister 
Feldgri l l-Zankel von ganzem Herzen gratulieren 
zu dem, was Sie hier in kürzester Zeit zustandege­
bracht hat, kurz nach Ihrem Amtsantritt. (Bun­
desrätin P a  i s c  h e r: Sie ist leider nicht da.') Ich 
habe gehört, Sie ist dienstl ich verhindert. Sie hat 
Verhandlungen mit dem Herrn Finanzminister. 
(Bundesrätin P a  i s c  h e r: Hoffentlich gute!) Ich 
hoffe. daß Sie sehr viel für die Familien heraus­
verhandelt. Aus dem Grund kann Sie hier nicht 
anwesend sein, wurde mir gerade mitgeteilt. 

Geschätzte Damen und Herren !  Jede einzelne 
der Ma ßnahmen, die von meinem Kollegen Dr. 
Hummer ja schon sehr ausführlich behandelt 
wurden, ist vom familienpolitischen Standpunkt 
aus zu begrüßen. Es sind wirk lich sehr wesentli­
che Punkte real isiert worden, die wir uns schon 
sehr lange gewünscht, die wir schon sehr lange 
gefordert haben.  

Ich möchte - so wie es die Kollegin Hödl 
schon getan hat - das selbstverständlich auch als 
richtigen Schritt in die richtige Richtung bezeich­
nen, möchte aber trotzdem signalisieren, daß wir 
noch nicht am Ziel sind und daß es noch weitere 
Wünsche gibt. Ich möchte mich in erster Linie 
mit dem Karenzersatzgeld, das jetzt erfreulicher­
weise für Hausfrauen und für Studentinnen ge­
schaffen worden ist, beschäftigen. Es ist durch 
diese Lösung jetzt zu drei verschiedenen Katego­
rien . . .  (Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Was ist 
das "Karenzersatzgeld"?) Ich weiß,  Frau Kollegin, 
Sie wol len das nicht so gerne hören . Für Sie darf 
ich "Geburtenzuschlag" sagen,  wenn Sie das zu­
friedenstel lt .  (Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: So ist 
es.') 

Wir haben mit dieser Regelung drei verschiede­
ne Kategorien geschaffen:  Wir haben auf der er­
sten Seite das Karenzgeld für die berufstätige 
Mutter, wir haben auf der zweiten Seite ein Ka­
renzersatzgeld für die Bäuerin und für die Selb­
ständige, und wir haben eben jetzt für jene, der 
noch keinen Anspruch auf Karenzgeld hatten, 
diesen Geburtenzuschlag geschaffen .  Unser 
Wunsch geht natürlich in erster Linie dahin, daß 
dieser Geburtenzuschlag oder dieses Karenzer­
satzgeld auf zwei Jahre ausgeweitet werden sol l .  
Wir sehen nicht e in ,  warum man nicht diese Müt­
ter genauso behandeln sol l  wie die anderen. 

Unser zweiter Wunsch ist weiters die Anhe­
bung - zumindest auf die Höhe des Karenzer­
satzgeldes - für Bäuerinnen und für Selbständi­
ge. Wir glauben, daß der Betrag aus dem Fami-

lienlastenausgleichsfonds auch für diese Mütter 
zur Verfügung stehen sollte. 

Der dritte Wunsch - mit dem möchte ich mich 
etwas intensiver beschäftigen - wäre die Berück­
sichtigung der Größe der Familie bei der Bemes­
sung der Einkommensgrenze. 

30 000 S - die Kollegin Hödl hat das angeführt 
- sind an sich ein schönes Einkommen. Wenn 
ich daran denke, daß eine Famil ie e in  Kind zu 
versorgen hat, dann ist das eine ganz wunderbare 
Sache; s ie kommt in diesem Fall auf ein sehr 
schönes Pro-Kopf-Einkommen. Wenn aber in  
dieser Famil ie mehrere Kinder versorgt werden 
müssen, dann ist ein Einkommen von 30 000 S 
sicherl ich nicht als sehr hoch zu bezeichnen. Und 
wenn es uns wirklich ernst ist damit, jedes Kind 
gleich zu behandeln ,  dann müssen wir uns auch 
da endlich zu Änderungen durchringen. 

Mir würde vorschweben, daß diese Einkom­
mensgrenze nach dem allseits anerkannten IFES­
Sozialschichten index berechnet wird. Sie kennen 
die Zahlen für die Berechnung: Es wird für den 
ersten E rwachsenen in der Familie - in den mei­
sten Fällen ist das der Vater - der Berechnungs­
faktor 1 genom men, für den zweiten Erwachse­
nen in der Familie - im Regelfal l  wird das die 
Mutter sein - der Berechnungsfaktor 0,8 und für 
jedes Kind ein Berechnungsfaktor von 0,4 ange­
wandt. Damit kann man dann sehr  ehrlich und 
sehr genau rechnen, wie die Einkommenssitua­
tion und wie die Einkommensgrenze innerhalb 
dieser Famil ien aussehen würde . 

Ich habe mir das ausgerechnet, und zwar, wenn 
ich davon ausgehe, daß das gewichtete Pro-Kopf­
Einkommen von einem Kind ausgeht, denn eine 
Fam il ie mit einem Kind hat ja b is zu einer Ein­
kommensgrenze von 30 000 S Anspruch darauf, 
dann  müßte die Einkommensgrenze für eine Fa­
milie mit zwei Kindern, um eine Gleichstellung 
für die Kinder zu erreichen, 35 454,53 S ausma­
chen .  Bei vier Kindern zum Beispiel mü ßte diese 
Einkommensgrenze bereits bei 46 363 S l iegen. 
- Wenn uns wirklich jedes Kind gleich vie l  wert 
ist, m üssen wir also diese Einkommensgren zen 
berücksichtigen .  

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Es ist 
das nicht schwer zu administrieren .  Ich kann in 
diesem Zusammenhang darauf verweisen,  daß im 
Bundesland N iederösterreich bei der  Familienhil­
fe dieses gewichtete Pro-Kopf-Einkommen zur 
Anwendung kommt. Es bedarf dazu nur eines 
Computerprogramms, es ist das sehr rasch und 
günstig zu real isieren. 

Die heute zu beschl ießende Regelung, meine 
sehr  geehrten Damen und Herren ,  schafft folgen­
de Situation: Wir gestehen bei einer Familie mit 
einem Kind, dem Kind ein Einkommen von 
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5 454 S zu. Bei drei Kindern gestehen wir jedem 
Kind nur mehr 4 000 S zu, wei l  ja die Einkom­
mensgrenze bei 30 000 S e ingezogen wird ,  und 
bei sechs Kindern sind das nur mehr 2 857 S. Das 
heißt, das bedeutet fast eine Halbierung. Das ist 
eine eklatante Schlechterstellung für diese Fami­
l ien, und ich betrachte das als eine U ngleichbe­
handlung. (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Sie ge­
hen von fiktiven Einkommensverhältnissen aus!) 
Ich glaube, wir sind uns darüber e inig,  daß uns 
jedes Kind gleich v iel wert ist, Frau Kollegin, und 
dabei müßten wir auch diese Berechnungen be­
rücksichtigen. (Bundesrätin Dr. H ö d l: Der 
Durchschnitt verdient nicht so viel!) 

Geschätzte Damen und Herren! Ich weiß, daß 
gerade die Mehrkinderfamilien nicht gerade jene 
Bereiche darstellen , mit denen man Wahlen ge­
winnen kann,  aber ich möchte sagen ,  es gibt nicht 
allzu wenige davon. Wir haben in  Niederöster­
reich ein Gebutstagsfest geplant, zu dem wir die 
40 größten Familien Niederösterreichs einladen .  
Die haben sich bei uns gemeldet. I ch  darf Sie dar­
über informieren, daß die größte Familie 1 7  Kin­
der aufzuweisen hat. Die "kleinste" Familie unter 
diesen 40 grö ßten Familien Niederösterreichs hat 
immerhin noch zehn Kinder. (Bundesrätin P a  i -
s c  h e r: Die arme Frau.') Also es ist das schon ein 
Faktor, der, so meine ich,  Berücksichtigung f in­
den sollte . Selbstverständlich werden wir  unsere 
Politik nicht nur in diese Richtung auslegen, aber 
drei, vier Kinder ist ohne weiteres e in  Faktor, den 
es zu berücksichtigen gilt. 

Meine Bitte geht aus diesem Grunde an die 
Frau Bundesminister, an die Frau Familienmini­
sterin, daß sie sich dafür einsetzt. (Bundesministe­
rin D 0 h n a l: Die ist nicht da.') Wir werden es ihr  
bei Gelegenheit sagen, aber ich  b in  überzeugt, 
Frau Bundesminister Dohnal, daß auch Sie die 
h ier geäußerten Überlegungen mitnehmen wer­
den , wei l  ich weiß, daß Ihnen die Gle ichbehand­
lung aller Kinder sehr,  sehr  am Herzen liegt. 
(Bundesrätin Dr. H ö d  l: Der Kinder!) 

Mein Wunsch wäre, daß bei allen Beihilfen, bei 
allen Zuschlägen - das gilt auch für den von der 
Frau Kollegin Hödl angeführten Zusch lag zur Fa­
milienbeihilfe - diese Gewichtungsfaktoren Gel­
tung haben sollen. Das wäre eine gerechte Lö­
sung. (Bundesrätin Dr. K a r  l s s o  n: Es gibt ja 
schon eine Gewichtung beim Familienzuschlag.') 
Ich habe die Berechnung nicht angestellt, wie sich 
diese auswirkt. Ich werde das dann bei Gelegen­
heit nachreichen. (Bundesrat K 0 n e C n y: Sehr 
kollegial!) 

Meine Überlegungen gehen in Richtung Fami­
l ienbesteuerung. Ich darf das kurz anführen.  
Auch h ier ist es so , daß leider Gottes diese Be­
rücksichtigung nicht vorgenommen wird, sodaß 
es  dadurch zu e iner Ungleichstellung kommt. D ie 
zweite Steuerreform würde die Möglichkeit bie-

ten, auch bei der Berechnung des Existenzmini­
m ums für jedes Familienmitglied diesen IFES-So­
zialschichtenindex zur Anwendung zu bringen. 
Das so errechnete Existenzminimum sollte jeder 
Familie zur Verfügung stehen; erst dann sol lte die 
Besteuerung einsetzen. Ich will das jetzt nicht 
ausführlich erklären,  es ist schon sehr viel dar­
über gesprochen worden .  

Meine sehr  geehrten Damen und Herren!  Er­
lauben Sie mir zum Schluß noch auf einen Unter­
schied hinzuweisen,  und zwar im Vergleich Fami­
lienmindesteinkommen und Sozialhi lfegesetz. Ich 
glaube, daß es die gemeinsame Ausgangsposition 
ist, einen Mindestlohn in der Grö ßenordnung von 
10 000 S für Erwerbstätigkeit zu erreichen. Wenn 
heute ein Vater von zwei Kindern diese 10 000 S 
verdient und aufgrund seiner schwierigen finan­
ziellen Situation zur Sozialberatung geht, so er­
fährt er, daß er, wenn er in Niederösterreich die 
Beihi lfe nach dem Sozialhilfegesetz in Anspruch 
nimmt, m indestens 12 484 S zur Verfügung hät­
te. Wir sind also bei der Sozialhilfe für Nichter­
werbstätigkeit bereits bei einem höheren Ein­
kommen als der, der diese 1 0 000 S verdient. Die 
Familienbeihilfe ist in  beiden Fällen nicht dabei .  
(Die P r ä  s i d e n  t i n  übernimmt wieder den 
Vorsitz. )  

Das heißt, der Mindestsatz für eine Drei-Kin­
der-Familie aus der Sozialhi lfe - der Sozialhi lfe­
richtsatz - beträgt 12 484 S. Ich kann Ihnen 
auch gerne m itteilen , wie sich  dieser Betrag zu­
sammensetzt: Der Vater hat Anspruch auf 
4 095 S,  die Mutter hat Anspruch auf 2 297 S, je­
des Kind hat Anspruch auf 1 364 S. Das ergibt 
1 0  484 S. Dazu hat er noch einen Anspruch auf 
2 000 S für die Miete. Das ergibt einen Betrag 
von 1 2  484 S für jemanden, der n icht berufstätig 
sein kann und daher die Sozialhilfe in Anspruch 
nehmen muß.  

Der  Berufstätige, der das Mindesteinkommen 
bezieht - wir wissen, daß es leider Gottes noch 
Bereiche gibt, wo dieses Mindestei nkommen noch 
nicht zum Tragen kommt - ,  kommt auf sage und 
schreibe 1 0  000 S! 

Meine seh r  geehrten Damen und Herren!  
Wenn s ich das herumspricht, daß ein N ichter­
werbstätiger Anspruch auf mehr "Entlohnu ng" 
als ein Berufstätiger hat, dann wird unser Sozial­
hi lfesystem über kurz oder lang überfordert und 
somit nicht mehr finanzierbar sein .  (Bundesrätin 
Dr. H ö d l: Dann sollen die Unternehmer höhere 
Löhne zahlen! Das ist nicht eine Frage des Staates, 
sondern der Unternehmer, der Wirtschaft!) 

Ich möchte jetzt aber n icht die Sozialhilfe her­
absetzen, Frau Kollegin ,  wie Sie vielleicht be­
fürchten,  sondern sagen: Ich bin dafür, daß wir 
durch eine gerechte Besteuerung und durch eine 
gute E inkommenspolitik zumindest auf diesen 
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Satz, wen n  n icht sogar darüber kommen.  (Bun­
desrätin P a  i s c h e r: Die Einkommenspolitik 
muß stimmen! - Zwischenruf der Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n.) Darüber sind wir uns einig, ich hof­
fe aber, Sie werden mich heute nicht dafür loben, 
denn das wäre zuviel des Guten. 

Meine seh r  geehrten Damen und Herren! Ich 
freue mich über die Verbesserungen, die heute im 
Rahmen des Familienlastenausgleichsgesetzes be­
schlossen werden .  Diese Verbesserungen dürfen 
aber in keiner Weise i n  einen Stillstand münden, 
sondern wir müssen auch in Zukunft Überlegun­
gen in diese Richtung anstellen. Ich darf bitten, al l  
das, was ich heute in den Raum gestellt habe, da­
bei zu berücksichtigen .  - Ich bedanke mich. 
(BeifaLL bei der Ö VP. ) 18.33 

Präsidentin: Zum Wort gemeldet ist Frau Bun­
desminister Dohnal. Ich erteile ihr dieses. 

/8.33 

Bundesministerin für Frauenangelegenheiten 
Johanna Dohnal: Frau Präsidentin !  Meine sehr 
verehrten Damen und Herren Bundesräte! Ich 
freue mich natürlich sehr, daß sich alle freuen. 
(Heiterkeit. )  Herr Bundesrat Kampichler hat zu 
Recht darauf hingewiesen, daß Verbesserungen 
aufgrund dieser gesetzlichen Änderungen statt­
finden werden. Ich möchte aber doch einige Rich­
tigstellungen der Begriffe vornehmen, denn in 
dem Haus, in dem die Gesetze beschlossen wer­
den, welche die Regierung dann zu vollziehen 
hat, sollen ja die richtigen Begriffe genannt wer­
den. Diesbezüglich hat Herr Bundesrat Kampich­
ler einige Verwirrung ausgelöst. Und ich meine, 
daß das für das Protokoll richtiggestellt werden 
soll ,  aber vor al lem natürlich für die betroffenen 
Frauen, die sich dabei ja auskennen sol len. 

Es sind dre i  Kategorien. Es gibt für die unselb­
ständig Erwerbstätigen den Karenzurlaub, wenn 
eine Anspruchsberechtigung vorliegt, verbunden 
mit einem Karenzurlaubsgeld, wenn auch dafür 
die Anspruchsberechtigung gegeben ist. Das ist 
die eine Kategorie. 

Es gibt dann eine Teilzeitbeihilfe für Bäuerin­
nen und Selbständige. Diese schließt an die Be­
triebshilfe an,  das heißt, an die Mutterschaftslei­
stungen analog zur Mutterschaftsleistung für die 
Unselbständigen. Das ist die Teilzeitbeihi lfe, aber 
kein Karenzersatzgeld. 

Und es gibt schließlich die dritte Kategorie, und 
das ist ein Zuschuß zur Geburtenbeihilfe für die 
genannten Gruppen, das heißt, für nicht berufstä­
tige Frauen ,  die keinen Anspruch auf Karenzgeld 
haben, und für Frauen , die kein Karenzgeld ha­
ben, auch wenn sie darauf Anspruch hätten. Das 
ist der Zuschuß zur Geburtenbeihilfe. Aber in 
beiden Fällen ist es eine Geburtenbeihilfe und 
kein Karenzersatzgeld. 

Ich darf Ihnen erklären - das kann ich jetzt 
natürlich nur für mich und für meine Bemühun­
gen innerhalb der Regierung sagen - ,  daß ich so 
wie Sie eine gleiche Behandlung der Kinder an­
strebe, und das im besonderen in bezug auf die 
Erhöhung der Geburtenbeih i lfe . - Ich danke. 
(Beifall bei der SPÖ und bei Bundesräten von 
Ö VP und FPÖ.)  18.35 

Präsidentin: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor.  

Wünscht noch jemand das Wort? - Dies ist 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Frau Berichterstatterin e in  
Schlußwort gewünscht? - Auch das ist nicht der 
Fall .  

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s l i m m u n g beschließt der Bun­
desrat mit S t i m  m e n m e h r  h e i t, gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i n e n 
E i n  s p r u  c h zu erheben. 

1 2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1991  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über Studienrichtungen 
der Bodenkultur geändert wird ( 122 und 162/NR 
sowie 4083/BR der Beilagen) 

Präsidentin: Wir gelangen nun zum 1 2 . Punkt 
der Tagesordnung: Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über Studienrichtungen der Boden­
kultur geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin 
Therese Lukasser übernommen. Ich bitte sie um 
den  Bericht. 

Berichterstatterin Therese Lukasser: Frau Prä­
sidentin!  Meine Damen und Herren!  Mit Som­
mersemester 1991  läuft der Studienversuch Land­
schaftsökologie und Landschaftsgestaltung aus. 
Der vorliegende Gesetzesbeschluß des National­
rates sieht die Errichtung einer Studienrichtung 
Landschaftsplanung und Landschaftspflege unter 
Berücksichtigung der im Studienversuch gewon­
nenen Erfahrungen vor. 

Ferner erhält der gegenständliche Gesetzesbe­
schluß nachstehende Regelungsschwerpunkte: 

l. Änderung des Doktoratsstudiums der Bo­
den kultur durch die Vorschreibung der Inskrip­
tion von vier Semestern und des Besuchs von 
Lehrveranstaltungen im Ausmaß von insgesamt 
zwölf Wochenstunden, 

2 .  Anpassung des Studiums der Forst- und 
Holzwirtschaft an die Berufserfordernisse und 
den Stand der Wissenschaft, 
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3. Annäherung der gesetzlichen Mindeststu­
diendauer in den Studienrichtungen Forst- und 
Holzwirtschaft sowie Landwirtschaft an die 
durchschnittliche tatsächliche Studiendauer, 

4 .  Errichtung eines eigenen Studienzweiges 
Gartenbau, 

5.  Anpassung der Terminolog}e an die organi­
sations- und studienrechtlichen Anderungen. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 25. Juni 1991  
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Un­
terrichtsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschlu ß des Nationalrates vom 20. 
Juni 1 991  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz über Studienrichtungen  der Bo­
denkuItur geändert wird, wird kein Einspruch er­
hoben. 

Präsidentin: Ich danke für den Bericht. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Penz. Ich erteile ihm dieses . 

18.38 

Bundesrat Ing. Johann Penz (ÖVP, N ieder­
österreich) :  Sehr geehrte Frau Präsidentin !  Meine 
sehr geehrten Damen und Herren!  Die Einrich­
tung eines Studienzweiges Landschaftsökologie 
u nd Landschaftsgestaltung ist e in  deutliches Si­
gnal dafür, daß die zunehmende Bedeutung der 
Landschaftsp lanung und der Landschaftspflege 
von der Gesellschaft erkannt wird. 

Die Gestaltung und Erhaltung unseres Lebens­
raumes ist eine der größten Herausforderungen 
unserer Zeit, eine Herausforderung, an deren Be­
wältigung uns künftige Generationen messen 
werden. Landeshauptmann Dr. Part! hat in einer 
Wortmeldung h ier im B udesrat auch davon ge­
sprochen , daß es entscheidend sein wird, was wir 
den künftigen Generationen hinterlassen .  - Die 
B ildungspolitik hat nun endlich auch ein ange­
wandtes Umweltstudium verwirklicht. 85 Prozent 
der Österreichischen Staatsfläche sind der Land­
und Forstwirtschaft gewidmet. Die Regierungser­
k lärung spricht auch davon, daß es Aufgabe der 
österreichischen Land- und Forstwirtschaft ist, 
eine flächendeckende Bewirtschaftung durchzu­
führen. Die Sanierung und die pflegerische Pla­
n ung werden somit zur staatspolitischen Aufgabe, 
dies umso mehr, als der Lebensraum des Men­
schen zunehmend beeinträchtigt wird. 

Die Verknappung der Ressourcen, die Be­
grenztheit von Natur und Umwelt werden heute 
deutlich erkannt, ebenso der notwendig geworde­
ne sorgsame Umgang mit natürlichen Reserven 
durch eine sinnvolle, langfristige u nd wirkungs­
volle P lanung auf ökologischer Basis. Gerade für 
Österreich ist eine intakte Umwelt, e ine intakte 
Landschaft eine wesentliche Basis für einen gan­
zen Wirtschaftszweig, nämlich für den Touris­
mus, der uns im vergangenen Jahr immerhin 
1 48 Mill iarden Schi l ling an Devisen gebracht hat. 

Der aus all dem entstehende Handlungsbedarf 
wurde in den meisten europäischen Industrielän­
dem bereits erkannt und berücksichtigt, und zwar 
erstens durch eine entsprechende akademische 
Ausbildung in  den Fac hgebieten Gartenarchitek­
tur,  Grünraumgestaltung, Landschaftspflege und 
so weiter ,  zweitens durch die Einbindu ng der Ab­
solventen in die Planungspraxis und drittens auch 
durch die Einbindung der Absolventen in die 
Entscheidungsgremien. 

So wird beispielsweise in der Bundesrepublik 
Deutschland seit 1 929 Landschaftsplanung als 
umfassende soz io-ökologisch orientierte Pla­
nungsdiszipl in an mehreren Hochschulen und 
Universitäten - an insgesamt elf Un iversitäten 
g}bt es entsprechende Lehrstühle - angeboten .  
Osterreich zählte zu den wenigen Ländern, die 
keine e igenständige und vollwertige Studienrich­
tung in diesem Fachbereich anzubieten hatten .  
Auch i m  H inblick auf unsere Europareife und auf 
die Annäherung an die EG beziehungsweise auf 
die Einbeziehung in den Europäischen Wirt­
schaftsraum ist die E inrichtung eines neuen Stu­
dienzweiges höchst notwendig. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 1 976 
waren es 1 5  Studenten, die an der Universität für 
Bodenkultur mit e inem Studium i rregulare be­
gonnen hatten. 1 980 waren es bereits 43 Studen­
ten, die einen entsprechenden Antrag an das Wis­
sensehaftsministerium gestel lt haben .  1 990/91 
sind es 1 2 1 8 Hörer an der Universität für Boden­
ku ltur, die diesen Studienzweig belegt haben. 

Aber mit der Zunahme der Hörerzah len haben 
weder d ie personel le noch die räuml iche Ausstat­
tung Schritt gehalten. Die Universität für Boden­
kultur hat jahre lang auf diese Notsituation hinge­
wiesen ,  e ine Situation, die ganz in der "Tradition" 
der Vernachlässigung stand, unter der alle Uni­
versitäten bis heute zu leiden haben, d ie aber die 
Universität für Bodenkultur in besonderem Maße 
betroffen hat. Die großen Hörerzahlen brachten 
Kapazitätsprobleme mit sich, da einige Institute, 
insbesondere das I nstitut für Landschaftsgestal­
tung und Gartenbau, personell nicht mehr in aus­
reichendem Maße in der Lage sind, den Studien­
betrieb aufrechtzuerhalten . 
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Entsprechende Planungen wurden auch von 
der Universität für Bodenkultur durchgefüh rt 
und vorgelegt. Das Bundesministerium für Wis­
senschaft und Forschung hat aber erst im letzten 
Jahr wirklich Vorsorge dafür getroffen ,  daß per­
sonell und auch sachlich diesen Wünschen der 
Universität für Bodenkultur Rechnung getragen 
wurde, wie insbesondere in diesem Zusammen­
hang auch bemerkt werden muß, daß in  letzter 
Zeit eine Verbesserung des Stellenwertes der Wis­
senschaft im allgemeinen und der ökologischen 
Disziplin im besonderen seitens des Bundesmini­
steriums für Wissenschaft und Forschung einge­
treten ist, und ich darf an d ieser Stelle dem zu­
ständigen Ressortminister Dr. Busek dafür auf­
richtig danken. 

Die Situation der Studienabgänger d ieses Stu­
dienzweiges kann derzeit als seh r  positiv 
bezeichnet werden, da bereits sehr viele Dienst­
stellen, aber auch zahlreiche Institutionen den 
Wert der Arbeit der Landschaftsplaner und Land­
schaftsökologen erkannt haben. Die Absolventen 
sind in wichtigen planerischen und umweltschüt­
zerischen Positionen tätig, etwa im Stadtgarten­
amt, bei  Agrarbehörden, in  der Abfal lw irtschaft 
oder in den Umweltreferaten der Gemeinden. 
Aber insbesondere die Situation der freiberufli­
chen Tätigkeit kann als sehr günstig bezeichnet 
werden, da es nun doch üblich geworden ist, daß 
die Behörden die Absolventen dieser Studienrich­
tungen auch in die Planung insbesondere be im 
Bau von Straßen, von Kraftwerken oder bei be­
stimmten Verkehrsprojekten miteinbeziehen. 

Ich möchte aber bei dieser Gelegenheit doch 
anführen, daß ein Problem nach wie vor besteht, 
nämlich daß d ie Ziviltechnikerbefugnis d iesen 
Absolventen bis heute nicht zuerkannt wurde. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Universität für Bodenkultur hat jahrelang - man 
möchte fast sagen :  jahrzehntelang - auf d iese 
Vernachlässigung in personeller und finanzieller 
Hinsicht h ingewiesen. Aber seitens des zuständi­
gen Ministeriums hat man d iesen Hilferuf nicht 
zur Ken ntnis genommen. Heute sind d ie Zustän­
de in  vielen Bereichen unhaltbar geworden. Das 
für die Landschaftsplanung wichtigste Institut be­
treut mit einem Professor und fünf Assistenten 
1 2 1 8  Hörer. Das ist - ich darf mich wiederholen 
- tatsächlich ein unhaltbarer Zustand! 

Ich glaube, daß es daher berechtigt ist, wen n  
das Kol legium der Universität für Bodenkultur 
Forderungen aufgestellt hat,  die in folgende Rich­
tung gehen: die Err ichtung von drei neuen Plan­
stellen für Ordinarien im Kernbereich der Land­
schaftsplanung, sodaß dort insgesamt vier Profes­
soren zur Verfügung stehen würden,  nämlich für 
Landschaftsplanung, für Landschaftspflege und 
Naturschutz, für Freiraumgestaltung, für Land­
schaftsbau und Landschaftssicherung. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Err ich­
tung eines Ordinariates für Gartenbau im Rah­
men der Fachgruppe Landwirtschaft notwendig; 
etwas, was in benachbarten Ländern eine Selbst­
verständlichkeit geworden ist. Neben dieser Zu­
tei lu ng von O rdinariaten wäre natürlich auch die 
Zuteilung von Planstellen für Assistenten, zum 
Tei l  an die I nstitute im Kernbereich ,  zum Tei l  
aber auch a n  andere Institute notwendig. 

Aber auch für die Unterbringung der neu zu 
schaffenden Ordinariate wäre entsprechend Vor­
sorge zu treffen und Raum zu schaffen. Ich darf 
Ihnen ein Beispiel nennen, das möglicherweise 
einzigartig auf der Welt ist: Am Institut für Nutz­
tierwissenschaft an der Universität für Bodenkul­
tur gibt es keine Stallungen und damit auch kein 
einziges Tier; somit wird eigentlich auch dieses 
Institut in Frage gestellt. 

Wenn auch in  zwei bis drei Jahren das derzeiti­
ge Studentenheim an der Universität für Boden­
kultur als Institutsgebäude überno mmen werden 
kann,  so stel lt sich doch die Frage, was in der 
Zwischenzeit geschehen so ll, um den Lehrbetrieb 
aufrechterhalten zu können. Ich bin überzeugt 
davon, daß das Bundesministerium für Wissen­
schaft und Forschung d iese Situation richtig er­
kennt und auch kurzfristig Lösungen in diese 
Richtung anstreben wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
müssen uns der Verantwortung bewußt sein:  Eu­
ropareife Umweltpol itik und die ökologische Be­
deutung des unvermehrbaren Gutes Landschaft 
dürfen keine bloßen Phrasen sein .  Österreich 
braucht dringendst bestens und zeitgemäß ausge­
bildete Landschaftsplaner und Landschaftspfle­
ger , welche die in der Praxis vermehrt gestellten 
Aufgaben bewältigen können. Wir sind überzeugt 
davon, daß wir mit diesem Gesetz die notwendi­
gen Voraussetzungen schaffen , und deshalb stim­
men wir dieser Vorlage auch gerne zu .  (Beifall bei 
der Ö VP. ) 18.50 

Präsidentin: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Das ist nicht der 
Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der F rau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Das ist auch nicht der 
Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit 5 t i m  m e n e i n h e L L  i g k e i t, gegen 
den Gesetzesbeschluß des NationaLrates k e i  -
n e n E i 11 S P r u c h zu erheben. 
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13. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 20. 
Juni 1991 betreffend ein B undesgesetz, mit dem 
das Studieniörderungsgesetz 1983 geändert wird 
( 159/A - 11-2144 und 163/NR sowie 4084/BR der 
Beilagen) 

Präsidentin: Wir  gelangen nunmehr zum 1 3 . 
Punkt der Tagesordnung: B undesgesetz, mit dem 
das Studienförderungsgesetz 1 983 geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrat The­
rese Lukasser übernommen.  Ich bitte sie um den 
Bericht. 

Beric hterstatter in  Therese Lukasser: Hohes 
Haus! Nach den Verfahrensvorschriften im Stu­
d ienförderungsgesetz kann eine Berufungsvor­
entscheidung nach § 64 a A VG nur von den Se­
naten der Studienbeihi lfenbehörde und nicht von 
der Studienbeih i lfenbehörde getroffen werden .  
Da die Senate jedoch nur zwischen einmal und 
fünfmal im Studienjahr zusammentreten ,  würde 
die Inanspruchnahme der Kompetenz zur Beru­
fungsvorentscheidung durc h  die Senate in vielen 
Fällen zu einer Verzögerung des Berufungsver­
fahrens führen. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates sieht daher vor, daß § 64 a AVG, welcher 
die Berufungsvorentscheidung regelt, bei Vorstel­
lungen gegen Bescheide der Studienbeihi lfenbe­
hörde sinngemäß anzuwe nden ist, nicht jedoch 
bei Berufungen. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 25. Juni 1 99 1  
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Un­
terrichtsausschuß somit den A n t r a g, der Bun­
desrat wolle beschl ießen: 

Gegen den B eschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1 991  betreffend ein Bundesgesetz, m it 
dem das Studienförderungsgesetz 1 983 geändert 
wird, wird kein E inspruch erhoben. 

Präsidentin: Ich danke für den Bericht. 

Wir gehen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Herr Bundesrat 
Dr. Rezar. Ich ertei le ihm d ieses. 

18.53 .. 

Bundesrat Dr. Peter Rezar (SPÜ, Burgenland) :  
Sehr geehrte Frau  Präsident in !  Geschätzte Kolle­
ginnen und Kollegen !  Hohes Haus! D ie vorl iegen­
de Änderung des Studienfö rderungsgesetzes hat 
ihre Wurzeln in  der Änderung des Allgeme inen  
Verwaltungsverfahrensgesetzes, und zwar in  der 
Neuregelung der Berufungsvorentscheidung. Mit 
der Novellierung des AVG im BGBL 

Nr.  357/1 990, welches seit 1 .  Jänner 1 991  in Kraft 
ist, wurde die Bestimmung des § 64 a AVG neu 
eingeführt. Das Instrumentarium der Berufungs­
vorentscheidung war bisher bereits Bestandtei l  di­
verser Rechtsmaterien, etwa der B undesabgaben­
ordnung und einzelner Landesabgabenordnun­
gen,  war aber im AVG speziel l  nicht verankert. 

Zweck dieser Bestimmung ist zunächst die Be­
schleunigung eines Berufungsverfahrens für 
Entscheidungen im Sinne des Berufungswerbers. 
Sie ermöglicht der Behörde, die den Bescheid in 
erster Instanz erlassen hat, aufgrund der Beru­
fung und allfäl l iger weiterer Ermittlungen binnen 
zweier Monate den von ihr erlassenen Bescheid 
im Sinne des Berufungswerbers abzuändern, zu 
ergänzen oder aufzuheben .  

Aus der Praxis sind etwa jene Fälle besonders 
häufig, wo Berechnungsmängel, Rechenfehler 
oder sonstige leicht san ierbare Unzulänglichkei­
ten vorl iegen und durch die Behörde erster In­
stanz behoben werden können. 

Der große Vorteil dieses Verfahres liegt, wie 
bereits ausgeführt, einerseits in der Beschleuni­
gung und andererseits sicherlich im Umstand, 
daß die Behörde zweiter Instanz mit dieser Ange­
legenhe it gar nicht erst befaßt werden muß.  Die­
ser Umstand führt sicherlich zu einer Verbesse­
rung der Verwaltungsökonomie und ist daher be­
grüßenswert. 

Würde man nun diesen § 64 a A VG ohne 
Adaptierung für das Studienbeihilfeverfahren 
nach dem Studienförderungsgesetz überneh men, 
so würde unter Umständen genau das Gegenteil 
dessen e intreten, was e igentl ich vom Gesetzgeber 
erwünscht ist: Es würde sich näml ich der Vorteil 
der Berufungsentscheidung, der e indeutig in der 
Besch leunigung des Verfahrens l iegt, zu seinem 
Nachteil verkehren. Dies würde unter Umständen 
zur Verlangsamung der Berufungserledigung 
führen. 

Diese Verlangsamung ist etwa darin begründet, 
daß zufolge der §§ 14 ff. des Stu­
dienförderungsgesetzes für die Entscheidungen 
im Rechtsmittelverfahren Kollegialorgane e inge­
setzt sind, nämlich die Senate der Studienbeihil­
fenbehörde. Erst gegen e inen al lfäl l igen Vorstel­
lungsbescheid des Senates kann eine Berufung an 
das Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forsch ung eingebracht werden. Das heißt, e ine 
Berufungsvorentscheidung kann daher nach d ie­
sen Verfahrensvorschriften in Verbindung mit 
§ 64 a A VG derzeit nur von den Senaten der Stu­
d ienbei hilfenbehörde getroffen werden. (Vizeprä­
sident Dr. 5 c h a m b e c k  übernimmt den Vor­
sitz.) 

Geschätzte Damen und Herren! Es zeigt sich in 
der Praxis, daß Kollegialbehörden zwar den unbe-
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streitbaren Vortei l  haben, daß sie qualitativ recht 
hochwertige Entscheidungen zu treffen pflegen, 
daß allerdings, was die zeitliche Abläufe der Erle­
digung anlangt, diese Kol legialorgane ein wenig 
schwerfällig zu sein scheinen. 

Die Senate der Studienbeih i lfenbehörden tre­
ten, wie wir bereits von der Frau Berichterstatte­
rin erfahren haben, etwa ein- bis fünfmal jährlich 
zusammen, und dies führt automatisch zu ent­
sprechenden Verzögerungen. Es ist ebenfalls eine 
Tatsache, daß monokratisch organisierte Behör­
den, etwa in der Person eines Sachbearbeiters, 
wesentlich rascher entscheiden als Kollegialbe­
hörden. Daher scheint im Interesse des Beru­
fungs- beziehungsweise Vorste llungswerbers eine 
Korrektur unbedingt erforderlich zu sein .  Im 
Vorstellungsverfahren unter Anwendung dieser 
Bestimmung des § 64 a A VG sol lte daher künftig 
eine monokratische Behörde rascher und weniger 
aufwendig entscheiden können, als dies die Sena­
te vermögen. 

Das Vorste llungsverfahren ist e in  volles 
Rechtsmittelverfahren und erlaubt dieselben 
Rechtsmitte lanträge wie das Berufungsverfahren . 
Ein wesentlicher Unterschied zur Berufung ist 
dadurch gegeben, daß es von derselben Behörde, 
die den Erstantrag bearbeitet hat, auch e iner Er­
ledigung zugeführt werden kann. 

In den Fällen der Anwendu ng des § 64 a AVG 
soll künftig bei eindeutigen Sachverhalten bereits 
der Sachbearbeiter der Studienbeihilfenbehörde 
die entsprechenden Veränderungen im Vorstel­
lungsantrag .vornehmen können,  was zu wesentl i ­
chen Beschleunigungen führt. 

Durch die Formulierung der zitierten Bestim­
mung ist auch gewährleistet, daß eine solche Vor­
entscheidung über eine Vorstellung im Verfahren 
bei der Studienbeihi lfenbehörde nur im Sinne des 
Rechtsmittelwerbers getroffen werden kann. Eine 
erhebliche Beschleunigung der Rechtsmittelent­
scheidung ist daher die logische Folge. 

Wenn man in Betracht zieht, daß bis jetzt etwa 
1 50 Berufungen,  die das Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung jährlich befassen, 
vorl iegen, so kann man sicherlich künftig ent­
scheidende Erleichterungen und Verbesserungen 
auch im Rahmen der Verwaltungsökonomie er­
warten .  

Das Inkrafttreten dieser Bestimmung am 
1 5. September 1 99 1  führt schl ießl ich auch dazu, 
daß zeitgerecht für die Studierenden die Beihi lfen 
berechnet u nd auch gewährt werden können. 

Aufgrund dieser Darlegungen gebe ich namens 
meiner Fraktion dieser Novel l ierung d ie Zustim­
mung. (BeifaLL bei SPÖ und Ö VP.) 1 9.01 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort hat s ich weiters gemeldet Herr Bundesrat 
Mag. Gerhard Tusek.  Ich erte i le es ihm. 

]9.0] 
Bundesrat Mag. Gerhard Tusek (ÖVP, Ober­

österreich) : Sehr geehrter Herr Präsident! Ge­
schätzte Damen und Herren !  Ich darf mich seh r  
herzlich bei meinem Vorredner Dr. Rezar dafür 
bedanken, daß er so klar und deutlich die Verfah­
rensfragen, die dieses Gesetz regelt, ausgeführt 
hat.  Daher kann ich mich auf allgemeine Dimen­
sionen der Bi ldungspolitik und der Studienförde­
rung beschränken. 

Bi ldungspolit ik ist einer der wesentlichsten 
Aspekte eines Staates, da seine soziale , kulturelle 
und wirtschaftliche Zukunft vor allem davon ab­
hängt, wieweit es gelingt, vorhandene Begabungs­
reserven zu nutzen. Ein ganz  wesentliches Instru­
ment unter den v ielfältigen Instrumentarien der 
Bildungspol itik und die zentrale Rolle stellt mei­
ner Meinung nach die Studienförderung dar. Vie­
les konnte auf diesem Gebiet in den letzten Jah­
ren und Jahrzehnten erreicht werden. 

Ich möchte h ier unbedingt einen, der die we­
sentlichen Grundlagen zur Studienförderung ge­
legt hat, in diesem Hohen Haus nennen und 
erwähnen: Es war der damalige Unterrichtsmini­
ster Dr. Heinrich Drimmel , der auch für Studien­
fragen zuständig war, der die wesentlichen 
Grundlagen für d ie Studienförderungen in  seiner  
Amtsze it gelegt hat. 

Natürlich unter liegt die Studienförderung einer 
besonderen Dynamik, einem besonderen Verän­
derungsproze ß. Und so ist es notwendig, gerade 
Gesetze, die mit Studienförderung zusammen­
hängen,  jährlich zu novell ieren und zu ändern. 

Wenn ich d ie letzten Novellen herausgreife, so 
muß ich sagen,  stand die Novelle 1988 in erster 
Linie im Zeichen der Leistungsförderung, indem 
sie die Leistungs- und Förderungsstipendien neu 
regelte und wesentlich verbesserte. 

Die Novelle des Jahres 1 989 sah vor allem so­
ziale Gesichtspunkte und schloß diese sozialen 
Gesichtspunkte auch im Hinbl ick auf die große 
Steuerreform ein .  Die - das hat mein Vorredner 
bereits ausgeführt - heute auf der Tagesordnung 
stehende Gesetzesänderung zielt auf eine Verfah­
rensvereinfachung hin und ist vor allem im Sinne 
der studierenden Jugend zu sehen. 

Es sind pro Jahr etwa 400 Studentin nen und 
Studenten von einer Vorstellung betroffen. Ich 
glaube, daß gerade diese 400 Studenten eine 
Gruppe von Mitbürgern darstellen, für die es si­
cherlich wesentlich ist, ob sie das für i hren Le­
bensunterhalt nötige Geld möglichst bald oder 
aber mit einigen Monaten Verzögerung bekom­
men. 
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Wie mein Vorredner schon ausgeführt hat, gibt 
es h i nsichtlich der Studienbeihilfe neben dem An­
suchen, das die soz iale Bedürftigkeit und den 
günstigen Studienerfolg als Voraussetzung hat, 
gegen einen negativen Bescheid eine zweistufige 
Berufungsmöglichkeit: Die erste Stufe ist die 
Vorstellung, die zweite Instanz die e igentl iche Be­
rufung. Für die Vorstel lung ist nach der momen­
tanen Gesetzeslage der Senat zuständig, der sich 
als Kol legialorgan aus einem Hochschullehrer, 
zwei Studenten und e inem Bedi ensteten der Stu­
dienbeih i lfenbehörde zusammensetzt. Für die 
zweite Instanz,  die eigentliche Berufung, ist das 
Bundesmi n isterium für Wissenschaft und For­
schung zuständig. 

Durch die sinngemäße Adaptierung des § 64 a 
AVG soll nun in der Vorstellung über den Vor­
stel lungsantrag ein Sachbearbeiter der Studien­
be i hilfenstelle in positiven Fällen entscheiden. 
Bedenkt man, daß der Senat im Normalfall nur 
etwa ein- bis fünfmal pro Jah r  zusammentritt, 
dann mu ß gesagt werden ,  gewährleistet d iese Ge­
setzesänderung eine erhebliche Beschleunigung 
in den Rechtsmittelentscheidungen bei der Stu­
dienbeihilfe .  

Aus d iesem Grund und im S inne unserer stu­
dierenden Jugend ersuche ich Sie, sehr  geehrte 
Damen und Herren, dieser Gesetzesänderung 
Ihre Zustimmung zu ertei len. (Allgemeiner Bei­
fall.) 1 9.06 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht hoch jemand das Wort? - Es ist dies 
n ic ht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort gewünscht? - Dies ist auch n icht der 
Fall .  

Wir gelangen daher zur  Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit 5 t i m  m e n e i Il h e l  I i g k e i t, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i -
n e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

14. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1991 betreffend ein Bundesgesetz:. mit 
dem das Ausschreibungsgesetz 1989, das OBB­
Ausschreibungsgesetz und das Bundes-Personal­
vertretungsgesetz geändert werden ( 1 27 und 
169/NR sowie 4085IBR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun  zum 14 .  Punkt der Tagesordnung: 
B undesgesetz, mit dem das Ausschreibungsgesetz 
1 989, das ÖB B-Aussc hreibungsgesetz u nd das 

Bundes-Personalvertretungsgesetz geändert wer­
den. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Karl 
Litschauer übernommen. Ich ersuche ihn höflich 
um die Berichterstattung. 

Berichterstatter Karl Litschauer: Herr Präsi­
dent! Meine sehr  geschätzten Damen und Herren!  
Hohes Haus! Gegenstand des vorliegenden Geset­
zesbesch lusses des Nationalrates ist eine Neufas­
sung von Bestimmungen des Ausschreibungsge­
setzes, durch d ie unter Wahrung des Objektivie­
rungsgebotes vor allem eine Straffung und Ver­
e infachung der Verfahrensabläufe sowie e ine 
Verbesserung der Auswahl- und Entscheidungs­
möglichkeiten gewährleistet werden sol l .  

So ist unter anderem vorgesehen, daß eine Aus­
schre ibung nur stattfinden soll ,  wenn nicht nur 
keine geeigneten Bediensteten des Bundes, son­
dern auch einer in ländischen Gebietskörperschaft 
oder eines Gemeindeverbandes vorhanden sind. 
Die Ausschreibung hat unabhängig vom Zeit­
punkt des Freiwerdens einer P lanstelle durch An­
schlag an der Amtstafel zu erfolgen. Daneben 
s ind auc h  andere Verlautbarungen zulässig. Prä­
ventivbewerbungen sollen zulässig se in und bis zu 
einem Jahr gelten .  Die Ausschreibung und das 
Aufnahmeverfahren können aus Zweckmäßig­
keitsgründen durch e ine andere als die für die 
Aufnahme zuständige Dienststelle erfolgen. Im 
Regelfall soll auf die Anlegung einer öffentlich 
einsehbaren Bewerbungsliste verzichtet werden .  
Darüber hinaus ist insbesondere vorgesehen, daß 
Aufnahmeverfahren  je nach der zur Besetzung 
kommenden Planstelle unterschiedlich gestaltet 
werden. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 25. Juni  1991  in Verhandlung genom­
men und mit Mehrheit beschlossen, dem Hohen 
Hause zu  empfe hlen, keinen Einspruch zu erhe­
ben. 

Als E rgebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderal ismus som it 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle beschließen:  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit  
dem das Ausschre ibungsgesetz 1 989, das ÖBB­
Ausschreibungsgesetz und das Bundes-Personal­
vertretungsgesetz geändert werden, wird kein 
E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte ein.  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Mag. Georg Lakner. Ich ertei le es ihm. 
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19.10 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz­

burg) : Herr Präsident! Hohes Haus! Ich halte ger­
ne meinen - breiten - Rücken als Kontraredner 
hin und beginne deshalb die Debatte über diese 
Tagesordnungspun kte. - Das zur Ökonomie der 
Vorgangsweise. 

Es hat ja von u ns Freiheitliche n  schon e i ne 
Presseaussendung zu diesem Thema, und zwar 
durch Norbert Gugerbauer gegeben. Ein paar 
Punkte davon werden I hnen zwar bekannt sein .  
aber ich darf das vie l leicht wiederholen . 

Wir Freiheitlichen meinen, daß das unzurei­
chende Schritte zur Objektivierung sind. Wir 
glauben,  daß das eine Verwässerung der Aus­
schreibungserfordernisse bedeutet, und wir glau­
ben, daß die öffentliche Ausschreibu ng ungenü­
gend ist . Damit,  so fürchten wir,  kommt es wei­
terhin - ich darf jetzt ein be i Ihnen sicherlich 
nicht sehr beliebtes Schlagwort verwenden - zur 
Zementierung der Parteibuchwirtschaft. Das wer­
den Sie auch von G ugerbauer bereits gehört ha­
ben. 

Weiters meinen wir, daß die Art der Einset­
zung der Begutachtungskommissionen zu einer 
Personaldiktatur  von Rot u nd Schwarz führen 
wird, oder sagen wir besser :  es wird diese beibe­
halten, denn die zwei Ministerienvertreter, die 
Dienstgebervertreter und zwei Zentralausschuß­
mitglieder werden i m  allgemeinen, nehme ich an ,  
dieser Couleurs sein .  Es  besteht · zumindest die 
Gefahr, daß die parteipolitische über die lei­
stungsbezogene Beurteilung geht. 

Ich darf vielleicht noch Ihren  Unmut provozie­
ren, obwohl die Rednerliste noch lang ist, indem 
ich sage: Ich glaube nicht, daß diese Art der Ob­
jektivierung Bespitzelungen a la  Sipötz verhin­
dern wird. Und das ist doch die Spitze eines E is­
berges, die beachtlich ist. 

Meine Damen u nd Herren ! Es gibt keine Ob­
jektivierung der Arbeitsplatzbeschreibung, und 
das fördert ja nur die - auch im Gesetz vorgese­
hene - Abberufungsmöglichkeit. 

Es kommt mir das ein bi ßchen so vor, als wäre 
dieses Gesetz in einem Punkte sogar schlechter 
geworden. Es war früher die Rede von einer "de­
finierten Richtverwendung" , jetzt ist die Rede 
von einer "standardisierten Normverwendung" . 
Das verhindert doch geradezu ein geschlossenes 
System der Objektivierung im öffentlichen 
Dienst; das ist jedenfal ls unsere Ansicht. 

Es gab früher die öffentliche Ausschreibung, 
jetzt ist unter Umständen mit der Amtstafel die 
Öffentlichkeit nur begrenzt gegeben .  Es war frü­
her sofort auszuschreiben, und zwar bis zu drei 
Monaten, und das sogar bei Säumigkeit des Min i-

sters. Jetzt gibt es keine Frist mehr für die Aus­
schreibung. 

Es gab mit der Aufnahmekommission zumin­
dest die Möglichkeit, Ad hoc-Begutachtungskom­
missionen einzuberufen.  Das fehlt jetzt, und da­
mit gibt es die Gefahr der nichtadäquaten 
Zusammensetzung von Aufnahmekommissionen. 

Überhaupt feh len unserer Ansicht nach einige 
Faktoren eines objektiven Ausleseverfahrens, die 
da sind: Transparenz, Nachvollziehbarkeit der 
Entscheidung, Objektivität und gründliche Inter­
essenabwägung. Auch die Mitarbeit der Verwal­
tungsakademie ist in diesem Punkt problema­
tisch ,  wenn d iese Mitarbeiter nämlic h  gleichzeitig 
Ausbildner u n d  Prüfer sind. 

E ine Terminisierung der Ausschreibung fehlt; 
das habe ich schon gesagt. Es steht zwar im 
§ 23 (2), daß das auch anders verlautbart werden 
kann ,  aber e ine Kann-Bestimmung ist doch kein 
Garant für eine öffentliche Ausschreibung. 

Auch die Möglichkeit der Besetzung von Po­
sten mit anderen Bediensteten ohne Ausschrei­
bung verhindert unter Umständen eine optimale 
Besetzung durch einen schon gegebenen Bewer­
ber. 

Die Teilnahme an Eignungsausbildungen ohne 
Prüfung scheint auch nicht unbedingt der Stein 
der Weisen zu sein . Es ist vielleicht ein "Lapsus 
linguae" , wen n  hier von erfolgreicher " Verwen­
dungsdauer" von drei Jahren die Rede ist. Ich 
meine, es kann eine Verwendung erfolgreich sein, 
aber ob eine "Verwendungsdauer" erfolgreich 
sein kann, bezweifle ich .  

E ine Bewerbung bereits Bediensteter ist zuläs­
sig, aber eben nur zulässig. Es könnte ja durchaus 
auch das Vorwissen, wenn es sich um eine gleich­
artige Tätigkeit handelt, honoriert werden. Mobi­
lität der Mitarbeiter, die ja in einigen Punkten an­
gestrebt wird, könnte auf diese Weise verstärkt 
werden. 

Daß bei vier Mitgliedern der Kommissio n  mei­
stens der Vorsitzende entscheiden wird, also der 
Dienststellenleiter, ist auch nicht unbedingt das 
Objektivste, was ich aber diesen sicherlich nicht 

. allgemein unterstellen will .  

Wir Freiheitlichen sind der Meinung: Ein eige­
nes Kommissionspersonal nicht von Fall zu Fall, 
aber seitens der Dienststelle, wäre eine geringere 
Fehlerquelle . 

Weiters: Die Bestimmungen des § 30 (3) dürf­
ten nicht leicht zu erfüllen sein ,  daß einerseits 
jemand besondere Kenntnisse haben muß und ei­
nem Personalvertretungsausschuß angehört. 
Aber Sie wissen das sicherlich besser, ob das wirk-
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l ieh möglich ist; mir scheint das n icht so ganz 
leicht zu sein. 

Bei Lehrern gibt es bei schulfreien Stel len Par­
teistel lung, in diesem Fall jedoch nicht. 

Über " Objektivität" der Dienststelle habe ich 
schon gesprochen. 

Eine Testerste llung durch die Verwaltungsaka­
demie ist als durchaus positiv zu bezeichnen. Es 
ist allerdings nicht die Rede von Adaptierung, 
Rückkoppelung und so weiter. Das ist ja auch et­
was, was fortgeschrieben werden müßte. 

Im § 43 ist dann noch die Rede von einer Ver­
ordnung zur Eignungsprüfung; nähere Angaben 
gibt es dazu nicht; ich hätte solche aber ganz ger­
ne gesehen. 

Weiters ist die Rede von einer "Mindestpun kte­
zah l" , aber nicht vom Verhältnis Mindestpunkte­
zahl  zu Höchstpunktezahl, was also eher eine Re­
lativierung bedeutet und keine Normierung dar­
stel lt. Ich weiß, eine hundertprozentige 
Normierung hat oft seine Problematik .  Aber nur 
von Mindestpunkten zu sprechen, diese aber 
n icht in Relation zu Höchstpunkten zu sehen, das 
ist nicht so ohne weiteres einsichtig. 

Außerdem kann man ja bei der Besetzung von 
der Punktezahl ja abweichen, ohne daß die ge­
nauen Gründe angegeben werden müssen, warum 
man abweicht. 

Zum Punkt Informationsgesprach.  Es können 
zu den bestgereihten Bewerbern noch mehr als 
zwei Bewerber eingeladen werden. - Kriterien 
hiefür werden keine angegeben. 

Das Informationsgespräch wird stärker als der 
Test bewertet, was auch n icht unbedingt in Rich­
tung Objektivierung geht. 

Schließlich gibt es noch die Möglichkeit, daß 
der Minister abweichen kann von der Reihung. -
I n  vielen Punkten scheint mir diese ganze "Ob­
jektivierung" schon ein bißchen durchlöchert zu 
sein .  

Es gibt also keine Bindung des Ministers an das 
Vergabeverfahren. Er m u ß  zwar Gründe für die 
Abweichung angeben, aber wen n  er solche 
braucht, werden ihm sicherlich welche einfallen . 

Meine Damen und Herren! Ich habe ein paar 
Punkte angeführt, die mir kritikwürdig erschei­
nen. Ich lasse mich aber gerne belehren, wenn das 
eine oder andere nicht so sein  sollte. 

Abschl ießend: Es ist mir ein wirkliches Anlie­
gen ,  Präsidentin Haselbach für ihre objektive und 
faire Vorsitzführung in diesem halben Jahr ganz 
herzlich zu danken. Ich werde ihr  das noch per­
sönlich sagen, wollte das hier aber auch coram 

publico aussprechen. P räsidentin Haselbach ist 
mir sozusagen ans Herz gewachsen, ohne daß das 
jetzt eine Liebeserklärung sein  sollte. - Danke. 
(Allgemeiner Beifall.) 19.19 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort hat sich weiters gemeldet Herr B undesrat 
Felix Bergsmann. Ich e rteile es ihm.  

1 9.1 9 

Bundesrat Felix Bergsmann (ÖVP, Oberöster­
re ich) :  Herr Präsident !  Meine sehr geehrten Da­
men und Herren !  Herr Kollege Lakner, Sie sind ja 
ein Salzburger und kennen sich in Ihrem Bundes­
land dort gut oder sicherlich sehr gut aus. Sie z i­
tieren hier aber immer wieder Ihren Parteifreund 
Dr. Gugerbauer, und bei Gugerbauer handelt es 
sich um einen Oberösterreicher. 

Wenn ein oberösterreichischer Freiheitl icher 
das Personalwesen in seinem Land so hart kriti­
siert, wie Gugerbauer das getan hat, so muß man 
doch erwähnen, daß in Oberösterreich - über­
haupt erstmals - im Landesdienst, in der Perso­
nalkommission die Freiheitlichen vertreten wa­
ren,  also die Sozialistische Partei ,  die Volkspartei 
und die Freiheitliche Partei . Sie waren dort schon 
seinerzeit mit der Person Ihres damaligen Landes­
parteiobmanns Dr. Sehender vertreten. Ich meine 
daher, daß das, was Dr. Gugerbauer kritisiert hat, 
nicht unbedingt positiv für ihn zu werten ist. 
(Bundesrat Mag. L a  k II e r: Es hat sich seit damals 
einiges verändert.') Verbessert, verbessert! Aus 
dieser seinerzeitigen Verordnung, unter der 
Sehender in die Personalkommission aufgenom­
men wurde, ist inzwischen ein von allen Parteien 
Oberösterreichs beschlossenes Gesetz geworden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Ein 
paar Bemerkungen zum Artikel I I I  der gegen­
ständlich�n Vorlage, nämlich jenem Teil, der sich 
mit dem OBB-Ausschreibungsgesetz befaßt. 

Jene Änderungen, die die Bundesbahn betref­
fen, sind in der Tat nicht sehr  schwergewic htig, 
obwohl sie seh r  wichtig sind. Es geht im wesentli­
chen darum, daß von den Ausschreibungen der 
Posten ab sofort - sprich: ab 1 .  September dieses 
Jah res - auch die zuständigen Landesarbeitsäm­
ter verpflichtend verständigt werden müssen .  Wie 

. ich meine, ist das eine sehr, sehr gute Maßnahme. 

Daß darüber hinaus - und damit hat's sich ei­
gentlich schon wieder - die Feststellung getrof­
fen wird, daß sowoh l  bei der Aufnahme von 
Leh rl ingen als auch dann bei der Übernahme aus­
gelernter Lehrl inge in ein Dienstverhältnis zu den 
Bundesbahnen ein spezieller Test, spezielle Be­
stimmungen gegeben sind. 

Ich möchte darüber hinaus noch zwei Bemer­
kungen, in  aller Kürze, machen. 
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Erstens: Es gibt i m  Rahmen des Ausschrei­
bungsgesetzes Begutachtungskommissionen -
§ 1 6  - ,  und zwar se it 1 .  Jänner 1990. Heute steht 
in den "Oberösterreichischen Nachrichten" , und 
zwar unter der Rubrik "Telegramm" folgendes: 

"Aus Protest gegen die Personalabtei lung des 
Landes" - natürlich ist dabei Oberösterreich ge­
meint - "zieht die Sozialistische Partei ihre zwei 
Mitglieder der Begutachtungskommission ab. 
Nach Ansicht der Sozialistischen Parte i ,  die poli­
tische Verhandlungen darüber verlangt, umgeht 
die Abteil ung" - gemeint ist d ie Landespersonal­
abte ilung, nehme ich an - "die im Objektivie­
rungsgesetz verankerte Kommission immer wie­
der." 

Hört, hört, wie empfindlich, zumindest wie 
sensibel man dort reagiert! 

Ich sage dazu ein paar Sätze, wie es diesbezüg­
lich bei den Bundesbahnen zugeht. Bei den Bun­
desbahnen, in  derem Ausschreibungsgesetz gibt 
es natürlich auch Begutachtungskommissionen .  
Die Mitglieder der Begutachtungskommission, 
die dort nicht von politischen Parteien , sondern 
in diesem Fall von der Personalvertretung, von 
der Fraktion Christlicher Gewerkschafter, d ie 
sich dort in  einer eklatanten Minderheit befindet, 
gestellt werden, raufen sozusagen darum - heute 
noch - in Kraft getreten ist das am 1 .  Jänner 
L 990, also vor eineinhalb Jahren - ,  die Aus­
schreibungen, und das als Mitglieder des Aus­
schusses, die Ausschreibungen überhaupt zuge­
sandt zu bekommen! Sie müssen nach wie vor zu 
den Aushängekästen in den einzelnen Direktio­
nen gehen und sich diese Ausschreibungen ab­
schreiben,  wei l  die Bundesbahn sich weigert, ih­
nen das zu geben. 

Meine Herrschaften !  So schaut es aus in Berei­
chen, wo Sie ,  wie in d iesem Fall , meine sehr ge­
ehrten Genossinnen und Genossen,  an der Macht 
sind. (Bundesrat K a m  p i e h l e r: Ein Skandal ist 
das.') 

Eine weitere Anmerku�g zu den B egutach­
tungsaussch üssen bei den OBB. Für 67  000 Be­
dienstete gibt es insgesamt sechs Komm issionen; 
drei davon in  Wien, die zentrale PersonalsteIle, 
die Generaldirektion und die Wiener Bundes­
bahndirektion ,  eine in Linz, eine in Vi llach und 
eine in I nnsb ruck. 

Wer ein b ißehen rechnen kann und sich ein 
bißehen in der Personalwirtschaft auskennt, der 
weiß ,  daß das bei 67 000 Personen,  den natürli­
chen Abgang, die F luktuation hinzugerechnet, 
bedeutet, daß etwa 450 bis sogar zu 600 Neuauf­
nahmen pro Jahr beurteilt werden m üssen.  Das 
nur im Bereich einer einzigen Kom miss ion !  

Es  tun sich bitte die Mitglieder der Begutach­
tungskommission der Mehrheit leicht, denn da 
geht es ausschl ie ßlich um dienstfreigestellte Ver­
trauensmänner, Ausschußobmänner, Personal­
ausschußmitglieder und so weiter. D ie Vertreter 
der Minderheitsfraktionen müssen - mit einer 
einzigen Ausnahme, nämlich Innsbruck, neben 
der vollen Berufsverpfl ichtung in ihrer Freizeit 
die Arbeit der Begutachtung für jährlich 450 bis 
600 Neuaufnahmen machen. Eine Verbesserung 
bei der Durchführung dieses Gesetzes wäre also 
wirklich ein ehrliches und echtes Anliegen. 

Die zweite Bemerkung, d ie ich machen möchte, 
betrifft die Beförderungen. Über eine Bestim­
mung, die die Neuaufnahmen betrifft, hinaus ist 
natürlich eine weitere Objektivierung auch bei 
den Bundesbahnen notwendig. In Oberösterre ich ,  
Herr Kollege Lakner, gibt es aber auch das, und 
zwar schon lange. 

Die Vorschrift bezüglich Posten besetzung, die 
derzeit gültig ist bei den Bundesbahnen - ich 
sage noch einmal: 67 000 Personen, besagt, an 
sich richtig, daß für eine Beförderung erstens die 
Eignung maßgeblich ist, zweitens der Rang, drit­
tens die sozialen Verhältnisse, und das geht weiter 
bis zur Berücksichtigung des Lebensalters und so 
weiter. 

Es ist das im Pri nzip richtig, nur: Die Eignung 
festzustellen, birgt halt die Gefahr in  sich,  daß so 
mancher Mann, daß so manche Frau unter partei­
pol itische Räder kommen kann. Ich könnte Ihnen 
seitenweise und stundenlang aus den letzten 
2 1  Jahren ein Lied davon singen ,  wie viele Men­
schen darunter zu leiden hatten. 

Ich erspare Ihnen das jetzt, nicht nur aus zeitli­
chen Gründen, sondern deshalb, wei l  ich sehr un­
gern Namen öffentlich nenne, die aber jeder von 
mir gerne haben kann. 

Abschließend: Gerade aus all diesen Gründen 
bedeuten Bemühungen um eine ehrliche Objekti­
vierung einen Machtverzicht für jede Partei, egal,  
ob für d ie Blauen in  manchen Bereichen , egal, ob 
für die Sozialisten im Bereich der Bundesbahn, 
egal, ob für die Volkspartei in vielen anderen Be­
reichen,  all das bedeutet Machtverzicht. 

Ich meine aber, daß jeder Schritt zu mehr Ob­
jektivität auch ein Schritt in Richtung mehr Men­
schenwürde ist. Und darum sollte man diese 
Schritte setzen. - Danke. (Allgemeiner Beifall.) 
1 9.27 

Vize präsident Dr.  Herbert Schambeck: Zum 
Wort hat sich weiters gemeldet Herr Vizepräsi­
dent Walter Strutzenberger. Ich erteile es ihm. 

1 9.27 .. 

Bundesrat Walter Strutzenberger (SPO, 
Wien): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
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ren !  Es ist interessant, daß die geistigen Väter des 
Gesetzes das Kind mit dem Bade ausschüttten, 
denn ich darf daran erinnern, daß es zum einen, 
Herr Kollege Lakner, Vertreter Ihrer Partei wa­
ren, die ununterbrochen eine Objektivierung ver­
langt haben ,  obwohl diese, als sie die Möglichkeit 
dazu hatten ,  uns gezeigt haben ,  was "Objektivie­
rung" nach Ansicht der Freiheitlichen bedeutet. 
Ich verweise Sie da a uf das Bundesministerium 
für Landesverteidigung. Vielleicht können Sie 
sich dort erkundigen,  wie "objektiv" dort Perso­
nalpolitik betrieben wurde, als dort ein F reiheitli­
cher Minister war. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. -
Bundesrat Mag. L a  k n e  r: Von Frisclzenschlager 
habe ich das Gegenteil gehört.') 

Herr Kollege Bergsmann, zu I hrem Jammern 
über die "arme" Fraktion Christlicher Gewerk­
schafter bei den Bundesbahnen :  Ich könnte jetzt 
sofort zurücklamentieren, den sozialistischen Ge­
werkschaftern  in den ÖVP-dominierten Ministe­
rien geht es bis heute nicht besser. (Bundesrat 
Herben W e iß: Und wie geht es den .,Blauen " in 
den roten Ministerien?) Da hat "eh" schon Lakner 
lamentiert. 

Herr Kollege Bergsmann, Sie haben von Ober­
österreich gesprochen.  Gerade Oberösterreich 
war und ist ein "Musterbeispiel" objektiver Perso­
nalpolitik ,  als dort der Landeshauptmann-Ste ll­
vertreter und Personalreferent des Landes Ober­
österreich, ist gleich Vorsitzender der Gewerk­
schaft Öffentlicher Dienst, Landesvorstand Ober­
österreich, Personalpo l itik gemacht hat. 
B rauche ich da noch mehr zu sagen? - Ich glau­
be nicht! 

Es hat sich dort nichts gebessert, das sage ich 
jetzt noch dazu, da S ie von Objektivierung in der 
Personalpolitik reden .  

S ie meinten, man habe mit  Gewalt e in  schlech­
tes Gesetz im Jahre 1 989 beschlossen, und zwar 
für den Bereich des Bundes. Zeigen Sie mir doch 
bitte die objektiven Personaleinstellungsgesetze 
der Länder !  - Solche gibt es nämlich nicht! Aber 
dort ist niemand noch aufgestanden und hat das 
beklagt, denn dort ist das halt e in bißchen anders 
politisch gestaltet . Da reden Sie n icht viel davon .  
Dort ist " Objektivität" das, was die Mehrheit sagt. 
Die Personaleinstellung wird dort nach eigenen 
Objektivierungsrichtlin ien gemacht, die irgendwo 
vereinbart wurden. 

In  Oberösterreich ist die sozialdemokratische 
Fraktion aus der Objektivierungskommission 
ausgezogen .  Ich bewundere meine Freunde der 
Sozialdemokratischen Partei Niederösterreichs, 
die sich e in n icht gutes Schild umhängen ließen. 
Sie sitzen nämlich in einer Personalkommission, 
die von 200, 300, 400, 500 Einstellungen maximal 
1 0, 20 Einstel lungen zuläßt, deren Bewerber 

nicht dem ÖAAB oder der ÖVP - das ist ja des­
selbe - angehören. Das sind Tatsachen .  

Ich bekenne mich zur Objektivierung, und ich 
werde Ihnen auch sagen, warum. Ich glaube , 
wenn man in  diesem Land nur mit parteipoliti­
schen Einstellungen in die Zukunft geht, dann 
wird und kann nichts Gutes herauskommen. 
Denn wir gehen in Richtung EG. Wir wollen alle 
in die EG. Ich bin davon überzeugt, daß der öf­
fentliche Dienst in  Zukunft qualifiziertes Perso­
nal haben muß. Dem werden wir vermehrtes Au­
genmerk zuwenden müssen. 

Wir sol lten uns aber dazu bekennen, und nicht 
heuchlerisch herumreden ,  daß jemand, der e in  
Parteibuch i rgendeiner Partei besitzt, natürlich 
auch allein aufgrund seiner Qual ifikationen in 
den öffentlichen Dienst kommen kann .  Das Par­
teibuch darf kein Hindernis sein. (Beifall bei der 
SPÖ und bei Bundesräten der ÖVP. ) Ich bringe 
jetzt ein Beispiel aus der Vergangenheit, das aber 
gar nicht weit zurück liegt. Bis in die naheliegen­
de Vergangenheit war es  so, daß in den von mei­
ner Partei dominierten Ministerien immer ge­
schrien worden ist: Mit der sozial istischen Perso­
nalpolitik muß Schluß sein !  

Meine Damen und Herren! Ich b in  gerne be­
reit, Ihnen die Ergebnisse der 
Personalvertretungswahlen ab 1 967 vorzulegen .  
Dann beweisen Sie mir das, was dauernd in den 
Raum gestellt wird. Das E rgebnis ist nämlich ge-
8.ente ilig, nicht weil die Personal vertreter des 
OAAB so gut sind, sondern weil die E i nstellungs­
politik so schlecht war.  

Wir sol lten versuchen, die Einstel lu ngen nach 
objektiven Kriterien vorzunehmen. Und jetzt 
kommt mein Aber, Kollege Lakner!  Ich will gar 
nicht I hren Gugerbauer zitieren, aber ich habe 
mir die Rede des Bundesobmannes der AUF 
durchgelesen, dieser freiheitlichen G ruppierung, 
die bei Personalvertretungswahlen da und dort 
verstärkt antreten. E r  hat einiges zu kritisieren 
gehabt. (Bundesrat Mag. L a  k n e r: Das darf sie 
doch! Antreten! Sie sagen das so abwertend!) 

Es wird mir ja wohl noch erlaubt sein, Herrn 
Gratzer zu kritisieren, der gegen die Gewerk­
schaft polemisiert, der zum Austritt aus der Ge­
werkschaft auffordert, und der auf der anderen 
Seite sagt, er wolle bei Personalvertretungswahlen  
gewinnen. Daß er bei mi r  nicht d ie  höchste Ehre 
genießt, wird Ihnen wohl klar sein .  Abgesehen da­
von glaube ich, daß seine Wortmeldung - ich 
empfehle Ihnen, Sie zu lesen, ich stel le sie Ihnen 
zur Verfügung, ich habe sie in Ablichtung -
nichts anderes war als ein politisches Durcheinan­
der, mit dem er versucht hat, den anderen eines 
auszuwischen. 
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Noch einen Punkt, den ich erwähne, wei l  Sie 
ihn jetzt kritisiert haben:  Bezüglich Beschickung 
der Kommissionen meinen Sie, es wären wieder 
die zwei großen Fraktionen, die ihre Vertreter 
dorth in  entsenden. 

Ich darf Ihnen eines sagen ,  Herr Kollege La­
kner: Ich war ein Verfechter davon,  daß jetzt we­
nigstens ein Vertreter der zweitstärksten Wähler­
gruppe dabei sein muß. Nur damit Sie sich aus­
kennen! Bisher hat in den verschiedenen Berei­
chen , wahrscheinlich u nterschiedlich - ich 
betreibe keine Kindesweglegung - ,  die Mehrheit 
in den Personalvertretungsorganen entsch ieden. 
Und wer in diesen Kommissionen s itzt, da brau­
chen wir nur einmal zu raten ,  wie diese Zusam­
mensetzung ausgesehen hat. Ich b i n  dafür einge­
treten - das ist jetzt Gott sei Dank hier verankert 
- ,  daß ein gewisser Minderheitenschutz gegeben 
ist. E iner, der nur 0,05 Prozent bekommen hat, 
kann natürlich nicht verlangen, genauso ein Ent­
sendungsrecht oder eine E ntsendungsmöglichkeit 
zu haben .  Das ist aber verständlich. 

Sie haben einige Punkte kritisiert, bei denen es 
überhaupt keinen Widerspruch gibt. Ich möchte 
das noch ein mal deutlich feststellen, da drei Ver­
treter des Bundeskanzleramtes hier sitzen .  Ich be­
wundere Herrn Ministerialrat Dr. Böhm. Es wur­
de nämlich versucht, aus diesem, in  meinen Au­
gen unbrauchbar gewesenen Gesetz etwas zustan­
de zu bringen.  Jeder sieht das Allheilmittel in der 
Objektivierung, das sicher nicht das Nonplusu ltra 
ist. Es wurde versucht, halbwegs objektive und 
halbwegs brauchbare Bestimmungen aufzuneh­
men. Bisher waren in dem Gesetz Bestimmungen 
enthalten, die entweder nicht vol lzieh bar waren 
oder bei denen es auf die Geisteshaltung desjeni­
gen oder derjenigen ange kommen ist, die schon 
vor Jahren ohne Objektivierungsgesetz eingestellt 
wurden. Das war natürlich nicht objektiv. 

Ich habe gesehen, daß bei manchen Tests im 
Rahmen des Gesetzes e iniges geschehen ist. Bei 
der Auswahl für eine Bedienerin wurden zwei Ti­
sche h ingestellt, dreckig gemacht, und wer sie 
schneller und schöner abgewischt hatte, galt als 
die bessere. Jeder von Ihnen kennt sicher solche 
Beispiele. 

Ich sage nochmals: Ich bewundere diejenigen, 
die versucht haben, diese Dinge zu entschärfen,  
die i m  alten Gesetz enthalten waren,  und in eine 
neue Gesetzesform zu bringen .  

Meine Damen und Herren !  Wenn man den 
Umfang berücksichtigt, dann muß ich fragen ,  ob 
es nicht s innvoller gewesen wäre, das Gesetz weg­
zuwerfen und nach einem Jahr - i n  dem man 
Zeit gehabt hätte, zu eruieren, waru m  dies al les 
nicht so gegangen ist, wie man es beschlossen und 
hineingeschrieben hat - ein  neues Gesetz zu ma­
chen. Auch ich glaube - diesbezüglich gebe ich 

Kollegen Lakner recht - ,  daß sich in der Praxis 
noch Dinge herausstel len werden, die n icht be­
rücksichtigt wurden ,  weswegen man möglicher­
weise nach e inem Jahr wieder über eine neue No­
velle verhandeln muß. Ich kann es mir n icht ver­
kneifen festzustellen, daß diejenigen, die gesagt 
haben, das und das sei schlecht, das müsse geän­
dert werden,  die ersten sein werden - darüber 
traue ich mich Wetten einzugehen - ,  die jetzt 
wieder sagen :  Moment, jetzt ist aber das und das 
nicht durchführbar! Ich kann Ihnen aber auch sa­
gen,  warum. - Wei l  es plötzlich keine politischen 
Interventionen geben dürfte und wei l  man in ir­
gendeiner Dienststelle draufkommt, daß plötzlich 
nicht mehr nur das Blaue vom Himmel herunter­
kommt, sondern auch rot und schwarz. Bis jetzt 
hat man geglaubt, in schwarz oder in rot sei viel­
leicht ein bißchen blau dabei .  Dort wird also jetzt 
wieder begonnen, Kritik zu üben. 

Es ist n icht der Weisheit letzter Schluß, was 
hier am Tisch liegt. Angesichts der vorgeschritte­
nen Stunde ist abe r die Aufnahmefähigkeit nicht 
mehr vorhanden, um über Detailprobleme in die­
sem Gesetz zu diskutieren.  Herr Kollege Lakner !  
Eines möchte ich aber noch sagen.  S ie haben es 
nicht unterlassen können - ich bin kein Burgen­
länder und habe daher keinen Fehler gemacht - ,  
die Bespitzelung z u  erwähnen. (Bundesrat Mag. 
L a  k n e r: Das simmt ja!) Was stimmt? Kollege 
Lakner! Eines stimmt, und zwar, daß ein Zettel 
irrtümlich woanders gelandet ist. Ich wage aber 
trotzdem die Behauptung, Kollege .!--akner, daß 
von Ihrer Partei und auch von der OVP geprüft 
wird, nur hat halt niemand einen Zettel gefunden , 
auf dem steht, wo sie h ingehören, was Sie hoch­
spie len. 

Meine Damen und Herren von der ÖVP! Fol­
gendes darf ich schon sagen: Es hat hier im Haus 
vor vier oder fünf Jahren nach einer Nationalrats­
wahl ein Rundschreiben gegeben ,  in dem der da­
malige Klubsekretär oder Klubobmann die Perso­
nalvertreter aufgefordert hat, ihnen bekanntzuge­
ben, wo Planstellen freiwerden .  Sie würden dann 
helfen, sie zu besetzen.  Das ist e ine alte Tatsache. 
Ich verrate kein Geheimnis. Ich bin nur vorsichtig 
mit dem Auf-den-anderen-Zeigen .  Ich kann es si­
cher nicht bestätigen, mir hat noch miemand ei­
nen solchen Zettel zugespielt, erzählt wird viel .  

Ich  sage Ihnen eines: Wenn mir ein so lcher Zet­
tel zugespielt werden würde, hätte ich den Cha­
rakter, i hn  zu nehmen und wegzuwerfen, wei l  ich 
mich fragen würde, ob ich dann ein reines Gewis­
sen hätte. Das ist die Tatsache. Daher braucht 
man diese Spitzelgeschichte gar n icht in den Vor­
dergrund zu stellen. 

Sie haben mit Ihrer Partei im Burgenland Ihr 
Wahlziel nicht erreicht. Die Sozialdemokraten 
haben ihr Wahlziel erreicht. Sie haben aufgrund 
der Wahlarithmetik mehr Stimmen bekommen, 
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trotz "Bespitze lu ng" . (Zwischenruf des Bundesra­
tes Mag. L a k n e r.) 

Kollege Lakner!  Ich habe nicht angefangen ,  
von Bespitzelung z u  reden.  Sie haben das Thema 
eingebracht. Ich glaube. daß es richtig ist, das nur 
kurz zu beantworten. 

Ich darf nochmals feststel len: In d ieser Novelle 
ist eine wesentliche Verbesserung enthalten, so­
daß das Gesetz jetzt leichter vollziehbar wird. Ich 
persönl ich glaube n icht, daß tatsächlich Objekti­
vität gewährleistet ist. Mir hat noch n iemand den 
Begriff "Objektivität" erk lärt. Was ist denn das 
überhaupt? Dort, wo Menschen sind, wird der 
Begriff "Objektivität" sehr  oft verwendet. Des­
halb wird es vielleicht auch nicht einfach zu voll­
ziehen sein. 

Wie gesagt, mir geht es darum, daß man - das 
habe ich eingangs gesagt - die Qual ität des Men­
schen für die Aufnahme in den öffentlichen 
Dienst in Zukunft meh r  beachten müssen wird. 
Man darf nicht fragen, welches Parteibuch er be­
sitzt, sondern man muß nach qualifiziertem Per­
sonal sehen. Das sind die ausschlaggebenden Kri­
terien.  

Mir geht es darum, daß wir im öffentlichen 
Dienst durch ein Gesetz, das wir 1 989 mitbe­
schlossen haben , keine Negativauslese herbeifüh­
ren, wie es bisher war. 

Zwischen Test und Einstellung sind sechs Mo­
nate vergangen .  Denn erst hat man den Bestge­
eigneten ,  den Zweitbest- oder den Drittbestgeeig­
neten gefragt, ob er - nachdem er den Test sehr 
gut bestanden hat - kommen möchte. Meistens 
hat derjenige dann gesagt: Was wollen Sie von 
mir,  ich bin schon bei der F irma Meier. Dort habe 
ich einen Posten gefunden ,  der meiner Qualifika­
tion entspricht. Ich bekomme noch dazu mehr 
bezahlt .  Den habe ich auch nach drei Wochen 
bekom men und nicht nach sechs Monaten! 

Ich hoffe, daß solche Vorkommnisse beseitigt 
sind. Ich hoffe auch, daß man jene Menschen, die 
man im öffentlichen Dienst braucht, nicht mehr 
unnötig sekkiert und mit lächerlichen Tests belä­
stigt. Ich hoffe, daß dadurch auch abgeklärt ist, 
daß man einen Bewerber, der bereits bei einer 
anderen Gebietskörperschaft vielleicht schon 
fünf Jahre lang beschäftigt ist, nicht wieder testen 
muß,  sondern ihn  einfach übernehmen kann. Die 
von Ihnen, Kollege Lakner, angeschnittene Frage 
bezüglich der Auszubildenden ist damit geklärt. 

Ich möchte nochmals sagen: Für mich ist dieses 
Gesetz kein Allheilmittel .  Es ist für mich aber 
noch immer besser als so manche vorgegebene 
Objektivierung, die es da oder dort in anderen 
Bereichen gibt. Nach einem Beobachtungszeit­
raum von einem bis eineinhalb Jahren werden wir 

uns dann in diesem Saal wahrscheinlich  wieder 
mit einer Novelle befassen m üssen ,  davon bin ich 
überzeugt. Selbstverständlich wird die sozialde­
mokratische F raktion diesem Gesetz die Zustim­
mung geben .  - Danke. (Beifall bei der SPÖ und 
Beifall des Bundesrat Mag. Lakner.) 19.45 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Zu 
Wort hat sich weiters Herr B undesrat Dr .  Gün­
ther Hummer gemeldet. Ich ertei le es ihm. 

19.45 

Bundesrat Dr.  Günther Hummer (ÖVP, Ober­
österreich): Sehr verehrter Herr Präsident! Hoher 
Bundesrat! Meine Damen und Herren !  Ich darf 
gleich ein leitend bekanntgeben, Herr Präsident 
Strutzenberger ,  daß es e in  oberösterreichisches 
Objektivierungsgesetz gibt, sowohl für den Lan­
desdienst als auch für die Gemeindebediensteten 
und die Städte Oberösterreichs mit eigenem Sta­
tut, laut dem grundsätzlich auch alle Dienstpo­
sten auszuschreiben sind, unabhängige Begutach­
tungskommissionen fungieren und in  einem mit­
tels Eignungstest, Vorstel lungsgespräch und son­
stigen Maßnahmen sehr wohldurchdachtem 
Verfahren die Eignung der Aufzunehmenden ge­
prüft wird. (Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: Es 
freut mich. daß Sie gesagt haben " auch " .') 

Es ist schon gesagt worden ,  daß das Ausschrei­
bungsgesetz 1 989 erst se it eineinhalb Jahren in 
Kraft ist. Dieses Gesetz, wie heute schon mehr­
mals gesagt wurde, ist durch und durch vom Ge­
danken der Objektivierung geprägt, wobei diese 
Objektivierung in erster Linie, wenn ich das gel­
tende Recht betrachte, eben durch Eignungstests, 
die auf wissenschaftlicher Basis erarbeitet worden 
sind, realisiert werden sol l .  Das heißt, im wesent­
lichen muß die erreichte Punktezahl ausschlagge­
bend sein, ob überhaupt jemand noch in das wei­
tere Verfahren miteinbezogen wird. 

Dazu möchte ich schon - in aller gebotenen 
Kürze - gewisse Bedenken geltend machen. 
Wenn man unter Objektivierung die Ausschal­
tung parteipolitischer Einflüsse oder des Einflus­
ses sonstiger, mit der Bestel lung in keinem Zu­
sammenhang stehender Institutionen meint, so 
kann man dem selbstverständlich nur uneinge­
schränkt beipfl ichten . Wenn man unter Objekti­
vierung versteht, daß grundsätzlich jeder Dienst­
posten auszuschreiben ist, damit einem breiten 
Publikum zur Kenntnis gebracht wird und daß 
ein entsprechends Anforderungsprofil genau be­
schrieben wird , so ist auch dem selbstverständlich 
beizupfl ichten.  

Die Vorstel lung aber ,  aufgrund eines Eig­
nungstestes eine Person derart analysieren zu 
können, daß ihre tatsächl iche E ignung für eine 
Dienststelle u nter Beweis gestellt ist, halte ich für 
falsch. Das geht doch auf e in  unrichtiges, über­
holtes, mechanistisches Menschenbild zurück, das 
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den Charakter des Menschen und das Wesen sei­
ner Persönlichkeit in der Summierung vieler Ein­
zeleigenschaften sieht.  Man meint,  wenn  man die­
se E inzeleigenschaften bis zum letzten weiterzer­
lege und analysiere und dabei mit entsprechender 
wissenschaftlicher Gründlichke it vorgehe, könne 
man letztlich aufgrund eines solchen Tests wissen, 
wie geeignet oder nicht geeignet jemand für einen 
D ienstposten ist. 

Ich behaupte aber, daß jemand sehr intelligent, 
mit besten Führungsqualitäten ausgestattet sein 
kann ,  vielleicht ein Organisationsgen ie und noch 
vieles andere mehr sein kann und trotzdem etwa 
für die Leitung einer Abtei lung eines F inanzam­
tes oder als Beamter in einer Kfz-Zulassungsstelle 
völ l ig ungeeignet ist. Es ist ein nicht selten zu 
beobachtendes Phänomen, daß sich Menschen im 
öffentlichen Dienst als wenig tauglich erweisen, 
aber bei einem solchen Test ganz b rillant abge­
schnitten haben ,  während äußerst brauchbare 
engagierte Beamte nur  mit M ühe die Hürde eine� 
Eignungstests übersprungen haben,  weil eben 
auch Charaktereigenschaften wie Fleiß,  Zähig­
keit, Beständigkeit, E insatzbere itschaft, aber auch 
Freundlichkeit und Höflichkeit, die in der Praxis 
vielerorts eine große Rolle spielen und die 
Grundlage des Vertrauens in die Verwaltung sind, 
durch einen solchen Test überhaupt n icht erfaßt 
sind, während Tugenden, die vielleicht in der pri­
vaten Wirtschaft von großer Bedeutung sind, 
überschätzt werden .  

Um nicht mißverstanden zu werden: Ich bin 
natürlich n icht grundsätzl ich  gegen die Durch­
führung von Eignungstests. Bei bestimmten 
Dienstposten mag ein solcher Eignungstest gute 
Dienste leisten. Ich spreche mich aber dagegen 
aus, daß nur  aufgrund eines nicht bestandenen 
Eignungstests Personen überhaupt nicht mehr in 
ein weiteres Aufnahmeverfahren einbezogen wer­
den. Es sind mir ,  wie gesagt, Fälle bekannt, die 
eine Reihe von Eignungstests und Aufnahmeprü­
fungen sehr  gut bestanden haben, wo der Beamte 
aber in einem solchen Maße unbrauchbar war 
daß nur mit einer frühen Pensionierung ein Aus� 

weg aus einer Sackgasse gefunden werden konnte. 

Sie kennen ja das böse Wort des Rechtsanwaltes 
und Schriftstel lers Ludwig Thoma, der in seiner 
bekannten Satire "Der Einser" schreibt, was aber 
nicht nur auf Juristen angewandt werden möge: 
"Er  war ein blendender Jurist und auch sonst von 
mäßigem Verstand:" (Heiterkeit.) 

Diese Problematik ,  die Ludwig Thoma ange­
schnitten hat, zeigt eben den Widerspruch zwi­
schen einer theoretisch nachgewiesenen Eignung 
und der praktischen Anwendung auf. Zeugnisse 
und Tests l iefern wichtige Anhaltspunkte, aber 
mir widerstrebt es, in einer Gemeinde eine Kin­
dergartenhelferin  oder eine E rzieherin nur nach 
dem besseren Abschlußzeugnis, weil  eine Note 

besser gewesen ist, zu beurteilen . Tests und E ig­
nungsprüfungen ja, aber eben nur als e i n  e 
Komponente, die für die Aufnahme entscheidend 
ist. 

Viel wertvollere Hinweise geben doch :  das bis­
herige Berufsleben, die Bereitschaft, sich fortzu­
bilden , auch das soziale Verhalten in der Gemein­
schaft, das gesamte Auftreten, und was besonders 
hervorzuheben ist: die Gesprächs- und D iskus­
sionskultur, die sich bei einem Aufnahmege­
spräch u nter geeigneten psychologischen Verhält­
nissen zumeist gut feststellen läßt. Vor allem ist es 
nötig und richtig, daß die NovelIierung Abstand 
von fast schon stumpfsinnigen Kriterien nimmt, 
wie es die Priorität des Einlangens etwa ist. 

Der aus Wien stammende Physiker Fritjof Ca­
pra hat schon recht, wenn er in  seinem bekannten 
Buch von der Wendezeit meint, es sei Zeit, Ab­
schied zu nehmen von Newton und Descartes, 
denn der cartesianische Glaube an die wissen­
schaftl iche Wahrheit ist ja  heute noch weit ver­
breitet. Auch heute sind noch viele Angehörige 
unserer Gesellschaft, seien sie nun Wissenschafter 
oder Laien,  davon überzeugt, daß die wissen­
schaftl iche Methode des Zergliederns und Mes­
sens der einzig gültige Weg ist, die Wirkl ichkeit 
zu verstehen. 

Fritjof Capra fordert: An die Stelle von quanti­
tativem Messen muß qualitatives Werten treten 
- eine ganzheitliche, ökologische Anschauungs­
weise, die unser bankrottes, mechanistisches 
Weltbild ablöst, denn unsere Welt ist mehr als die 
Summe i hrer Tei le .  Wohin unsere Wissenschafts­
gläubigkeit geführt hat, sehen wir vor allem an 
den Schwierigkeiten, die sich im Bereich unserer 
Umwelt auftun. 

Die für die öffentliche Verwaltung so wichtige 
Bestellung von geeigneten Beamten und Ver­
tragsbediensteten darf nicht durch e ine überholte 
mechanistische Auffassung des Menschen in Fra­
ge gestellt werden. Ich teile deshalb auch den 
Vorschlag, den der Herr Vizepräsident Strutzen­
berger gebracht hat, überhaupt ein neues Gesetz 
als Gesamtes zu konzipieren. 

Da aber die in Beratung stehende Novelle si­
cherlich grundsätzlich ein Schritt in die richtige 
Richtung ist, ersuche ich, dagegen keinen Ein­
spruch zu erheben. (Beifall bei der Ö VP und bei 
Bundesräten der SPÖ.) 1 9.53 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Herbert Weiß .  
Ich erteile es ihm. 

1 9.53 
Bundesrat Herbert Weiß (ÖVP, Steiermark) :  

Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Ich hoffe, daß 
ich Ihre Geduld nicht zu sehr strapaziere,  wenn 
ich mich auch noch zu dem Ausschreibungsgesetz 
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des öffentlichen Dienstes zu Wort melde. Ich ver­
spreche Ihnen, es ganz kurz zu machen, aber es 
vielleicht doch ein wenig von der praktischen Sei­
te her zu betrachten. 

Als wir im Februar des Jahres 1 989 das Aus­
schreibungsgesetz beschlossen haben, sol lte es da­
durch eine Erweiterung der Ausschreibung füh­
render Funktionen geben , insbesondere aber die 
Aufnahme in den Bundesdienst durch öffentliche 
Ausschreibung, einheitliche Eignungsprüfungs­
tests u nd anonyme Auswertung der Tests objekti­
viert werden . Das Gesetz sollte nach den Worten 
des damals für Beamtenfragen zuständigen und 
heutigen Herrn Innenministers Dr. Löschnak ei­
nen Meilenstein in der Zurückdrängung politi­
scher Postenvergabe darstellen. 

Heute, etwas mehr als ein Jahr später,  ergibt 
sich die Notwendigkeit einer Novellierung. Das 
derzeitige Aufnahmeverfahren stößt wegen seiner 
Dauer und Umständlichkeit, der Starrheit und 
U nflexibil ität der Auswahl sowie der teilweise 
feh lenden Sachbezogenheit der Auswahlkriterien 
auf massive Ablehnung. 

Wil l  ein Maturant in den Bundesdienst aufge­
nommen werden,  hat er sich auf seine Kosten ei­
nem Eignungstest in der Verwaltungsakademie in 
Wien zu unterziehen. Das Scheitern an dieser 
Prüfung hat einen Ausschluß von jeglicher weite­
rer Bewerbung für drei Jahre zur Folge. 

Wenn die Stelle einer Schreibkraft beim Be­
z irksgericht Spittal an der Drau neu besetzt wer­
den sol l ,  bedarf es einer Aussch reibung durch das 
Oberlandesgericht Graz. Nur die in der Zeit der 
Ausschreibung für diesen bestimmten Planposten 
e ingelangten Bewerbungsgesuche können be­
rücksichtigt werden. 

Zur Abhaltung der Prüfung, die aus vier von 
der Verwaltungsakademie in e inem Testpaket er­
stellten Aufgaben besteht - jeweilige Dauer: fünf 
bis zehn Minuten - ,  reist ein Beamter der 
VII .  Dienstklasse, also der höchsten für einen 
Maturanten vorgesehenen Dienstklasse, des 
Oberlandesgerichtes Graz eineinhalb Tage nach 
Spittal an der Drau und nimmt den anonymisier­
ten Test ab . Die Vertreter der Personalvertretung 
können bei d iesem Test anwesend sein .  Dann sind 
aber schon mehr Aufsichtsorgane anwesend als 
arme Würmer von Kandidatin nen, die in vielen 
Fällen ihre Maschinschreibkenntnisse schon 
durch die Ablegung der Staatsprüfung in Ma­
sch inschreiben und Stenotyp ie unter B eweis ge­
stellt haben.  

D ie Auswertung der immer noch anonymen 
Tests wird in diesem Fall bei m  Oberlandesgericht 
Graz von anderen Prüfern vorgenommen. Das 
Testergebnis,  bisher in drei Kategorien erstel lt, 
wird den Bewerbern und der Verwaltungsakade-

mie mitgeteilt, und vielleicht - vielleicht! -
kommt es dann tatsächl ic h  zur Aufnahme e iner 
Schreibkraft als Vertragsbedienstete bei d iesem 
Bezirksgericht, e ine r  Vertragsbediensteten ,  deren 
Dienstverhältnis nach dem Vertragsbediensteten­
gesetz innerhalb eines Jahres ohne Angabe von 
Kündigungsgründen gelöst werden kann. 

Abgesehen von der regen Reisetätigkeit - i n  
solchen Fällen sind als Kosten für Prüfer und Per­
sonalvertreter 2 000 S pro Person zu veransch la­
gen - ,  ist es völlig unverständlich , ja unsinnig, 
daß ein derartiger,  meinetwegen auch noch vom 
Oberlandesgericht dem aufnehmenden Bezirks­
gericht zugemittelten Test nicht der jewei lige 
Vorgesetzte, der Gerichtsvorsteher oder der lei­
tende Beamte des Gerichtes, abhalten und dem 
Oberlandesgericht zur Auswertung vorlegen soll ,  
der Vorsteher oder der leitende Beamte jenes Ge­
richtes, bei dem d ie anzustellende Person in Zu­
kunft Dienst machen soll. 

Nach einer von der sozialwissenschaftlichen 
Arbeitsgemeinschaft vorgenommenen Analyse 
der Besetzung der Planstellen und Funktionsbe­
trauungen im Bundesdienst sollte überhaupt ne­
ben dem zukünftigen Vorgesetzten auch den 
künftigen Kolleginnen und Kollegen ein Mitwir­
kungsrecht eingeräumt werden ,  wei l  sie ja das 
stärkste Interesse an einem leistungsfähigen M it­
arbeiter haben . 

Ein weiterer Kritikpunkt ist die fehlende Sach­
bezogenheit der derzeitigen Auswahlkrite rien; 
mein  Freund Strutzenberger hat schon darauf 
hingewiesen. Bei dem Test einer Aufräumerin -
Testdauer: 8 Minuten - lautet unter anderem 
eine Frage: Was tun Sie, wenn ein WC verstopft 
ist? - Die vier Antwort möglichkeiten reichen 
von: Ich weiß  es n icht! bis zu: Die Verstopfung 
mi ßachten!  (Heiterkeit.) Oder die "hoch aktuelle" 
Fragestellung: Sie finden schmutziges Geschirr 
vor. - Was werden Sie tun? Die Möglichkeiten 
reichen vom Abwaschen, vom Zudecken mit ei­
nem Tuch,  vom bloßen Wegräumen bis zum Ste­
henlassen. - Solche Fragen wird es hoffentlich in 
Zukunft nicht mehr geben .  

Da etlichen D ienststel len des Bundes d iese 
Form der Prüfung  von Aufräumerinnen doch 
nicht ganz zweckmäßig ersch ien, wurde den Be­
werberinnen eine Art Testraum zur Reinigung 
übergeben ,  wo sie - wie es eine Zeitung sch rieb 
- vor den lüsternen Augen der prüfenden Män­
ner auf dem Boden kriechend ihre Arbeit verrich­
ten m ußten .  - Kei n  Wunder, daß dieser "Test" 
auch verschwunden ist und daß viele dieser P lan­
stellen nicht meh r  zu besetzen waren !  

Da  Maturanten n icht geneigt waren ,  wegen ei­
nes Tests nach Wien zu fahren, bewarben sie sich 
einfach um die Aufnahme in den mittleren 
Dienst. Bei einem für diese Verwendung vorgese-
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henen Test war das Sortieren von Briefen in be­
stim mter Form vorgesehen. Der Text des Testes 
war so unverständlich, daß eine Reihe von Bewer­
bern  über ihn stolperte u nd damit natürlich jegli­
che Chance auf Einstellung vergab. Als man die­
sen Test im Bereich der Arbeitsämter den dort 
beschäftigten Psychologen vorlegte und d iese ihn 
te ilweise auch n icht bestanden, wurde er  in die­
sem Bereich gestrichen, wohl  aber verblieb er in 
den übrigen Bere ichen .  

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
folgendes feststellen: Übereinstimmende Zielset­
zung der vorliegenden Novelle ist es, die Aufnah­
me von neuen Bundesbediensteten von bürok rati­
schem Ballast zu befreien ,  ohne das Prinzip der 
Objektivierung zu vernachlässigen ,  die Verfah­
rensabläufe zu  straffen und zu vereinfachen sowie 
die Auswahl und die Entscheidungsmögl ichkeiten 
zu verbessern. 

Die Neuerungen wurden bereits vom Herrn 
Berichterstatter sowie von meinen Vorrednern 
angeführt, ich erspare mir daher, auf diese noch­
mals einzugehen .  Ich möchte lediglich noch sa­
gen: Ich unterstreiche durchaus, daß die Lei­
stungsfähigkeit und Öffentlichkeit des Verfah­
rens gewährleistet sein so ll .  S ie sollen auch in Zu­
kunft Kriterien für die Einstellung im 
öffentlichen B undesdienst sein - Sie verzeihen, 
daß ich mich so eingehend mit diesem Beschluß 
befaßt habe - ,  da ich der Überzeugung bin,  daß 
die Aufnahmen in den Bundesdienst, welche rund 
20 000 im Jahr ausmachen, von besonderer Be­
deutung für die Öffentlichkeit sind. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß stellt zwei­
fellos e ine Straffung und Vereinfachung dar. Er 
ist m ir persönlich aber noch viel zu bürokratisch, 
zu zentralistisch .  Die Dauer der normalen Auf­
nah meverfahren wird durch ihn sicherlich nicht 
wesentlich abgekürzt werden. Ich bin auch der 
Ansicht meines Vorredners, daß wir uns in abseh­
barer Zeit wiederum mit diesem Thema beschäf­
tigen müssen .  

Ich  hätte mir gewünscht, daß man bei entspre­
chender Anzahl von Bewerbungen den Bewer­
bern eine Testreihe absolvieren läßt, damit  man 
bei Freiwerden einer entsprechenden Stelle den 
Bestbewerteten ohne Verzögerung einstellen 
kann .  

Lassen S ie  mich einen abschließenden Satz zu 
den Ausführungen des Kollegen Lakner sagen: Je 
größer eine derartige Kommission ist, wie S ie sie 
reklamieren - ich bin schon jahre lang M itglied 
einer solchen Kommission - ,  desto ineffizienter 
wird sie . Die Teilnahme zweier Personalvertreter 
in der vierköpfigen Aufnahmekommission hin­
dert schon eine einseitige Willensbildung. Ihrer 
Partei beziehungsweise den von Ihnen aufgestell­
ten wahlwerbenden Personalvertretungsgruppen 

steht ja der Einzug in die Aufnahmekommission 
über das Wahlergebnis bei den Personalvertre­
tungswahlen jederzeit offen. 

Im übrigen glaube ich aber,  daß man vie lleicht 
mehr Transparenz bei der Erstel lung der Anfor­
derungsprofile schaffen könnte. Ich glaube näm­
lich nicht, daß es ohne ein ganz bestimmtes und 
besonderes Anforderungsprofil denkbar gewesen 
wäre, daß der Herr Ex-Landeshauptmann Haider 
von Kärnten in Wolfsberg einen Rechtsanwalt mit 
der Funktion des Bezirkshauptmannes betrauen 
konnte, weil es im ganzen Kärntnerland " keinen 
geeigneten Beamten" gegeben hat. 

Persönlich schl ie ße ich mich meinen Vorred­
nern an und werde diesem Gesetzesbeschluß mei­
ne Zustimmung geben .  (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ. ) 20.04 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter e in  Schluß­
wort gewünscht? - Dies ebenfalls nicht gegeben. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit S t i m  m e n m e h r  h e i t. gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates k e i fZ e fZ 
E i n  s p r u c h zu erheben. 

15. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1991 betreffend ein B undesgesetz, mit 
dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 
(2. BDG-Novelle 1991), das Richterdienstgesetz, 
das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz, das 
Dienstrechtsverfahrensgesetz 1984, das Bundes­
Personalvertretungsgesetz und das Karenzur­
laubsgeldgesetz geändert werden ( 128 und 
170/NR sowie 4071 und 4086/BR der Beilagen) 

16. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Gehaltsgesetz 1956 (52. Gehaltsge­
setz-Novelle) , das Pensionsgesetz 1965, das Ne­
bengebührenzulagengesetz, das Bundestheater­
pensionsgesetz, die Reisegebührenvor­
schrift 1955 und das Landeslehrer-Dienstrechts­
gesetz 1984 geändert werden (129 und 1711NR 
sowie 4087IBR der Beilagen) 

1 7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948 
(44. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle) , die 
Bundesforste-Dienstordnung 1986 und das 
Land- und Forstarbeiter-Dienstrechtsgesetz ge-
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ändert werden ( 130 und 172/NR sowie 4088/BR 
der Beilagen) 

18. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1991 betreffend ein Bundesgesetz über 
Auslandseinsatzzulagen für Angehörige öster­
reichischer Einheiten, die auf Ersuchen interna­
tionaler Organisationen zur Hilfeleistung in das 
Ausland entsandt werden - Auslandseinsatzzu­
lagengesetz (AEZG) (131 und 173/NR sowie 
4089/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen  nun zu den Punkten 15 bis 18 der Tages­
ordnung, über die die Debatte unter einem abge­
führt wird. 

Es sind dies: Novellen zu den Dienst- und Be­
soldungsrechtsgesetzen sowie zum Bundes-Perso­
nalvertretungsgesetz. 

Die Berichterstattung über die Punkte 1 5  bis 
18 hat Herr Bundesrat Ludwig Bieringer über­
nommen. 

Ich ersuche ihn höfl ich um seine Berichte. 

Berichterstatter Ludwig Bieringer: Herr Präsi­
dent! Meine sehr  geehrten Damen und Herren!  
Ich erstatte zunächst den Bericht des Ausschusses 
für Verfassung und Föderal ismus über den Be­
schluß des Nationalrates vom 20. Juni 1 99 1  be­
treffend ein B undesgesetz, mit dem das Be­
amten-Dienstrechtsgesetz 1 979 (2. BDG-No­
vel le 1991  ) . .das Richterdienstgesetz, das Bundes­
lehrer-Lehrverpfl ichtungsgesetz, das Dienst­
rechtsverfahrensgesetz 1 984, das Bundes-Per­
sonalvertretungsgesetz und das 
Karenzurlaubsgeldgesetz geändert werden. 

Der Gesetzesbeschluß des Nationalrates sieht 
eine Reihe von Änderungen des Dienstrechtes der 
Bundesbediensteten vor, die insbesondere die 
Möglichkeit von Praxisaufenthalten bei E inrich­
tungen der EG, der EFT A u nd der OECD betref­
fen, ferner d ie Möglichkeit der halbtageweisen In­
anspruchnahme der Freistellung für die Pflege 
von im gemeinsamen Haushalt lebenden erkrank­
ten und verunglückten nahen Angehörigen, die 
Einrichtung einer Beschwerdemöglichkeit an den 
Verwaltungsgerichtshof für den Disziplinaran­
walt, e ine zeitlich begrenzte Ernennung auf P lan­
stellen im Bereich der Generaldirektion für die 
Post- und Telegr�phenverwaltung, verschiedene 
dienstrechtliche Anderungen im Rahmen des 
Richterdienstgesetzes, des Bundeslehrer-Lehrver­
pfl ichtungsgesetzes sowie Änderungen im Dienst­
rechtsverfahrensgesetz 1 984 und sch l ießlich -
mit Rücksicht auf die im heurigen Jahr bevorste­
henden Personalvertretungswahlen - im Bun­
des-Personalvertretungsgesetz. 

Ferner sol len Bezieherinnen der Sondernot­
standshilfe nach dem Arbeitslosenversicherungs­
gesetz für Dezember 1 990 einen einmaligen 
Energiekostenzuschuß erhalten .  

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in se iner Sit­
zung vom 25. Juni 1 99 1  in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen,  dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen E inspruch zu erhe­
ben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der  Aus­
sch u ß  für Verfassung und Föderalismus somit 
den A n t r a g, der B undesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
20. J uni  199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1 979 
(2. BDG-Novelle 1 99 1 ) , das Richterdienstgesetz, 
das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz, das 
Dienstrechtsverfahrensgesetz 1 984, das Bundes­
Personalvertretungsgesetz und das Karenzur­
laubsgeldgesetz geändert werden ,  wird kein Ein­
spruch erhoben. (Die P r ä  s i d e n  t i n  über­
nimmt wieder den Vorsitz.) 

Ich bringe weiters den Bericht des Ausschusses 
für Verfassung und Föderalismus über den Be­
sch luß  des Nationalrates vom 20. Juni 199 1  be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Gehalts­
gesetz 1956 (52.  Gehaltsgesetz-Novelle), das Pen­
sionsgesetz 1 965, das Nebengebührenzulagenge­
setz, das Bundestheaterpensionsgesetz, die Reise­
gebührenvorschrift 1 955 u nd das Landes­
lehrer-Dienstrechtsgesetz 1984 geändert werden. 

Durch den gegenständlichen Gesetzesbeschluß 
sollen insbesondere folgende Regelungen  getrof­
fen werden :  e ine Festlegung der Anspruchsvor­
aussetzungen und der maßgebenden Bemessungs­
grundlage für die Besoldung bei Auslandsaufent­
halten von Beamten,  die Vollstreckbarkeit von 
Bescheiden,  m it denen Pensionsbeiträge vorge­
schrieben werden nach den Bestimmungen des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes, Bestimmun -
gen über die Abgeltung der Tätigkeit als Schü ler­
berater in Hauptschulen durch Gewährung einer 
Dienstzulage, Anhebung der Dienstzulage von 
Beamten der Verwendungsgru ppe W 2 nach ei­
ner tatsächl ichen Dienstzeit von 30 Jahre n  und 
Schaffung e ines Zuschlages zur Dienstzulage für 
Staatsanwälte der Gehaltsgruppe I ab der Ge­
haltsstufe 1 3. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderal is­
m us hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 25. Juni 1 99 1  in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen ,  dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen E inspruch zu erhe­
ben. 
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Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderal ismus somit 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1 99 1  betreffend ein B undesgesetz, mit 
dem das Gehaltsgesetz 1 956 (52. Gehaltsge­
setz-Novel le) ,  das Pensionsgesetz 1965, das Ne­
bengebührenzulagengesetz, das Bundestheater­
pensionsgesetz, die Reisegebührenvorschrift 1955 
und das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984 
geändert werden, wird kein Einspruch erhoben. 

Ich erstatte weiters den Bericht des Ausschusses 
für Verfassung und Föderalismus über den Be­
schluß des Nationalrates vom 20. Juni 1 99 1  be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Vertrags­
bedienstetengesetz 1 948 (44. Vertragsbedienste­
tengesetz-Novelle), die Bundesforste-Dienst­
ordnung 1 986 und das Land- und 
Forstarbe iter-Dienstrechtsgesetz geändert wer­
den. 

Durch d ie vorliegende Novelle zum Vertrags­
bedienstetengesetz 1 948, zur B undesfor­
ste-Dienstordnung 1986 sowie zum Land- und 
Forstarbe iter-Dienstrechtsgesetz soll unter ande­
rem die Möglichkeit der Ausbildung für Bundes­
bedienstete durch Praxisaufenthalte bei Einrich­
tungen, die im Rahmen der europäischen Integra­
tion tätig sind, geschaffen werden. Ferner sieht 
die Novelle vor, daß eine Pflegefreistel lung für 
erkrankte oder verunglückte nahe Angehörige 
n icht nur tageweise, sondern auch halbtageweise 
in Anspruch genommen werden kann. Ferner sol­
len künftighin Adoptiv- und Pflegeeltern das 
Dienstverhältnis unter Wahrung des Abferti­
gungsanspruches auch bis zum Ablauf des zwei­
ten Lebensjahres des Kindes kündigen können. 

Schließl ich soll  die Dienstzulagen- und Vergü­
tungsregelung f.�r die Unterrichtserteilung in der 
verbindlichen Ubung "Lebende Fremdsprache" 
an Volksschulen, die derzeit bis 3 1 .  August 1 99 1  
befristet ist, bis Ende des Jahres 1 99 1  verlängert 
werden. 

Der Ausschu ß für Verfassung und Föderal is­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 25. Juni 1 991  in Verhandlung genom­
men und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu erhe­
ben.  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus somit 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Vertragsbedienstetengesetz 1 948 
(44. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle) , die 
Bundesforste-Dienstordnung 1 986 und das Land-

und Forstarbeiter-Dienstrechtsgesetz geändert 
werden,  wird kein E inspruch erhoben. 

Schließl ich erstatte ich den Bericht des Aus­
schusses für Verfassung u nd Föderalismus über 
den Beschluß des Natio na lrates vom 20. Juni  
1 99 1  betreffend e in Bundesgesetz über Auslands­
einsatzzulagen für Angehörige österreichischer 
Einheiten , die auf Ersuchen internationaler Or­
ganisationen zur Hi lfeleistung in das Ausland ent­
sandt werden - Auslandseinsatzzulagengesetz 
(AEZG). 

Nach der geltenden Rechtslage kann bei Aus­
landseinsätzen die Auslandseinsatzzulage erst 
nach Anlaufen des Einsatzes bemessen werden, 
was bei kurzfristigen E insätzen fallweise eine Be­
messung der Zulage erst nach Abschluß des Aus­
landseinsatzes bedeuten kann. Dies erschwert 
eine Werbung und Rekrutierung für die auf frei­
wi l ligen Meldungen beruhenden Einsätze. 

Der Gesetzesbeschluß des Nationalrates sieht 
die Schaffung von generel len Kriterien vor, wel­
che die Bemessung der Höhe der Zulage bereits 
bei Feststehen des ausländischen Einsatzortes 
und somit vor Beginn des Einsatzes ermögl icht. 
Ferner soll die Bemessungsgrundlage für d ie Zu­
lage an einen bestimmten Prozentsatz der Ge­
haltsstufe 2 der Dienstklasse V eines Beamten der 
Allgemeinen Verwaltung gebunden werden. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner Sit­
zung vom 25. Juni  1 991  in Verhandlung genom­
men und  einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu erhe­
ben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderalismus somit 
den A n t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
20. Juni 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz über 
Auslandseinsatzzulagen für Angehörige österrei­
chischer Einheiten,  die auf Ersuchen internatio­
naler Organisationen zur Hilfeleistung in das 
Ausland entsandt werden - Auslandseinsatzzula­
gengesetz (AEZG) -, wird kein Einspruch erho­
ben. 

Präsidentin: Wir gehen in d ie Debatte ein, über 
die die zusammengezogenen Punkte unter einem 
abgeführt wird. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dietmar Weden ig. Ich erteile ihm dieses. 

20.15 
Bundesrat Dietmar Wedenig (SPÖ, Kärnten) :  

Sehr geehrte Frau Präsidentin !  Sehr geehrte Da­
men u nd Herren !  Hohes Haus! Die in Verhand­
lung stehenden Gesetzesbeschlüsse werden für 
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verschiedene Berufsgruppen im öffentlichen 
Dienst Verbesserungen bringen. 

Zur 2.  BOG-Novelle 1 99 1 :  Mit der 2. Be­
amten-Dienstrechtsgesetz-Novelle 1991 konnten 
einige Probleme durch Änderungen des Dienst­
rechtes der Bundesbediensteten gelöst werden. 

Entsendung zu Ausbildungszwecken: Damit 
wird der Zentralstelle die Möglichkeit geboten ,  
den Beamten mit seiner Zustimmung zu Ausbil­
dungszwecken zu einer Einrichtung zu entsen­
den, die im Rahmen der europäischen Integration 
oder der OECD tätig ist .  Dabei sind die Bestim­
mungen über die D ienstzuteilungen anzuwenden .  

Die Absicht Österreichs, den Europäischen Ge­
meinschaften beizutreten, und die Bemühungen 
zur Schaffung eines Europäischen Wirtschafts­
raumes machen es nämlich notwendig, daß Bun­
desbedienstete durch Praxisaufenthalte bei im 
Rahmen der europäischen Integration tätigen 
Einrichtungen unmittelbare Erfahrungen gewin­
nen können. 

Pflegefreistellung: Der Bedienstete, der wegen 
der notwendigen Pflege eines im gemeinsamen 
Haushalt lebenden erkrankten oder verunglück­
ten nahen Angehörigen nachweislich an der 
Dienstleistung verhindert ist, hat Anspruch auf 
Pflegefreistel lung. D ie Pflegefreistel lung kann 
derzeit grundsätzlich nur tageweise in Anspruch 
genommen werden . Die Novelle sieht jedoch d ie  
Möglichkeit der halbtageweisen !nanspruchnah­
me der Pflegefreistel lung vor. Verrichtet der Be­
amte jedoch Schicht- oder Wechseldienst oder 
unregelmäßigen Dienst, ist die Pflegefreistellung 
in vollen Stunden zu verbrauchen . Die Pflegefrei­
steIlung darf im Kalenderjahr das Ausmaß der auf 
eine Woche entfallenen dienstplanmäß igen 
Dienstzeit des Beamten nicht übersteigen. Sie 
vermindert sich entsprechend, wenn der Bedien­
stete teilzeitbeschäftigt ist. Da die Erfahrungen 
gezeigt haben, daß di� bisherige Regelung nicht  
praxisnah ist, ist diese Anderung zu begrüßen. 

Mit der 2. BOG-Novelle 1 99 1  konnten aber 
auch Probleme im Wachebereich gelöst werden .  
Wird e in  Wachebeamter aufgrund einer in Aus­
übung des Exekutivdienstes getroffenen Wahr­
nehmung zu einer Einvernahme als Zeuge vor 
Gericht oder vor eine Verwaltungsbehörde gela­
den, so gilt d ie Zeit der notwendigen Anwesenheit 
bei der betreffenden Behörde als Dienstzeit. Die­
se Zeit beginnt 30 Minuten vor dem festgesetzten 
Ladungstermin und endet 30 Minuten nach Be­
endigung der Zeugeneinvernahme. 

Daß es aber im Bereich der Exekutive noch vie­
les zu tun gibt, sehr  geehrte Damen und Herren ,  
führte uns die Protestkundgebung a m  1 1 . Jun i  
dieses Jahres in  Wien vor Augen. Seit Jahren ver­
suchen die Vertreter der Beamten, bessere E nt-

lohnung und menschenwürdigere Arbeitsbedin­
gungen zu erreichen. Dabei wird die Situation der 
Exekutivbeamten immer schwieriger: Überla­
stung auf der ganzen Linie.  Es gilt, die Kriminali­
tät einzudämme!:l' Zusätzliche Aufgaben - zum 
Beispiel durch Offnung der Ostgrenzen - sind 
auf d ie Beamten zugekommen. Ausrüstung und 
Unterbringung h inken h inter dem Standard u nse­
rer Zeit nach.  Am 24. Juni dieses Jahres haben 
die von Bundeskanzler Dr. Franz Vranitzky ver­
sprochenen konkreten Verhandlungen begonnen, 
die hoffentlich einen neuen Anfang für Öster­
reichs Exekutive einle iten. 

Zeitlich begrenzte Funktionen: Es wird eine 
befristete Ernennung auch für die nächste Orga­
nisationsebene - Abtei lungsleiter - der Gene­
raldirektion für d ie Post- und Telegraphenverwal­
tung e ingeführt. Organisatorische Gründe spre­
chen für eine Einbeziehung der Abteilungsleiter 
in diese Regelung. 

Mitverwendung an einer Schu le im Ausland: 
Wird der Lehrer mit einem Teil seiner Lehrver­
pfl ichtung an einer Schule im Ausland verwendet. 
sind die Unterrichtsstunden an der Schule im 
Ausland auf die Lehrverpflichtung anzurechnen. 
Die Mitverwendung im Ausland war bisher vom 
Lehrverpflichtungsrecht n icht erfaßt. 

Im Gefolge der politischen Änderungen in der 
letzten Zeit ist vor allem in den nahe der österrei­
chischen Grenze gelegenen Gebieten der Nach­
barstaaten - wie zum Beispiel CSFR und Ungarn 
- ein verstärkter Wunsch nach E rlernen der 
deutschen Sprache aufgetreten. - Ich habe das 
bei der letzten Bundesratssitzung in meiner Rede 
aufgezeigt. - Diesem Wunsch wird zukünftig da­
durch Rechnung getragen, daß österreichische 
Lehrer einen Teil  ihrer Lehrtätigkeit an grenzna­
hen ausländischen Schulen durch Unterricht in 
deutscher Sprache erbringen. 

Weitere Verbesserungen gibt es noch durch die 
Gleichstellung der Bezieherinnen von Karenzur­
laubsgeld und Sonderkarenzurlaubsgeld hinsicht­
l ic h  HaushaItszulage sowie für die tatsäch liche 
Verwendung jedes Richters vor seiner Ernennung 
im richterlichen Vorbereitungsdienst. 

Zur 52. Gehaltsgesetz-Novelle: Der vorliegen­
de Gesetzentwurf sieht vor allem folgende Maß­
nahmen vor: 

Besoldung der im Ausland verwendeten Beam­
ten :  Jenem Beamten, der seinen Dienstort in ei­
nem Gebiet hat, in dem die österreichische Wäh­
rung nicht gesetzliches Zahlungsmittel ist, und 
der dort wohnen muß,  gebührt nac h  bestimmten 
Anspruchsvoraussetzunge n  eine Kaufkraftaus­
gleichszulage sowie eine Auslandsverwendungs­
zulage. 

543. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)118 von 126

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 543. Sitzung - 26. Juni 1991  25 1 95 

Dietmar Wedenig 

Abgeltung für Schülerberater an der Haupt­
schule: Statt der bisher gewährten Belohnung 
wird es ab dem kommenden Schuljahr eine 
Dienstzulage geben, die im Gehaltsgesetz 1 956 
geregelt ist. Die Dienstzulage für Schülerberater 
wird dadurch den gestiegenen Anforderungen an­
gepaßt. Sie wird 14mal jährlich ausgezahlt, richtet 
sich nach den zu betreuenden Klassen und ist ru­
hegenußfähig. Damit wurde die gesetzlich abgesi­
cherte Zulage für diese verantwortungsvolle Ar­
beit im Dienste der jungen Menschen erreicht. 

Anhebung der Dienstzulagen der Wachebeam­
ten der Grundstufe der Verwendungsgruppe W 2 
nach einer tatsächlichen Dienstzeit von 30 Jahren 
und für die Staatsanwälte der Gehaltsgruppe I ab 
der Gehaltsstufe 13; besondere Übergangsbestim­
mungen für Wachebeamte des Ruhestandes sowie 
Staatsanwälte des Ruhestandes und deren Hinter­
bliebene; Berücksichtigung von Nebengebühren 
aus einem früheren Dienstverhältnis zu einer in­
ländischen Gebietskörperschaft. 

Verlängerung der Zulagen - und Vergütungs­
regelung fü�.die Unterrichtserteilung in einer ver­
bindlichen Ubung einer lebenden Fremdsprache 
an Volksschulen vom 3 1 .  August 1 99 1  bis 
3 1 .  Dezember 1 99 1 .  Die auslaufende Bestim­
mung soll inhaltlich unverändert bis Jahres­
ende 1 99 1  verlängert werden, um zu vermeiden, 
daß während der Bemühungen um eine system­
konforme Neuregelung ein Bezugsabfall eintritt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir Volks­
schullehrer fordern eine gerechte dienstrechtliche 
Bewertung hinsichtlich der Lehrverpflichtung der 
Volksschullehrer. In diesem Zusammenhang 
möchte ich auch den Unmut der Pflichtschulleh­
rer zum Ausdruck bringen , daß die seit sechs Jah­
ren offene Frage der Wiederherstellung der Ge­
haltsrelationen L 1, L 2,  AHS-Lehrer, Pflicht­
schul lehrer noch immer nicht gelöst ist. Wir er­
warten von der Bundesregierung ehestens ein 
konkretes Lösungsangebot für eine gerechte Be­
soldung der Pflichtschullehrer, damit eine jahre­
lange Ungerechtigkeit endlich beseitigt wird. 

Und zum Schluß zum Auslandseinsatz-Zula­
gengesetz: Dieses Bundesgesetz sieht die Schaf­
fung von generellen Kriterien vor, welche die Be­
messung der Höhe der Zulagen bereits bei 
Feststehen des Auslandseinsatzortes und somit 
vor Beginn des Einsatzes für Angehörige österrei­
chischer Einheiten, die auf Ersuchen internatio­
naler Organisationen zur H ilfeleistung ins Aus­
land entsandt werden, ermöglicht. Ferner soll die 
Bemessungsgrundlage für die Zulage an einem 
bestimmten Prozentsatz der Gehaltsstufe 2 der 
Dienstklasse V e ines Beamten der Allgemeinen 
Verwaltung gebunden werden. 

Durch dieses Auslandseinsatzzulagengesetz 
wird eine Verbesserung der Rah menbedingungen 

für Werbung und Rekrutierung anläß l ich  eines 
Auslandseinsatzes sowie eine Verwaltungsverein­
fachung durch Wegfall langwieriger Festset­
zungsverfahren erreicht .  

Hohes Haus! Die SPÖ-Fraktion stimmt diesen 
Verbesserungen für verschiedene Berufsgruppen 
im öffentlichen Dienst gerne zu, denn Vorausset­
zung für e ine funktionierende, leistungsfähige 
Verwaltung sind motivierte Mitarbeiter, die in ei­
ner modernen staatl ichen Verwaltung ein An­
recht auf sozial ausgewogene Entlohnung und vor 
allem auf die gesellschaftliche Anerkenn ung ihrer 
Leistungen haben. - Danke. (BeifaLL bei SPÖ 
und Ö VP.) 20.24 

Präsidentin: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist Herr Bundesrat Litschauer. Ich erteile ihm die­
ses. 

::ru.4 
Bundesrat Karl Litschauer (ÖVP, Niederöster­

reich): Sehr geehrte Frau Präsidentin !  Hohes 
Haus! Meine sehr geschätzten Damen und Her­
ren !  Ich kann mich den Ausführungen meines 
Vorredners, des Kollegen Wedenig, vo ll  anschlie­
ßen. Er hat die wesentlichsten Punkte, die in den 
derzeit zur Debatte stehenden Dienstrechtsge­
setznovellen aufscheinen, sehr umfangreich be­
handelt. Ich möchte m ich daher mit e inigen Fest­
stel lungen begnügen. 

Aus meiner Sicht handelt es sich dabei durch­
wegs um Änderungen,  die sich aus der konkreten 
Arbeitsweise , den gestiegenen Anforderungen an 
den öffentl ichen Dienst und auch aus der dienst­
rechtlichen Situation der betroffenen Dienstneh­
mer fast logisch ergeben. Ich denke beispielsweise 
nur daran - es ist das soeben ausgeführt worden 
- ,  daß d urch die heute zu besc hl ießende Geset­
zesänderung die dienstlich notwendige Zeugen­
einvernahme eines Gendarmeriebeamten bezie­
hungsweise eines Polizisten außerhalb seiner 
Dienstzeit in Hinkunft endlich auch als dienstli­
che Verrichtung angesehen werden so ll .  Ich bin 
der Überzeugung, daß diese Neueru ng längst 
überfäl l ig war und led iglich eine Bereinigung ei­
ner absolut unhaltbaren und den betroffenen Be­
amten nicht e rklärbaren Situation darstellt. 

Trotz d ieser aus meiner Sicht durchaus gegebe­
nen sach l ic hen Notwendigkeit und Begründbar­
keit für die zu beschließenden Neuerungen 
möchte ich dennoch noch auf einige Punkte nä­
her eingehen und e inige grundsätzliche Bemer­
k ungen dazu machen .  

Als erstes eine Bemerkung zu der heute z u  be­
schließenden Möglichkeit, österreichische Beam­
te zu EG- und EFTA-Institutionen oder anderen 
europäischen Einrichtungen zur Dienstleistung 
und damit zur Ausbildung zuzuteilen. Die EG­
und EWR-Thematik wurde heute ja von vielen 
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Vorrednern schon sehr  ausführlich behandelt. 
Die österreichische Bundesregierung hat ja be­
kanntlich den Antrag um Aufnahme in die EG 
geste llt, und diese damit geäußerte Absicht Öster­
reichs macht es notwendig, daß Bundesbedienste­
te durch Praxisaufenthalte bei Einrichtungen in 
der EG, aber auch bei der EFTA oder OECD 
unmittelbare Erfahrungen gewinnen können,  die 
ihnen einerseits eine effiziente Wahrnehmung 
von EG-nahen Arbeitsbereichen ermöglichen 
und die sie andererseits in die Lage versetzen -
dieser Punkt scheint mir besonders wichtig zu 
sein - ,  bei der in der österreichischen Öffentlich­
keit unzweifelhaft noch notwendigen Aufklä­
rungsarbeit mitzuwirken beziehungsweise ent­
sprechende Impulse zu geben. 

Wenn ich heute bei diversen D iskussionen über 
den geplanten EG-Beitritt die Durchsc hnittsmei­
nung des Österreichers werte, kann ich mich des 
Eindrucks nicht erwehren, daß uns im Falle e iner 
Volksabstimmung über die EG ein "norwegisches 
Sch icksal" , e in Nein zur EG, durchaus ereilen 
könnte, zumindest kann man das nicht ausschl ie­
ßen. Viele und zu viele Fragen über die Auswir­
kungen eines Beitritts sind offen ,  aber ich stel le 
fest: Zu wen ige Experten sind auf d iesem Gebiet 
greifbar beziehungsweise in der Lage, die von der 
Bevöl kerung geforderten klaren Aussagen zu 
ganz konkreten Fragen zu treffen. 

Der direkte Kontakt der mit der europäischen 
Integration befaßten Beamten mit der EG ist -
hierüber besteht, glaube ich, Einhelligkeit - da­
her unzweifelhaft notwendig. Und ich stehe auch 
nicht an, zu behaupten, daß eventuel l  durch wei­
tere finanzielle Anreize noch mehr Bedienstete 
des öffentlichen Dienstes, des Bundesdienstes, für 
die Arbeit in Brüssel gewonnen werden können, 
als dies nach meinen Informationen b isher der 
Fall ist. Die heute zu beschließende Gesetzesno­
velle ist sicherlich ein Beitrag zu einer besseren 
Entwicklung. 

Lassen Sie mich, meine sehr vereh rten Damen 
und Herren, noch auf einen anderen Punkt, auf 
eine andere Bestimmung der Novelle zu sprechen 
kommen - sie wurde auch schon von meinem 
Vorredner erwähnt - ,  nämlich: Die Öffnung der 
Ostgrenzen und vor allem die politische Ände­
rung i n  unseren Nachbarstaaten haben in der dor­
tigen Bevölkerung vermehrt den Wunsch ge­
weckt, die deutsche Sprache zu erlernen. Dieser 
zusätzl ichen Nachfrage wird durch den Einsatz 
österreichischer Lehrer im grenznahen Ausland 
Rech nung getragen. Aufgrund der Tatsache, daß 
nunmehr die Lehrtätigkeit auch angerechnet wird 
der Lehrverpflichtung, wird ,  davon b in  ich über­
zeugt, ein zusätzlicher Motivationsschub entste­
hen und es wird mehr interessierte Lehrkräfte 
h iefür in Zukunft geben. - Eine meiner Mei­
nung nach sehr erfreuliche Entwick lung also, die 

in  jeder Hinsicht U nterstützung und Förderung 
auch durch die entsprechende Bestimmung in ei­
nem Gesetz, wie es h eute beschlossen werden soll ,  
verdient. 

Gerade die Bereitschaft, den jungen Demokra­
tien auf allen nur möglichen Gebieten unter die 
Arme zu greifen, kann dazu beitragen ,  d ie in vie­
len Jahren der Isolation entstandenen Gräben 
rasch zum Verschwinden zu bringen. In unserer 
Bevölkerung - ich kenne das aus Diskussionen 
in meinem Bezirk - wird die Änderung im Osten 
��hr begrüßt, wenn es aber jetzt darum geht, die 
Offnung durch unsere tatkräftige Unterstützung 
zu einer gelebten Nachbar- beziehungsweise auch 
Partnerschaft weiterzuführen, werden oft kriti­
sche Stimmen laut. 

Ich glaube, da m üssen gerade wir Pol itiker den 
ersten Schritt setzen .  Alles, was in unseren orga­
nisatorischen und auch finanzie llen Möglichkei­
ten liegt, sol l  getan werden, damit wieder gute Be­
ziehungen zwischen Österreich und den Staaten 
des Ostens ermöglicht  und aufgebaut werden. Ein 
k le iner Schritt in d iese Richtung wird zweifels­
ohne auch durch die in Hinkunft gesetzlich gere­
gelte schulische Hilfestel lung gesetzt. Es ist dies 
ein nicht unwesentlicher Beitrag Österreichs zur 
Verbesserung der zwischenmenschlichen und 
zwischenstaatlichen Beziehungen. 

Meine verehrten Damen und Herren !  Ich kom­
me zu einem weiteren Punkt; dieser betrifft eine 
nur kleine Änderung beziehungsweise Korrektur 
der Bestimmu ng über die mögliche Pflegefreistel­
lung - auch das wurde bereits erwähnt - von 
B undesbediensteten .  Auch wenn das nur eine 
kleine Korre ktur ist, stellt sie, glaube ich, den­
noch eine sehr wesentliche fami lienpolitische Er­
rungenschaft dar, weil damit an sich die Substanz 
der Pflegefreistellung von fünf Tagen im Jahr 
d urch die F lexibilisierung der Konsumation, daß 
man auch halbtageweise diese Pflegefreistellung 
in Anspruch nehmen kann, verbessert wird und 
dies somit zweifelsohne als ein Beitrag in Rich­
tung dienstnehmerfreundl ich  zu werten ist. 

Meine verehrten Damen und Herren! Abschlie­
ßend möchte ich noch einige grundsätzl iche An­
merkungen zu den vorliegenden Novellen ma­
chen. 

Wenn Sie sich die Mühe gemacht haben , die 
Berichte zu den vorliegenden Gesetzen anzu­
schauen und sie studiert haben, werden Sie festge­
stellt haben ,  daß nunmehr eine Reihe von dienst­
und besoldungsrechtlichen Besserstel lungen für 
die Bundesbediensteten eintreten wird. Zweifels­
ohne werden dadurch aber auch finanzielle Bela­
stungen, wen n  auch nur in geringem Ausmaße, 
entstehen. Sie werden bei objektiver Betrachtung 
feststellen können, daß d iese Verbesserungen kei­
ne Vorteile, aber auch keine Privi legien gegen-
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über anderen Berufsgruppen bringen. Es handelt 
sich hiebei - davon bin ich vollkommen über­
zeugt - um begründbare, erklärbare und not­
wendige Änderungen. 

Ich weiß ,  meine verehrten Damen und Herren 
- und ich habe das von dieser Stelle aus auch 
schon einmal gesagt -, daß n icht von jedermann 
in unserem Staate, auch nicht von allen h ier im 
Hohen Haus vertretenen Politikern, die Leistun­
gen des öffentlichen Dienstes so richtig anerkannt 
und beurteilt werden,  eine Situation, die zunächst 
für den öffentlichen Dienst als Berufsgruppe sehr 
unbefriedigend ist, aber meiner Einschätzung 
nach auch eine S ituation ,  die die Öffentlichkeit, 
und vor allem die verantwortlichen Politiker 
nicht zufriedenstellen kann. 

Verehrte Damen und Herren! Wir wissen. daß 
der öffentliche D ienst in seiner Vielfalt und Ge­
samtheit notwendige Beiträge zur Infrastruktur 
unseres Staates erbringt, ohne die es mit Sicher­
heit ein geordnetes und funktionierendes Zusam­
menleben nicht gäbe; aber vielfach fehlt die not­
wendige Akzeptanz h iefür. 

Das Leistungspaket des öffentlichen Dienstes 
hat seinen Preis. Und ich richte daher von dieser 
Stelle aus an den zuständigen Regierungsvertre­
ter , Herrn Staatssekretär Kostelka, das höfliche 
Ersuchen, Überlegungen betreffend die aufge­
stellten und berechtigten Forderungen der 
Dienstnehmervertretung der Gewerkschaft Öf­
fentlicher Dienst - die Gruppen wurden heute 
zum Teil  schon genannt, es sind die Gruppen der 
Lehrer, der Exekutive und der Verwaltung mit 
allen ihren Problemkreisen - anzustellen, um in 
absehbarer Zeit doch Lösungsansätze anbieten zu 
können. 

Die in der jüngsten Zeit stattgefundenen De­
monstrationen oder Aktionen - wie immer man 
das sehen will - waren keine mutwilligen Störak­
tionen, sondern ein Akt der Notwehr. Es war eine 
Maßnahme, die Öffentlichkeit verstärkt auf Pro­
b leme aufmerksam zu machen beziehungsweise 
an Hilfestel lungen zu appell ieren. 

Im Arbeitsübereinkommen der Bundesregie­
rung bekennen sich ja bekan ntlich beide Regie­
rungsparteien zu e iner umfassenden Dienst­
rechts- und Besoldungsreform. Ich möchte von 
dieser Stelle aus den Herrn Staatssekretär, der 
vom Herrn Bundeskanzler volle Handlungsfrei­
heit und - fähigkeit eingeräumt bekommen hat, 
ersuchen, mit den Verhandlungspartnern des öf­
fentlichen Dienstes, der Dienstnehmervertretung, 
die Verhandlungen zügig zu führen,  denn ich 
fürchte aufgrund der bisherigen Verhandlungser­
gebnisse - wir haben hier im Hohen Haus einen 
sehr berufenen Verhandlungspartner vertreten, 
den Kollegen Strutzenberger ;  er wird mir recht 
geben, daß die bisherigen Verhandlungsergebnis-

se die Themen des öffentlichen Dienstes betref­
fend keinen allzugroßen Optimismus aufkom­
men haben lassen -, daß in absehbarer Nähe 
kein Abschluß im positiven Sinne zu erwarten 
sein wird. 

Ich glaube daher nicht, daß allein die Diskus­
sion um die Bestellung der Leiterfunktionen auf 
Zeit vorrangig zu behandeln ist, zumal ja gerade 
diese Tatsache sehr gegensätzliche Auffassungen 
auf der Dienstgeberseite und auf Se ite der Dienst­
nehmervertretung zeitigt. 

Ich möchte m ich auch den Worten meines Vor­
redners Kollegen Weden ig anschließen und sa­
gen :  Österreich braucht zweifelsohne eine moti­
vierte und flexible Beamtenschaft, die in der Lage 
ist, sich den ständigen Änderungen anzupassen, 
und die versuchen wird, die Leistungen, die sie 
bisher erbracht hat, auch in vollem Umfang wei­
ter zu erbringen. 

Ich darf daher an Sie, meine verehrten Damen 
und Herren, am Schluß die Bitte richten, n icht 
nur den zur Debatte stehenden Gesetzesnove llen 
Ihre ZU,stimmung zu .. geben, sondern auch durch 
Ihre Haltung in der Offentlichkeit dazu beizutra­
gen ,  daß der öffentliche Dienst gemäß den von 
ihm erbrachten Leistungen positiv beurteilt wird. 

Ich darf namens meiner Fraktion sagen, daß 
wir diesen Gesetzesvorlagen gerne die Zustim­
mung geben werden . (Allgemeiner Beifall. ) 20.38 

Präsidentin: Als nächster zum Wort gemeldet 
hat sich Herr B undesrat Rauchenberger. Ich er­
teile ihm dieses. 

:!0.38 
Bundesrat losef Rauchenberger (SPÖ, Wien) :  

Sehr geehrte Frau Präsidentin !  Sehr geehrte Da­
men und Herren !  Hoher Bundesrat! Trotz vorge­
schrittener Zeit ersuche ich Sie, meinem ersten 
Debattenbeitrag in diesem Haus kurz Aufmerk­
samkeit zu widmen. (Beifall bei der SPÖ und bei 
Bundesräten der ÖVP.) 

Die insgesamt vier Novellen, welche wir heute 
unter e inem verhandeln  und die Gegenstand die­
ser Debatte sind, bringen - wir haben es schon 
gehört - eigentlich nichts Weltbewegendes mit 
sich. Sie bringen aber insgesamt E rleichterungen, 
Hilfestellungen,  Verbesserungen für die Beschäf­
tigten i m  öffentlichen D ienst, u nd sie ergeben 
sich aus der Praxis. Sie sind damit aber auch ein 
weiterer Beitrag zur Thematik :  öffentlicher 
Dienst und Verwaltungsreform. 

Rund 300 000 aktive Bundesbedienstete, ohne 
die Landeslehrer,  sehen sich heute mit einer Fülle 
von Aufgaben konfrontiert, deren Ausmaß durch 
neue und zusätzliche Anforderungen ständig wei­
ter steigt. Rund 300 000 Bedienstete b ilden also 
das personelle I nstrument, mit dessen Hilfe der 
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Staat seine Aufgaben zu besorgen hat. Neben 
Ordnung und Sicherheit verlangt und erwartet 
der Bürger mit Recht überall dort Leistungen, wo 
dies im Interesse des Gemeinwohls notwendig ist. 
Die Personalkosten für diese Leistungen betragen 
heute bereits 30 Prozent des Staatshaushaltes. 

Einerseits sollen für e inzelne Berufssparten 
verstärkt zusätzliche Bedienstete aufgenommen 
werden, zum Beispiel im Bereich der Exekutive 
und der Lehrer, andererseits sol len aber aus bud­
getären Rücksichten Planstellen abgebaut und 
Einsparungen erzielt werden .  

Diesen fast unlösbaren Anspruch aufzuzeigen, 
muß ebenso unsere Aufgabe sein wie der Hin­
weis, daß dadurch e ine finanzielle und organisa­
torische Obergrenze des Bundes erreicht ist. Zu 
den bereits eingeleiteten Reformen im öffentli­
chen Dienst sind noch viele zusätzliche Maßnah­
men notwendig, wobei mit den gegenständlichen 
Gesetzesvorlagen ein weiterer Schritt in die rich­
tige Richtung gesetzt wird. 

Für viele junge, gut ausgebildete Menschen ist 
auch heute eine Berufslaufbahn im öffentlichen 
Dienst noch Jlicht attraktiv genug. Gründe dafür 
liegen sowohl in der Organisations- als auch in 
der Entlohnungsstruktur. I m  Interesse einer lei­
stungsfähigen Verwaltung ist daher eine Reform 
des öffentlichen Dienstes, die über die Diskussion 
der Anzahl von Dienstposten hinausgeht, unab­
dingbar. So sind starre Gehalts- und Pensions­
schemata für junge, in itiative und engagierte Be­
schäftigte als Motivation nicht geeignet. 

Anhand der aktuel len S ituation des Lehrer­
streiks kann dies auch seh r  deutlich festgestellt 
werden. So ist meiner Meinung nach eine der Ur­
sachen für diesen Lehrerstreik sicher in  dem be­
stehenden starren Gehaltsschema zu suchen. Es 
l iegt mir ferne, den Lehrern ihr legitimes Recht 
zu diesem Streik  abzusprechen, aber auf einige 
Fakten wi l l  ich in d iesem Z usammenhang doch 
hinweisen. Bei aller Bedeutung des öffentlichen 
Dienstes - und ich gehöre diesem selbst an - :  Es 
sind die geforderten 30 Mil liarden Schill ing unter 
den bereits erwähnten Gesichtspunkten kaum fi­
nanzierbar. Als Elternvertreter halte ich auch die 
Drohung der Lehrer, keine  Zeugnisse auszuge­
ben, für der Sache nicht dienlich. 

Symptomatisch dafür ist, daß gerade d ie Lehrer 
mit ihren Forderungen in einem Strei k  hervorge­
treten sind, weil  sie den gesellschaftlichen Druck 
am meisten verspüren, der darin besteht, daß sie 
eine der wichtigsten gesel lschaftlichen Dienstlei­
stungen erbringen: Ausbildung und Erziehung 
unserer Jugend, die in eine Leistungsgesellschaft 
eintreten wird. 

Und die Position eines i m  starren Bezügesy­
stems Beamteten läßt die Betroffenen diesen Wi-

derspruch eben am stärksten spüren. Es zeigt sich 
auch , daß innerhalb dieser Berufsgruppe, aber 
auch in allen anderen Bere ichen der Verwaltung, 
deren wesentlichste Aufgabe ja der Dienst am 
Bürger ist, Leistungsdenken und die grundlegen­
den Möglichke iten dazu wichtig sind und daher 
gesondert gefördert gehören. 

Obwohl Leitungsfunktionen und damit die 
Übernahme von Verantwortung auch von jungen 
Menschen angestrebt werden, kann es keine sinn­
volle Entwicklung geben, wenn damit gleichzeitig 
Einkommenseinbußen verbunden sind. Es ist 
ebenso nicht verständlich, daß Leitungspositio­
nen fast ausschließlich unbefristet vergeben wer­
den. Die gegenständlichen Gesetzesvorlagen b rin­
gen ja auf diesem Gebiet keine umwerfenden 
Neuerungen  - wie bereits erwähnt. 

Zahlre iche Forderungen bleiben daher auch 
mit diesen Novellen unerfüllt, aber die Tür zur 
Neu- und Weiterentwicklung, zur Umgestaltung 
des öffentlichen D ienstes wird dadurch um einen 
größeren Spalt geöffnet. Wir dürfen uns daher 
nach Beschlußfassung d ieser Novellen nicht 
se lbstzufrieden zurücklehnen, sondern müssen 
weitere Maßnahmen einle iten, um den öffentli­
chen Dienst zu einem attraktiven Dienstleistungs­
betrieb auszubauen, um engagierten und talen­
tierten Mitarbeitern auch attraktive Chancen zu 
bieten, um die starren Gehalts- und Dienstlei­
stungsschemata aufzulockern, ein neues Gehalts­
system auf einem Grundbezug aufzubauen und 
marktgerechte Zulagen für Funktionen zu bieten.  

Al l  das sind Maßnahmen, bei denen die derzei­
tige E intei lung von A- bis D-Bedienstete ihre Be­
deutung verliert. Führungsfunktionen sind auf­
grund eines solchen neuen Systems auf Zeit zu 
vergeben, wobei eine zeitliche Begrenzung als 
durchaus überlegenswert erscheint. 

Das Pensionsrecht der Beamten muß sowohl 
die unterschiedl ichen Gebietskörperschaftsebe­
nen als auch das Verhältnis zu ASVG-Pensioni­
sten betreffend schrittweise harmonisiert werden, 
wobei die dafür bereits vorliegenden Vorschläge 
sicher noch weiterer Diskussionen bedürfen ,  doch 
soll  der Grundkonsens in dieser Frage ehestens 
realisiert werden.  

Einer der Hauptkritikpunkte am derzeitigen 
System ist auch die Immobilität. In Zusammen­
hang mit der Besoldungsreform m üssen daher 
Maßnahmen zur Hebung der Mobi lität der Be­
diensteten getroffen werden.  Solche Maßnahmen 
sind insbesondere die Vergabe von Funktionen 
auf Zeit und d ie Schaffung von Möglichkeiten, 
Bedienstete flexibler einsetzen zu können. 

Diese für die Privatwirtschaft selbstverständli­
chen Gedanken müssen auch in der öffentl ichen 
Verwaltung Eingang finden. Im Mittelpunkt der 
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gemeinsamen Betrachtungen al ler betroffenen 
Ste llen muß einerseits die Zufriedenheit des Bür­
gers mit der Verwaltung und andererseits die Zu­
friedenheit der Bediensteten stehen. 

Wie ich zu Beginn meines Beitrages ausführte, 
können die gegenständlichen Regelungen als 
wichtige Grundlage der Besoldungs- und D ienst­
rechtsreform angesehen werden ;  sie sind somit 
e in sinnvoller Beitrag zur Verwaltungsreform. 
Darüber hinaus wird es aber noch vieler weiterer 
Maßnahmen bedürfen, um einen Wandel vom 
bisher bestehenden Verwaltungsdenken, das sich 
in hohem Maß an festgeschriebenen Normen und 
abgegrenzten Aufgabenbereichen orientiert, zu 
einem projektorientierten, vernetzten Verwal­
tungshandeln hin zu schaffen .  

Nach diesen Gesichtspunkten ausgebi ldete, 
mobile und mit mehr Eigenverantwortung ausge­
stattete Mitarbeiter sind Voraussetzung dafür. 
Der Gesetzgeber hat durch rechtzeitige Struktur­
veränderungen Vorsorge zu treffen, daß dieser 
Anspruch auch rechtlich umgesetzt werden  kann.  

Die uns heute zum Beschluß vorliegenden Be­
stimmungen sind, wie bereits erwähnt, ein weite­
rer Schritt in diese Richtung. Meine Fraktion 
wird daher den gegenständlichen Bestim mungen 
die entsprechende Zustimmung nicht verwehren. 
(Allgemeiner Beifall. ) 20.46 

Präsidentin: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Auch das ist n icht der Fal l .  

Die  Abstimmung über die vorliegenden Be­
schlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A b -
S t i m  m u n g beschließt der Bundesrat mit 
S t i m  m e n e i n h e L i  i g k e i c, gegen die vier 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates k e i n e n 
E i n  s p r  u c h zu erheben. 

19. Punkt: Wahl der beiden Vizepräsidenten des 
Bundesrates sowie von zwei Schriftführern und 
drei Ordnern für das 2. Halbj ahr 1991 

Präsidentin: Wir gelangen nun zum 1 9. Punkt 
der Tagesordnung: Wah l  der beiden Vizepräsi­
denten des Bundesrates sowie von zwei Schrift­
führern und drei Ordnern für das 2. Halbjahr 
1 99 1 .  

Mit 1 .  Juli 1 99 1  geht der Vorsitz des Bundesra­
tes auf das B undesland Burgenland über. Zum 
Vorsitz berufen ist gemäß Art. 36 Abs . 2 B-VG 

der an erster Stelle entstandte Vertreter dieses 
Bundeslandes, Herr Franz Pomper. Die übrigen 
Mitglieder des Präsidiums des Bundesrates sind 
gemäß § 6 Abs. 3 der Geschäftsordnung für das 
kom mende Halbjahr neu zu wählen. 

Es liegt nur ein Wahlvorschlag für jede der zu 
besetzenden Funktionen vor. 

Wird die Durchfü hrung der Wahlen mittels 
Stimmzettel gewünscht? - Es ist dies n icht der 
Fall . 

Ich werde die Wahl der beiden Vize präsidenten 
durch Erheben von den Sitzen und die Wahl der 
übrigen zu bestel lenden Mitg lieder des Präsi­
diums des Bundesrates durch  Handzeichen vor­
nehmen lassen. 

Wir kommen nun zur Wah l  der beiden Vize­
präsidenten des Bundesrates. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, die Bundesräte 
Dr. Herbert Schambeck und Walter Strutzenber­
ger zu Vizepräsidenten zu wäh len.  

Falls kein Einwand erhoben wird, nehme ich 
die Wahl unter einem vor. - Einwand wird nicht 
erhoben. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Dies ist 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t . 

Der Wahlvorsch lag ist somit a n  g e n  0 m ­
m e  n .  (ALLgemeiner BeifaLl.) 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl an­
nehmen. 

Herr Bundesrat Dr. Schambeck. 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck: Ich nehme 
die Wahl an und danke für das Vertrauen .  

Präsidentin: Danke vielmals. 

Herr Bundesrat Strutzenberger. 

Bundesrat Walter Strutzenberger: Ich nehme 
die Wahl an und bedanke mich ebenfal ls für das 
Vertrauen. 

Präsidentin: Wir kommen nun zur Wahl der 
beiden Schriftführer. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, die Bundesrä­
tinnen Grete P irchegger und Johanna Schicker 
für das 2. Halbjahr 1 991  zu Schriftführern des 
Bundesrates zu wählen. 

Falls kein E inwand erhoben wird, nehme ich 
auch diese Wahl unter einem vor. - Einwand 
wird nicht erhoben. 
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Ich bitte jene M itglieder des Bundesrates, die 
diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben, 
um ein Handzeichen. - Dies ist S t i m  m e n -
e i n  h e l l  i g k e i t. 

Der Wahlvorschlag ist somit a n  g e n 0 m -
m e n. 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl an­
nehmen. 

Frau Bundesrätin Pirchegger. 

Bundesrätin Grete Pirchegger: Ich danke und 
nehme die Wah l  an. 

Präsidentin: Frau Bundesrätin Schicker. 

Bundesrätin Johanna Schicker: Ich nehme die 
Wahl an und danke ebenfalls. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Präsidentin: Wir kommen nunmehr zur Wahl 
der drei Ordner. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, die Bundesräte 
Erich Farthofer, Jürgen Weiss und Karl Schwab 
für das 2. Halbjahr 1 99 1  zu Ordnern des Bundes­
rates zu wählen. 

Falls kein Einwand erhoben wird, nehme ich 
diese Wahl unter einem vor. - E inwand wird 
nicht erhoben.  

Ich  bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
diesem Wahlvo rschlag ihre Zustimmung geben, 
um ein Handzeichen. - Dies ist S t i m  m e n -
e i n h e l l i g k e i t. 

Der Wahlvorschlag ist somit a n  g e n 0 m -
m e n . 

Herr Bundesrat Farthofer. 

Bundesrat Erieh Farthofer: Ich nehme die 
Wahl an. 

Präsidentin: Herr Bundesrat Weiss. 

Bundesrat Jürgen Weiss: Ich nehme die Wahl 
an. 

Präsidentin: Bundesrat Karl Schwab. 

Bundesrat Mag. Georg Lakner: Ich darf für 
Herrn Bundesrat Schwab erklären,  der im RE­
HAB-Zentrum in Bad Isch l liegt, daß er die Wahl 
annimmt. 

Präsidentin: Ich danke für diese Erklärung und 
möchte nunmehr ganz persönlic h  allen Gewähl­
ten herzlich gratul ieren und alles Gute für das 
nächste Halbjahr wünschen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft .  

Ich gebe noch bekannt,  daß seit der letzten be­
ziehungsweise in der heutigen Sitzung insgesamt 
drei Anfragen, 804/J bis 806/J, eingebracht wur­
den. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftl ichem Wege erfol­
gen. Als Sitzungstermin ist Freitag, der 1 2. Juli 
1 99 1 , 9 Uhr in Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kommen 
jene Vorlagen in Betracht, die der Nationalrat bis 
dah in verabschiedet haben wird, soweit sie dem 
Einspruchsrecht beziehungsweise dem Zustim­
mungsrecht des Bundesrates unterliegen. 

Die Ausschußvorberatungen sind für Donners­
tag, den 1 1 . Juli  1 99 1 ,  ab 1 5  Uhr  vorgesehen. 

Schlußansprache der Präsidentin 

Präsidentin Anna Elisabeth Haselbach: Hohes 
Haus! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Gestatten 
Sie mir - trotz der vorgeschrittenen Zeit - zum 
Abschlu ß  dieses Halbjahres das Wort an Sie zu 
richten. Es  sollen Worte des Dankes und Anstöße 
für weitere Gedanken sein. 

Dafür, daß die Arbeit dieses Hauses so rei­
bungslos abgelaufen ist, möchte ich in erster Linie 
den beiden Vizepräsidenten sehr, sehr  herzlich 
danken. (Allgemeiner Beifall, ) Ihre große Erfah­
rung, ihr Wille zur Zusam menarbeit und ihre 
Hingabe an den Parlamentarismus haben den Stil 
dieses Hauses nachhaltig geprägt. Augenmaß und 
Kompromißbereitschaft - bei aller Festigkeit der 
Standpunkte - sind die besten Mittel zur Kon­
f1iktlösung. Wir alle können froh und stolz sein ,  
daß alle drei Fraktionsvorsitzenden über diese 
Konfliktlösungskompetenz in so hervorragender 
Weise verfügen. 

Unsere Aufgaben wären aber nicht erfüllbar, 
hätten wir nicht die Hilfe und Unterstützung der 
Beamten des Hauses, und ich möchte ihnen auf­
richtig und herzlich danken für die viele Arbeit, 
d ie sie geleistet haben .  (Allgemeiner BeifaLL.) 

Meine Damen und Herren! Ich habe anläßlich 
meines Amtsantritts die Einrichtung e iner Ar­
beitsgruppe, die sich mit allen Fragen der euro­
päischen Integration beschäftigen sol l ,  angekün­
d igt. Ich kann Ihnen heute berichten, daß die 
Vorbereitungen soweit abgeschlossen sind, daß 
die Arbeitsgruppe demnächst ihre Tätigkeit auf­
nehmen wird. Und sie wird das im Bewußtsein 
dessen tun, daß die europäische Einigung ein 
Prozeß von größter Tragweite ist. Unsere Rolle 
kann es nicht sein ,  nur Zeuge dieses Prozesses zu 
sein ,  sondern wir m üssen mitgestalten. Ängstlich­
keit und Wankelmütigkeit sind feh l  am Platz, 
denn wir haben die Kraft und die Phantasie, um 
an einer neuen wirtschaftlichen, sozialen, kultu-
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rellen und politischen Architektur Europas mit­
zuwirken. 

Wir Österreicher haben in  der Vergangenheit 
vieles zustandegebracht, worauf wir stolz sein 
können. Vieles davon hat uns die Hochachtung 
der Welt eingebracht. Darauf beruhen unser 
Selbstvertrauen und unsere Chancen für die Zu­
kunft. Der Bundesrat war und ist immer offen für 
Ideen und Anregungen, um den Föderalismus zu 
stärken und weiterzuentwicklen. Wir wollen dazu 
be itragen, daß die Länder und Regionen der Mit­
gl iedstaaten einer künftigen EG, eines größeren 
Europas, den ihnen zustehenden Platz einneh­
men, nämlich als Untergliederungen, d ie in Bür­
gernähe und in Kenntnis der Bedürfnisse der 
Menschen selbständig handeln können. Unsere 
Aufgabe wird es daher in Zukunft sein, Mittler 
und unverzichtbares Bindeglied zwischen EG, 
Bundesstaat und Bundesländern zu sein,  so wie 
wir heute das parlamentarische Bindeglied zwi­
schen Bund und Ländern sind. 

Meine Damen und Herren!  Voraussehbarkeit 
und Berechenbarkeit pol itischen Verhaltens ge­
hören zu den Grundvoraussetzungen internatio­
naler Wertschätzung. Ein opportunistisches Hin­
und Herschwanken in der Neutral itätspolitik 
würde diese Berechenbarkeit zunichte machen.  
Es ist Tatsache, daß die Neutral ität im Staatsver­
ständnis der Österreicher tief verwurzelt ist. Jede 
Diskussion über Neutral ität ist daher mit grö ßter 
Verantwortung zu führen. Zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt gibt es au ßerdem noch keine Neuord­
nung europäischer Sicherheitspolitik, und eine 
solche ist auch für die nähere Zukunft noch nicht 
in Sicht. 

Abgesehen davon bin ich überzeugt davon, daß 
Sicherheitspolitik weltweit angelegt u nd primär 
friedenserhaltend sein muß. Das hei ßt, sie darf 
nicht auf mil itärischen Überlegungen beruhen, 
sondern muß aufgrund vertrauensbildender Maß­
nahmen Konflikte verhindern  beziehungsweise 
lösen. Wer, wenn nicht der Neutrale, ist dazu in 
besonderem Maße geeignet! 

Meine Damen und Herren!  Im Frühjahr war 
eine Delegation des Spanischen Senats in Öster­
reich.  Ich konnte bei meinen Gesprächen mit 
dem spanischen Senatspräsidenten und ebenso 
später bei der Präsidentin der italienischen Abge­
ordnetenkammer Aufgeschlossenheit für unsere 
Neutralitätspolitik erkennen. Beide akzeptierten 
die Auffassung, daß bei einem schrittweisen Auf­
bau e iner neuen europäischen Ordnung der Neu­
trale seinen P latz hat und sogar unverzichtbare 
Dienste für die friedliche Entwicklung der Welt 
leisten kann. 

Nicht unerwähnt lassen möchte ich,  daß gerade 
die österreichische Neutralitätspolitik zu unserem 
internationalen Ansehen geführt hat. Das haben 

sowohl  chinesische als auch indische Politiker mir  
gege nüber sehr deutlich betont. 

Ich erwähnte dies deshalb, wei l  es verhängnis­
voll wäre, unseren Blick nur auf Brüssel zu fixie­
ren, denn die Nord-Süd-Problematik bedarf end­
lich e iner Lösung, ist sie doch wirklich d e r  
Skandal der Menschheit. Denn Kriege, Hunger 
und E lend sind keine Naturkatastrophen, sondern 
werden von Menschen gemacht und verursacht. 

Ich meine daher in diesem Zusammenhang, 
daß Neutral ität und Paktungebundenheit sehr 
hi lfre ich sein  werden, wenn wir apokalyptische 
Zustände vermeiden und endlich  zu einer fried li­
chen und dauerhaften Entwicklung der Welt 
kommen wol len .  

Meine Damen und Herren ! Wir werden die 
Herausforderungen der Zukunft meistern, vor al­
lem dann, wenn wir uns über folgendes im klaren 
sind : Wer morgen ein guter Nachbar im gemein­
samen Haus Europa sein wil l ,  der muß die Viel­
falt der Gesc hichte und der Kultur Europas an­
nehmen und pflegen, nämlich Europas Humani­
tät, Europas Fähigkeit zu Aufklärung und Ratio­
nalität, der muß die Tradition europäischer 
Liberalität fortführen und muß Respekt vor an­
deren haben. 

Es gibt in einem Gemeinwesen Situationen, auf 
die wir mit Stolz zurückblicken, es gibt Situatio­
nen, die für uns Anlaß zum Bedauern sind, und 
solche, die Grund zur Beschämung geben . 

Wir sind herausgefordert, Menschenrecht und 
Freiheit zu verteidigen, auch und gerade gegen 
jene, für die das Wort " Freiheit" nichts anderes 
zu sein scheint als ein Knüppel, mit dem man auf 
Gegner losgeht. Wir müssen erkennbar machen, 
was das bedeutet, wenn Freiheit gefordert wird, 
gleichzeitig aber Meinungsfreiheit und die unab­
hängige Justiz unter Druck gesetzt werden. Wir 
müssen erkennbar machen, was es bedeutet, wenn 
Freiheit verlangt wird, gleichzeitig aber ganze 
Gruppen der Bevölkerung ausgegrenzt werden. 
Mit al ler Deutlichkeit: Kraftausdrücke, Sch mä­
hungen und Diffamierungen dürfen nicht zum 
Sti l der politischen Auseinandersetzung werden .  

Wer die Sprache verroht, ist schuld an der Ver­
rohung der politischen Sitten,  ist schuld, daß 
dann immer mehr Menschen gegen andere het­
zen. Wer zu a l l  dem bereit ist, der ist auch bereit, 
sich d ie Grölenden auf die Straße zu holen. 

Heute wiegt das schwerer, denn heute gilt die 
Ausrede nicht mehr, man hätte nicht ahnen kön­
nen , wohin das führen kann. Ich sage das sehr 
deutlich und seh r  bewußt im Gedenken an und in 
Trauer für die Opfer politischer Verhetzung. Ich 
sage es für die aus Auschwitz, aus Buchenwald, 
aus Bergen-Belsen, aus Birkenau, aus Treblinka, 
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für die aus Ravensbrück, aus Mauthausen, aus 
Flossenbü rg und aus Esterwegen, für die aus The­
resienstadt, für die aus Dachau und aus Maj­
danek, für die aus Warschau, aus Neuengamme 
und aus Oranienburg, für die aus E msland, für 
die aus Sobibor, für die aus Kulmhof und aus Le­
onberg, für die aus Sachsenhausen und Lublin 
und für die aus Ebensee und aus Lackenbach. 

Meine Damen und Herren !  Ich habe vor kur­
zem anläßl ich  einer Ordensverleihung gesagt, daß 
sich der Wille zur Menschlichkeit Tag um Tag 
neu beweisen muß: gegen Into leranz, gegen Kurz­
sichtigkeit und gegen Leichtfertigkeit. Ich bitte 
Sie, sich dessen i mmer bewu ßt zu sein und da­
nach zu handeln: im Interesse der Menschen un-

se res Landes und im I nteresse des Ansehens 
Österreichs. 

Ich wünsche jenen Kolleginnen und Kol legen ,  
die im Sommer und Frühherbst Wahlkämpfe zu 
führen haben, daß diese Wahlauseinandersetzun­
gen im Klima der Menschlichkeit und des gegen­
seitigen Respekts geführt werden. 

Dir, lieber Kollege Pomper, wünsche ich alles 
Gute und viel E rfolg für deine Amtsperiode. 

Und zum Schluß noch ein Wunsch, der uns alle 
in diesem Hause verbindet: Unsere Republik, sie 
möge blühen und gedeihen! - Ich danke Ihnen. 
(Anhaltender allgemeiner Beifall, ) 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n . 

Schluß der Sitzung: 2 1  Uhr 8 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 91 0323 
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